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Aus Anlass des 70. Jahrestages der ersten ZwangsaussiedlungsakƟ on 
von 1952, die in Thüringen unter dem Namen „Ungeziefer“ vorbe-
reitet wurde, führte die UOKG am 29. und 30. April 2022 in Magde-
burg in KooperaƟ on mit der BeauŌ ragten des Landes Sachsen-Anhalt 
zur Aufarbeitung der SED-Diktatur eine Tagung durch: „Geraubte 
 Heimat!“ AkƟ on „Ungeziefer“ – 70 Jahre Zwangsaussiedlungen an 
der innerdeutschen Grenze. Finanziell gefördert wurde sie von der 
BundessƟ Ō ung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur.

Als ReakƟ on auf die Unterzeichnung des Deutschlandvertrages am 
26. Mai 1952 in Bonn erließ der DDR-Ministerrat am selben Tag eine 
Verordnung, die von der SED als Grundlage zur Errichtung eines 5 km 
Sperrgebiets entlang der innerdeutschen Grenze benutzt wurde. Da-
mit begann die eigentliche Teilung Deutschlands. Noch am 26. Mai 
begannen ohne Vorankündigung die ersten Zwangsaussiedlungen 
ganzer Familien (8.300 Personen) aus diesem Gebiet.

Elisabeth Freyer, am 3. Oktober 1961 aus Sonneberg ausgewiesen, 
hielt eine berührende Gedenkrede. Es kamen Historiker zu Wort, die 
den historischen Hintergrund (Stalin-Noten) beleuchteten und die 
Vorgänge in den Grenzorten beschrieben. Betroff ene schilderten ein-
drucksvoll ihr unfassbares Schicksal, das von Willkür, Verleumdungen 
und RestrikƟ onen geprägt war. Ein Psychiater beschrieb die Bedeu-
tung einer angemessenen Entschädigung für die TraumabewälƟ gung 
durch die grausame Vertreibung und die anschließende Zwangsan-
siedlung in zumeist unzumutbaren QuarƟ eren in Hinterlandkreisen.

Drei Interessenvertreterinnen berichteten von den seit 1990 ent-
täuschten Erwartungen an den Rechtsstaat. Mitglieder des Deut-
schen Bundestages diskuƟ erten mit ihnen über Formen für eine 
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angemessene Entschädigung. StaƩ  einer Opferpension wurde aus 
Altersgründen eine angemessene Einmalzahlung favorisiert.

Schließlich berichteten Historiker aus Sachsen-Anhalt über Gedenk-
orte entlang der einsƟ gen innerdeutschen Grenze und das NaƟ onale 
Naturmonument Grünes Band.

Der Bruder unseres 89jährigen Zeitzeugen Prof. Adolf Ebel, der Poli-
tologe Dr. Karl-Heinrich Ebel, war kurz zuvor 90 Jahre alt geworden. 
Er hat sich lebhaŌ  an der Diskussion um die historischen Hintergrün-
de und eine geeignete Form der Entschädigung beteiligt. Mit großer 
Betroff enheit mussten wir zur Kenntnis nehmen, dass er nur vier Mo-
nate später plötzlich verstorben ist.

Es muss rasch eine Entschädigungslösung gefunden werden.

Die BundessƟ Ō ung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur hat die Her-
ausgabe dieses Bandes ermöglicht. Dafür sind alle Beteiligten sehr 
dankbar.
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Gedenkrede: „Zwangsaussiedlungen 
im SED-Staat – staatlich sankƟ onierter 
Heimatverlust“

Herzlich willkommen zur zweitägigen Tagung, die sich anlässlich des 
70. Jahrestages der AkƟ on „Ungeziefer“ im Jahre 1952 den Zwangs-
aussiedlungen in der DDR widmet.

Liebe Betroff ene,

sehr geehrte BundesbeauŌ ragte für die Opfer der SED-Diktatur 
beim Deutschen Bundestag, Frau Evelyn Zupke,

sehr geehrte Vorsitzende des Ausschusses für Kultur und Medien 
und Mitglied des Bundestages, Frau Katrin Budde,

sehr geehrter Staatssekretär für Kultur in der Staatskanzlei 
und im Ministerium für Kultur des Landes Sachsen-Anhalt, 
Dr. SebasƟ an Putz,

sehr geehrter Vorsitzender des Fachbeirates GesellschaŌ liche 
 Aufarbeitung, Opfer und Gedenken bei der BundessƟ Ō ung zur Auf-
arbeitung der SED-Diktatur, Herr MarƟ n-Michael Passauer,

Elisabeth Freyer 
Vorsitzende des Vereins Opfer des 

Stalinismus in Thüringen (OdS)
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sehr geehrte BeauŌ ragte des Landes Sachsen-Anhalt zur 
 Aufarbeitung der SED-Diktatur, Frau Birgit Neumann-Becker,

sehr geehrter Bundesvorsitzender der UOKG e.V., 
Herr Dieter Dombrowski,

ich möchte als direkt Betroff ene besonders Frau Anneliese Fleischer, 
ebenso Frau Marie-Luise Busse, Herrn Professor Adolf Ebel und Herrn 
Gerd Schrimpf und die anderen anwesenden Zeitzeuginnen und Zeit-
zeugen, die am Zeitzeugenpodium teilnehmen werden, begrüßen.

Meiner Gedenkrede möchte ich ein Zitat von Albert Einstein  – wel-
ches ich sehr treff end fi nde – voranstellen:

„Die Welt ist viel zu gefährlich, um darin zu leben –
 nicht wegen der Menschen, die Böses tun,

sondern wegen der Menschen,
die danebenstehen und sie gewähren lassen.“

Jeder, der nicht ins Weltbild der neuen Machthaber der SED-Diktatur 
passte, wurde verfolgt. Wir, die nahe der DemarkaƟ onslinie, der spä-
teren innerdeutschen Grenze lebten, wurden der Heimat beraubt. 
Dies geschah plötzlich, sozusagen über Nacht und mit Gewalt. Mit 
zwei großen ZwangsaussiedlungsakƟ onen ins Landesinnere wurden 
Exempel statuiert. Ein Konstrukt aus Verleumdungen eilte uns voraus 
an die Orte, die wir zukünŌ ig zu bewohnen haƩ en.

Bei einer unserer Gedenkveranstaltungen in Sonneberg in Thüringen 
haƩ en wir die LandtagsvizepräsidenƟ n des Thüringischen Landtags, 
Irene Ellenberger, zu Gast. Sie sagte sinngemäß, die Sprache der Tä-
ter erinnere sie an die Sprache des DriƩ en Reichs, wie es damals 
schon Victor Klemperer wahrgenommen habe. Zu „Ungeziefer“ und 
„Schädling“ gehöre sprachlich die Vernichtung; dem Opfer werde 
schon begriffl  ich die Menschenwürde genommen.

Heute wollen wir den Betroff enen ein „Gesicht“ geben und mit dem 
Märchen aufräumen, es häƩ e sich bei diesem Menschenrechtsver-
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brechen um normale Umzüge gehandelt. Hier einige wenige ein-
drückliche Schicksale:

Familie Hildegard und Werner Rüger (Pension Rüger) mit ihrem 
12-jährigen Sohn Manfred nahmen sich am 6. Juni 1952 aus Angst 
vor einer ungewissen ZukunŌ  das Leben. Verantwortung wollten die 
Kommunisten dafür nicht übernehmen. Am 9. Juni 1952 logen sie 
frech in der Tageszeitung „Das Volk“: „Lügenparolen der angloame-
rikanischen Kriegstreiber“ häƩ en dazu beigetragen, „dass in Sonne-
berg eine geachtete Familie diesem Mordanschlag zum Opfer gefal-
len ist.“

Geachtet? Warum sollte sie dann gewaltsam aus ihrer Heimat ver-
trieben werden?

Ich erinnere an Liddy Unglaub, MuƩ er von vier Kindern, die laut De-
portaƟ onsprotokoll „schwer herzkrank“ war. Sie stürzte sich nach der 
Vertreibung vom Dach des zugewiesenen Hauses.

Wir gedenken heute der muƟ gen Männer aus Streufdorf, Landkreis 
Hildburghausen, die 1952 als „Rädelsführer“ des Widerstandes ge-
gen die Zwangsaussiedlungen verurteilt wurden.

Wir gedenken Fritz Bauers. Er wurde mit Frau und zwei Söhnen am 
3. Oktober 1961 von Woosmer, Kreis Ludwigslust, in die Gegend von 
Güstrow verschleppt. Sein ältester Sohn erhängte sich bei seinem 
driƩ en „illegalen“ Aufenthalt im Sperrgebiet im Alter von 15 Jahren 
im Haus seiner Großeltern. Im Abschiedsbrief steht, er werde mit 
allem nicht mehr ferƟ g, und: „Gebt mein Erspartes an ‚Brot für die 
Welt‘.“ Er durŌ e nicht einmal in seiner Heimaterde zur letzten Ruhe 
gebeƩ et werden!

Ich gedenke auch meines Vaters, meiner MuƩ er und meines Bruders. 
Vater kriƟ sierte die Maßnahmen des 13. August 1961, verurteilte die 
einseiƟ g von russischer Seite wieder aufgenommenen Atombomben-
versuche, sagte, dass – im Gegensatz zu Ulbricht – Konrad Adenauer 
ein anständiger Deutscher sei. Er wurde vor dem Bezirksgericht Mei-

ningen zu einer Gefängnisstrafe mit Aufenthaltsbeschränkung nach 
§ 19 Strafrechtsergänzungsgesetzes verurteilt. Infolge der SippenhaŌ  
wurde der Rest der Familie am 3. Oktober 1961 zwangsausgesiedelt. 
Mein Bruder wollte sich die Pulsadern aufschneiden, wurde gepackt 
und mit KnebelkeƩ en abgeführt. Zum Abtransport war er wieder da. 
Ich wollte die Tür hinter mir zuziehen und aus dem Fenster sprin-
gen. Meine MuƩ er protesƟ erte laut und sagte: „Das, was ihr mit uns 
macht, hat Hitler mit den Juden gemacht, das ist SippenhaŌ  wie im 
DriƩ en Reich!“

Vater kam ins Arbeitslager BiƩ erfeld und musste für einen Sklaven-
lohn schuŌ en. Ab 1962 stellten wir immer am 3. Oktober Ausreisean-
träge. Stets kam eine Ablehnung. Am Weihnachtsheiligabend 1974 – 
13 Jahre später – erhielten wir die Nachricht, dass unserem Anliegen 
Rechnung getragen werde. Wir ließen uns in unmiƩ elbarer Nähe der 
Zonengrenze gegenüber von Sonneberg, unserer beraubten Heimat 
nieder. Vater ging auf unseren Hausberg und schaute hinüber. Es war 
so nah und doch so fern. Das Schlimmste war für ihn, die Heimat 
sehen zu können. Der Schmerz nahm ihm KraŌ  und Hoff nung. Sein 
Wunsch, in Freiheit zu sterben, erfüllte sich nach nur drei Monaten.

Im vereinten Deutschland ruhten unsere Hoff nungen auf dem 
Rechtsstaat. StaƩ  Recht erfuhren wir kollekƟ ves Totschweigen und 
Verdrängen. Die Täter forderten und jammerten von Rentenstraf-
recht und SiegerjusƟ z. Sie bekamen Recht mit ihren Renten. Unge-
straŌ  sagen Täter noch heute, es häƩ e die RichƟ gen getroff en, wie 
ein Vopo [Volkspolizist] in der MDR-DokumentaƟ on „AkƟ on ‚Unge-
ziefer‘ – vertrieben in der DDR“, die uns morgen vorgestellt werden 
wird. Er haƩ e beide AkƟ onen, 1952 und 1961, mit durchgeführt!

Die Zwangsausgesiedelten treten lautlos, mehr als bescheiden in 
möglichst noch gebückter Haltung auf. BiƩ en um eine mickrige Ent-
schädigung und werden seit 30 Jahren genervt abgetan. Wir wollen 
kein Mitleid, aber auch keine Brosamen vom Fußboden aufl esen. 
Dazu sind wir zu alt.



1514

GEDENKREDE ELISABETH  FREYER GEDENKREDE ELISABETH  FREYER

1990 stellte unser Rechtsstaat fest, die SED-Maßnahmen an der in-
nerdeutschen Grenze und damit verbundene Enteignungen wären 
rechtmäßig gewesen. Dadurch wurde zur Freude der SED-Führungs-
clique ein Zerrbild über die Zwangsausgesiedelten konstruiert. Bun-
desjusƟ zminister Klaus Kinkel revidierte am 10. März 1992 diese Hal-
tung und erklärte, es habe sich um eine „exzepƟ onelle, individuelle 
poliƟ sche Verfolgung“ gehandelt.

Kein für die Zwangsaussiedlungen Verantwortlicher wurde im ver-
einten Deutschland zur Verantwortung gezogen. Sie häƩ en „an die 
Rechtmäßigkeit des Aussiedlungsbefehls glauben dürfen“1, urteilten 
gesamtdeutsche Richter 1998.

Damit hat der Rechtsstaat jedem einzelnen Zwangsausgesiedelten 
einen deŌ igen Schlag ins Gesicht versetzt! Wir wurden Jahrzehnte 
später erneut diff amiert, diskriminiert, verleumdet. Ausdrücklich 
ist zu erwähnen, dass die Zwangsaussiedlungen 1952, 1961 und fol-
gende keine EnteignungsakƟ onen waren. Das wird oŌ  mit der nach 
nur vierjähriger Existenz des SED-Staates verbundenen Enteignungs-
akƟ on „Rose“ verwechselt. Betroff en waren damals Hotelbesitzer an 
der Ostsee.

Der Landesbischof Moritz Mitzenheim von Thüringen hat nach der 
Zwangsaussiedlung 1952 den damaligen amƟ erenden Innenminister 
Thüringens, Gebhardt, in einem herzzerreißenden Brief vom 10. Juni 
gebeten, doch alles noch einmal „zu überdenken und Ruhe und Ord-
nung wieder herzustellen.“ Er wies ebenso darauf hin, dass es für die 
Maßnahme „keine gesetzliche Grundlage“ gibt.2

Ich appelliere – hier und heute – an die poliƟ schen Verantwortlichen, 
sich nach über 30 Jahren Wiedervereinigung endlich diesem Thema 
ernsthaŌ  zu widmen. Warten Sie nicht auf die biologische Lösung! 
Wir wurden rehabiliƟ ert, zählen zu den poliƟ schen Verfolgten und 

1 Roman Grafe: Die Grenze durch Deutschland. Eine Chronik von 1945 bis 1990, S. 503f.
2 Brief des Landesbischofs Moritz Mitzenheim an den Thüringischen Innenminister Willy 

Gebhardt vom 10.06.1952. Das Dokument liegt E. Freyer vor.

sind demnach nach ArƟ kel 17 des Einigungsvertrages anspruchsbe-
rechƟ gt!

Wie soll die gesamtdeutsche GesellschaŌ  erfahren, welche Verbre-
chen uns und unseren Familien an dieser unmenschlichen Grenze 
widerfahren sind und auf das Konto der SED gehen? Unser Rechts-
staat, die Bundesrepublik Deutschland, hat sich hinsichtlich unserer 
Belange leider zum Steigbügelhalter der ewig Gestrigen gemacht, die 
erneut den Himmel auf Erden versprechen!

Mein persönliches Schlusswort widme ich, wie ich es versprach, mei-
nen verstorbenen Angehörigen:

Wir werden niemals vergeben und niemals vergessen,
denn sie wussten genau, was sie tun!

Ich biƩ e Sie, sich zu einer Gedenkminute von Ihren Plätzen zu er-
heben – sofern es Ihnen möglich ist – und derer zu gedenken, die 
uns längst verlassen haben. Im Anschluss werden ein Schüler und 
ein Dozent des Georg Philipp Telemann Konservatoriums ein Stück 
von Johann SebasƟ an Bach in Gedenken an die bereits verstorbenen 
Betroff enen vortragen.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit!

Musiker des Georg Philipp Telemann Konservatoriums
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Begrüßung

Ganz herzlichen Dank für die freundliche Begrüßung und herzlichen 
Dank noch einmal für die wunderbare Musik, die das Schwere, über 
das Frau Freyer gesprochen hat, noch einmal nacherlebbar macht. 
Und ich möchte mich bei Ihnen sehr herzlich bedanken für Ihre Rede, 
für Ihre Gedenkrede und Ihre bewegenden Worte. Sie haben fast alle 
begrüßt. Ich will nur noch die ergänzen, die Sie jetzt nicht im Blick 
haƩ en. Ich möchte gerne noch Frau Bennewitz, Frau Tröbs als Prä-
sidenƟ n des Bundes der in der DDR Zwangsausgesiedelten, Herrn 
Schönemann, mit dem wir auch viel zusammenarbeiten, und alle Be-
troff enen und Angehörigen von Betroff enen, die hier im Raum sind, 
begrüßen. Ich möchte auch Frau Titze begrüßen, seit Juni 2021, also 
seit bald einem Jahr VizepräsidenƟ n des Bundesarchivs und zustän-
dig für die Stasi-Unterlagen. Und ich möchte auch sehr herzlich die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei den anderen LandesbeauŌ rag-
ten und bei der UOKG begrüßen.

Sehr geehrte Damen und Herren, Interessierte, Betroff ene, Vertrete-
rinnen und Vertreter der Verbände, aus der PoliƟ k, aus den Medien, 
Herr Dr. Winter, nicht zu vergessen, Vorsitzender der VOS (Vereini-
gung der Opfer des Stalinismus) in Sachsen-Anhalt, auch Sie haben 

Birgit Neumann-Becker
BeauŌ ragte des Landes Sachsen-

Anhalt zur Aufarbeitung 
der SED-Diktatur
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dieses Thema der Zwangsaussiedlungen in Ihrer Arbeit. Ich bin sehr 
froh, dass wir uns heute hier zu unserer Veranstaltung treff en, dass 
es gelungen ist, auf Anregung von Ihnen, Herr Dombrowski, diese 
Tagung vorzubereiten und jetzt auch hier durchzuführen. Und lieber 
Michael Passauer, sehr herzlichen Dank für die Förderung der Bun-
dessƟ Ō ung, die freundlich und großzügig ist, so dass wir uns hier in 
Magdeburg im Roncalli-Haus zusammenfi nden können.

Ein schwieriges Thema, die ProblemaƟ k der Zwangsaussiedlungen 
und ihrer Folgewirkungen, darüber wollen wir sprechen. Ein Thema, 
das sonst immer so mit besprochen wird, aber selten so im Fokus 
steht. Solange es die DDR gab, wurde darüber nicht geredet, durŌ e 
nicht geredet werden. Das gehört dazu: das lange Schweigen. Sie ha-
ben es gesagt, Frau Freyer. Nach der Wiedervereinigung wurde das 
Thema Zwangsaussiedlungen zu einem eher schwierigen Thema im 
Bereich der Entschädigung, Wiedergutmachung und Anerkennung. 
Zwangsaussiedlung bedeutete über den Verlust von Hab und Gut hi-
naus den Verlust der wirtschaŌ lichen Existenz, der Heimat, der Fami-
lienangehörigen, die dablieben, der Freunde und über diese aktuel-
len Verluste hinaus, der über GeneraƟ onen gewachsenen Strukturen 
und nicht zuletzt der Zugehörigkeit zur Kirchengemeinde, in die die 
Betroff enen hinein getauŌ  worden sind und auch des Zugangs zu den 
Gräbern der Vorfahren auf ihren Friedhöfen.

Wir sprechen hier über die Folgen der Deutschen Teilung in Folge 
des Zweiten Weltkrieges, die mit den Maßnahmen vom 26. Mai 1952 
beginnend, vor 70 Jahren in der DDR zu einem menschenrechtsver-
letzenden Terrorsystem wurde. Bis heute werden diese Erlebnisse 
geschildert, und wir haben gerade auch in den letzten Jahren wieder 
vermehrt Anfragen in unserer Beratungsarbeit, die wir in Sachsen-
Anhalt durchführen, wo die Kinder, die dies miterlebt haben, also 
Ihre GeneraƟ on, die heute hier als Betroff ene und Angehörige ver-
sammelt ist, über diese schweren Erlebnisse sprechen möchten und 
auch sprechen müssen. Unter dem Titel „Geraubte Heimat“ wollen 
wir in dieser Tagung diese Zwangsaussiedlungen in die Zeitgeschich-
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te einordnen, wir wollen über die Folgen der Zwangsaussiedlungen 
für Sie als Betroff ene selbst sprechen. Welche gesundheitlichen, wel-
che psychischen und sozialen Folgen waren zu tragen und was kann 
heute zur besseren Verarbeitung, zur Einordnung, zur BewälƟ gung 
oder sogar zur Heilung helfen? Die Frage danach, wie Betroff enen 
heute konkret Anerkennung und Wertschätzung ausgedrückt wer-
den kann, das wird ein zentrales Thema unserer Tagung sein. Denn 
der Schaden, der angerichtete Schaden, kann nicht rückgängig ge-
macht werden. Es gibt keinen Ersatz für Heimat. Und deshalb geht 
es um Linderung und Minderung der Schäden und um Anerkennung. 
Darüber wird zu reden sein, und dafür haben wir mit Katrin Budde 
und Evelyn Zupke kompetente Gesprächspartnerinnen.

Ich bedanke mich sehr herzlich für alle Vorbereitungen und für die 
Zusammenarbeit mit der UOKG e.V. und die Aufmerksamkeit der 
LandespoliƟ k. Herr Dr. Putz, durch Sie wird heute diese Aufmerksam-
keit der LandespoliƟ k vertreten. Sie werden das gleich ausführen, ein 
wichƟ ges Thema auch bei uns im Zusammenhang mit der Gestaltung 
des NaƟ onalen Naturmonuments Grünes Band. Der Ministerpräsi-
dent konnte seine Teilnahme leider nicht persönlich zusagen, weil 
zeitgleich in Magdeburg der Landtag zusammengetreten ist und er 
dort anwesend sein muss.

Uns war in der Vorbereitung dieser Tagung wichƟ g, dass sie mehr 
ist, viel mehr ist, als Referate und Diskussionen über die historische 
Einordnung. Uns war wichƟ g, und das war auch eine gute Erfahrung 
in der Vorbereitung mit Ihnen gemeinsam als Betroff ene, dass wir 
neben dem Gespräch und dem Austausch miteinander auch die 
nächste GeneraƟ on hineinnehmen und darüber sprechen, wie an 
die Zwangsaussiedlungen zukünŌ ig erinnert werden kann und dass 
Raum ist für das Nachdenken, auch für die Trauer, für Erinnerungen 
und die notwendige NeuorienƟ erung nach dem schweren Verlust 
der Heimat. Denn letztlich ist das schwere Unrecht, das den Zwangs-
ausgesiedelten und ihren Familien zugefügt worden ist, nicht rück-
gängig zu machen, sondern es geht darum, die Folgen zu mildern, 

die Wunden zu heilen und das Unrecht öff entlich anzuerkennen und 
es auch besser öff entlich anzuerkennen. Und deshalb soll diese Ta-
gung auch dem Verarbeiten dienen, der Würdigung der schweren 
Schicksale der Zwangsausgesiedelten und ihrer Familien, soweit dies 
im Rahmen einer solchen Veranstaltung möglich ist. Ich bin gespannt 
darauf, welche Impulse von dieser Tagung ausgehen werden, die uns 
für die weitere Ausgestaltung der Erinnerungskultur in Sachsen-An-
halt Anstöße geben können. Und weil dadurch der Horizont etwas 
weiter ist als bei einer normalen akademischen Tagung, und wir hier 
die Gasƞ reundschaŌ  eines Katholischen Tagungshauses genießen, 
werden wir morgen die Tagung mit einer Andacht und dem Segen in 
der St.-SebasƟ an-Kirche beenden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich wünsche uns allen 
eine gute Tagung. Ich grüße auch noch einmal die, die uns an den 
Endgeräten zugeschaltet sind. Die Corona-Pandemie hat uns viel Be-
schwerliches gebracht, aber sie hat uns auch in diesem Sinne berei-
chert, dass wir Tagungen mit denen durchführen, die im Raum sind, 
aber auch mit denen, die im Moment online zugeschaltet sind. Also 
auch Ihnen sei ein herzlicher Gruß gesagt. Und ich wünsche uns allen 
eine gute Tagung.

Herzlichen Dank!
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Begrüßung

Meine sehr verehrten Damen und Herren, begrüßt worden sind schon 
alle, die protokollarisch zu begrüßen waren. Ich möchte aber insbe-
sondere Sie, die unmiƩ elbar Betroff enen, noch einmal insgesamt be-
grüßen, nämlich die, die dabei waren, die Opfer waren, die Mitleiden-
de waren, als die Zwangsvertreibungen staƩ gefunden  haben.

Wir als Union der Opferverbände KommunisƟ scher GewaltherrschaŌ  
haben knapp vierzig Mitglieder – IniƟ aƟ ven, kleine, große Vereine, 
vor allem die Vertriebenenverbände sind die größten bei uns. Und 
alle diese Interessengruppen haben unter der kommunisƟ schen Dik-
tatur geliƩ en. Aber sie haben alle unterschiedliche Lebensverläufe 
und unterschiedliche Erfahrungen, auch wenn die Ursachen, nämlich 
die SED und die Kommunisten, immer dieselben waren.

Wir versuchen, so gut es geht, als Dachverband im posiƟ ven Sinne 
Lobbyarbeit zu leisten, auch mit einer solchen Veranstaltung. „Lob-
byarbeit“ hört sich immer furchtbar an, aber sie ist einfach notwen-
dig. Denn das, was Sie alle als Betroff ene wissen, ist lange nicht allen 
bekannt und schon gar nicht denen, die darüber zu entscheiden ha-
ben, ob versucht wird, Ihnen oder Ihren Angehörigen – Frau  Freyer 
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haƩ e darauf hingewiesen –, auch wenn sie nicht mehr leben, ein 
Stück Würde wiederzugeben und Ihnen Respekt zu erweisen.

Diejenigen, die in der DDR zur Schule gegangen sind, werden sich er-
innern. Wir mussten, glaube ich, alle das Lied lernen: „Unsere Heimat, 
das sind nicht nur die Berge und Täler, die Fische im Wasser, die Vögel 
in der LuŌ .“ Es ist auch nichts dagegen zu sagen, wenn jemand seine 
Heimat liebt und besingt. Ich bewundere auch das Brauchtum in Bay-
ern, wo jedes Jahr zu allen Tagen, die dazu geeignet sind, die Heimat 
gefeiert wird. Aber wir sprechen auf dieser Veranstaltung von „ge-
raubter“ Heimat. Die Heimat verlieren, das konnte man in der DDR in 
verschiedener Weise: Die einen sind gefl üchtet, weil sie es nicht mehr 
ausgehalten haben, die anderen wurden zwangsausgesiedelt.

Bei dem einen oder anderen kam beides zusammen, wie ich vorhin in 
der Lobby von einer Dame gehört habe. Sie erzählte, wie ihre Familie 
noch wenige Stunden, wenige Minuten vorher durch Zufall Warnun-
gen bekommen haƩ e, sodass sie dann noch schnell über die Grenze 
fl iehen konnte. Es bleibt aber, dass ihnen allen die angestammte Hei-
mat, die sie eigentlich lieben, achten und ehren, genommen wurde. 
Dem einen oder anderen fällt es auch schwer zurückzugehen, mir 
zum Beispiel in die ehemalige Hauptstadt Ost-Berlin, wo ich aufge-
wachsen bin. An jeder Ecke – sofern dort nicht neu gebaut wurde 
– erinnern mich Dinge daran, wie mein Leben und das Leben vieler 
anderer eingegrenzt, eingeschränkt und fremdbesƟ mmt war. Nun ist 
das nicht zu vergleichen mit anderen Schicksalen, aber es ist ein un-
gutes Gefühl. Und die Kommunisten haben es in verschiedener Wei-
se verstanden, uns die Liebe und auch unsere Heimat zu nehmen. Sie 
meinten, sie müssten uns eine neue Heimat verordnen, die wir auch 
zu besingen häƩ en.

Dies alles Menschen zu vermiƩ eln, bspw. PoliƟ kern oder Bundes-
tagsabgeordneten, die sich jeden Tag mit tausend anderen Sachen 
beschäŌ igen müssen, das ist schwierig. Es geht nicht einfach nur 
darum, zu sagen: jeder bekommt das oder das, irgendeine Summe. 
Sondern Sie als Betroff ene erwarten – zu Recht wie ich fi nde – eine 
gewisse Empathie. Sie erwarten, dass diejenigen, die es sich anhören 
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und handeln könnten, hoff entlich auch handeln werden und zwar 
aus voller Überzeugung.

Ich leide immer mit denen, die über ihre Eltern oder über ihre Groß-
eltern sprechen. Denn die, die jetzt als Betroff ene hier versammelt 
sind, waren zur Zeit der Vertreibung 1952 sehr jung. Und wie ist das? 
Die meisten von uns sind Eltern. Und Kinder sind wir alle gewesen. 
Und für Kinder ist das immer so: die Eltern wissen immer Rat, die 
Eltern halten von ihnen auch unangenehme Dinge fern. Das ist ein 
natürlicher InsƟ nkt. In den meisten Fällen ist es dann doch so gewe-
sen, dass die Kinder ihre Eltern erstmals rat- und hilfl os sehen muss-
ten. Und das ist nicht einfach weg, weil man jetzt fünfzig oder siebzig 
Jahre älter ist. Dieses Gefühl bleibt natürlich, weil wir unsere Eltern 
achten und ehren. Und von daher ist es, neben den materiellen Din-
gen, die zu regeln sind, auch wichƟ g, diesen Respekt einzufordern.

Frau Freyer hat es gesagt: Sie und auch die anderen Opfergruppen 
der Kommunisten, das sind ruhige Staatsbürger, die nicht mit irgend-
welchen Dingen auf die Straße gehen. Die Aufmerksamkeit hat in 
unserer GesellschaŌ  jedoch überwiegend, wer zum Beispiel an der 
Siegessäule in Berlin eine Tonne gelbe Farbe auf die Fahrbahn schüt-
tet oder sich auf die Fahrbahn klebt. Das machen wir alle nicht. Aber 
dennoch haben wir einen Anspruch darauf, dass unseren Anliegen, 
dass unserem Leid, das insbesondere den Eltern geschehen ist, Rech-
nung getragen wird. So viel Herz muss man auĩ ringen.

Ich würde auch gerne meine Heimat lieben, aber es fällt mir schwer. 
Eigentlich kann ich es nicht. Ich erinnere mich, als ich als Jugendli-
cher an der Magdalenenstraße, der Ruschestraße oder der Stasizen-
trale vorbeigelaufen bin, haƩ e ich das Gefühl, als gäbe es eine böse 
Strahlung. Ich wusste nicht genau, was das ist, ich habe die Straßen-
seite gewechselt. Ich werde das Gefühl nicht vergessen, weil es aus 
meiner Sicht etwas Böses war. Und heute? Die UOKG sitzt in diesem 
Gebäude, drei Etagen über Erich Mielkes Büro. Und es ist nicht ein-
mal eine Genugtuung. Es wäre schön, wenn ich mich darüber freuen 
könnte. Aber es ist bei mir immer noch so: Ich bin jedes Mal, wenn 
ich dort hingehe, gerührt, weil ich es gar nicht glauben kann. Es ist 

immer noch unwirklich, auch wenn es miƩ lerweile so lange her ist, 
dass nicht Erich Mielke, sondern wir dort sitzen. Und trotzdem stellt 
sich kein Triumph ein, weil ich im Grunde genommen im Nachhinein 
gar nicht verstehen kann, warum Menschen so etwas verantworten 
und so etwas tun.

Dass die Gerichtsbarkeit es so nicht nachvollziehen kann – das ist eine 
schwierige Aufgabe für unsere Gerichte, das ist mir klar. Ich kann mich 
nicht daran gewöhnen, das, was in der DDR an Gesetzen und Verord-
nungen erlassen wurde, so hinzunehmen, als wäre es eine Art Rechts-
staatlichkeit. Nur weil die Volkskammer, die nie frei gewählt wurde – 
außer einmal, das letzte Mal – Gesetze erließ, die keine demokraƟ sche 
Rechƞ erƟ gung haƩ en, zu sagen: „Das war dann eben so, und da kann 
man die Leute auch nicht belangen. Die waren im guten Glauben“, das 
ist so in unserem Rechtsstaat, aber es ist schwer zu akzepƟ eren.

Meine Damen und Herren, wenn wir diese Veranstaltung hier ge-
meinsam durchführen und Sie, die Betroff enen, uns anschließend 
an Ihrem Schicksal teilhaben lassen, dann tun wir das nicht, um mit 
Spannung irgendetwas zu erleben. Wir wollen damit wieder daran er-
innern, dass etwas passieren muss, dass Ihnen Recht zuteil wird, und 
dazu brauchen wir auch Anlässe. Gut, dass wir die OpferbeauŌ ragte 
− sozusagen als Übersetzerin unserer Anliegen an die PoliƟ k – haben. 
Wenn wir den Abgeordneten unsere Geschichten erzählen, müssen 
sie uns ja nicht alles glauben, und den Abgeordneten, der sich Ihre 
Geschichten so lange anhört, den suchen Sie mal. Das zu fi ltern und 
dann sozusagen als unsere Rechtsvertreterin und Meinungsbildnerin 
im Deutschen Bundestag zu wirken, das ist Ihre Aufgabe, liebe Frau 
Zupke, und Sie machen das sehr gut. Von daher haben Sie, haben wir 
allen Grund, opƟ misƟ scher zu sein als in der Vergangenheit. Es soll-
ten nicht noch einmal 30 Jahre vergehen, ohne dass etwas passiert. 
Diese Tagung und das, was dann folgt, sollte die PoliƟ k zum Handeln 
bringen. Das wünsche ich uns allen und danke Ihnen dafür, dass sie 
daran teilnehmen und mitwirken.

Dankeschön!
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Begrüßung

Auf meiner Liste stehen jetzt auch Namen, die ich alle nennen woll-
te. Da sie aber alle schon genannt worden sind, will ich eine kleine 
Auslese treff en: Frau Freyer, Sie will ich besonders nennen, weil Sie 
mich mit dem, was sie gesagt haben, bewegt haben. Birgit Neumann-
Becker, wir kennen uns beide schon eine ganze Weile, und ich be-
danke mich herzlich, dass du uns als BundessƟ Ō ung eingeladen hast. 
Und Dieter Dombrowski, wir kennen uns auch schon. Sie begrüße 
ich auch sehr herzlich und bedanke mich für die freundlichen Wor-
te. Ich grüße Sie alle sehr herzlich im Namen der BundessƟ Ō ung zur 
Aufarbeitung der SED-Diktatur, namentlich ihrer Direktorin Dr. Anna 
Kaminsky. Sie ist deshalb nicht hier, weil zur gleichen Zeit in Suhl die 
Geschichtsmesse staƪ  indet. Und deshalb hat sie mich gebeten, Ih-
nen allen ihre Grüße zu überbringen.

Wenn man das Thema Ihrer Tagung „‚Geraubte Heimat!‘ – AkƟ on 
‚Ungeziefer‘, 70 Jahre Zwangsaussiedlungen an der innerdeutschen 
Grenze“ in Beziehung setzt zu dem Thema der gerade staƪ  indenden 
Geschichtsmesse „DemokraƟ e unter Druck“ und zu der Diskussion, 
die wir gerade im Fachbeirat in Anwesenheit von Frau Zupke geführt 
haben zum Thema DemokraƟ e Fördergesetz und der Frage, wer ei-
gentlich die wirklichen Opfer in unserer GesellschaŌ  – auch heute 
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noch – sind, dann entdeckt man sehr schnell ein gemeinsames, in-
haltliches Interesse. Alles, was uns gemeinsam verbindet ist eine gro-
ße Solidarität, für die ich dankbar bin. Eine Solidarität im Hinblick auf 
die Aufarbeitung der Vergangenheit eines Landes, das sich demokra-
Ɵ sch nannte und in der Realität eine Diktatur war. Und dies alles ins 
Verhältnis gesetzt zu unserer aktuellen Diskussion, zu unserem ak-
tuellen Spannungsfeld zwischen Freiheit, Protest, Extremismus und 
nun noch zum Krieg – das ist eine unglaubliche Herausforderung.

Wer z. B. bisher mit dem SƟ chwort „geraubte Heimat“ und „Zwangs-
aussiedlung“ nicht viel anzufangen wusste, wird durch die aktuelle 
KriegssituaƟ onen vor unseren Türen in das dadurch verursachte Leid 
unmiƩ elbar mit hineingenommen. Menschen werden gegen ihren 
Willen, unter Anwendung von Gewalt ihrer Heimat beraubt, aus ihr 
vertrieben und willkürlich umgesiedelt. Fast wie eine Verhöhnung 
unserer gesellschaŌ lichen Wirklichkeit in Deutschland waren und 
sind für mich persönlich als DDR-Bürger und Flüchtlingskind aus Ost-
preußen Diskussionen darüber, ob wir heute in Deutschland, beson-
ders nach 1990, noch in einer DemokraƟ e leben.

In den letzten Monaten wünschte man manchen Demonstranten mit 
den entsprechenden PlakaƟ erungen zum Beispiel mehr Kenntnisse 
über die AkƟ on „Ungeziefer“ und deren Folgen für so viele Men-
schen. Die BeschäŌ igung auch mit diesen Epochen unserer Zeitge-
schichte, und da danke ich den Organisatorinnen und Organisatoren 
sehr herzlich, sollten Themen unseres Alltags sein und bleiben. Ver-
sucht man sich nur für Augenblicke in die Lage der Opfer von Dikta-
turen zu versetzen – und ich bin auch ein solches, auf ganz andere 
 Weise –, bekommt die Diskussion um das DemokraƟ everständnis 
eine ganz andere Dimension. Deshalb tun Sie und wir alle gut dar-
an, auch heute gemeinsam an die Opfer der SED-Diktatur öff entlich 
und klar zu erinnern, von ihren Schicksalen zu erzählen und auch ihr 
Recht auf Wiedergutmachung nachhalƟ g einzufordern.

Geschichte vermiƩ elt sich am besten durch Erzählung und Darstellung 
von persönlichen Geschichten. Allein die Tatsache einer sich scheinhei-
lig gebenden Deutschen „DemokraƟ schen“ Republik, allein die Tatsa-
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che, dass sie Menschen als „Ungeziefer“ bezeichnet, braucht auch heu-
te noch eine angemessene ReakƟ on. Persönlich bin ich deshalb Ihnen, 
den Organisatorinnen und Organisatoren dieser Tage, dankbar, dass 
Sie an dieses vergessene Unrecht erinnern, und dass Menschen unter 
uns leben, denen das widerfahren ist, heute hier eine SƟ mme bekom-
men. Viele Opfer der SED-Diktatur warten immer noch auf Formen öf-
fentlicher Wahrnehmung des ihnen widerfahrenen Unrechtes – eines 
Unrechtes, das lange kaschiert, kleingeredet und verharmlost wurde.

Noch etwas Persönliches: ich bin in Brandenburg an der Havel aufge-
wachsen, in einem Pfarrhaus mit einem Pfarrer, der ganz klar gesagt 
hat, eine GesellschaŌ sordnung, die sich als eine ihrer drei Säulen den 
Atheismus zum Inhalt macht, ist es nicht würdig, von ihm unterstützt 
zu werden. Und deshalb haben wir als Pfarrerskinder sehr viele 
Nachteile gehabt. Mein Vater hat in Zeiten schwerer Auseinanderset-
zung in Brandenburg an der Havel dafür gesorgt, dass manchmal die 
Kirchenglocken schwiegen. Und deshalb hat mich sehr berührt zu le-
sen, dass 1952 im thüringischen Streufdorf die Glocken geläutet wur-
den, um unüberhörbar auf Unrecht in Form eklatanter Verletzung 
der Menschenrechte aufmerksam zu machen. Und auch in unserer 
Zeit, unmiƩ elbar nach dem AƩ entat am 19. Dezember 2016, haben 
stündlich die Glocken der Kaiser-Wilhelm-Gedächtniskirche in Berlin 
geläutet. In den vielen Kirchen in Berlin und anderswo läuten auch 
jetzt, während des Krieges, zu ungewohnten Zeiten die Glocken.

Lassen sie uns also gemeinsam als AufarbeitungsinsƟ tuƟ onen weiter 
daran arbeiten, dass Unrecht auch Unrecht genannt wird, und auch 
heute jede Verletzung der Menschenwürde als Angriff  auf unsere 
DemokraƟ e angesehen werden muss. Persönlich füge ich hinzu, dass 
wir dabei alle die Arbeit von Frau Evelyn Zupke, der Bundesbeauf-
tragten für die Opfer der SED-Diktatur beim Deutschen Bundestag, 
nach KräŌ en unterstützen. Wir haƩ en sie schon im Beirat und haben 
mit ihr sehr, sehr kreaƟ v und wirkungsvoll geredet. Das sei hier noch 
einmal gesagt und ihr gedankt.

Vielen Dank.

Grußwort

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

sehr geehrte Frau Neumann-Becker, Frau Zupke, Herr Dombrowski, 
Herr Passauer, verehrte Anwesende, liebe Gäste,

ich darf Ihnen zunächst die herzlichen Grüße der gesamten Landes-
regierung, insbesondere des Ministerpräsidenten, Dr. Reiner Ha-
seloff , und des Ministers für Kultur, Herrn Rainer Robra, überbrin-
gen. Sowohl der eine als auch der andere wären gerne heute hier bei 
dieser Veranstaltung gewesen, es wurde bereits erwähnt, wir haben 
Landtagssitzung und diese fordert die Anwesenheit. Und deswegen 
bin ich gebeten worden, das Grußwort der Landesregierung zu über-
bringen. Ich mache das außerordentlich gerne.

Ich will damit beginnen, noch mal zu erinnern, dass vor 70 Jahren, am 
26. Mai 1952, der Ministerrat der DDR einen Beschluss erlassen hat, 
der in der damaligen FunkƟ onärssprache, die schon sprachlich  sperrig 
daherkam, den Titel trug „Verordnung über Maßnahmen an der De-
markaƟ onslinie zwischen der Deutschen DemokraƟ schen Republik 
und den Westlichen Besatzungszonen Deutschlands.“ In Umsetzung 

Dr. SebasƟ an Putz
Landesregierung Sachsen-Anhalt, 
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dieser Maßnahmen wurde ein Grenzregime etabliert, welches die 
deutsche Teilung im wahrsten Sinn des Wortes zemenƟ erte, und in 
der Folge bedeutete dies Trennung, Unterdrückung, Vertreibung, 
Verlust der angestammten Heimat und auch Tod. Der Festlegung von 
Kontrollstreifen, von Schutzstreifen, von 5 km breiten Sperrzonen 
und vielen anderen Dingen mehr folgten dann erste GrenzbefesƟ -
gungen. Die bewaff neten SicherheitskräŌ e haƩ en abzusichern, dass 
diese DemarkaƟ onslinie nicht mehr überschriƩ en werden kann und 
dies eben auch, falls notwendig, unter Anwendung der Schusswaff e.

Besonders schmerzhaŌ  für die Betroff enen waren die im Mai und 
Juli 1952 durchgeführten Zwangsaussiedlungen. Wir wollen nicht 
vergessen, dass über 8.000 poliƟ sch Missliebige aus knapp 2.500 
Familien der sogenannten Sperrzone in andere Regionen der DDR 
deporƟ ert worden sind. Und dieses konzentrierte Vorgehen von Po-
lizei, Staatssicherheit und SED trug den Decknamen – man kann es 
eigentlich auch heute kaum glauben – „Ungeziefer“.

Ich frage mich: Kann es eigentlich einen noch deutlicheren Ausdruck 
für die Unmenschlichkeit und den Zynismus eines poliƟ schen Sys-
tems geben? Für die Opfer bedeutete die Zwangsaussiedlung eben 
nicht nur den Verlust der sozialen Existenz und auch der Heimat. Die 
traumaƟ schen Erfahrungen und Ängste wirken bis heute nach. Die 
jurisƟ sche Aufarbeitung und vor allem die Entschädigung der auch 
von den Zwangsaussiedlungen Betroff enen kam nach der deutschen 
Einheit erst relaƟ v spät in Gang. Erst im zweiten SED-Unrechtsbe-
reinigungsgesetz von 1994 wurden dann auch die Zwangsausgesie-
delten aus dem Grenzgebiet der früheren sogenannten Deutschen 
DemokraƟ schen Republik in die Gruppe derjenigen aufgenommen, 
die Anspruch auf RehabiliƟ erung rechtsstaatswidriger Verwaltungs-
entscheidungen haben. Dieser Anspruch wurde aber nur anerkannt, 
wenn für die Betroff enen die Folgen noch unmiƩ elbar schwer und 
unzumutbar fortwirken.

Im KoaliƟ onsvertrag der aktuellen Landesregierung von Sachsen-An-
halt fi ndet sich der Satz: „Die Aufarbeitung des SED-Unrechtsregimes 

ist, insbesondere aus Sicht der Opfer, noch nicht abgeschlossen.“ 
Und davon ausgehend wird die Aufgabe defi niert und formuliert: 
„Wir werden einen Härtefallfonds für in der SBZ/DDR poliƟ sch Ver-
folgte errichten, der als subsidiäre Hilfeleistung all derjenigen, die 
nach dem SED-Unrechts bereits rehabiliƟ ert wurden und in ihrer 
wirtschaŌ lichen Lage in besonderem Maße beeinträchƟ gt sind, in 
besonderen NotsituaƟ onen unterstützen soll. Die Hilfen sollen dazu 
beitragen, bis heute anhaltende Folgen poliƟ scher Repression zu 
mindern.“

Es geht aber nicht nur und nicht ausschließlich um die jurisƟ sche 
oder auch fi nanzielle BewälƟ gung dieses Themas, so wichƟ g das 
auch immer sein mag. Die Betroff enen der Zwangsaussiedlung und 
die Opfer des Grenzregimes beklagen immer wieder, und ich mei-
ne die Klagen sind völlig zu Recht, dass ihr Schicksal und ihre Leiden 
heute fast in Vergessenheit geraten sind. Und um das zu verhindern, 
ist es wichƟ g, immer wieder, auch mit dieser Tagung, an diese Ereig-
nisse zu erinnern. In Sachsen-Anhalt hat der Landtag unmiƩ elbar vor 
dem 30. Jahrestag des Mauerfalls das Grüne-Band-Gesetz beschlos-
sen. Der ehemalige Grenzstreifen wurde zum NaƟ onalen Naturmo-
nument erklärt, und für die Belange der Erinnerungskultur sind die 
Staatskanzlei und das Ministerium für Kultur Träger dieses Grünen 
Bandes. In Marienborn, Hötensleben, dem sogenannten Harzer 
Grenzweg, lässt sich in Sachsen-Anhalt das ausgeklügelte System 
dieser Grenzanlagen noch immer nachvollziehen. Die Todesopfer 
entlang dieses GrenzabschniƩ es, dramaƟ sche Einzelschicksale sowie 
die restrikƟ ven Lebensbedingungen der dort lebenden Bevölkerung 
stehen bis heute mahnend für diese Zeit.

Das Land fördert Projekte, die sich mit den Auswirkungen der deut-
schen Teilung auf die Lokal-, Regional- auch Landesgeschichte bezie-
hen. Wir unterstützen die Akteure dabei nicht nur fi nanziell, sondern 
natürlich auch bei der Beantragung von FördermiƩ eln und bei me-
thodischen Fragen der VermiƩ lung von poliƟ sch-historischer Bildung. 
Diese Projekte bringen auf sehr eindringliche Weise Geschichten von 
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persönlicher Trennung und Verlust, von Flucht und Verlassen, von 
Schießbefehl und gefälschten Landkarten, von Liebe und Hass her-
vor. Die Vorhaben am Grünen Band dokumenƟ eren nicht nur einen 
dunklen menschenverachtenden AbschniƩ  der Vergangenheit, son-
dern sie sind auch ein Hoff nungszeichen für die friedliche Überwin-
dung desselben. Und viele dieser wertvollen Geschichten sind noch 
nicht erzählt worden, doch schon jetzt verblasst dieser Teil unserer 
Geschichte für die heuƟ ge GeneraƟ on. Für die meisten ist die inner-
deutsche Grenze nicht nur begriffl  ich und geografi sch weit enƞ ernt, 
sie fi ndet auch beim einen oder anderen im Denken schlichtweg kei-
ne Relevanz mehr. Wir müssen uns daher um eine neue Erzählweise 
und eine neue KommunikaƟ on bemühen, die auch die heranwach-
senden GeneraƟ onen mit einbezieht und die sich im vollen Umfang 
der Möglichkeiten der neuen Medien und auch der persönlichen In-
terakƟ vität bedient.

Es ist wichƟ g, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass wir dem 
Verlust unseres gemeinsamen Gedächtnisses entgegenwirken und 
unsere ErinnerungslandschaŌ  pfl egen und ausbauen. Und sehr ge-
ehrter Herr Dombrowski, gestaƩ en Sie mir diese Bemerkung: Was 
Sie gesagt haben, auch über die GeneraƟ on danach, hat mich sehr 
bewegt, hat mich persönlich angesprochen. Und ich habe mich des-
halb entschieden, noch ein paar persönliche Bemerkungen zu ma-
chen: am 20. April 1959, um 6 Uhr morgens, es war ein Montag, 
wurden im Rahmen des sogenannten operaƟ ven Vorgangs „Export“ 
in Dessau fünf Personen festgenommen. Die Wohnungen der Be-
troff enen wurden durchsucht. Alle fünf betroff enen Personen waren 
damals beim Waggonbau Dessau beschäŌ igt. Der Waggonbau Des-
sau produzierte unter anderem für die Sowjetunion Kühlwaggons im 
Rahmen der ReparaƟ onsleistungen. Es war wichƟ g für den Export. 
Neben dem Werkleiter und den Direktoren befand sich unter diesen 
fünf Personen auch der damalige Leiter der Einkaufsabteilung des 
Waggonbaus. Die Wohnung wurde stundenlang durchsucht, und bei 
der VerhaŌ ung und Durchsuchung des Einkaufsleiters wurde eine 
Vielzahl auch höchst persönlicher Gegenstände beschlagnahmt, un-

ter anderem persönliche Briefwechsel zwischen ihm und seiner Frau 
aus der Zeit des Krieges, Fotoalben und andere Dinge mehr. Diese 
Sachen wurden bereits im Juli 1959 der Vernichtung staatlicherseits 
zugeführt. Diese höchst persönlichen Dinge! Man brauchte dann of-
fenbar für die Einleitung des Gerichtsverfahrens knapp ein Jahr. Erst 
am 14. April 1960, also fast ein Jahr später, wurde das Gerichtsver-
fahren gegen diese fünf Personen eröff net. In der Zwischenzeit gab 
es prakƟ sch keinen Kontakt zwischen der Familie, der Ehefrau dieses 
Einkaufsleiters und ihm selbst, er saß in UntersuchungshaŌ .

Es gibt beispielsweise ein Schreiben der Ehefrau vom April 1960: 
„Sehr geehrter Herr Staatsanwalt Steff ens, hiermit möchte ich Ihnen 
den Eingang des Briefes von meinem Mann bestäƟ gen, Ihnen dafür 
danken. Mein Mann bat mich darin um etwas Geld, und ich erlaube 
mir deshalb, Ihnen 20 DM zu senden. Ich biƩ e Sie, den betreff enden 
Betrag meinem Mann zukommen zu lassen, da er zum letzten Male 
Anfang Januar Geld von mir erhielt“, so glaubt die Ehefrau. „Außer-
dem biƩ e ich Sie, beiliegende Zeilen meinem Mann auszuhändigen. 
Hochachtungsvoll.“ Darunter steht dann: „Brief und Geld, 20 DM, an 
MfS.“ 

Das Urteil in diesem Prozess ist am 23. Mai sehr schnell gesprochen 
worden, nach einem Jahr ErmiƩ lungsverfahren und einem Monat 
Prozess. Alle diese fünf Personen sind zu mehrjährigen HaŌ strafen 
verurteilt wurden. Der Einkaufsleiter wurde zu zwei Jahren und vier 
Monaten Zuchthaus verurteilt. In der Urteilsbegründung ist davon 
die Rede, dass der Imperialismus vorhat, einen DriƩ en Weltkrieg zu 
enƞ esseln, spätestens 1961 wird es soweit sein. Mithin: es ging um 
nichts weniger bei den Verbrechen dieser fünf Leute als um die Ge-
fährdung des Welƞ riedens.

Am 24. November 1960 kam der Betroff ene vorzeiƟ g frei, Wilhelm 
 Pieck war im September gestorben, es gab eine GeneralamnesƟ e und 
im Rahmen dessen eine vorzeiƟ ge HaŌ entlassung nach anderthalb 
Jahren. 1992 ist dieses Urteil als Unrechtsurteil von einem KassaƟ -
onsgericht aufgehoben worden. Im Sommer 1993 hat der Betroff ene 
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eine kleine Entschädigung bekommen, im Herbst 1993 ist er gestor-
ben. Der Mann hieß Walter Putz, er war mein Großvater.

Herr Dombrowski und alle Beteiligten, ich bin Ihnen sehr, sehr dank-
bar, dass Sie mit Ihrer Arbeit an das erliƩ ene Unrecht, das durch die 
SED-Diktatur allen Betroff enen – und das sind hunderƩ ausende, 
wenn nicht Millionen – widerfahren ist, wachhalten, dass Sie daran 
arbeiten, dass es nicht dem Vergessen anheimfällt, und dass Sie mit 
der heuƟ gen Veranstaltung dazu einen wichƟ gen Beitrag leisten.

Herzlichen Dank, dass Sie mir zugehört haben und uns allen eine 
schöne Veranstaltung.

Grußwort

Es ist sehr schwer, nach diesen vielen bewegenden Reden und Wor-
ten noch Dinge zu sagen, die noch nicht gesagt wurden. Ich bin wirk-
lich sehr berührt. Aber ich habe mir gedacht, dass es darauf hinaus-
läuŌ . Ich danke Ihnen, dass Sie uns daran haben teilhaben lassen. 
Frau Freyers Rede hat mich natürlich auch sehr berührt, auch gerade 
wie Sie über die Betroff enen, die Zwangsausgesiedelten, gesprochen 
haben und über Ihre persönliche Geschichte und dabei die Fassung 
behalten haben. Sie haben meine volle Hochachtung. Und auch ich 
werde mir jetzt an meinen Vorrednern ein Beispiel nehmen, das Pro-
tokoll verlassen und alle insgesamt begrüßen.

Ich freue mich, dass ich hier sein darf, dass ich eingeladen wurde, 
dass ich ein paar Worte sagen darf. Ich begrüße natürlich insbeson-
dere alle Betroff enen mit ihren Familienangehörigen, die heute hier 
sind. Ich freue mich auf diese Tagung.

Es wurde mehrfach gesagt, weswegen wir hier sind: in diesen Ta-
gen jährt sich die AkƟ on „Ungeziefer“, die zwangsweise Umsiedlung 
von rund 8.000 DDR-Bürgern aus dem innerdeutschen Grenzgebiet. 
Auch ich muss es noch einmal sagen: „Ungeziefer“ – an dieses Wort 

Evelyn Zupke
BundesbeauŌ ragte für 

die Opfer der SED-Diktatur beim 
Deutschen Bundestag
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sollten wir uns nie gewöhnen! Bevor ich das Amt hier angetreten 
habe, kannte ich die Geschichte der Zwangsaussiedlungen, aber ich 
muss gestehen, das Wort „Ungeziefer“ als solches war mir nicht so 
geläufi g. Seither habe ich öŌ er mit Menschen aus meinem Umfeld 
darüber gesprochen und habe gemerkt, dass sie es auch nicht ken-
nen. Das Wort „Ungeziefer“, diese menschenverachtende Sprache, 
spiegelt den menschenverachtenden Geist eines menschenverach-
tenden Systems wider. Das können wir uns gar nicht oŌ  genug in Er-
innerung rufen.

Zusammen mit der AkƟ on „FesƟ gung“, die rund zehn Jahre später 
durchgeführt wurde, waren über 11.000 Menschen in der DDR von 
Zwangsaussiedlung betroff en. Diese Zahl – über 11.000 Menschen, 
11.000 Männer, Frauen und Kinder – ist für mich schwer zu grei-
fen. Und es ist klar, hinter dieser Zahl, dieser enormen Zahl, stehen 
menschliche Schicksale: 11.000 einzelne Menschen, ganze Familien. 
Jeder Mensch hat einen Namen. Über 11.000 Opfer von Zwangsaus-
siedlungen, das ist keine anonyme Zahl. Es sind Menschen, deren Le-
ben durch den brutalen Eingriff  einer Diktatur von einem Tag auf den 
anderen für immer verändert worden ist.

Wenn ich an die Zwangsaussiedlung denke, denke ich zum Beispiel 
an Marie-Luise Tröbs, die als damals Zehnjährige nach dem Kinder-
goƩ esdienst den Volkspolizisten in die Arme gelaufen ist, während 
die Volkspolizei und die Staatssicherheit bereits die Zwangsaussied-
lung der Familie vorbereitet haben. Marie-Luise Tröbs, Ihnen wurde 
nicht einmal die Gelegenheit gegeben, sich von Ihren Klassenkame-
raden zu verabschieden. Nur ein Puppenkleid und eine Spielzeug-
Kaff eemühle konnten Sie damals mitnehmen.

Ich denke auch an Inge Bennewitz, die während ihres Studiums in 
Potsdam weilte, als sie von ihren Eltern ein Telegramm bekam, das 
von der Zwangsaussiedlung der Familie berichtete. Ein Abschied von 
ihrer Heimat Dömitz blieb Inge Bennewitz verwehrt. Es gibt noch vie-
le Beispiele, nachher werde ich noch über Herrn Schönemann spre-
chen. Jetzt sage ich erst einmal: liebe Marie-Luise Tröbs und liebe 

Inge Bennewitz, ich bin Ihnen beiden dankbar, dass Sie heute hier bei 
uns sind und uns von Ihrem Erlebten auch noch berichten werden.

Aber ich denke auch an Klara Oberkirchner aus Hirschberg, die sich 
in der Nacht vom 6. auf den 7. Juni 1952 zusammen mit ihrem Mann 
Kasper das Leben nahm. Die Angst vor Zwangsaussiedlungen und da-
vor, möglicherweise in ein sowjeƟ sches Lager geschleppt zu werden, 
trieb das Paar in den Selbstmord.

Die Geschichte der Zwangsaussiedlungen ist eine Geschichte des 
Leids, eine Geschichte der Repression, eine Geschichte des Heimat-
verlustes und ja, auch in vielen Fällen eine Geschichte des Todes. Die 
Erinnerung an die Zwangsaussiedlung fordert uns als GesellschaŌ  he-
raus. Sie hat uns keine Gefängnisse, und sie hat uns keine Mauerteile 
hinterlassen, keine Orte, die in unserer Erinnerungskultur als Brücken 
fungieren könnten. Die Zwangsaussiedlung hat bis heute oŌ  nur sƟ lle 
Zeugen. Umso wichƟ ger ist es, dass wir über die Zwangsaussiedlun-
gen sprechen, dass wir uns mit den bis heute andauernden Folgen 
auseinandersetzen. Ich bin Dir, liebe Birgit Neumann-Becker, und Ih-
nen, lieber Dieter Dombrowski, für diese Tagung daher sehr dankbar. 
Und auch Dank für die Unterstützung der Stiftung Aufarbeitung.

Begreifen wir die Erinnerung an die Zwangsaussiedlungen nicht als 
eine regionale Aufgabe der früheren Grenzregionen. Nein, das Erin-
nern der Zwangsaussiedlungen ist von naƟ onaler Bedeutung. Das Leid 
der Zwangsausgesiedelten zeigt uns, was Vertreibung und ihre Folgen 
bedeuten. Aber die Aufarbeitung der Zwangsaussiedlungen führt uns 
auch schmerzhaŌ  vor Augen, wie der Rechtsstaat bei der Aufarbei-
tung der Verbrechen einer Diktatur an seine Grenzen stoßen kann. 

Heute, mehr als 30 Jahre nach der Wiedervereinigung, müssen wir 
bilanzieren, dass beispielsweise die Rückführung des entzogenen Ei-
gentums in viel zu wenigen Fällen zum Erfolg geführt hat. Die Op-
fer von Zwangsaussiedlungen konnten eine verwaltungsrechtliche 
RehabiliƟ erung erhalten. Wenn es aber um die Durchsetzung von 
konkreten Ansprüchen ging, wie ein Ausgleich für das entzogene 
Eigentum, wurden keine befriedigenden Lösungen gefunden. Umso 
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wichƟ ger ist es mir als BundesbeauŌ ragte für die Opfer der SED-
Diktatur, dass wir die individuelle poliƟ sche Verfolgung der Betrof-
fenen von Zwangsaussiedlung stärker berücksichƟ gen. Auch wenn 
tausende Familien von der Zwangsaussiedlung betroff en waren, ist 
die Zwangsaussiedlung kein kollekƟ ves Schicksal, da nur ein Bruchteil 
der gesamten Grenzbevölkerung von ihr betroff en gewesen ist. Der 
Zwangsaussiedlung lag jeweils eine individuelle Verfolgung zugrun-
de. Es war die Entscheidung des Repressionsapparates der DDR, Ɵ ef 
in das Leben dieser Menschen, also vieler von Ihnen, einzugreifen.

Aber natürlich will ich nicht alles schwarzmalen. Wir haben in den 
letzten Jahren auch Gutes erreicht. Ich denke an die letzte Novellie-
rung, durch die die verfolgten Schüler oder auch Opfer von Zerset-
zungsmaßnahmen einen gesetzlichen Anspruch auf Unterstützung 
erhalten haben. Für diese wichƟ gen SchriƩ e möchte ich, zumindest 
stellvertretend für alle Abgeordneten, die sich für die Opfer einge-
setzt haben, der Vorsitzenden des Kulturausschusses, Katrin Budde, 
danken. Und ich bin natürlich auch dankbar dafür, dass die neue Koa-
liƟ on sich vorgenommen hat, in dieser Wahlperiode die Beantragung 
von Bewilligungsleistungen für die Opfer der SBZ- und SED-Diktatur 
zu erleichtern und die Defi niƟ on der Opfergruppen zu überarbeiten. 
Und ich denke, diesen SchriƩ  sollten wir dazu nutzen, um auch ein 
bisschen Ihre SituaƟ on, die SituaƟ on der Zwangsausgesiedelten, zu 
verbessern. Setzen wir ein Zeichen und schaff en wir, so wie es auch 
für die Zersetzungsopfer 2019 möglich geworden ist, einen Zugang 
zu einfachen und unbürokraƟ schen Leistungen!

Der 70. Jahrestag der AkƟ on „Ungeziefer“ ist für uns Anlass, an die 
Zwangsaussiedlungen an der innerdeutschen Grenze zu erinnern. 
Machen wir das Gedenken der Zwangsaussiedlungen zu einem fes-
ten Teil in unserer naƟ onalen Erinnerungskultur und helfen wir den 
Opfern, die bis heute unter den Folgen der Zwangsaussiedlung lei-
den. Ich möchte alles dafür tun.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

SchriŌ liches Grußwort

Carsten Schneider
Staatsminister beim Bundeskanzler und BeauŌ ragten 
der Bundesregierung für Ostdeutschland

Sehr verehrte Teilnehmerinnen und Teilnehmer,

„Geraubte Heimat!“ – der Name der Tagung, an der Sie teilnehmen, 
passt genau für ein Geschehen, das weit zurück liegt – und trotzdem 
bis heute das Schicksal vieler Menschen überschattet.

In den kommenden beiden Tagen beschäŌ igen Sie sich mit dem 
Schicksal von Menschen, die vertrieben wurden. Ihnen wurde die 
„Heimat“ genommen. Der Ort, an dem Sie oder Ihre Eltern und Ver-
wandten und Bekannten geboren und aufgewachsen sind, an dem 
Sie sich verliebt und eine Familie gegründet haben, an dem Sie sich 
nach den furchtbaren Geschehnissen des Zweiten Weltkrieges eine 
Existenz aufgebaut haben, und in dem Sie zu Hause waren – diesen 
Ort durŌ en Sie von einem Moment auf den nächsten nicht mehr 
 betreten.

Die Staatsführung der jungen DDR wollte vor 70 Jahren eine Grenze 
fesƟ gen, über die ihr die Menschen massenweise wegliefen. Dafür 
siedelte sie „poliƟ sch Unzuverlässige“ zwangsweise aus dem Grenz-
gebiet aus und transporƟ erte sie in das Landesinnere der DDR. Die 
FesƟ gung der Diktatur erforderte Zäune und eine Ɵ efgestaff elte 
Überwachung der Grenzregionen. Später wurden daraus Mauern 
und Todesstreifen – und wieder wurden Menschen zwangsweise um-
gesiedelt. Der Preis für den Erhalt der Diktatur war der Heimatverlust 
vieler Bürgerinnen und Bürger im Osten.

Der Titel der Veranstaltung beschreibt das Leid, das Ihnen angetan 
wurde, mit dem richƟ gen Wort: Raub. Die Betroff enen liƩ en jahr-
zehntelang darunter, und dieses Leid übertrug sich oŌ  genug auf An-
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gehörige und Nachkommen. Ihnen gilt mein Mitgefühl. Bis vor kurzer 
Zeit erschien uns ein solches Geschehen als abgeschlossene Vergan-
genheit und heute unvorstellbar – und nun lehrt uns der Krieg Russ-
lands gegen die Ukraine, dass Zwangsaussiedlungen keine Barbarei 
der Vergangenheit sind.

Das in der DDR Geschehene ist nicht wiedergutzumachen. In der ak-
tuellen poliƟ schen SituaƟ on des KonƟ nents aber mahnt dieses Ge-
schehen uns, dass wir eine Wiederholung mit all unserer KraŌ  ver-
hindern müssen. Den Betroff enen möchte ich sagen: Sie werden in 
der Bundesregierung und im Deutschen Bundestag gehört. Zusam-
men mit Evelyn Zupke werde ich überlegen, wie wir in ZukunŌ  an ihr 
Schicksal erinnern können, auch, um eine Wiederholung zu verhin-
dern.

Euripides meinte einst, es „gibt’s kein höheres Übel doch als den 
Verlust der Heimat.“ Ihnen, denen zwangsweise die Heimat geraubt 
wurde, wünsche ich, dass Ihnen die öff entliche Erinnerung dabei 
hilŌ , diesen individuellen Verlust zu überwinden. Ich wünsche Ihnen, 
dass Sie mit Zuversicht, mit Klarheit, mit neuen Gedanken und neuen 
Ansätzen der Verarbeitung auf diese Tagung werden zurückblicken 
können.

Mit freundlichen Grüßen
Carsten Schneider

Podiumsgespräch mit Zeitzeuginnen 
und Zeitzeugen
„Zwangsaussiedlung und die Angst davor 
bis zum 9. November 1989“

ModeraƟ on: Dr. Wolfram von Scheliha

Marie-Luise Busse, Pommau
Prof. Dr. Adolf Ebel, Dömitz
Anneliese Fleischer, Cheine
Gerd Schrimpf, Probstzella

Dr. Wolfram von Scheliha: „Ich freue mich, Sie sehr herzlich zu unse-
rem Podiumsgespräch mit Zeitzeugen begrüßen zu können. Wenn es 
nach der Vorstellung des kommissarischen thüringischen Minister-
präsidenten gegangen wäre, müsste ich Sie hier, diese ehrenwerten 

(v.l.n.r.): Dr. Wolfram von Scheliha, Gerd Schrimpf, Anneliese Fleischer, Prof. Dr. Adolf Ebel, 
Marie-Luise Busse
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HerrschaŌ en, als ‚Ungeziefer‘ vorstellen. Aber ich meine natürlich 
den damaligen thüringischen Ministerpräsidenten und nicht den 
heuƟ gen, obwohl die ja der gleichen Partei angehören.

Dieses ungeheure Wort, das ist ja heute schon mal erwähnt worden, 
war auf einen ZeƩ el gekritzelt. Sehen Sie hier. Also dies wurde von dem 
damaligen kommissarischen Ministerpräsidenten Willi Gebhardt auf 
einen ZeƩ el gekritzelt, um seinen Genossen die Zwangsaussiedlung 
mitzuteilen. Dieses Wort war nicht der offi  zielle Name dieser AkƟ on, 
das sollte man vielleicht auch erwähnen. Im Bereich des MfS Thürin-
gen war es geläufi g und wurde intern benutzt. Die Ungeheuerlichkeit 
dieses Begriff es hat mehrere Dimensionen. Nur sieben Jahre nach dem 
Ende des NaƟ onalsozialismus wurden immer noch oder schon wieder 
Menschen oder Menschengruppen als ‚Ungeziefer‘ bezeichnet, und 
sie wurden innerhalb weniger Stunden aus ihren angestammten Woh-
nungen vertrieben. Und sie mussten große Teile ihres Besitzes dort 
zurücklassen, ohne die Möglichkeit, ein rechtliches Gehör zu fi nden.

Dieser Umstand verdeutlicht, dass nach 1945 in Ost- und MiƩ el-
deutschland eben kein demokraƟ scher Rechtsstaat, sondern eine 
neue Diktatur entstanden war, für die Menschenwürde und Men-
schenrechte keine Bedeutung haƩ en. Dies verdichtet sich auch in der 
Person von Willy Gebhardt, dem damaligen kommissarischen Minis-
terpräsidenten. Als HäŌ ling des KZ-Buchenwald zählte er zweifellos 
zu den Opfern des NaƟ onalsozialismus.

Doch der Ruf nach einer neuen Welt von Frieden und Freiheit, den 
die kommunisƟ schen HäŌ linge in dem notorischen Schwur von Bu-
chenwald geäußert haƩ en, der später zum Gründungsdokument des 
anƟ faschisƟ schen Gründungsmythos in der DDR geworden ist, die-
ser Ruf bezog sich nur auf einen Frieden und eine Freiheit, wie sie 
eben nur im engen KorseƩ  der marxisƟ sch-leninisƟ schen Ideologie 
möglich war. Wer nur, aus welchen Gründen auch immer, mit die-
ser Ideologie nicht konform war, der wurde ausgesondert, der galt 
in Gebhardts Augen eben als Ungeziefer, er war rechtlos oder abge-
sondert.

Deshalb ist es besonders wichƟ g, zu Beginn dieser Tagung die Be-
troff enen und ihre persönlichen Erlebnisse vorzustellen. Denn die 
Zwangsaussiedlung prägte das Schicksal von Einzelpersonen und die 
Familien für den gesamten weiteren Verlauf ihres Lebens.

Ich freue mich deshalb, Ihnen meine Gäste hier auf dem Podium vor-
zustellen:

Als erstes wird uns Frau Busse von ihren Erlebnissen in Pommau, 
Ortsteil Vockfey im Amt Neuhau berichten, an der mecklenburgisch-
niedersächsischen Grenze. Ich bin gespannt darauf, was Herr Profes-
sor Adolf Ebel, der dort sitzt, an zweiter Stelle, aus Dömitz, ebenfalls 
an der mecklenburgisch-niedersächsischen Grenze, erlebt hat. Frau 
Anneliese Fleischer war gerade einmal 13 Jahre alt, als ihre Familie 
Cheine in Sachsen-Anhalt verlassen musste. Und schließlich erzählt 
uns Gerd Schrimpf von seinen Erlebnissen in Probstzella an der thü-
ringisch-bayerischen Grenze.

Frau Busse, vielleicht erzählen Sie uns einfach, wie Sie damals, im 
Jahr 1952 gelebt haben und was an dem Tag, an dem die Zwangsaus-
siedlung angeordnet worden ist, geschehen ist!“

Marie-Luise Busse: „Ich begrüße 
auch herzlich hier das Publikum, 
das uns heute noch mal die Auf-
wartung gibt, an dieses Geschehen 
zu erinnern. Ich will nicht sagen, 
ich leide immer noch darunter, 
aber ich bin immer noch sehr, sehr 
beeindruckt. Zu dem Tage selbst, 
der uns die Heimat genommen 
hat, kann ich sagen: ich war zwölf 
Jahre alt, eigentlich recht unbe-
darŌ , ist man ja als Kind auch oŌ , 
und ich kam aus der Schule. Be-
deutend war, dass die Tochter vom Marie-Luise Busse
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Bürgermeister auch in meine Klassen-Schule ging. Wir haƩ en eine 
Ein-Raum-Acht-Klassen-Schule, also da saßen in jeder Klassenstufe 
zwei, drei Kinder. Aber dieses Mädchen war nicht anwesend an dem 
Tag. Es war an einem Sonnabend, und wir wussten auch nicht, dass 
sie krank war, und sie machte auch vorher keine Anstalten. Ich haƩ e 
einen zwei Kilometer langen Schulweg von der Schule bis nach Hau-
se. Und sie wohnte so auf dem zweiten DriƩ el des Schulwegs. Und da 
kam sie mir entgegen, freudestrahlend, und sagte: ‚Hast du schon ge-
hört? Hier müssen einige das Dorf verlassen!‘ Freudestrahlend! Ich 
sagte: ‚Weißt du denn auch wer?‘ [Sie:] ‚Ne‘. Ich sagte: ‚Sind wir auch 
dabei?‘ ‚Ne‘, sagte sie, ‚das weiß ich nicht.‘

Na ja, ich bin dann schnurstracks nach Hause. Und wie ich zu Hause 
ankam, stand meine Schwester, die vier Jahre älter ist, weinend in 
der Tür. Meine MuƩ er war zu dem Zeitpunkt gar nicht anwesend, 
weil sich das schon rumgesprochen haƩ e, dass einige raus müssen. 
Und meine MuƩ er lebte zu der Zeit auch schon mit einem Herrn zu-
sammen, dessen Schwester einen Kilometer weiter wohnte, und die 
dort auch einen großen Hof haƩ en. So, meine MuƩ er haƩ e, wie ge-
sagt, dies gehört und war gleich losgelaufen und wollte erfahren, was 
da nun eigentlich wahr ist und was da los ist. Ich kam nach Hause, 
meine Schwester stand heulend in der Tür, da wusste ich was pas-
siert war, brauchte mir keiner mehr etwas sagen. Meine MuƩ er kam 
nachher auch an, völlig aufgelöst, und da hat meine Schwester ihr 
dann erzählt, dass wir auch raus müssen und sie musste den ZeƩ el, 
die Aussiedlung unterschreiben. Sie war sechzehn Jahre alt, sie haƩ e 
sich gesträubt, und da hat derjenige, der das vermiƩ eln sollte, aber 
gesagt: ‚Das ist ganz egal, ob Sie unterschreiben oder nicht. Sie müs-
sen trotzdem raus.‘ Also sie hat unterschrieben. Meine MuƩ er hat 
dagegen noch versucht zu intervenieren, aber das half alles nichts, 
wir waren vorgesehen für die Aussiedlung und damit war das besie-
gelt.

Ja, was kam dann? Es lief alles erst mal kopfl os. Wir haƩ en das Haus 
noch voller Flüchtlinge, die aus dem Osten kamen wegen des Krie-

ges. Die haben sich verzogen. Rundherum kam auch niemand groß, 
um uns was zu sagen oder zu trösten. Es war alles sehr komisch. Heu-
te wissen wir warum, heute wissen wir, dass die, die sich mit uns 
arrangieren wollten, auch gefährdet waren. Das wurde ihnen gesagt. 
Dann ist meine MuƩ er – wir haƩ en ein Telefon in der Poststelle in 
unserem Ort, in Pommau – zum Telefon gelaufen und hat unsere Ver-
wandten angerufen, hat Bescheid gesagt, dass wir raus müssen. Und 
die sind dann gleich mit Gefährt, mit Lkw und Lastwagen gekommen 
und haben packen geholfen. Wir wurden aber noch gefragt, wie viel 
Waggonraum, also Packraum wir benöƟ gen. Wir wussten gar nicht, 
wo es hingeht, wir wussten nicht, was uns blüht und wo wir lande-
ten, das wurde uns nicht gesagt. Meine MuƩ er hat erst mal gesagt: 
‚Einen halben Waggon.‘

Wir haƩ en einen fast fünfzig Hektar großen Bauernhof mit dem ent-
sprechenden Haus, mit Ställen und Umgebung und Viehhaltung. Wir 
haben noch gefragt, was mit dem Vieh wird. ‚Ja das wird versorgt.‘ 
Und wir haben dann gesagt, wir wollten einen halben Waggon Lade-
fl äche, den haben sie uns auch zugestanden. Oder nicht? Ich weiß es 
gar nicht mehr genau.

Und den haben dann die Verwandten gepackt und das Mobiliar und 
Geschirr und alles drum herum auch. So, und dann hieß es: ‚Ja, Sie 
werden abgeholt.‘ Am 7. Juni war das, 1952. [Sie sagten,] am 9. Juni 
werden wir abgeholt und nach Brahlstorf, das ist der nächstgröße-
re Bahnanschluss, da stehen Waggons bereit, und dahin werden wir 
hingebracht. Und wir häƩ en auch QuarƟ ere innerhalb des Zuges, um 
dort zu verweilen. Na ja, die Sachen wurden umgeladen. Da stan-
den denn auch Leute bereit, die das gemacht haben. Sie sagten, wir 
bekommen einen Waggonteil. Das waren diese alten Zugwaggons, 
wo immer ein Waggonabteil hintereinander war. Und irgendwann 
am 9. Juni spät abends sind wir losgerollt. Aus unserem Ort sind 
insgesamt, das haben wir dann erfahren, im Laufe der zwei Tage elf 
Bauern, Großbauern, abtransporƟ ert worden. Also mussten gehen, 
wurden zwangsausgesiedelt. 
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Dann waren da noch ein paar einzelne Damen und Herren. Meine 
Lehrerin, die morgens noch Schule gemacht haƩ e, die musste auch 
mit raus mit ihrem Mann. Die waren schon aus Ostpreußen gefl üch-
tet. Ihr Mann war Drechsler, der musste auch mit raus. Und dann wa-
ren da noch einzelne Personen, die aber auch Haus und Hof haƩ en. 
Die mussten auch mit raus. Wir waren, wie gesagt, elf Bauern und 
insgesamt 55 Personen. Dieser Ort Vockfey, beziehungsweise der 
Ortsteil Pommau, war das Dorf, das innerhalb dieser sowjeƟ schen 
Besatzungszone die meisten Zwangsausgesiedelten zu verzeichnen 
haƩ e. Das haben wir dann nachher recherchiert. Es sind aus allen 
anderen Orten immer nur punktuell Leute rausgenommen worden. 
Bei uns sind elf Großbauern rausgekommen. Warum wussten wir ja 
nicht. Aber wir sind der Meinung, dass die auf unsere Flächen ange-
wiesen waren und dass die die Höfe haben wollten. Na ja, vorher war 
ja schon die DemarkaƟ onslinie festgemacht worden, mit einem Sta-
cheldrahtzaun durch unseren Garten. Der ging an unserem Küchen-
fenster vorbei. Dann wurde der 10 m Streifen eingerichtet, der jeden 
Morgen geharkt werden sollte. Und dann waren an der Außenseite 
der Straße, das war ein Längsdorf, die Obstbäume markiert, und das 
war der 500 m Streifen. Und insgesamt sieben Kilometer weiter, das 
ging aber so hin und her, das war dann die 500 m Zone, die ange-
zeigt war. Das ging schon voraus. Meine MuƩ er haƩ e schon ihren 
Stempel im Ausweis, dass sie aus diesem Sperrgebiet stammt. Wir 
durŌ en uns ja nur noch mit dem Personalausweis und den Stempeln 
im Sperrgebiet bewegen.

Der Lebenspartner von meiner MuƩ er ist nicht mit ausgewiesen 
worden, und wir haben gedacht, er bleibt noch und könnte dann 
noch ein bisschen was reƩ en. Jeder von uns, der ausgewiesen wur-
de, war der Meinung, das ist nur vorübergehend. Das dauert nicht 
lange. Wir kommen irgendwann bald wieder zurück. Wir leben ja im 
‚glorreichen, sozialisƟ schen, modernen Staat‘ und der macht so was 
nicht. Nichtsdestotrotz, wir haƩ en HerdbuchƟ ere, und da stand ein 
Bulle noch zum Verkauf. Und die Bullen wurden damals in Güstrow, 
so siebzig Kilometer weiter, gekürt und verkauŌ . Diesen Bullen hat 

der Lebensgefährte von meiner MuƩ er noch nach Güstrow gebracht 
und verkauŌ . Und wie er wieder zurück zu dieser Hofstelle wollte, 
haben sie ihn nicht mehr reingelassen.

Unser Zug rollte gen Osten, und wir waren uns im Zug alle einig: 
wenn es über die polnische Grenze geht, ziehen wir die Notbremse. 
Ich glaube, dann häƩ en wir alle demonstriert, sagt man heute. Dann 
häƩ en wir einen Aufstand gemacht.

Wir haben in Güstrow auch noch einmal StaƟ on gemacht, um Frisch-
wasser zu holen und auf die ToileƩ e zu gehen. Und da habe ich in 
diesem Kasten an dem Zug, da waren immer so kleine Kästen, da 
stand immer der Zielbahnhof dieser Güterwagen und Personenwa-
gen drin, und da stand auch ‚Ungeziefer‘ drin. Das habe ich gelesen, 
aber ich konnte mit diesem Wort wirklich nichts anfangen. Ich habe 
gedacht, das stammt noch aus einer Ladung, die vorangegangen ist. 
Ich konnte damit nichts anfangen, ich habe mich nicht als ‚Ungezie-
fer‘ gefühlt, und ich habe das auch nicht weitergesagt. Aber ich habe 
es gesehen, mit der Hand geschrieben ‚Ungeziefer‘.

Dann fuhren wir bis Pasewalk, und in Pasewalk ging es auf einmal 
retour, zurück. Wir wussten nicht wohin. Und dann fuhren wir noch 
eine Stunde ungefähr mit immer ein bisschen Unterbrechung. Pase-
walk ist ja schon dicht an der polnischen Grenze. Und dann hielt der 
Zug in Malchin. Malchin, das ist bei Teterow, an der Berliner Strecke.

Es regnete in Strömen, aber es waren einige Fahrzeuge vorbereitet, 
die dort standen und uns abtransporƟ eren sollten. Wir haƩ en einen 
kleinen Lkw, mehr nicht. Wo sollten wir mit unseren Möbeln hin? 
Die wurden erst einmal alle ausgeladen und auf das Bahnhofsge-
lände geschleppt. Da blieben sie erst mal stehen bis dann ein Fuhr-
unternehmer uns in einen Ort gebracht haƩ e. Faulenrost hieß der, 
heißt auch heute noch so. Und dort haben wir ein 16-Quadratmeter-
Zimmer zur Verfügung gestellt bekommen. Ja, was sollten wir da ma-
chen? Da haben wir zwei BeƩ en aufgestellt und einen Kleiderschrank 
und dann einen Tisch und drei Stühle. Das wars.
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Die Frau des Hauses, die war ja schon sehr skepƟ sch. Man haƩ e ja 
vorher verkündet, dass jetzt Personen kommen, die nicht republik-
treu sind und die nicht zuverlässig sind. Die einzelnen Beschreibun-
gen dazu, die kann man ja überall noch nachlesen, aber wir haben 
sie damals nicht bekommen. Aber die war sehr skepƟ sch, die Frau. 
Die hat uns gesagt: ‚Ja, wenn sie hier kochen wollen,‘ – Kochgelegen-
heiten haƩ en wir nicht – ‚dann aber biƩ e erst nach 14 Uhr.‘ Das war 
alles.

Meine Schwester war, wie gesagt, 16 Jahre alt. Sie [die Frau] haƩ e 
noch einen großen Bauernhof, LPG war noch nicht so weit, und die 
haƩ en auch Acker zu pfl egen. Und da hat sie uns gleich eröff net, da-
mit wir keine Miete zahlen müssen, könnte ja meine Schwester bei 
ihr arbeiten. Die hat dann Rüben gehackt und ist morgens um fünf 
mit zum Melken gefahren. Ich habe dort meine sechste Klasse be-
endet. Das war eine sogenannte Zentralschule. Inzwischen ist auch 
der Lebenspartner von meiner MuƩ er zu uns gestoßen, weil der ja 
nicht wieder in den Ort reingekommen ist. Der war dann auch noch 
in dieser 16-Quadratmeter-Wohnung. Na ja, wie ich meine drei Wo-
chen Schule absolviert haƩ e, haben wir gesagt, das geht nicht so wei-
ter und sind zur VerwandtschaŌ  in die ZarrenƟ ner Ecke, in den Kreis 
Hagenow zurück. Dort stammte meine MuƩ er her, der Vater haƩ e 
einen großen Bauernhof, dort sind wir erst einmal geblieben, und ich 
bin bei meiner Tante geblieben.

Ich war ein Dreivierteljahr bei meiner Tante und habe da meine Schu-
le absolviert. Aber der Hof trug keine zwei Familien und mehrere Per-
sonen. So war das auch nichts. Und dann hat meine MuƩ er sich eine 
Siedlung gesucht, das heißt, andere haben die für sie mitgesucht, 
in Dargun. Dort hat sie eine sehr heruntergekommene Bauernwirt-
schaŌ  gefunden. Wir haben uns dann noch ein bisschen Vieh von 
der Elbe nachgeholt. Das durŌ en wir. Mit dem haben wir aber  wenig 
Glück gehabt. Das habe ich auch nicht gewusst, dass solche Vieh-
umstellung von einem guten Marschboden auf einen anderen Bo-
den, Sandboden, dass es das gar nicht verträgt. Uns sind alleine drei  

Pferde kapuƩ gegangen. Und dann, ja was machen wir denn nun? 
Schule war für mich beendet. Und was machen wir denn nun wei-
ter? Meine MuƩ er sagte: ‚Ja, mein Kind, wenn du was werden willst, 
musst du lernen.‘ Und ich habe erst einmal bei meiner MuƩ er ge-
lernt, die haƩ e eine LandwirtschaŌ sbefähigung, um Lehrlinge auszu-
bilden in der LandwirtschaŌ . Ich habe LandwirtschaŌ  gelernt, und da 
war die Berufsschullehrerin so gut, ob zu meiner MuƩ er oder zu mir, 
weiß ich nicht, und hat gesagt: ‚Das Kind muss weitergehen. Ich de-
legiere sie zur Fachschule, zur LandwirtschaŌ lichen Fachschule.‘ Ich 
bin dann zur LandwirtschaŌ lichen Fachschule gegangen, und nach 
einem Jahr Unterstufe bot sich mir die Möglichkeit, in die Veteri-
närmedizin einzusteigen. Und da bin ich zur Veterinärmedizinischen 
Fachschule gegangen und habe dort mein Staatsexamen gemacht.

Meine MuƩ er hat die Siedlung noch bis 1957 betrieben, dann konnte 
sie aber auch nicht mehr. Die Siedlung ist dann sang- und klanglos 
in die LPG eingefl ossen, mit den Tierbeständen, die noch da waren. 
Damals mussten die Leute, die ihr Eigentum der LPG zur Verfügung 
stellten, auch noch Mitglied werden. Meine MuƩ er hat gesagt, sie 
geht nicht in die LPG, sie stellt das Vieh zur Verfügung. Und der Le-
benspartner ist dann mit in die LPG gegangen. Meine MuƩ er hat 
dann erst Kindertransporte organisiert, die gemacht wurden für le-
bensschwache Kinder, die noch vom Krieg gezeichnet waren und die 
in Heime oder Kureinrichtungen kamen. Später hat sie dann aber für 
die LPG-Leute das MiƩ agessen gekocht. Da wurde eine Werkküche 
eingerichtet, und da hat sie gekocht. Das ging dann auch bis kurz vor 
ihr Rentenalter.

Dann mussten wir noch ein paar Mal in Dargun umziehen, weil wir 
da eine sehr bescheidene Wohnung zur Verfügung gestellt bekamen. 
Die Siedlung mussten wir räumen, da haƩ en wir vier Räume, aber da 
mussten wir raus. Die wurden benöƟ gt, und wir sind dann ins Guts-
haus umgezogen. Da haƩ en wir ein Zimmer unten, ein Zimmer oben, 
das war sehr schön, und eine kleine Küche, das war mal so eine Ab-
stellkammer von der Küche. Da haben wir gekocht. Das mussten wir 
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dann aber auch räumen, und es wurde ein großer Raum im Gutshaus 
freigeräumt. Den haben wir geteilt, und da hat meine MuƩ er sich ein 
Wohn- und Schlafzimmer eingerichtet. Vorne wurde der Flur abge-
teilt und als Küche benutzt. Das war unser Leben.“

Dr. Wolfram von Scheliha: „Vielen Dank, Frau Busse, für die doch sehr 
eindrucksvolle Geschichte Ihrer Zwangsaussiedlung.“

Marie-Luise Busse: „Ich möchte aber trotzdem noch etwas sagen, zu 
meinen Geschehnissen. Ich war auch ein paar Mal bei der UOKG, 
mit Helmut Ebel vom Zwangsausgesiedelten Verein (FöderaƟ ve Ver-
einigung Zwangsausgesiedelter e. V. – FVZ). Von daher kenne ich 
noch einige Leute.

Ich habe einen Beitrag mehrfach geschrieben und veröff entlicht, 
mindestens in zehn Büchern! Aber wer liest so etwas? Die Nichtbe-
troff enen? Und wenn du das erzählst? ‚Ach nee, erzähl mal!‘ Und 
wenn du anfängst zu erzählen. Ach GoƩ , und dann werden sie immer 
leiser, immer leiser. Ich fi nde diese Veranstaltung und alle anderen 
auch sehr wichƟ g, dass das alles noch einmal in Erinnerung gerufen 
wird. Ich versuche jetzt und heute noch einmal an meinen Geburtsort 
Pommau bzw., Vockfey heranzutreten, ob die nicht zu diesem Anlass 
auch noch einmal irgendetwas machen wollen. Wir haben vor zwan-
zig Jahren in der Kirche eine Gedenkveranstaltung gemacht. Von den 
Zwangsausgesiedelten haƩ e sich jeder, wenn er in der Fremde ge-
wesen war, an den Pastor gewandt, haƩ e Briefe geschrieben. Diese 
Briefe wurden vor fünfzig Jahren gefunden, auf dem Dachboden im 
Pastorenhaus. Die haben wir dann öff entlich noch einmal bei einer 
Veranstaltung in der Kirche vorgelesen. Da war ich auch dabei, und 
ich werde es auch weiter tun.“

Dr. Wolfram von Scheliha: „Sehr gut. Das ist sehr wichƟ g, dass Sie das 
machen. Und deswegen, weil das so wenig bekannt ist, das haben 
wir ja heute auch in den Beiträgen schon gehört, ist morgen das Ab-
schluss-Podium extra der Gedenkkultur auch gewidmet, um dieses 
Thema einer breiten Öff entlichkeit bekannt zu machen.

Herr Professor Ebel, Ihre Zwangsvertreibung war ja nicht weit weg 
von den Erlebnissen von Frau Busse, aber unter anderen Umstän-
den. Frau Busses Familie haƩ e eine LandwirtschaŌ . Sie stammen aus 
Dömitz, einer Kleinstadt. Wie ist dort die Zwangsumsiedlung abge-
laufen?“

Prof. Dr. Adolf Ebel: „Ja, das war 
eine Kleinstadt. Ich glaube wir hat-
ten 3.000 Einwohner, zu Kriegs-
zeiten sogar 6.000, wenn ich mich 
nicht irre. Es ist egal. Es war jeden-
falls eine Kleinstadt, und meine 
Eltern besaßen in dieser Stadt ein 
Hotel direkt am Hafen. Das nannte 
sich „Stadt Hamburg“. Das ist un-
gefähr 1900 erbaut worden. Mein 
Vater hat es in den dreißiger Jah-
ren von den Eltern übernommen 
und WirtschaŌ , GastwirtschaŌ  
und Hotel weitergeführt. Ich erin-
nere mich an den 5. Juni 1952, das 
war der Hochzeitstag meiner Eltern. Da fuhren vor diesem Haus, vor 
diesem Hotel, plötzlich, ich glaube es waren zwei Motorräder, vier 
Polizisten vor, suchten uns auf, holten meinen Vater und teilten uns 
mit, dass wir innerhalb von 48 Stunden unser Haus und Dömitz zu 
verlassen häƩ en. Meine MuƩ er, die arbeitete gerade auf dem Felde, 
die haben wir dann geholt. Wir waren natürlich erst mal sehr ratlos. 
Was machen wir nun?

Ich habe dunkle, nur relaƟ v dunkle Erinnerungen an alles. Ich stand 
miƩ en im Abitur zu der Zeit, und dadurch habe ich einiges nicht rich-
Ɵ g wahrgenommen, muss ich sagen. Nur das Einzige, was ich weiß, 
als ich hörte, wir dürfen zwar in unserem Hotel noch unsere Privat-
räume betreten, aber nicht die GeschäŌ sräume, da bin ich durch die 
GeschäŌ sräume gefegt, habe alle Glühbirnen rausgedreht, weil das 

Prof. Dr. Adolf Ebel
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damals Mangelware war, und habe gesagt: ‚Wenn wir sonst nichts 
mitnehmen, wenn wir irgendwo hinkommen, dann haben wir Glüh-
birnen.‘ So ungefähr habe ich da reagiert. Ich kann auch wenig darü-
ber sagen, wie meine beiden Schwestern und meine beiden Brüder 
reagiert haben. Wir waren noch fünf zu Hause. Der Älteste, der sitzt 
da [zeigt auf Karl-Heinrich Ebel], der war schon in Berlin als Student 
an der Humboldt Universität. Und mein etwas jüngerer Bruder, der 
war in der Lehre in der Mathias-Thesen-WerŌ  in Wismar.

Für mich war nun die Frage: Kann ich noch Abitur machen oder kann 
ich es nicht machen? Und da muss ich sagen, haben wir auch Gutes 
erfahren. Denn es gab Leute, die das nicht akzepƟ eren wollten, dass 
einfach so viele, es waren ja, glaube ich, 40 Familien, die ausgewie-
sen wurden. Wir haben später sogar den Grund erfahren, warum wir 
ausgewiesen wurden, nämlich wegen ‚feindlicher Haltung‘. Mehr Be-
gründung haben wir bisher nicht gefunden, nicht bekommen. Spä-
ter habe ich von einem Klassenkameraden erfahren, dessen MuƩ er 
akƟ ve KommunisƟ n und gut integriert in das System dort war, dass 
die Listen für uns in Dömitz von zwei Frauen angeferƟ gt wurden: der 
Bürgermeistersfrau und einer Frau Klawonn. Ich glaube, wir haƩ en 
überhaupt keine Beziehung zu Frau Klawonn und wussten gar nicht 
richƟ g, wer das war, zu der Bürgermeistersfrau sowieso nicht. Aber 
wenn ich das richƟ g weiß, musste das in Ludwigslust dann vom Kreis 
bestäƟ gt werden, die Ausweisung. Das konnte nicht einfach vom Ort 
her gemacht werden.

Gut, kann ich noch Abitur machen oder nicht? Das schriŌ liche Abitur 
haƩ e ich hinter mir. Das war ferƟ g, es fehlte nur noch das mündli-
che. Die LehrerschaŌ  hat sich zusammengesetzt, hat den Kreisschul-
rat hinzugezogen, und die haben dann entschieden: Wir machen am 
nächsten Tag, am Abend, ein Not-Abitur. Nicht nur für mich, sondern 
auch für eine Klassenkameradin, Irene Nimptsch, die mit ausgewie-
sen wurde. Ihr Vater war Schulleiter, stand kurz vor der VerhaŌ ung, 
ist dann aber gefl ohen. Die Familie war dageblieben. Wir gehörten 
mit zu denen, die wegen ‚feindlicher Haltung‘ ausgewiesen werden 
sollten. Das lief alles soweit ganz gut.

Wir räumten natürlich zu Hause, suchten zusammen, was wir mit-
nehmen durŌ en oder konnten. Wir haƩ en beschränkten Raum. Es 
war ein halber Güterwagen, der uns zur Verfügung gestellt wurde, 
für Möbel und alles Mögliche. Wenn ich mich nicht irre, haben wir 
sogar noch Brennholz oder Kartoff eln mitgenommen, um dann nicht 
irgendwo dazusitzen und nichts zu haben. Meinen Klassenkamera-
den wurde gesagt: keine Kontakte weiterhin zu denen, die ausge-
wiesen werden sollten. Aber die standen dann alle bei uns im Haus 
und halfen ausräumen – gegen die Anweisung von der Polizei oder 
der Schule. Ich weiß nicht genau, wer das gemacht hat. Das Verladen 
dauerte natürlich einige Zeit, und wir haben versucht, die Sachen so 
gut es ging in dem Güterwagen zu verstauen und kriegten dann ein 
Abteil zugewiesen, wo wir als Familie drinsaßen, die Eltern mit fünf 
Kindern. Der Zug stand lange Zeit, es wurde Abend, es wurde spät, 
der Zug rührte sich lange Zeit nicht.

Am 6. Juni, nachdem es dunkel wurde, durŌ e er ausfahren. Meine 
Schwester erinnert sich, dass auf dem Bahnsteig, das war der Güter-
bahnsteig, dass da viele Leute standen und den Zug mit einem Lied 
verabschiedet haben. Die Bahnstrecke führt am Friedhof vorbei, der 
auf einem Hügel liegt. Da stand unser Pastor Schliemann und segne-
te den Zug. Das haben wir aber alles erst später erfahren. Das war 
aber schon berührend und anrührend.

Welche Gefühle haƩ en wir damals? Für meine Eltern war das 
schrecklich, ganz klar. Ich denke, meine Eltern wurden auch durch 
ihre Kinder gehalten. Der Jüngste war gerade fünf, der Zweitjüngs-
te acht. Ich war kurz vor dem 19. Lebensjahr, und die Schwestern 
sind 1938 und 1940 geboren. Also es war schon eine dramaƟ sche, 
für mich eine dumpfe SƟ mmung. Ich haƩ e zwar mein Abitur in der 
Tasche, es wurde auch noch ein bisschen von den Schulkameraden 
nachgefeiert. Aber sonst? Wenn ich jetzt daran denke, das geht mir 
schon ziemlich nahe.

Gut, wir fuhren in die Dunkelheit, waren überzeugt, dass wir nach 
Sibirien gebracht werden würden. Sibirien, das war sozusagen die 
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Parole. Ich denke, das war auch den Kommandos, die uns da raus-
gebracht haben, ganz recht, dass wir die Sorge haƩ en, wir würden 
irgendwie in die Sowjetunion ausgewiesen, deporƟ ert werden. Sie 
wollten Angst und Unruhe erzeugen.

Dann weiß ich nur, dass ich während der Fahrt ziemlich fest geschla-
fen habe. Und als ich aufwachte, stand der Zug, und es wurden unse-
re Sachen schon ausgeladen. Wir wussten nicht genau wo. Irgendwo 
in Mecklenburg. Wir haben dann rumgesucht, wo wir mal irgend-
etwas über den Ort, an dem wir waren, erfahren könnten und wa-
ren in Güstrow. Wir wurden von Güstrow aus in die Umgebung, eher 
verschickt, sozusagen in die Umgebung transporƟ ert. Meine Familie 
kam nach Tarnow im Kreis Bützow damals, ungefähr in der MiƩ e zwi-
schen Güstrow und Bützow gelegen. Wir bekamen Räume auf einem 
Bauernhof, kleine feuchte, richƟ g feuchte Räume, ein Loch eigent-
lich. Das war ein Hintereingang zum Bauernhof mit ein paar Räum-
lichkeiten daneben. Es war ziemlich bedrückend, weil wir gar nicht 
wussten, wie wir in den Räumen mit sieben Leuten unterkommen 
sollten. Die Möbel, die wir haƩ en, konnten auch gar nicht aufgestellt 
werden. Die wurden erst einmal zum Teil auf den Boden des Bau-
ernhauses gebracht. Später bekamen wir mehr Räume, dann konnte 
man die auch aufstellen.

Das Dorf wurde informiert, dass Kriminelle kämen. Das wussten 
wir nicht. Aber natürlich ist dann ein bisschen Zurückhaltung, um 
mit den Leuten ins Gespräch zu kommen, sich anzufreunden. Es 
war schwer. Mit dem Bauern, der Bauernfamilie, das ging, es gab 
sich allmählich. Meine Eltern und wir als Familie waren sehr kirch-
lich eingestellt. Ich denke, dass auch daher die ‚feindliche Haltung‘ 
kam, dass wir regelmäßig die Kirche besuchten und in Dömitz in 
der Jungen Gemeinde mitgearbeitet haben. Mein Bruder, der hat 
sich in der FDJ engagiert, aber kriegte plötzlich ein Verfahren an 
den Hals, weil er irgendwas nicht so richƟ g gemacht haƩ e und 
wurde abgesetzt, als ‚nicht zuverlässiger Erster Sekretär‘ unserer 
Oberschulgruppe. Wir haƩ en eine sehr akƟ ve Oberschulgruppe. 

Wir brachten auch einiges an Kultur mit rein in das kleine Dömitz. 
In Tarnow war dann natürlich die Kirche für uns ein Anlaufpunkt, 
und wir haben da auch gute Erfahrungen gemacht, gerade mit den 
Freunden, die wir in der Jungen Gemeinde und in der Kirche getrof-
fen haben. Ich denke, bis hierhin reicht erst einmal mein Bericht 
und vielleicht später mehr.“

Dr. Wolfram von Scheliha: „Vielen Dank für diese sehr berührenden 
Erlebnisse, die Sie geschildert haben.

Frau Fleischer, Sie kommen aus Sachsen-Anhalt, ursprünglich aus 
Cheine. Das ist heute ein Teil von Salzwedel. Aber damals war es eine 
kleine Gemeinde. Wie ist die Zwangsaussiedlung damals bei Ihnen 
abgelaufen? Wie haben Sie das erlebt? Wann haben Sie erfahren, 
dass Ihre Familie zwangsausgesiedelt wurde?“

Anneliese Fleischer: „Ja, ich muss 
hier eigentlich heute noch sagen: 
Ich bin erschüƩ ert, dass manche 
das nicht geschaŏ   haben und das 
mit dem Leben bezahlt haben. Das 
ist sehr bedauerlich. Wir haben es 
geschaŏ  .

Um die 14 Jahre alt war ich, bin 
auch in der Schule gewesen, und 
da wurde ich vom Klassenlehrer 
rausgeholt und sollte nach Hau-
se kommen. Da bin ich dann auch 
hin. Meine Schwester ist auch dazu 
geholt worden, und da saßen mei-

ne Eltern schon im Wohnzimmer. Und wie üblich kriegten wir auch 
ein Schreiben vorgelegt, dass wir zu unserer Sicherheit raus sollten, 
denn ‚wir werden vom Westen bedroht‘. Mein Vater hat es aber nicht 
unterschrieben. Und dabei blieb es dann. Unterstützung haƩ en wir 
keine. Nur das Mädel, was wir zu Hause haƩ en, das hat geholfen. 
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Und dann kam eine, die im achten Monat schwanger war, sie haƩ e 
das gehört und kam den Gartenweg runter. Die war noch zur Hil-
fe mit dabei. Mein Vater selbst konnte nichts machen, weil er sich 
beim Färsenmelken ein Bein gebrochen haƩ e. Also war ich mit mei-
ner MuƩ er dann soweit alleine am Räumen. Da ringsum die Polizei 
bereitstand, kam keiner dazu. Auch Schulzens als Nachbarsleute wa-
ren wahrscheinlich nicht informiert, konnten nicht kommen. Also es 
wurde eben abgesteckt.

Unser Besitztum waren 45 Hektar, zwei Bauernhöfe, ein Tagelöhner-
haus, zehn Hektar gingen schon an die Bodenreform als Flugzeug-
platz bei Hitler ab. Also für 35 Hektar waren wir Soll[zins] gebun-
den, haƩ en unsere Verpfl ichtungen eingehalten. Aber wie gesagt, 
wir waren am 29. Mai die ersten. Meiner Ansicht nach ging das von 
der Gemeinde aus, vom Bürgermeister Knoch. Und der Lehrer Lam-
pe, der wusste wahrscheinlich auch Bescheid, und der guckte sehr 
hinterher.

Wie gesagt, es half nichts. Die Fahrzeuge standen bereit, es muss-
te aufgeladen werden. Wir haƩ en Kiepen mit Heu. Porzellan rein, 
Spiegel rein, und die HälŌ e war zerdonnert. So ungefähr ging die Be-
reitstellung. In einer Stunde, sagte man uns, sollten wir [das Haus] 
verlassen. Wir sind dann nach Ellenberg gekommen, dann trafen wir 
auch Leute von Barnebeck oder irgendwoher waren sie, die liefen 
alle Wagen ab. Und dann sind wir nach allem auch ins Rollen gekom-
men bis Salzwedel, bis zur Ritzer Brücke. Und da sagte mein Vater: 
‚So, das wird wohl das Ende sein, hier wurden 1945 die Juden er-
schossen. Jetzt sind wir dran‘.

Aber vor dem Finsterwerden fuhr der Zug an. Dann sind wir weiter 
gerollt, und GoƩ  sei Dank sind wir dann nächsten MiƩ ag in Delitzsch 
am unteren Bahnhof gelandet. Da kriegten wir die erste Nudelsuppe. 
Da haben wir uns sozusagen eigentlich noch gefreut, dass wir nicht 
weiter, wie schon gesagt wurde, nach Sibirien, Russland und, und, 
und gebracht wurden. 1948, 1949 zu Hause noch, da kamen die gan-
zen Ostaussiedler an uns vorbei. Über die Bauernhöfe wurden die 

Panjewagen aufgenommen und versorgt, und die gingen durch die 
Dumme [Fluss] über die Grenze. Und da sagten die: ‚Herr Niemeyer 
kommen Sie mit, wir reißen aus vorm Russen.‘ Und da sagte mein 
Vater: ‚Ich kann doch meine WirtschaŌ  nicht hinterlassen, die so und 
so lange vererbt worden ist.‘ Das war 1948, 1949. Und 1952 waren 
wir dran. So, und dann waren wir froh, dass wir in Delitzsch ange-
kommen sind, da standen auch die Lkw bereit.

Und dann das Bisschen, was wir mitkriegten: Wohnzimmer, Schlaf-
zimmer – Kinderzimmer wollten sie gar nicht mitgeben – und Küche. 
Meine MuƩ er sagte: ‚Na und meine Mädels?‘ Dann kriegten wir es 
mit. Es war ganz schön. Aber als wir dann in Seelhausen bei Fami-
lie Klöpsichs ankamen, da kriegten wir anderthalb Zimmer, und da 
mussten wir dann das Wohnzimmer und auch die Wäsche im Saal 
unterbringen. Da lag ein Haufen Getreide, und da sagten Klöpsichs: 
‚Uns wurde das nicht gesagt, dass eine ganze Familie kommt! Ja, und 
Sie wären Grenzgänger gewesen!‘

Ja, wir waren doch keine Grenzgänger. Wir waren zwar über die 
Grenze gegangen, um landwirtschaŌ liche Ersatzteile zu holen von 
Bergen, weil die Maschinen dort erzeugt worden sind. Und die Er-
satzteile gab es nur dort, und Öl, um die Leute zu versorgen, denn 
wir haƩ en gerade einen Topf Kochkäse mit im Waggon und das war 
alles. Und da waren wir froh, dass wir dann die erste Versorgung 
haƩ en und haben das andere Geschlachtete vom Keller hochge-
holt. Aber das mussten wir alles wieder runter schaff en zur Versor-
gung der Leute. ‚Das muss dableiben. Sie kommen in vier Wochen 
zurück.‘ Ja, das haben wir natürlich nicht geglaubt. Wozu dann eine 
Umsiedlung?

So, nun kamen wir in Seelhausen an. Und das Konto blieb natürlich 
für die Leute in Salzwedel ohne einen Pfennig Geld. Wie meine Eltern 
das gestemmt haben! Also das ist unbeschreiblich. Heute regt man 
sich über jedes bisschen auf, die fi ngen mit Null an. Eine DDR-Mark 
kriegten wir beim Landwirt, wenn wir auf dem Feld mitgeholfen ha-
ben, Rüben verzogen. Ich musste mitgehen, wir mussten uns das al-
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les so zusammenknabbern, und da sagte mein Vater: ‚So, – für die 
LandwirtschaŌ  waren wir zu Hause nicht mehr gut genug – und ihr 
Mädels lernt jetzt was anderes.‘

Da habe ich dann nach einem Jahr eine Stelle bekommen – ich hat-
te Stenographie und Schreibmaschine zwischendurch privat erlernt 
– als Großhandelskaufmann. Das habe ich beendet und war darin 
zehn Jahre täƟ g. Meine Schwester hat Schneiderin gelernt. Und wie 
das Unglück so will oder das Glück: Meine Verheiratung fand dann 
wieder auf einem Bauernhof staƩ . Meine MuƩ er war, als ich 17 war, 
verstorben, und ich haƩ e dann nur noch meinen Vater und meine 
Schwester. Mein Vater war eigentlich sehr glücklich über den Beruf, 
den wir beide erlernt haben und dass wir dann doch wieder zurück 
in die LandwirtschaŌ  gingen. Das haben wir uns dann – er hat viel 
mitgeholfen – mit Erfolg erweitert und aufgebaut.

Und weil Seelhausen in der Zeit des Braunkohleabbaus verschwun-
den ist, der ganze Ort wurde abgebaggert, da waren wir froh, dass 
wir in Delitzsch, dem nächsten Ort, eine Bleibe haƩ en. Nun lebe ich 
da schon 61 Jahre. So ist es dann noch, wollen wir mal sagen, zum 
Guten ausgegangen. Aber nur durch viel Arbeit, durch viel Verzicht. 
Urlaub kannten wir damals alle gar nicht. Und dann haben wir uns 
in Delitzsch zusammengefunden, die Ausgesiedelten von der Alt-
mark, haben zusammen Geburtstag gefeiert und dies und jenes. Und 
daraus ist auch einiges zurückgeblieben. Aber wie gesagt, es waren 
schwere Zeiten.“

Dr. Wolfram von Scheliha: „Ja, wenn man das so hört, kann man das 
nur bestäƟ gen, dass es eine sehr schwere Zeit für Sie und Ihre Familie 
war.“

Anneliese Fleischer: „Ich muss doch noch einmal etwas sagen. Die 
Sehnsucht ist immer noch die Altmark, ist Cheine.“

Dr. Wolfram von Scheliha: „Ja, das ist die Sehnsucht nach der Heimat, 
die eben geraubt worden ist.“

Anneliese Fleischer: „Na, vor 61 Jahren. Wo ich nun wieder auf einem 
Bauernhof bin. Das lag drin, das hat mir gefallen. Aber die Sehnsucht 
bleibt immer noch die nach Cheine.“

Dr. Wolfram von Scheliha: „Das kann man sehr gut nachvollziehen. 
Ja, vielen Dank für diese Off enheit und die bewegenden Worte. Herr 
Schrimpf, Sie kommen aus Thüringen, aus dem Grenzort Probstzella. 
Thüringen, da waren besonders scharfe PoliƟ ker, wie wir eingangs 
gehört haben, z. B. der Ministerpräsident. Wie ist die Aussiedlung bei 
Ihnen vonstaƩ engegangen?“

Gerd Schrimpf: „Das ähnelt sich 
in vielen Dingen, wenn man die 
Berichte hört, wie zu dieser Zeit 
die Aussiedlungen, die Zwangs-
aussiedlungen vonstaƩ engingen. 
Bevor ich dazu komme, was kon-
kret bei uns gewesen ist, damals 
in Probstzella, vielleicht noch 
eine kurze Bemerkung zu etwas 
anderem: Was mich bedrückt, ist 
eigentlich die Unkenntnis dieses 
Vorgangs vor 70 Jahren, der für 
viele Betroff ene sehr nachgewirkt 
hat. Und wenn man heute davon 
spricht? In vielen Ländern, auch 
hier in Sachsen-Anhalt, würde wohl doch eine Entschädigung in 
Aussicht gestellt. Wenn ich dann aber sage: von 12.000 schätze ich, 
sind heute noch vielleicht 500 da. Denn das biologische Alter, es 
geht weiter und wir mit über 80 Jahren, wir haben nicht mehr viel 
zu erwarten. Es häƩ e schon viel früher etwas geschehen müssen in 
allen Bundesländern.

Ich bin gern ein Thüringer. Ich habe meine Heimat, ich liebe sie. Aber 
als diese Entscheidung getroff en wurde oder die Entscheidung ge-
fallen ist, dass Thüringen eine Regierung bekommt, die ich gar nicht 
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mag, da war ich ziemlich sauer und bin es eigentlich jeden Tag. Es 
ist nicht nachzuvollziehen, dass eine linke Partei heute über uns be-
sƟ mmt, uns belügt. Und eine Frau Hennig-Wellsow sich so benimmt, 
wie ein dummes, kleines Kind, einen Blumenstrauß einem Abgeord-
neten hinschmeißt und noch dumme Bemerkungen macht, das kann 
ich nicht verstehen, und das ist natürlich furchtbar.

Und dieser Herr Ramelow, ich habe mir alle alten ZeitungsarƟ kel auf-
gehoben. Seit sechs Jahren predigt er davon, er will etwas tun, will 
sich zusammensetzen mit seinen Kollegen, den ostdeutschen Minis-
terpräsidenten, um da eine einheitliche Regelung zu fi nden, damit 
wir entschädigt werden. Ich habe mir wieder so eins rausgezogen, 
da, wo er das gesagt hat: ‚Mehr als 25 Jahre nach der Wiedervereini-
gung sind die Betroff enen von Zwangsaussiedlungen aus dem frühe-
ren Grenzgebiet nach Ansicht ihres Interessenverbandes noch immer 
benachteiligt.‘ Und wir wissen das, die Thüringer wissen das sowieso, 
dass da nur leere Worte gesprochen werden, da passiert gar nichts, 
überhaupt nichts. In vielen Dingen lassen die uns links liegen, und es 
gibt keine Unterstützung.

Und wenn man im Nachhinein noch sagt: ‚Ihr seid damals zwangs-
ausgesiedelt worden, es wird schon etwas Wahres daran sein, dass 
wir einen Grund haƩ en, damit ihr rauskommt.‘ Das sind die Meinun-
gen einiger. Und unser rotes Suhl. Ich sage immer ‚unser rotes Suhl‘. 
Ich bin ja Suhler. In dieser grünen Stadt, die ein zerschossenes Rat-
haus hat, heißt es immer, wo heute diese Geschichtsmesse auf dem 
Ringberg im Ringberghotel ist. Da ist das ganz schlimm. Diese alten 
Genossen, diese Scharen, die früher immer zusammengearbeitet ha-
ben, die stehen heute noch in der Fußgängerzone zusammen und 
diskuƟ eren und wünschen sich besƟ mmte Dinge zurück. Das weiß 
ich. Man hört es auch. Und das ist das Schlimme, dass so etwas heute 
noch passieren kann.

Ich habe es ja nun selbst erlebt, ich bin an eine Schule gekommen, 
das war ja fast eine Strafversetzung. Ich habe sie die Stasi-Schule ge-
nannt: Dr. Richard Sorge. Der Name sagt schon alles. Er war „Kund-

schaŌ er“. Da war die Einheit der Staatssicherheit bei uns. Da wurden 
in dem Schuljahr 1989/90 von 60 Lehrern nur zehn Lehrer für das 
neue Gymnasium übernommen. Wir wurden dann ein Gymnasium. 
Und die anderen 50 wurden alle überprüŌ . Wir haben im Nachhinein 
herausbekommen, dass jeder zehnte Lehrer ein inoffi  zieller Mitar-
beiter der Stasi war. Und diese Leute, von den 50, die überprüŌ  wor-
den sind, sind 30 wieder in den Schuldienst gekommen, weil sie den 
Prozess gewonnen haben. Da hat Thüringen wieder versagt. Thürin-
gen hat auch versagt in dem, was heute schon mal erwähnt wurde, 
dass die das damals veranlasst haƩ en, diese Aussiedlung, dass keiner 
verfolgt bzw. bestraŌ  worden ist. Die Prozesse haben die alle gewon-
nen, und wir saßen da und haƩ en gar nichts. Das ist für mich eine 
persönliche Sache. Also das juckt mich unheimlich, dass da nichts 
geschieht. Und da müsste wirklich mehr publiziert werden. Und wir 
können ja dazu beitragen. Aber wir, die über 80-Jährigen, wir haben 
doch nicht mehr die KraŌ  und den Mumm, jetzt hinzugehen und mit 
den Leuten zu sprechen.

Ich war voriges Jahr in einer zehnten Klasse am Gymnasium und habe 
einen Vortrag gehalten, und da wurde mir vom Klassenlehrer gesagt: 
‚Pass auf, die sind ziemlich vorlaut. Da haben wir Probleme mit die-
ser zehnten Klasse, die sind nicht unsere Besten. Aber du schaff st 
das schon.‘ Sie können mir glauben, ich habe anderthalb Stunden ge-
redet. Es war mucksmäuschensƟ ll. Keiner hat gewagt, irgendwas zu 
äußern oder zu stören oder irgendwas. Die waren so Ɵ ef beeindruckt 
von der Schilderung der Zwangsaussiedlung von den Betroff enen, 
was die mitgemacht haben. Sie haben ja nichts gewusst! So geht es 
vielen Bürgern. Die wissen nichts. Sie kennen das gar nicht, was sie 
erlebt haben.“

Dr. Wolfram von Scheliha: „Deswegen ist es ja so wichƟ g, dass wir 
das heute auch noch mal alles erzählen und hier schildern. Und es 
ist gerade wichƟ g, dass die Zeitzeugen in die Schulen gehen und das 
den jungen Menschen miƩ eilen. Ich glaube, jeder hier im Saal kann 
Ihre Wut und ihre Empörung über das was passiert ist, verstehen.“
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Gerd Schrimpf: „Ich habe das einige Male gemacht, ich habe auch 
Vorträge gehalten. Es war wirklich gut, aber es ist zu wenig, es ist viel 
zu wenig.

So, jetzt zu meiner SituaƟ on. Also, es war der 5. Juni. Mein Vater 
war, bevor er in den Krieg musste, im öff entlichen Dienst täƟ g. Er war 
Postangestellter, war NSDAP-Mitglied. Und da war die Sache schon 
raus. Als er aus dem Krieg zurückkam, 1947, musste er zur Strafe in 
den Wald gehen, musste dort bis zur Aussiedlung arbeiten. Kein an-
derer Arbeitsplatz, nichts.

Es kam so: früh morgens um sechs hat uns die MuƩ er noch einmal 
erzählt, kamen fünf Personen unter Führung des Bürgermeisters 
an die Tür, klopŌ en und machten meiner MuƩ er klar, dass wir zu 
den unerwünschten Personen dieses Ortes gehören, dass wir nicht 
mehr willkommen sind. ‚Sie werden bis 10 Uhr diesen Ort verlassen 
müssen: die Autos fahren vor, die Lkw nehmen die Mühle mit und 
Sie halten sich hier zurück und warten, was dann geschieht.‘ Na gut, 
meine MuƩ er kam gleich ins Weinen. Mein Vater wurde aus dem 
Wald geholt, er war ja dort als Waldarbeiter täƟ g. Er hat auch einen 
ziemlichen Wutausbruch gehabt, aber er hat sich dann beruhigt oder 
man hat ihn beruhigt und dann ging es los. Der größte Teil der Möbel 
wurde verladen. Ein Teil blieb noch, konnte nicht mit, blieb dort in 
Probstzella. Wir haƩ en eine Hasenzucht, haƩ en dort auch ein kleines 
Grundstück, eine Wiese. Darüber hat man gar nicht gesprochen.

Und dann ging es um 10 Uhr, oder zwischen 10 und 12 Uhr weg aus 
Probstzella. Auf einem Lkw wurden wir zum Bahnhof Eichicht ge-
bracht. Das ist kurz vor Saalfeld. Da ist ein Bahnhof, der ziemlich im 
Wald liegt, wo die Bevölkerung keine Einsicht bekommt, was da los 
ist. Und da standen Viehwaggons bereit. Eine Reihe. Man kann es 
sich nicht vorstellen: Viehwaggons! Wir waren ja ‚Ungeziefer‘. Und 
in diese Viehwaggons wurden wir verladen. Da war ein bisschen Heu 
drin, ein bisschen Stroh. Und da saßen wir von miƩ ags bis abends. 
Erst als die Dunkelheit kam, kam der Zug in Bewegung, und wir wuss-
ten gar nicht, wo es hingeht.

Keiner hat gesagt, was los ist. Nur durch die kleinen Schlitze bei so 
einem Viehwagen haben dann die Eltern geschaut, wo es hingeht. 
Wir haben den Bahnhof Saalfeld gesehen, den Bahnhof Arnstadt, 
und dann ging es Richtung Zella-Mehlis, und in Zella-Mehlis hielt der 
Zug an. Von Probstzella waren es an diesem Tag 17 Familien mit 57 
Personen, die ausgesiedelt worden sind. Die meisten wurden hier 
aus dem Zug genommen und in ihre Orte verwiesen. Einige Famili-
en in Zella-Mehlis, dann Steinbach-Hallenberg, Schmalkalden, Suhl, 
wurde alles aufgeteilt. Und nun ging es darum, wo kommt ihr hin? 
Ich schäme mich fast heute noch, wenn ich sage, was die mit uns 
gemacht haben.

Wir wurden in einen ehemaligen Pferdestall hineingebracht. Es ist 
nicht zu glauben! Wer würde sich das heute noch erlauben, so was? 
Und in diesem Pferdestall, da hat es noch gemieŌ , gerochen. Die 
BreƩ er wurden erst ein, zwei Tage vorher aufgeschlagen auf dem 
Fußboden, damit das bisschen verdeckt ist. Und alles im Unterge-
schoss, also in Erdbodennähe, mussten wir in die Wohnung gehen. 
Meine Eltern waren verzweifelt. Ich war 13 Jahre. Man hat es als 
Kind nicht so hingenommen und hat es nicht so verstanden. Ich hat-
te mir damals gewünscht, wenn ich etwas älter gewesen wäre, wäre 
ich wahrscheinlich gleich Richtung Grenze gegangen oder mit dem 
Bruder zusammen. Aber es hat sich keiner gewagt. Es waren zwei 
Zimmer. Es war keine ToileƩ e da. Es war eine Wohnung direkt neben 
einem Sägewerk. Vor unseren Fenstern lagen die Baumstämme, die 
die Pferdefuhrwerke immer gebracht haben. So war das ja früher. Die 
Pferde haben die gezogen, sie transporƟ ert. Das lag alles vor unse-
ren Fenstern. Und wir haƩ en zusammen mit den Arbeitern, es waren 
ungefähr zwölf BeschäŌ igte im Sägewerk, eine ToileƩ e, die über den 
Hof war. Wir haƩ en im Haus gar nichts. Wir mussten nachts, auch im 
Winter, wenn es draußen gefroren war oder wenn schlechtes WeƩ er 
war, immer über den Hof zur ToileƩ e gehen.

Für die Männer war draußen zwischen dieser ToileƩ e und dem Haus, 
in dem wir gewohnt haben, ein öff entliches Pissoir, eine Rinne. Die 
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haben sich jeden Tag hingestellt, die Männer und haben in diese 
Rinne eben das gemacht, was man normalerweise in so ein Pissoir 
macht. Und das hat natürlich RaƩ en angezogen und anderes GeƟ er. 
Wir haƩ en den ganzen Sommer über in der Wohnung alles voller 
Ameisen. Die Ameisen kamen runter, und wo sie herkamen, wissen 
wir nicht. Wahrscheinlich durch die Tiere. Zehn Jahre lang haben wir 
in dieser Wohnung wohnen müssen! Es ist nicht zu glauben. Wir ha-
ben alles gemacht. Ich habe Briefe geschrieben. Meine MuƩ er war 
fast jede Woche auf dem Wohnungsamt, hat mit dem Bürgermeister 
gesprochen. Und eben dieser Bürgermeister sagte zu mir: ‚Na komm, 
ich weiß nicht, was bei euch gewesen ist, vielleicht habt ihr doch was 
gemacht, dass die einen Grund haƩ en, euch auszusiedeln.‘ Das hat 
der Bürgermeister gesagt!

Dann ging es ja weiter, der Werdegang durch die Umsiedlung: Ich 
kam in die Schule in Zella-Mehlis, siebte Klasse. Es war kurz vor 
den Sommerferien, es war Juni. Und der Lehrer, dem ich das heute 
noch nachtrage, der hat vor den Kindern gesagt: ‚Wollen wir mal 
sehen, was der Neue hier,‘ – der Neue hier! – was der so alles kann. 
Sag uns noch einmal ein Gedicht auf.‘ So. Na gut. Ich war natürlich 
gehemmt, verlegen. Ist doch klar. Erst die Umsiedlung und der Är-
ger mit allem. Die Eltern waren verzweifelt. Und ich komme in die 
Schule und soll da gleich beweisen, was ich kann. Da habe ich, das 
weiß ich heute noch, da habe ich den Osterspaziergang von  Goethe 
‚Vom Eise befreit‘ aufgesagt, so in meinem Dialekt, ‚Probstzella-
Dialekt‘ hat man das genannt. Es geht ein bisschen ins Fränkische, 
ein bisschen in den Erfurter Dialekt, also so ein Gemisch. Aber gut, 
wir haben das nicht wahrgenommen als Einheimische. Aber jetzt 
hat sich die ganze Klasse fast gebogen vor Lachen. Die haben dann 
gefragt: ‚Kann denn der auch Deutsch?‘ So haben die mich bloß-
gestellt. Und mit dieser Klasse – ich kenne das ja nun, wie es läuŌ  
in den Schulen. Ich habe das ganze letzte Schuljahr keinen Kontakt 
gefunden, bin nicht warm geworden mit denen. Ich habe sogar die 
Konfi rmaƟ onsfeier ausgelassen. Es war mir so peinlich. Das hat 
mich innerlich so gewurmt und getroff en, da ich auch wusste, was 

ich konnte, und dass ich zu Hause in Probstzella, in der Schule, an-
ders, ganz anders dagestanden habe. Und die stellen mich als dum-
men Kerl bloß. Was will der halt hier?

Und dann ist noch das andere: Zella-Mehlis ist ein Ort, der fi nanziell 
sehr gut dasteht. Auch heute übrigens noch! Viele Handwerker, viele 
Privatleute, die etwas besessen haben, etwas produziert haben. Sehr 
gute Familienverhältnisse. Und wenn da einer kommt, von der Gren-
ze, der da ausgesiedelt wird! Womöglich ist es einer, wo die Eltern 
nicht arbeiten wollten, oder er ist asozial, wie wir genannt wurden, 
all diese Begriff e. Das hat sich alles so rumgesprochen, das war für 
mich ganz einschneidend. So, und dann ging es weiter.

Ich habe dann meine Leistung wieder gebracht zu Beginn der achten 
Klasse. Da gibt es immer eine Schulkonferenz, wo die Lehrer festle-
gen, wer zum Abitur zugelassen wird. Das war ja damals nach der 
achten Klasse EOS (Erweiterte Oberschule). Und dann hat man mich, 
im Nachhinein haben wir das erfahren, abgelehnt. Meine Eltern hat-
ten den Antrag gestellt zur EOS. Und der Klassenlehrer kam zu einem 
Elternbesuch zu uns nach Hause. Er hat meinen Vater gut gekannt 
und gesagt: ‚Also, es hat gar keinen Zweck. Euer Junge kommt nicht 
zur EOS. Er wird nicht delegiert.‘ Die Eltern haben es hingenommen. 
Ich häƩ e ja damals gekämpŌ . Man häƩ e mehr wissen müssen. Da-
durch war es aus, und ich musste dann eben einen Beruf erlernen. 
Ich meine, es ist keine Schande, einen Beruf zu erlernen. Das ist auch 
gut. Aber ich wollte eben die Hochschulreife haben. Ich haƩ e ja vor, 
weiter zu studieren. Übrigens, mein Berufswunsch war damals, Pfar-
rer zu werden. Na gut, manche lächeln drüber, aber das war ja nun 
mein Wunsch. Und das war ja nun passé. Also Theologie zu studie-
ren, das war nichts. Gut, das hat sich weiterentwickelt, teilweise ne-
gaƟ v entwickelt, auch für mich.

Ich habe viele Verfahren am Hals gehabt und habe dann durch Zu-
fall nach meiner Lehre als Werkzeugmacher, wo ich leider zum Ka-
derleiter [Personalchef] gegangen bin und habe gesagt: ‚Wie sieht 
es aus? Ich möchte studieren, delegiert mich doch.‘ Und er sagte: 
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‚Du, wenn du nicht zwei Jahre zur Kasernierten Volkspolizei gehst, 
werden wir dich nicht studieren lassen. Du wirst vom Betrieb nicht 
delegiert. Aber wenn du jetzt ja sagst, machen wir das schon klar.‘ Ich 
war ziemlich stur damals.

Ich habe gesagt: ‚Nein, das mache ich nicht. Dann studiere ich lieber 
nicht. Lass mal sein.‘ Nach einem halben Jahr kommen sie wieder an, 
die gleichen Genossen und haben gesagt: ‚Hör zu, wir machen dir 
einen Vorschlag zur Güte. Zurzeit werden Lehrer gesucht. Das wäre 
doch was für dich! Aber es sind leider nur Unterstufenlehrer. Du hast 
ja kein Abitur, hast keine Hochschulreife.‘ So, und was habe ich aus 
Verzweifl ung gemacht? Ich wollte was studieren und bin dann zum 
Studium nach Meiningen gegangen. Ich sollte dort drei Jahre studie-
ren. Und nach zwei Jahren hat man mich nicht entlassen, man kann 
fast sagen befördert: ich dürŌ e schon in die Schule gehen. Man hat 
mir ein Jahr geschenkt. Es war 1959. Dann habe ich viel erlebt. Es 
waren viele Dinge, die ich während meiner Schulzeit [erlebt habe], 
Beobachtungen. Ich habe Staatssicherheitsberichte hier, was man 
alles mit mir gemacht hat und was man vorhaƩ e. Aber na gut, es 
ist eine Zeit gewesen, die durch diese Zwangsaussiedlung vieles im 
Leben verändert hat. TraumaƟ siert war man teilweise. Da wird ja ei-
niges dazu gesprochen werden.“

Dr. Wolfram von Scheliha: „Herr Schrimpf, auch Ihnen vielen Dank 
für Ihre sehr bewegende Geschichte. Aber was wichƟ g ist, und das 
haben wir ja eigentlich bei allen Zeitzeugen auch schon gemerkt, 
dass das Unrecht mit der Zwangsaussiedlung nicht vorbei war, son-
dern dass es auch den weiteren Lebensweg in der DDR sehr stark 
besƟ mmt hat. Und dass dieses SƟ gma, als ‚poliƟ sch unzuverlässig‘ zu 
gelten oder was unter dem SƟ chwort ‚Ungeziefer‘ so benannt wor-
den ist, dass Sie das doch auch ein ganzes Stück weiter begleitet hat 
und dass es Sie danach im Grunde auch noch verfolgt hat. Und auf 
diesen Punkt würde ich gerne noch einmal näher eingehen.

Frau Busse, haben Sie auch solche Erfahrungen gemacht, dass Sie 
wegen Ihrer angeblichen Unzuverlässigkeit – Sie selbst waren ja 

noch ein Kind, Sie selbst waren ja nicht unzuverlässig, aber Ihre 
Eltern wurden so sƟ gmaƟ siert – haben Sie auch solche Erlebnisse 
gehabt?“

Marie-Luise Busse: „Die haben sich alle distanziert verhalten in unse-
rem Umfeld. Lediglich die Verwandten und gute Bekannte, die wuss-
ten ja, was geschehen war. Aber die anderen haben das einfach nicht 
geglaubt. Es war nicht anzunehmen, dass der Staat DDR, der sich ja 
nun frisch etabliert haƩ e und der nur Parolen des guten Willens raus-
posaunt hat, dass der so etwas macht. Das wollte keiner glauben, 
und es wollte auch keiner hören.“

Dr. Wolfram von Scheliha: „Und dauerte das die ganze Zeit bis 1989 
oder hat sich das Verhalten Ihnen gegenüber auch mal geändert?“

Marie-Luise Busse: „Man hat sich dann auch bewiesen, will ich sa-
gen. Ich habe gelernt und habe dann die Tippeltappeltour bis zum 
Studium und bis zur Arbeit gemacht. Und dann war man dem alten 
Umfeld oder da, wo man hingekommen ist, ja schon entronnen. Und 
in dem neuen Umfeld, da hat man das erzählt. Aber Sympathie hat 
man auch nicht dafür gefunden oder Gehör, wenn man das so will. 
Nein. ‚Die trägt dick auf. Das ist wohl alles gar nicht so gewesen, wie 
es war und wer weiß, was dann noch war.‘

Mein Vater ist nicht aus dem Krieg wiedergekommen. Meine MuƩ er 
war alleine mit dem Hof und dann später mit dem Lebensgefährten. 
Das war dann auch schon anrüchig. Das war ja dann auch alles nicht 
so und na ja: ‚Und da wollen wir sehen, was die dann nun so bringt.‘ 
Aber wir haben uns durchgeschlagen, muss ich ehrlich sagen. Alle, 
die Schicksalsschläge gehabt haben im Leben, sei es die Flüchtlinge 
von 1945 oder auch andere, die moralisch unten gewesen sind oder 
moralisch ferƟ g waren. Die haben sich herausgearbeitet, soweit ich 
die kenne und das gehört habe.“

Dr. Wolfram von Scheliha: „Vielen Dank. Herr Professor Ebel, wie war 
es bei Ihnen? Sie konnten ja noch Abitur machen. Im Gegensatz zu 
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Herrn Schrimpf haƩ en Sie ja das Glück, dass Sie gerade in dem Alter 
waren.“

Prof. Dr. Adolf Ebel: „Natürlich hat die Ausweisung, die Zwangsaus-
siedlung, das Leben von uns allen enorm geprägt. Fangen wir bei 
meinen Eltern an. Die standen ohne Einkommen da, waren vorher 
selbstständig und mussten erst einmal sehen, wie sie überhaupt fi -
nanziell über die Runden kommen. Mein Vater wurde in Güstrow von 
den Ärzten krank, arbeitsunfähig geschrieben. Der war durch die Aus-
siedlung wirklich ferƟ g. Der konnte nicht mehr und ging in den Ruhe-
stand mit einer Minimalrente. Ich weiß gar nicht, wie das fi nanziell 
dann überhaupt gelaufen ist. Mein Bruder Karl-Heinz in Berlin, dem 
wurde gesagt, das sei alles ‚Fake‘, also ‚Fake News‘, die Aussiedlung 
häƩ e es gar nicht gegeben. Er sagte dann in seiner Seminargruppe: 
‚Aber meine Eltern!‘ Also er hat dann erzählt, dass das wirklich wahr 
ist. Der stand dann auf der Liste, ich würde mal sagen von der Stasi. 
Da wurde mit VerhaŌ ung gedroht. Der packte dann seine Sachen, 
kam kurz noch einmal zu Besuch zu uns, eine Nacht. Da war gerade 
Schweinepest, in dem Dorf in dem wir waren. Wir sind dann heimlich 
rausgeschlichen. Rein konnte man, aber raus eigentlich nicht. Wir ha-
ben es dann durch die Wälder schon geschaŏ  , zum Bahnhof Bützow.

Und der war dann zunächst in Westberlin und hat seinen Weg weiter 
gemacht im Westen. Meine beiden Schwestern und die beiden jün-
geren Brüder, die mussten in Tarnow in die Schule, und was sie da er-
fahren haben, ist sehr unterschiedlich. Ich weiß relaƟ v wenig davon. 
Meine Schwester ist hier, die könnte sicher mehr darüber erzählen. 
Ich weiß nur, dass einer meiner Brüder, der auf die Oberschule woll-
te, nicht durŌ e, weil die Schulleiterin absolut gegen ihn war. Er war 
Bester oder Zweitbester in der Klasse, aber als Zwangsausgesiedelter 
und ‚Volksfeind‘, sozusagen, gehörte man nicht auf die Oberschule. 
Mein Vater war ein Kämpfer, in der Beziehung. Der hat es dann ge-
schaŏ  , durch Behördenbesuche und auch Rumfragen – wo ist denn 
hier in Mecklenburg vielleicht in der Oberschule ein Platz frei? – 
 einen gefunden und dann konnte er da auch seinen Weg machen.

Aber das waren alles so die Folgen, direkte Folgen der Zwangsaus-
siedlung. Der jüngere Bruder landete nachher im dualen Bildungs-
system, dem Abitur und der Berufsausbildung nebenher. Das war in 
WiƩ enberge, wo er unterkam.

Ich selbst wollte Theologie studieren, habe das – ich habe ja hier 
sozusagen einen Geistesfreund – in Rostock auch begonnen, zwei 
Jahre lang und war dann raus aus dem Ort. Ich habe dann auch 
eine völlig andere Umgebung gehabt, eine Umgebung, in der ich 
aufgenommen und auch getragen wurde. Das war ganz wichƟ g für 
mich. Ich habe aber nach zwei Jahren das Theologiestudium auf-
gegeben, wollte ein naturwissenschaŌ liches Fach studieren. Und 
da  kriegte ich es mit der Zwangsaussiedlung zu tun. Man sagte mir 
zwar, man würde mir einen Studienplatz zur Verfügung stellen, 
aber ließ einfach die Akten irgendwo liegen. Und als ich merkte, 
das wird nichts mit dem Studium in der DDR – die ich nicht verlas-
sen wollte, ich wollte bei der Familie bleiben –, darauĬ in habe ich 
dann auch  meine Koff er gepackt und bin über Westberlin in den 
Westen gegangen.

Das war 1955, da war ich weg. Ich muss noch dazusagen, da war im-
mer auch viel Persönliches dabei. Ich war heŌ ig verliebt, als wir aus-
gewiesen wurden und musste mich von meiner Freundin trennen, 
und die wusste auch nicht wo wir hin [sind]. Sie sitzt jetzt da [zeigt 
ins Publikum]. Das ist alles gut gegangen, würde ich sagen. Aber mit 
welchen Ängsten das alles verbunden war. Dann auch nachher mei-
ne Flucht in den Westen. Da war auch wieder die Frage: bleiben wir 
zusammen oder bleiben wir nicht zusammen? Aber es hat gehalten 
über die Grenzen hinweg und auch über alle schwierigen Umstän-
de. Gut, so viel erst einmal. Ich weiß nicht, ob Sie vielleicht noch 
über die 1990er Jahre sprechen. Dann kommt da noch ein bisschen 
mehr.“

Dr. Wolfram von Scheliha: „Machen wir gleich noch ganz kurz. Frau 
Fleischer, haben Sie irgendwelche Diskriminierungen oder können 
Sie das noch einmal erzählen, welche Diskriminierungen Sie in der 
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DDR nach der Zwangsaussiedlung erfahren haben? Sie haben das ja 
auch schon ein bisschen angedeutet.“

Anneliese Fleischer: „Nein, es ging eigentlich dann seinen Weg, be-
rufl ich und so. Aber ich bin mir klar darüber, dass wir danach – muss 
ich noch mal sagen – sicherlich beobachtet und weiterhin verfolgt 
worden sind, auch im Ort. Der Nachbar war der Bürgermeister, der 
hat mit Sicherheit den AuŌ rag gekriegt, uns zu beobachten, wie wir 
uns verhalten, ob wir wieder zurückwollen, ob wir in den Westen 
ausweichen wollen oder über Berlin. Also ich denke mir, beobachtet 
worden sind wir hinterher auch noch. Aber wie gesagt, wir haƩ en 
beide, meine Schwester und ich, unseren Beruf.

Mein Vater ging in die Grube nachdem in der LandwirtschaŌ  alles 
LPG wurde, Gleisarbeiter war er dann. Aber als wir in Seelhausen 
waren, ja, das war ja noch so ein Fakt: da wurde er noch einmal ab-
geholt, und wir wussten nicht wohin. Und dann hat meine MuƩ er 
auf Anraten von unseren Nachbarsleuten aus Cheine, Wagenknechts 
bzw. Schulz, den Hinweis gekriegt, doch sämtliche Gefängnisse anzu-
schreiben, wo er sich vielleicht befi ndet. Wir haben angeschrieben: 
Magdeburg, Torgau, Chemnitz alles Mögliche. Zu 50 Prozent wurde 
geantwortet. Wer nicht geantwortet hat, war Magdeburg, und da 
haƩ en sie ihn in UntersuchungshaŌ  genommen, weil er noch einmal 
nach Salzwedel runter [gefahren ist] und mit dem Konto etwas klä-
ren wollte. Da haƩ e man auf unserem Hof Schweine abgestochen, 
Ferkel. Und dafür wurde er im Nachhinein verantwortlich gemacht. 
Wie weit das ihm nun auch noch später zur Last gelegt werden sollte 
oder wie, weiß man nicht. Jedenfalls wurde auch beobachtet, dass 
er Gewehre eingegraben haƩ e. Und das kam in Magdeburg auch zur 
DebaƩ e. Das hat er uns nachher erzählt. Aber er hat gesagt: ‚Ich gebe 
die nach 1945 nicht ab.‘ Sondern er hat sie ungeölt im Grundstück 
vergraben. Und das hat man ausgegraben, und es war tatsächlich so: 
er hat es verrosten lassen.

Aber ich wollte bloß sagen, diese SpitzeltäƟ gkeit, wie die schon nach 
1945 funkƟ oniert hat, wie ein Gremium jeden beobachtet hat, was 

man so für Geld ausgegeben hat, um jeden einzelnen, nicht nur jetzt 
von eh und je schon nachzuverfolgen. Aber wie gesagt, dann kam er 
plötzlich nach dem 17. Juni 1953 nach Hause, weil man in Magde-
burg das Gefängnis stürmen wollte. Da fühlte sich die Regierung un-
sicher und hat alle, die in UntersuchungshaŌ  waren, entlassen. Und 
dann tauchte er nach einem Vierteljahr wieder auf. Also das mussten 
wir auch noch erdulden. Im Gefängnis, sagte mein Vater, war einer 
dabei, von Lieste. Der sagte: ‚Ja, ich kenne das. Ich bin auch poliƟ sch 
verfolgt.‘ Er sagt, er haƩ e so ein Gefühl dabei, dass auch der Spitzel 
mit reingesteckt wurde, dass er sich dazu bekennt und die Aussage 
macht: ‚Ja, ich war es in irgendeiner Form.‘ Und er hat es nicht ge-
macht. Er hat immer gesagt: ‚Nein, ich war‘s nicht, ich war‘s nicht‘. 
Jedenfalls haƩ en wir ihn nach einem Vierteljahr wieder, und dann 
war das erledigt.

Aber die Bespitzelung! Ich war drauf und dran, auch unsere Akte 
rauszuholen, ich bin nicht mehr dazu gekommen. Aber es ist interes-
sant zu hören: das sind manchmal Freunde, manchmal Ehepartner, 
was man im Nachhinein gehört hat, wie man beobachtet wurde.

Das haŌ et dem SED-Staat an, die Bespitzelung. Ich meine, jetzt ist 
ja auch Verschiedenes nicht in Sack und Tüten zu bringen. Aber wie 
gesagt, wir wurden persönlich jeder beobachtet, dafür hat man sehr 
viel Geld ausgegeben.“

Dr. Wolfram von Scheliha: „Ja, ja, vielen Dank auch noch einmal 
dafür. Herr Schrimpf, Sie haben ja schon gesagt, dass Sie zunächst 
nicht studieren durŌ en. Wie ging es weiter, als Sie nachher dann 
tatsächlich Lehrer waren? Haben Sie da dann auch noch dieses 
 SƟ gma gespürt?“

Gerd Schrimpf: „Ja, ich muss dazu sagen, das habe ich anhand mei-
ner Stasiunterlagen erfahren. Die siebzig Seiten habe ich hier in der 
Hand. Bis 1989 wurde über mich berichtet. Das erste war, dass sämt-
liche Briefe, die wir geschrieben haƩ en, geöff net, kopiert und bei der 
Staatssicherheit hinterlegt wurden. Selbst als meine Frau mal zur Kur 
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war und ich das Enkelchen bei mir zu Hause haƩ e. Das Enkelchen 
haƩ e eine Zeichnung mit einem kleinen Haus mit einer Blume und 
hat gesagt: ‚Für die Oma schicken wir das mit zur Kur.‘ Dieser Brief 
wurde geöff net, und diese Zeichnung ist mit in den Unterlagen drin. 
Von dem Kind! Das kann man sich kaum vorstellen. Ja, also postalisch 
wussten die über alles Bescheid.

Wenn wir Besuch zu Hause haƩ en, wurde das Autokennzeichen auf-
geschrieben. Wer besucht die Schrimpfs? Wer war das? Das woll-
ten Sie wissen. Dann haƩ en wir im Haus über uns in der Wohnung 
eine Frau, die beim Rat des Kreises beschäŌ igt war und die immer 
gelauscht hat. Die wusste genau, was bei uns in der Wohnung los 
war. Sie hat auf dem Boden nachgesehen und gesehen, dass der 
Schrimpf sich zwei Antennen gebaut hat: eine für den Ochsenkopf 
und eine für den Hohen Meißner, also einmal bayerisches und ein-
mal hessisches Fernsehen. Das war für mich kein Problem, ich habe 
ja Werkzeugmacher gelernt, da habe ich mir auch Antennen ge-
baut. Und habe die oben am Boden angebracht. Und sie? Was hat 
sie zu tun? Bei einer KreisparteiakƟ vtagung, die haben immer das 
Sagen gehabt, beim Rat des Kreises, da ist sie aufgestanden und hat 
gesagt, sie ist sehr entrüstet, dass es Lehrer gibt in unserem Staat, 
die Wesƞ ernsehen und Westrundfunk hören, die ihre Antennen auf 
dem Boden versteckt haben. Na, da war was los! Der Vorsitzende 
vom Rat des Kreises hat sofort dem Kreisschulrat den AuŌ rag ge-
geben: ‚Ihr müsst den ranziƟ eren, und ihr müsst ihn so weit brin-
gen, dass er sich die Kanäle oder den Westkanal im Fernsehen‘ – 
das ging damals – ‚ausbauen lässt.‘ Ich wurde natürlich gleich zum 
Kreisschulrat bestellt, und es wurde ein großes Gespräch mit mir 
geführt. Sie haben mir gesagt: ‚Das geht nicht, als sozialisƟ scher 
Lehrer, da Wesƞ ernsehen sehen. Wir verlangen von dir, dass du 
deinen Kanal in deinem Fernseher ausbauen lässt. Das dürŌ e ja 
kein Problem sein.‘ Ich war stur, wie immer. Ich habe gesagt: ‚Nein, 
der Kanal bleibt drin. Das ist mein Fernseher. Das ist jetzt eine Sa-
che von mir, die ich entscheide.‘ Und da wurden Sie hellhörig und 
haben noch einmal nachgefragt, in der Schule, überall. ‚Was leistet 

eigentlich der Schrimpf für eine Arbeit?‘ Und mein Vorteil war – ich 
wäre schon längst aus dem Schuldienst rausgefl ogen, kann man sa-
gen – dass an der fachlichen Arbeit nichts anzuprangern war, dass 
alles gut lief.

Wenn DelegaƟ onen kamen aus Ungarn oder andere DelegaƟ onen, 
die in der Schule hospiƟ ert haben, zu wem gingen sie in die Klasse? 
Zum Schrimpf! Jedes Mal. Und das war das Plus bei mir. Sie woll-
ten, sie konnten mich nicht gehen lassen. Das war dann auch mein 
Vorteil. Das heißt, auf der anderen Seite war es ein Nachteil: 1977 
wurde ich wieder zwangsgemaßregelt, dass ich in eine andere Schu-
le kam. Und das war diese Stasi-Schule, Dr. Richard-Sorge, von 1977 
bis 1990. Und da wussten die Lehrer über jeden Bescheid. Da wa-
ren sie sich sicher, dass der keine Dummheiten machen kann. ‚Und 
den werden wir jetzt auch immer in Augenschein nehmen.‘ Früh 
morgens, Montag früh, da war eine Zeitungsschau, aus dem ‚Neuen 
Deutschland‘ wurde berichtet, diskuƟ ert. Und dann haƩ en wir das 
Parteilehrjahr. Es ist klar, dass ich kein Görlitzer war, aber da wäre ich 
auch nie hingegangen, häƩ e ich lieber aufgehört. Beim Parteilehr-
jahr musste man teilnehmen. Bei mir wurde eingeschätzt: ‚Er ist stets 
passiv. Er sagt nichts, äußert keine Meinung.‘ So wurde ich immer 
eingeschätzt. Und das war die Zeit, die ich bis 1990 durchgehalten 
habe. Und 1990 zur Wende, als aus unserer Polytechnischen Ober-
schule ein Gymnasium wurde: plötzlich wurde ich das erste Mal be-
fördert, anstaƩ  runtergedrückt zu werden. Sofort Stellvertretender 
Schulleiter vom Gymnasium mit 300 Schülern. Und es hat mich riesig 
gefreut. Das war die andere Seite.“

Dr. Wolfram von Scheliha: „Auf einmal brauchte man die angeblich 
Unzuverlässigen. Vielen Dank auch noch mal für diese Schilderung. 
Eigentlich wollten wir noch auf die Zeit nach 1990 eingehen, aber 
ich habe schon ein Zeichen gekriegt, dass wir jetzt Schluss machen 
sollen. Tatsächlich ist unser Panel ja schon eine Stunde über der Zeit. 
Und insofern gibt es aber besƟ mmt jetzt im nachfolgenden Gespräch 
auch noch Gelegenheit, weil das Thema nach 1990 auch ein großes 
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Thema ist, das dann auch noch in der heuƟ gen Podiumsdiskussion 
beizutragen. Ich danke Ihnen sehr, sehr herzlich für dieses off ene 
und sehr bewegende Gespräch und dass Sie uns an Ihrer Vergangen-
heit haben teilhaben lassen. Und ich glaube, das hat noch mal sehr 
eindrücklich geschildert, dass diese sogenannte AkƟ on ‚Ungeziefer‘ 
wirklich ein schwerwiegendes Unrecht war, dass Sie bis heute auch 
noch bewegt und mit starken EmoƟ onen erfüllt. Und deswegen dan-
ke ich Ihnen noch einmal sehr herzlich. Vielen Dank auch für Ihre 
Aufmerksamkeit.“

Panel RehabiliƟ erung
Vortrag: „Der schwierige Weg der Wiedergutmachung“

Der schwierige Weg zur Wiedergutmachung – Man könnte auch fra-
gen: eine unendliche Geschichte? Oder späte Rache des SED-Regi-
mes?

Vor fast genau vier Jahren haben Dieter Dombrowski (Bundesvorsit-
zender der UOKG) und ich eine PeƟ Ɵ on an den Deutschen Bundestag 
eingereicht. Sie ist noch nicht abschließend bearbeitet. Wir biƩ en 
darin um eine einmalige fi nanzielle Zuwendung für jeden einzel-
nen Zwangsausgesiedelten für den zu Unrecht erliƩ enen seelischen 
Schaden durch die grausame Vertreibung aus dem Sperrgebiet, die 
elende Zwangsansiedlung im Hinterland der DDR und die darauff ol-
genden ReglemenƟ erungen und Schikanen.

Letztere könnte man auch staatlich organisierte Zersetzung nennen. 
Zwei Tage nach unserer Vertreibung am 3. Oktober 1961 konnte man 
in der SED-Presse den Grund dafür lesen: Wir waren „unverbesserli-
che Elemente“, unsere Nachbarn wollten mit uns nichts mehr zu tun 
haben.

Inge Bennewitz
AufarbeitungsiniƟ aƟ ve 

Zwangsaussiedlung (AIZ)
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Auszug aus der Schweriner Volkszeitung vom 5.10.1961, Regionalseite Kreis Ludwigslust

Nun zum Jahr 1990: schon im Januar wurde an gesetzlichen Regelun-
gen zur Wiedergutmachung gearbeitet. Im September trat ein Re-
habiliƟ erungsgesetz in KraŌ . Die Zwangsausgesiedelten waren darin 
ausdrücklich erwähnt, es kam aber nicht mehr zur Anwendung. Fast 
alle gingen irrtümlich davon aus, beide AkƟ onen seien Enteignungs-
akƟ onen gewesen.

Ende April 1990 trafen sich über 2.000 Betroff ene in der Erfurter Thü-
ringenhalle. Viele schilderten, was sie erliƩ en haƩ en und verwandel-
ten den Saal in ein wahres Meer von Tränen, darunter auch Fritz Bau-
ers – auf dem Foto noch in der Heimat. Dieser Kongress führte zur 
Gründung des Bundes der in der DDR Zwangsausgesiedelten (BdZ). 
Der Begriff  Zwangsaussiedlungen fand dadurch 1994 Eingang in das 
Zweite SED-Unrechtsbereinigungsgesetz. Eine Zwangsaussiedlung im 
Sinne dieses Gesetzes ist es nur, wenn individuelle poliƟ sche Verfol-
gung vorlag. Nach diesem Kongress begann ein riesiger Medienrum-
mel über dieses in der DDR verleugnete und im Westen inzwischen 
vergessene Thema. Es war 
die Rede von 50.000 Betrof-
fenen. Viele hoŏ  en auf eine 
schnelle Wiedergutmachung. 
Aber das Gegenteil trat ein.

Bald darauf saßen Ost und 
West an einem Tisch und 
handelten den Einigungsver-
trag aus. Als die Reihe an die 
Zwangsausgesiedelten kam, 
fragte die westdeutsche Sei-
te die ostdeutsche: „Wisst Ihr 
wie viele es gewesen sind?“ 
Es herrschte Ratlosigkeit. Die 
Bundesregierung gab aber 
fast jährlich eine Broschüre 
heraus: „MiƩ en in Deutsch- Familie Bauers 1959 vor ihrem Haus in Woosmer
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land. MiƩ en im 20. Jahrhundert. Die Zonengrenze“. Darin ist seit 
1962 die Zahl der Betroff enen für 1952 fast richƟ g mit 8.000 und 
die von 1961 mit 2.000 etwas zu niedrig angegeben. In Folge des-
sen wurden in ArƟ kel 17 des Einigungsvertrages, der eine zügige und 
angemessene Entschädigung für poliƟ sch Verfolgte vorschreibt, die 
Zwangsausgesiedelten nicht mehr wörtlich erwähnt. Der 2020 ver-
storbene Jurist Wolfgang Clement war in seiner FunkƟ on als Minis-
terpräsident von Nordrhein-Wesƞ alen bei den Verhandlungen zum 
Einigungsvertrag dabei und schrieb mir, ArƟ kel 17 sei auch für unse-
re Zwecke – die Wiedergutmachung – anwendbar. Er war nicht der 
Einzige, der mir sagte, es falle ihm schwer, sich an den Gedanken zu 
gewöhnen, dass beide AkƟ onen keine EnteignungsakƟ onen waren. 
30 Prozent der betroff enen Familien haƩ en kein Grundeigentum.

Im Juli fuhr ich in meine alte Kreisstadt Ludwigslust, um die ResƟ tu-
Ɵ on unserer in „Volkseigentum“ überführten Immobilien zu sichern. 
Mein Vorsprechen dauerte nicht lange. Nachdem ich erklärt haƩ e, 
dass wir 1961 aus Dömitz vertrieben, 1962 enteignet wurden und 
in der DDR geblieben waren, sagte die Dame mir gegenüber: „Für 
sie machen wir gar nichts.“ Sie wusste, dass wir entschädigt worden 
waren. Im Warteraum saß ein Mann, der 1952 betroff en und kurz da-

Foto der Broschüre „MiƩ en in Deutschland. MiƩ en im 20. Jahrhundert. Die Zonengrenze“
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angenommen, obwohl es weder das „Gesetz zur Regelung off ener 
Vermögensfragen“ − noch die entsprechenden Ämter gab. Mit Ver-
mögensfragen sollten wir uns heute eigentlich nicht beschäŌ igen, 
sie sind aber ein Schlüssel zum Verstehen der Tatsache, dass das ei-
gentliche Unrecht, die Vertreibung, bis heute keine Würdigung durch 
eine angemessene Entschädigung erfahren hat.

Der Begriff  „Off ene Vermögensfragen“ entstand 1972 im Zusammen-
hang mit dem Grundlagenvertrag. Über Vermögensfragen, die durch 
die Teilung Deutschlands und die damit verbundene Fluchtbewegung 
entstanden waren, konnte man sich damals nicht einigen, sie blieben 
off en. Das „Gesetz zur Regelung off ener Vermögensfragen“ wurde 18 
Jahre später von der DDR in KraŌ  gesetzt. Es enthält im Gegensatz zu 
sämtlichen RehabiliƟ erungsgesetzen keine Ausschlussklauseln, jeder 
FunkƟ onär von Gestapo oder MfS konnte sein Vermögen unbesehen 
zurückbekommen, bzw. eine Entschädigung. Das Vermögensgesetz 
sollte teilungsspezifi sche Vermögensverluste ausgleichen: „Darun-
ter fallen auch Maßnahmen auf Grund unlauterer MachenschaŌ en, 
z. B. Machtmissbrauch, KorrupƟ on, NöƟ gung. Grundsätzliche Rück-
übertragung soll erfolgen bei entschädigungsloser oder zu gering 
entschädigter Enteignung.“ Jedem war klar, dass bei den Zwangs-
aussiedlungen der Tatbestand der NöƟ gung vorlag, was 1993 durch 
die ErmiƩ lungen der StaatsanwaltschaŌ  bestäƟ gt wurde. Es war 
eine NöƟ gung Einzelner zur Abschreckung der Dagebliebenen. Ein 
Staatsanwalt sagte mir damals: „Das muss ja gekommen sein, wie 
der Knüppel aus dem Sack“ und nannte die Zwangsaussiedlungen 
„massenhaŌ e, staatlich organisierte Gewaltkriminalität“.

Um einen Schein von Rechtmäßigkeit zu erwecken, hat die SED – im 
Gegensatz zu allen anderen poliƟ sch verfolgten Enteigneten − die 
von „FesƟ gung“ betroff enen Enteigneten mit Geld entschädigt. Be-
dauerlicherweise wurde ihnen dadurch als einziger Gruppe der di-
rekte Zugang zum Vermögengesetz verwehrt. Dadurch brauchten 
sie erst einen RehabiliƟ erungsbescheid. Dazu wurde geprüŌ , ob der 
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Antragsteller gegen Grundsätze der Menschlichkeit verstoßen haƩ e. 
War das der Fall (z. B. wenn er IM der Stasi war), wurde ggf. kein Be-
scheid erteilt. Dem Betreff enden blieben dadurch sowohl ResƟ tuƟ on 
als auch Entschädigung verwehrt.

Das RehabiliƟ erungsgesetz trat aber erst im Juli 1994 in KraŌ , die 
ersten Reha-Bescheide konnten ab MiƩ e 1995 erteilt werden. Diese 
mussten dann beim Vermögensamt vorlegt werden, damit ein ResƟ -
tuƟ ons-Antrag gestellt und bearbeitet werden konnte. Jahr um Jahr 
verging. Es drohte ein Verkauf, Mieten, Pacht und Fruchtgewinn gin-
gen verloren. Außerdem wurde das Vermögensgesetz immer mehr 
zum Nachteil der Alteigentümer verändert, 1992 gravierend − der 
Ausgleich für Wertminderung, z. B. durch Gebäudeabriss − fi el weg. 
Als die ersten Anträge 1995 beschieden wurden, waren die 1990 
großzügig angelegten Fördertöpfe zum Auĩ au Ost bereits leer.

Dann kam der 29. Jahrestag von „FesƟ gung“, der 3. Oktober 1990. 
Kurz darauf schrieben, angeregt durch den BdZ, 140 Andere und ich 
eine PeƟ Ɵ on, baten darin um Entschädigung für das uns zugefügte 
Vertreibungsunrecht und verlangten die ResƟ tuƟ on unserer geraub-
ten Immobilien. Beides wurde abgelehnt.

JusƟ zminister Kinkel schrieb mir: „Rechtsgrundlage für die beiden 
GroßakƟ onen war die ‚Verordnung über Maßnahmen an der De-
markaƟ onslinie zwischen der DDR und den westlichen Besatzungs-
zonen Deutschlands‘ vom 26. Mai 1952.“ Der Ministerrat der DDR 
haƩ e diese Verordnung als direkte ReakƟ on auf die Unterzeichnung 
des Deutschlandvertrages (am selben Tag in Bonn) erlassen und die 
Volkskammer einfach übergangen. Die Vertreibung versƟ eß außer-
dem gegen ArƟ kel 8 der Verfassung der DDR: „Unverletzlichkeit der 
Wohnung, das Recht, sich an einem beliebigen Ort niederzulassen 
[…] sind gewährleistet.“ Das wurde aber erst 1968 geändert.

Enteignungen, so schrieb JusƟ zminister Kinkel weiter, wurden nach 
damals geltendem DDR-Recht, nach dem Verteidigungsgesetz, ab-
gewickelt. Unsere Wohnungen und Häuser wurden aber nicht ab-

gerissen oder umfunkƟ oniert, sondern anschließend wieder normal 
bewohnt.

Das Bundesministerium für innerdeutsche Beziehungen hat noch 
1987 einen faksimilierten Nachdruck von einem 1953 erschienenen 
Weißbuch über „Die Sperrmaßnahmen der DDR vom Mai 1952“ von 
mindestens 147 Seiten Umfang herausgegeben. Darin steht: Die Eva-
kuierungsmaßnahmen „haƩ en in keiner Weise in der Verordnung 
vom 26.5.52 eine gesetzliche Grundlage.“

1991 machten mein Mann und ich im heuƟ gen Stasimuseum in der 
Ruschestraße in Berlin eine Ausstellung. Das Foto stammt von der 
Eröff nung, die Frau in der MiƩ e ist Ilona Rothe, die Gründungspräsi-
denƟ n und driƩ e PräsidenƟ n des BdZ, links von ihr steht die zweite, 
das bin ich.

Sommer 1991 in Berlin in den Räumen der ASTAK: Eröff nung der Ausstellung 
„Zwangsaussiedlungen an der innerdeutschen Grenze“. Inge Bennewitz, Ilona Rothe 
(damalige PräsidenƟ n des BdZ), Karl-Heinz Rothe (v.l.n.r.)
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Diese Ausstellung verhalf mir zu einem Vortrag in der Landesver-
tretung Brandenburgs in Bonn. Dort erklärte ich, dass nicht 50.000, 
sondern nur 12.000 Menschen betroff en waren. Da ich mit Ludwig 
A. Rehlinger (Freikauf) und Peter Brandt starke Konkurrenten haƩ e, 
erweckte mein Vortrag kaum Interesse. Im Anschluss an die Vorträge 
kam ein Mann vom Bundesministerium der JusƟ z (BMJ) zu mir, stell-
te die 12.000 in Abrede und sagte, ein Kollege von ihm habe die Zahl 
50.000 im Archiv des Ministerrats der DDR in Potsdam recherchiert.

In Potsdam bekam ich einen Ordner, in dem nur zwei Nutzer einge-
tragen waren, der besagte Mitarbeiter des BMJ und Rainer Potratz. 
Ich sah in den Akten eine Unmenge von Namenslisten, bläƩ erte zum 
Kreis Ludwigslust und fand des Rätsels Lösung. Ohne nähere Bezeich-
nung standen dort nicht nur mir bekannte Namen von Zwangsausge-
siedelten, sondern auch die von FunkƟ onsträgern, wie Schul- oder 
Bankdirektoren usw., die nur ihres Postens enthoben worden waren.

Im Oktober 1991 fand in Mühlhausen eine Veranstaltung des BdZ 
staƩ . Von dort stammt dieser Zeitungsbericht, den ich erst kürzlich 
in meinen eingemoƩ eten Akten entdeckte. Darin behauptet der 
Bonner Staatssekretär Walter Priesnitz, mit der Angabe von 50.000 
Betroff enen habe der BdZ die RehabiliƟ erung verzögert, und er be-
hauptet, es seien 7.000 gewesen.

Eine genaue Zahl der Zwangsausgesiedelten lässt sich nicht angeben, 
das gilt insbesondere für die AkƟ on 1952. Viele Familien sind unmit-
telbar nach Verkündung des Aussiedlungsbefehls gefl üchtet. Wurden 
sie dazu gezählt? In Tabellen aus dem SED-Parteiarchiv, z. T. mit Tin-
tensƟ Ō  geschrieben, sƟ mmt keine der ausgerechneten Summen für 
die fünf Länder. Wurde falsch addiert oder falsch in die Spalten ein-
getragen? Unsere Recherchen haben 8.331 ergeben. Für die AkƟ on 
„FesƟ gung“ 1961 sind die Zahlen (3.175 am 3. Oktober und 162 in 
der ProbeakƟ on in Mecklenburg am 30. August) vermutlich zu nied-
rig, da viele Familienangehörige nicht in den Listen stehen, z. B. auch 
nicht Elisabeth Freyer, ihr Bruder und ich. ZeitungsarƟ kel zur BdZ-Veranstaltung in Mühlhausen 1991.                            Quelle: Inge Bennewitz



8382

PANEL   REHABILITIERUNG INGE   BENNEWITZ PANEL   REHABILITIERUNG INGE   BENNEWITZ

Am 15. Februar 1992 fand hier in Magdeburg ein BdZ-Kongress staƩ . 
JusƟ zminister Kinkel versprach ein zweites SED-Unrechtsbereini-
gungsgesetz, in dem alle Ansprüche der Zwangsausgesiedelten ge-
regelt werden sollten, auch vermögensrechtliche. Am 11. März 1992 
gab er eine Presseerklärung heraus. Darin steht indirekt, dass die 
Zwangsausgesiedelten als einzige Gruppe entschädigt wurden (an-
dere wurden mit Hilfe konstruierter WirtschaŌ sstrafverfahren ent-
schädigungslos enteignet) und es sich um eine exzepƟ onelle poliƟ -
sche Verfolgung gehandelt habe.

Schon damals kursierte ein Entwurf dieses Gesetzes, und ich wurde 
vor dessen Tücken gewarnt. Deshalb führten wir ein Gespräch mit 
dem BMJ. Unser Ziel bestand darin, die Vermögensfragen aus diesem 
Gesetz herauszulösen. Dessen Hauptautor, Klaus Wimmer, lehnte 
dies ab. Sein Argument lautete, dadurch werde eine einheitliche Ma-
terie auseinandergerissen. Die Tücken dieser als „Einheit“ behandel-
ten Materie (Gesundheit, Beruf und Vermögen) haben sich leider erst 
viel später bei der Ablehnung entsprechender PeƟ Ɵ onen gezeigt.

Im Juli 1994 trat das Zweite SED-Unrechtsbereinigungsgesetz in 
KraŌ  und regelte für alle anerkannten poliƟ sch Verfolgten Folgean-
sprüche: gesundheitlicher, berufl icher und − leider auch vermögens-
rechtlicher Art.

Weil damals in der Kürze der Zeit eine Vielzahl von Gesetzen geschaf-
fen werden musste, wurden auch grobe Fehler gemacht, die in der 
Eile nicht überblickt wurden. Wer seinen Grund und Boden zurück-
haben wollte, musste z. B. auch die gesamte Entschädigung zurück-
zahlen, auch die für Vieh. Ein Landwirt aus Lütkenwisch/Elbe bekam 
für eine Kuh namens Elli 2.250 Mark Entschädigung. Insgesamt zahl-
te der SED-Staat auf ein für ihn angelegtes Konto bei der Deutschen 
Bauernbank 142.188 Mark ein. Da er jährlich nur 3.000 Mark abhe-
ben durŌ e, war das Konto 1990 noch nicht leer.

Elli war natürlich nach 29 Jahren längst in einen sozialisƟ schen Koch-
topf gewandert. Das wertvolle Rindvieh hat am Rande einer Veran-

staltung in der Evangelischen Akademie Berlin, an der auch Roland 
Bude (ehem. UOKG-Vorsitzender), Klaus Wimmer, Hans-Joachim 
 Hacker – damals für die SPD im Rechtsausschuss − und Arnold Vaatz 
teilgenommen haben, für nicht enden wollendes Gelächter und da-
mit für eine schnelle Änderung dieser BesƟ mmung gesorgt. Kurz 
nach der Veranstaltung ließ Herr Hacker mir ausrichten, die Kuh Elli 
sei vom Eis.

Leider werden ähnlich gravierende Fehler bis heute nicht erkannt, 
weil die Zusammenhänge komplizierter sind. Die DDR-Entschädigung 
mit Geld war – wie gesagt − der Grund dafür, dass die von FesƟ gung 
betroff enen Enteigneten den Umweg über das Zweite SED-Unrechts-
bereinigungsgesetz gehen mussten. Es ist kaum zu glauben aber 
wahr: Das wird heute als Entschädigung für die kompleƩ e Gruppe 
der Zwangsausgesiedelten hingestellt.

2007 erhielt ich Kenntnis von einer Studie der Universität Greifs-
wald, der zufolge Zwangsausgesiedelte und Zersetzungsopfer psy-
chisch mit derselben Häufi gkeit erkranken wie Opfer poliƟ scher HaŌ , 
nämlich 60,8 Prozent. Das ist in einem UOKG-Kongressbericht vom 
24. September 2011 mit dem Titel: „Zwangsausgesiedelte als Opfer 
von Mauer und deutscher Teilung“ beschrieben. In einer Tabelle und 
darunter sind rund 30 Zersetzungsmethoden aufgelistet, viele treff en 
auf die Zwangsausgesiedelten zu. Die Forscher, Prof. Freyberger, Prof. 
Spitzer u. a., kriƟ sierten die bisherigen Entschädigungsleistungen als 
unzureichend und mahnten bessere an – sowohl im Interesse der 
Betroff enen als auch unserer GesellschaŌ . Sie schrieben: „Aber nicht 
allein für den Einzelnen, sondern auch für die GesellschaŌ  insgesamt 
entscheidet der Umgang mit den Opfern poliƟ scher Verfolgung mit 
darüber, wie die Überwindung der deutsch-deutschen Teilung und 
der SED-Diktatur gelingen kann.“

2007 fand in Görlitz ein Bundeskongress der BundessƟ Ō ung zur Auf-
arbeitung der SED-Diktatur mit den Opferverbänden staƩ . In einer 
ResoluƟ on forderten Horst Schüler (ehem. UOKG-Vorsitzender) und 
die Verbände die Einführung einer Opferpension. Helmut Ebel (Föde-
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raƟ ve Vereinigung Zwangsausgesiedelt, FVZ, gegr. 1992) machte sich 
dafür stark, dass die Zwangsausgesiedelten da wieder herausgenom-
men werden, damit die Opferpension baldmöglichst wenigstens für 
die HaŌ opfer kommt.

Drei Monate später trat das entsprechende Gesetz in KraŌ  – ohne 
die Zwangsausgesiedelten. Kurz darauf wendete sich ein Betroff ener 
an den Bundestagsabgeordneten Stephan Hilsberg (SPD) und fragte 
an, ob es möglich sei, die Zwangsausgesiedelten in die Opferpension 
einzubeziehen. Stefan Hilsberg ließ vom WissenschaŌ lichen Dienst 
des Deutschen Bundestages prüfen, ob verfassungsrechtliche Be-
denken dagegen bestehen. Das war nicht der Fall. Im Mai 2014 rich-
teten dadurch mehrere Betroff ene, darunter Elisabeth Freyer und 
ich, eine PeƟ Ɵ on an den Bundestag und forderten darin die Einbe-
ziehung in die Opferpension. Da der monatliche Betrag der Infl aƟ on 
angeglichen werden muss, wird die Öff entlichkeit immer wieder an 
SED-Unrecht erinnert, und genau das wollten wir.

Bei einem Bundeskongress in Fulda unterzeichneten die Teilnehmen-
den dazu eine ResoluƟ on, die wir im Reichstagsgebäude an die zwei 
Abgeordneten AnneƩ e Sawade (SPD) und Günter Baumann (CDU) 
übergaben. Diese PeƟ Ɵ on wurde abgelehnt u. a. mit der Begründung, 
uns aufzunehmen, widerspräche den Einführungsklauseln für die 
Opferpension. Danach müssen Betroff ene Leben und Gesundheit im 
Kampf um Freiheit und DemokraƟ e in der DDR aufs Spiel gesetzt ha-
ben. Sieht man sich die Begründungen für Zwangsaussiedlungen und 
die Praxis der poliƟ schen Strał usƟ z an, kann man auch zu anderen 
Ergebnissen kommen. Sie war wie in allen Diktaturen unberechenbar, 
das Strafmaß hing nicht nur vom Vernehmer und den Strafverfolgern 
ab, sondern auch von der aktuellen TagespoliƟ k oder gar einer Person 
wie Erich Honecker. Im Zusammenhang mit der angeblichen „Glatz-
kopĩ ande von Bansin“ sind 1961 vier junge Männer zu Zuchthaus-
strafen von vier bis acht Jahren verurteilt worden. Als ein Historiker 
ihnen auf einer Veranstaltung sagte, sie könnten froh sein, dass nicht 
die Todesstrafe verhängt wurde, waren nicht nur die Vier geschockt.

Im Dezember 2014 schrieben Elisabeth Freyer, weitere Zwangsaus-
gesiedelte und ich eine neue PeƟ Ɵ on und forderten darin eine Ein-
malzahlung für jeden Betroff enen. Sie wurde mit einigen völlig un-
zutreff enden Argumenten abgelehnt. Ein Argument aus Schwerin 
lautete: beide AkƟ onen seien wie „AkƟ on Rose“ 1953 an der Ostsee 
EnteignungsakƟ onen gewesen. Ein anderes Argument lautete: mit 
dem Zweiten SED-Unrechtsbereinigungsgesetz, das lediglich drei 
Arten von Folgeschäden ausgleichen kann, sei genug Entschädigung 
geleistet. Die Resultate aus diesem Gesetz für die Zwangsausgesie-
delten sind in der vierten Aufl age des Buches „Zwangsaussiedlun-
gen an der innerdeutschen Grenze“ von Inge Bennewitz und Rainer 
Potratz beschrieben. Vom Ausgleich für Gesundheitsschäden haben 
laut zuständigen Ämtern und Ruth Ebbinghaus, einer profi lierten 
Gutachterin, maximal 40 Zwangsausgesiedelte profi Ɵ ert, berufl iche 
Nachteile lassen sich an einer Hand abzählen. Das sind zusammen 
rund 0,5 Prozent.

Von den über dieses Gesetz zu regelnden vermögensrechtlichen Fol-
geansprüchen, die man gar nicht in ein RehabiliƟ erungsgesetz häƩ e 
reinschreiben sollen, ist wie gesagt − nur ein kleiner Teil der enteig-
neten Zwangsausgesiedelten betroff en. Das Tragische daran ist, dass 
der gemeine Entschädigungs-Trick der SED, der nichts weiter als den 
Schein von Rechtmäßigkeit erwecken sollte, sich negaƟ v auf die gan-
ze Gruppe ausgewirkt hat, auch auf die ohne Vermögen. Es wird im-
mer wieder zur Abwehr von Ansprüchen benutzt, auch bei unserer 
PeƟ Ɵ on von 2018.

Deren Text beginnt mit etwas Kleingedrucktem. Luise Meyer geht 
darin auf ihre Flucht 1945 ein. Das Gespräch mit ihr in Warin haƩ e 
meine MuƩ er arrangiert. Als nach meinem Klingeln eine Frau Anfang 
siebzig die Haustür öff nete, fragte ich, ob sie die Frau Meyer sei, die 
1961 aus Boizenburg ausgewiesen worden war. Sie lief schlagarƟ g rot 
an im Gesicht und sagte sehr erregt: „Ja, das bin ich, aber eins kann 
ich Ihnen sagen: Ich bin 1945 aus Ostpreußen gefl üchtet, aber die 
Flucht war nicht so schlimm wie das 1961.“ Dabei haƩ e sie auf der 
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Flucht ihre MuƩ er und bis auf ihre Handtasche ihr gesamtes Gepäck 
verloren und fand sich am Ende auf verschimmeltem Stroh in einer 
Scheune in ZarrenƟ n mit schwerem Typhus wieder. Auch bei späte-
ren Gesprächen ist sie nie von dieser Einstellung abgewichen.

2016 fand in Erfurt eine Konferenz der LandesbeauŌ ragten staƩ : Sie 
kam zu dem Ergebnis, es bestehe für die Zwangsausgesiedelten kein 
Handlungsbedarf in Bezug das Zweite SED-Unrechtsbereinigungsge-
setz. Daran kann man auch nichts ändern, höchstens an den Ausfüh-
rungsmodalitäten, was aber für die Zwangsausgesiedelten wegen ih-
res ausnahmslos hohen Alters nicht mehr in Betracht kommt. In den 
Medien wurde daraus leider: bei den Zwangsausgesiedelten bestehe 
grundsätzlich kein Handlungsbedarf. Das wurde trotz öff entlicher Kri-
Ɵ k nie richƟ ggestellt.

Am 19. Oktober 2018 kam es zu einer einsƟ mmigen Entschließung 
des Bundesrats, darin wurde unter c) für die Opfer von Zwangsaus-
siedlungsmaßnahmen um einen angemessenen Ausgleich für erliƩ e-
nes Unrecht gebeten.

Im Juni 2019 exisƟ erte ein Entwurf eines PosiƟ onspapiers der CDU/
CSU FrakƟ on zu „30 Jahre Deutsche Einheit: Erinnern – Anerken-
nen − Brücken bauen“. In Punkt 20 stand, es sei zu prüfen, ob die 
bisherigen Regelungen für Zwangsausgesiedelte ausreichend seien. 
Anschließend erfolgte darüber eine AbsƟ mmung der Landesgrup-
penvorsitzenden der CDU-Ost, Vorsitzender war Arnold Vaatz. Das 
Ergebnis war, dass die Zwangsausgesiedelten daraus wieder gestri-
chen wurden.

Am 11. September 2019 gab es eine hoff nungsvolle Anhörung im 
Rechtsauschuss des Deutschen Bundestages zu einem sechsten 
SED-Unrechtsbereinigungsgesetz. Ein Sachverständiger äußerte sich 
ausdrücklich nur zu HaŌ opfern, alle anderen bemängelten die un-
zureichenden Regelungen für die Zwangsausgesiedelten und forder-
ten Verbesserungen für diese Gruppe. Ende 2019 trat das Gesetz in 
KraŌ  – ohne die Zwangsausgesiedelten.

Im Juni 2021 kam die Antwort auf unsere PeƟ Ɵ on vom 26. April 
2018. In dem Schreiben steht fast dasselbe wie bereits zuvor: die 
bereits geltenden Regelungen (Gesundheit, Beruf und Vermögen) 
seien sachgerecht und angemessen. Dennoch wurde die PeƟ Ɵ on an 
das Bundesministerium der JusƟ z und für Verbraucherschutz (BMJV) 
„als Material“ überwiesen und den FrakƟ onen des Deutschen Bun-
destages zur Kenntnis übergeben − weil die Zwangsaussiedlungen 
beim Sechsten SED-Unrechtsbereinigungsgesetz nur Randthema wa-
ren. Ein Vorschlag zur Abhilfe lautet hier, z. B. durch einen Härtefall-
fonds. Dem Wortsinn nach kann der niemals eine Lösung für eine 
ganze Gruppe sein, es sei denn, man betrachtet die sƟ efmüƩ erliche 
Behandlung der ganzen Gruppe als Härtefall. Jedoch nach den Re-
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Öff entliche Übergabe der PeƟ Ɵ on an zwei Mitglieder vom PeƟ Ɵ onsausschuss am 11.9.2018. 
Elisabeth Freyer (am 3.10.1961 aus Sonneberg ausgewiesen), Ernst-OƩ o Schönemann (etwas 
verdeckt, am 3.10.1961 aus Lenzen/Elbe ausgewiesen), Dr. Karl-Heinrich Ebel (am 7.6.1952 
aus Dömitz/Elbe ausgewiesen), Inge Bennewitz (am 3.10.1961 aus Dömitz ausgewiesen, Günter 
 Baumann (CDU), AnneƩ e Sawade (SPD) und Prof. Adolf Ebel, Bruder von Karl-Heinrich. (v.l.n.r.)
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gelungen bereits exisƟ erender Fonds muss der Betreff ende in prekä-
ren Verhältnissen und gleichzeiƟ g in einer Notlage sein, um einmalig 
Geld für die Anschaff ung eines HilfsmiƩ els zu bekommen.

Ich komme zum Schluss:

In der TV-DokumentaƟ on des MDR von Sven Stephan, die Sie morgen 
sehen, sagt ein ehemaliger DDR-Vopo, „Ungeziefer“ habe keine Un-
schuldigen betroff en. Das ist – wie ich fi nde – eine fatale Folge einer 
völlig verfehlten WiedergutmachungspoliƟ k gegenüber dieser Ver-
folgtengruppe. Diese Aussage ist kein Einzelfall und droht, uns heute 
wieder mundtot zu machen. Daher mein Dank an Sven Stephan, dass 
er diese Aussage nicht weggelassen hat, obwohl mit Unmutsäuße-
rungen seitens Betroff ener zu rechnen war und es diese bei der Ur-
auff ührung in Salzwedel auch gegeben hat.

Wenn ein JusƟ zminister schreibt, unsere Vertreibung und Enteignung 
seien rechtmäßig gewesen – das glaubt einem kein Mensch. Unver-
antwortlich ist es zu behaupten, der BdZ häƩ e mit falschen Zahlen-
angaben die RehabiliƟ erung verzögert, wenn die Fehlerquelle beim 
damaligen BMJ lag. 1962 enteignete Zwangsausgesiedelte schlechter 
zu entschädigen als z. B. in Hamburg lebende Erben ostdeutschen 
Eigentums und diese unbewusste Schlechterstellung dann auch noch 
als Entschädigung für die ganze Gruppe hinzustellen – das muss ge-
ändert werden.

Hier noch mal die Begründung für unsere PeƟ Ɵ on:

„Eine Vertreibung ist ein völkerrechtlich geächteter Akt, 
der eine ähnlich einschneidende Wirkung hat, wie eine zeitlich 

 begrenzte HaŌ .“

Wenn rund 61 Prozent der HaŌ opfer und ebenso rund 61 Prozent 
der Zwangsausgesiedelten psychisch erkranken; wenn die Zwangs-
ausgesiedelten gleich drei Verfolgungsarten – nämlich Vertreibung, 
Zwangsansiedlung und Zersetzung – ausgeliefert waren; wenn es kei-
ne erwähnenswerte Anzahl von Anerkennungen für psychische und 

berufl iche Folgeschäden gab; wenn die von „FesƟ gung“ betroff enen 
Enteigneten und mit DDR-Geld Entschädigten im Vergleich zu tei-
lungsbedingt Enteigneten vermögensrechtlich eher bestraŌ  als ent-
schädigt werden, dann ist der Gleichbehandlungsgrundsatz verletzt 
und der Gesetzgeber verpfl ichtet, den Sachverhalt ernsthaŌ  zu prü-
fen. Deshalb brauchen wir eine Anhörung vor dem Rechtsausschuss 
des Bundestages, damit unsere Volksvertreter endlich mal die Zeit 
fi nden, sich mit der komplizierten Materie ernsthaŌ  auseinander zu 
setzen. Noch liegt unsere PeƟ Ɵ on beim BMJV.

Für „80 Jahre AkƟ on Ungeziefer“ werden kaum noch Zeitzeugen zur 
Verfügung stehen. Unser Podiumsteilnehmer Prof. Adolf Ebel und 
sein ebenfalls anwesender Bruder Karl-Heinrich, wären in der Summe 
dann rund 200 Jahre alt. Eile ist also geboten. Die Betroffenen stehen 
sämtlich auf Listen, die den Ämtern längst vorliegen.3

Liebe Frau Budde, liebe Frau Zupke, biƩ e unterstützen Sie unser 
 Bemühen. Es gilt nicht nur, die Verfolgung zu Zeiten der SED-Dikta-
tur auszugleichen, es gilt auch, 32 Jahre Hinhalten und Brüskieren 
wieder gut zu machen. Besonders unsere Eltern haben zu schwer 
an diesem Unrecht geliƩ en, als das wir auf halber Strecke aufgeben 
würden.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

3 Mit großer Betroff enheit mussten wir zur Kenntnis nehmen, dass Karl-Heinrich Ebel nur vier 
Monate nach der Tagung plötzlich verstorben ist.
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Panel RehabiliƟ erung
Vortrag: „Nach 32 Jahren immer noch Opfer von 
nachwendebedingtem Folgeunrecht?“

Sehr geehrte BundesbeauŌ ragte für die Opfer der SED-Diktatur 
beim Deutschen Bundestag, Frau Evelyn Zupke,
sehr geehrte Vorsitzende des Ausschusses für Kultur und Medien 
und Mitglied des Bundestages, Frau Katrin Budde,
sehr geehrter Staatssekretär für Kultur in der Staatskanzlei 
und im Ministerium für Kultur des Landes Sachsen-Anhalt,   
Dr. SebasƟ an Putz,
sehr geehrter Vorsitzender des Fachbeirates GesellschaŌ liche 
 Aufarbeitung/Opfer und Gedenken bei der BundessƟ Ō ung zur Auf-
arbeitung der SED-Diktatur, Herr MarƟ n-Michael Passauer
sehr geehrte BeauŌ ragte des Landes Sachsen-Anhalt zur Auf-
arbeitung der SED-Diktatur, Frau Birgit Neumann-Becker,
sehr geehrter Herr Bundesvorsitzender der UOKG e. V., 
Herr Dieter Dombrowski,
liebe Zeitzeuginnen und Zeitzeugen,

Marie-Luise Tröbs
Bund der in der DDR Zwangs-
ausgesiedelten e. V. (BdZ)
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aufgrund der im Februar 2022 erhaltenen Anfrage fasste ich zunächst 
spontan den Entschluss, an der zweitägigen Tagung der UOKG anläss-
lich des 70. Jahrestages der ersten ZwangsaussiedlungsakƟ on an der 
ehemaligen innerdeutschen Grenze teilzunehmen. GleichzeiƟ g wur-
de ich gebeten, heute vor Ihnen zu sprechen. Dieser BiƩ e komme 
ich gerne nach. Mein Dank gilt aber vor allem denjenigen, die das 
Staƪ  inden dieser Veranstaltung überhaupt erst ermöglicht haben.

Die im Vorfeld erhaltenen ergänzenden InformaƟ onen weckten beim 
Vorstand des BdZ, der mit einem weiteren Mitglied anwesend ist, 
eine Neugier auf die Redebeiträge der anwesenden Parlamentarier, 
und wir stellten uns insbesondere die Fragen:

 Wie werden die poliƟ schen Vertreter des Landes Sachsen-Anhalt 
sowie des Bundes aktuell mit dem Schicksal der Zwangsausgesie-
delten umgehen und

 was wird sich am Ende der Tagung für einen mehr als 30 Jahre 
geführten Kampf für die bis derzeiƟ g vernachlässigte SED-Opfer-
gruppe der Zwangsausgesiedelten herauskristallisieren?

Fortsetzen möchte ich mit dem ArƟ kel 1, Absatz 1 unseres Grund-
gesetzes, der aus gutem Grund lautet: „Die Würde des Menschen 
ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpfl ichtung aller 
staatlichen Gewalt.“

Die exponierte Stellung des Bekenntnisses zur Menschenwürde 
macht deutlich, dass auf diesem geschützten Rechtsgut letztendlich 
alle anderen GrundrechtsbesƟ mmungen unserer demokraƟ schen, 
off enen und freiheitlichen GesellschaŌ  beruhen. Für die Machter-
haltung der SED und der Existenz des von ihr kontrollierten Staates 
prakƟ zierte man Methoden, die eine Missachtung der Menschen-
rechte bedingten. Die SED-Diktatur unterdrückte nicht nur Anders-
denkende, auch „vermeintliche Gegner“ waren Objekt willkürlichen 
Handelns. Zu den brutalsten Willkürmaßnahmen im Zuge der Grenz-
sicherung gehören die beiden stabsmäßig durchgeführten Zwangs-
aussiedlungsakƟ onen.
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Als PräsidenƟ n des BdZ teile ich das Schicksal der SED-Opfergruppe, 
der man auf unwürdige Weise aufgrund poliƟ scher Missliebigkeit 
und DenunziaƟ on die Heimat geraubt hat. Das in der DDR erliƩ ene 
Unrecht hat bei den Zwangsausgesiedelten Ɵ efe Wunden hinterlas-
sen, auch der bisherige Umgang mit diesem DDR-Unrecht in der Bun-
desrepublik Deutschland. Für Menschen, die unter der SED-Diktatur 
geliƩ en haben, sogar in einer Form, die Ɵ ef in ihr Leben eingeschnit-
ten hat und wo die Folgen bis heute noch einschneidend sind, muss 
es Aufgabe der GesellschaŌ  sein, eine entsprechende Aufarbeitung 
sicherzustellen sowie das folgenschwere Leid zu lindern. Deshalb 
darf bei der gesellschaŌ lichen Aufarbeitung auch nicht die fi nanzielle 
Hilfe für die Opfer außer Acht gelassen werden!

Gegenüber dem Rechtsstaat wurde und wird immer wieder darge-
legt, dass die Zwangsaussiedlungen als Willkürakt der SED-Diktatur 
zweifelsfrei eine Menschenrechtsverletzung sind. Dennoch hat 
man die bisherigen gesetzlichen Regelungen zu restrikƟ v erlassen, 
sodass sie sich gravierend nachteilig auf unsere Verfolgtengruppe 
auswirken. Es wurden weder in ausreichendem Maße die durch die 
Zwangsaussiedlung erliƩ enen ideellen und vermögensrechtlichen 
Verluste anerkannt, noch die gesundheitlichen BeeinträchƟ gungen, 
resulƟ erend aus psychischen Belastungen. Der erst 1994 errungene 
SED-Opfer-Status wird dennoch staatlich ignoriert.

Durch Gesetze des Rechtsstaates macht man die Zwangsausgesiedel-
ten „legal“ zu neuen Opfern. Eine angemessene Entschädigung blieb 
bisher aus. Dabei häƩ en von vorherein keine belastenden gesetzli-
chen Regelungen getroff en werden dürfen. Dafür wäre insbesondere 
erforderlich gewesen, die SED-Unrechtsbereinigung als Aufgabe der 
Rechts-, der Innen- und der DemokraƟ epoliƟ k zu verstehen. Dieses 
Versäumnis bedingt leider nach wie vor den von den Zwangsausge-
siedelten zu beklagenden nachteiligen Umgang mit den gravieren-
den Verletzungen der Rechtsgüterfreiheit, Rechtszerstörung des 
Verfassungsrechtes der DDR sowie der Menschenwürde durch die 
SED-Diktatur.

Unverständlicherweise hat man sogar noch nachwendebedingtes 
Folgeunrecht zugelassen, auf das ich noch detailliert eingehen wer-
de. So viel vorab. Diesbezüglich verstummte seit Jahren nicht die Kri-
Ɵ k des BdZ gegenüber den poliƟ schen Entscheidungsträgern. Immer 
wieder wurden insbesondere die zeitliche Verschleppung der Reha-
biliƟ erung sowie die gravierenden Härten nach dem Entschädigungs-
gesetz kommuniziert und aufgrund des fortgeschriƩ enen Alters der 
Betroff enen eine pauschale Entschädigungssumme gefordert.

Deshalb wertete der BdZ die am 19. Oktober 2018 erfolgte Entschlie-
ßung des Bundesrates zur Verbesserung der sozialen Lage anerkann-
ter poliƟ sch Verfolgter durch Novellierung der SED-Unrechtsbereini-
gungsgesetze zunächst als eine „Kursänderung“ bei den poliƟ schen 
Akteuren, denn kaum zu glauben war, dass die bisherige Vernach-
lässigung sowie das Hinnehmenmüssen wiederholter Verletzungen 
unserer Würde nunmehr ein Ende haben sollten! Doch die Ernüchte-
rung ließ wiederum nicht lange auf sich warten!

Aber was sollte eigentlich zur Umsetzung kommen? In dieser Ent-
schließung wurde das spezifi sche Verfolgungsschicksal der DDR-
Zwangsausgesiedelten hervorgehoben. Deshalb sollte die Bundes-
regierung nach Möglichkeiten suchen, an sie einen angemessenen 
Ausgleich für das erliƩ ene Unrecht zahlen zu können, ggf. in Form 
einer gesetzlichen Einmalzahlung. Eingeräumt wurde sogar, dass die 
erlassenen Entschädigungsregelungen zu kurz greifen, zumal nach 
den gesetzlichen BesƟ mmungen ein Zwangsausgesiedelter erst ab 
1994 ein Anspruch auf Entschädigung geltend machen konnte.

Als Sachverständige zeigte ich in der öff entlichen Anhörung vor dem 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz des Deutschen Bundes-
tages am 11. September 2019 die Kardinalfehler bei den bisher für 
die Zwangsausgesiedelten erlassenen gesetzlichen BesƟ mmungen 
durch die Bundesregierung auf. Auch war mein Appell, dass der 30. 
Jahrestag der friedlichen RevoluƟ on endlich Anlass sein müsse, das 
spezifi sche Verfolgungsschicksal der Zwangsausgesiedelten ange-
messen zu entschädigen, anstaƩ  sie weiterhin zu diskriminieren. Auf 
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keinen Fall dürfe die Bundesregierung eine biologische Lösung in Er-
wägung ziehen.

Ich forderte einen gesetzlichen Rahmen für die Zahlung einer Ein-
malsumme, womit auch das unfassbare nachwendebedingte Fol-
geunrecht ausgeglichen werden müsse, für dessen BeseiƟ gung die 
Zwangsausgesiedelten bereits jahrzehntelang kämpfen, obwohl be-
reits das erliƩ ene Unrecht durch die SED-Diktatur die Zahlung einer 
gesetzlichen Einmalzahlung rechƞ erƟ ge. Als große solidarische Ges-
te empfand ich das Verhalten der weiteren neun Sachverständigen; 
auch sie gingen auf einen noch bestehenden Handlungsbedarf bei 
der SED-Opfergruppe der Zwangsausgesiedelten ein. Doch leider 
konnte die Bundesregierung nicht davon überzeugt werden, auch 
Verbesserungen für die Zwangsausgesiedelten im neuen Gesetz zu 
verankern.

Anhand folgender Fakten soll nun die unbegreifl iche Dimension des 
nachwendebedingten Unrechts transparent gemacht werden:

Die Gründung des BdZ am 19. Mai 1990 erfolgte mit der Zielstel-
lung, eine RehabiliƟ erung und angemessene Entschädigung zu errei-
chen. Das RehabiliƟ erungsgesetz der letzten DDR-Volkskammer vom 
6. September 1990 erkannte die Zwangsaussiedlungen als Verletzung 
verfassungsmäßig garanƟ erter Grundrechte an. Dennoch erfolgte 
keine Aufnahme als fortgeltendes Recht in den Einigungsvertrag, wo-
mit man ihnen den bereits erkämpŌ  gewesenen Rechtsanspruch auf 
RehabiliƟ erung/Wiedergutmachung wieder nahm, was als schwer-
wiegende Benachteiligung der Zwangsausgesiedelten zu werten ist.

 Im Vergleich dazu muss die „Gemeinsame Erklärung“ vom 15. Juni 
1990 über die teilungsbedingten off enen Vermögensfragen für Bun-
desbürger nur als eine skrupellose Ungleichbehandlung bezeichnet 
werden. Kaum zu glauben, aber danach wurde bereits vor dem Eini-
gungsvertrag für die Wiedergutmachung von „Teilungsunrecht“ der 
Grundsatz „Rückgabe vor Entschädigung“ für Westdeutsche durch-
gesetzt. Dieser Grundsatz kam zwecks Übernahme in den Einigungs-

vertrag in das noch am 23. September 1990 von der letzten Volks-
kammer erlassene Vermögensgesetz. Dieser galt jedoch nicht für 
Zwangsausgesiedelte, die durch die Sicherung der teilungsbedingt 
bestandenen innerdeutschen Grenze DDR-Unrecht erleiden muss-
ten, durch Enteignung den Verlust des gesamten Eigentums erliƩ en 
haben und in der DDR einen zugewiesenen Wohnort bekamen, dort 
bis zur Wiedervereinigung lebten.

Dies war Bundesrecht nach zweierlei Maß:

 Für den Entzug von Vermögenswerten galt zwar als Maßnahme 
der Wiedergutmachung primär die Rückgabe, jedoch

 für die Zwangsausgesiedelten lehnte das BundesjusƟ zministerium 
ein analoges Recht nach dem Vermögensgesetz ab, sodass die neu 
gebildeten Vermögensämter Anträge von Zwangsausgesiedelten 
zurückwiesen. Ohne einen Rechtsanspruch war ein Rechtsweg 
aussichtslos!

Eine Antragstellung konnte erst nach dem ab 1. Juli 1994 in KraŌ  ge-
tretene n Verwaltungsrechtlichen RehabiliƟ erungsgesetzes erfolgen. 
Durch den Ausschluss der Zwangsausgesiedelten nach dem Vermö-
gensgesetz unmiƩ elbar nach der Wiedervereinigung sowie der zeitli-
chen Verschleppung der RehabiliƟ erung bis 1994 entstand ein fi nan-
zieller Schaden, der durch Berechnungsbeispiele aufgezeigt werden 
kann. Ab dem 1. Juli 1994 galt also erst der Grundsatz „Rückgabe vor 
Entschädigung“, aber in vielen Fällen war eine Rückgabe durch den 
Erwerb „DriƩ er“ nicht mehr möglich. Ein Antrag auf Entschädigung 
machte sich erforderlich, der nach dem Entschädigungsgesetz nicht 
vor dem 31. Dezember 2003 einer abschließenden Prüfung unter-
lag. Dieses erneute zeitliche Hinhalten krönte in der DemüƟ gung, ab 
2007 einen abschließenden Nullbescheid in den Händen halten zu 
müssen.

Die zeitliche Verschleppung der RehabiliƟ erung nach dem Ver-
waltungsrechtlichen RehabiliƟ erungsgesetzes verstößt gegen den 
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Gleichheitsgrundsatz sowie die Verhältnismäßigkeit, denn danach 
konnten erst ab den 1. Juli 1994 die Zwangsausgesiedelten die Re-
habiliƟ erung beantragen. Ferner beinhaltete das Verwaltungsrecht-
liche RehabiliƟ erungsgesetz keinen Anspruch auf soziale Ausgleichs-
leistungen, was als Benachteiligung gegenüber den Opfern nach dem 
Strafrechtlichen RehabiliƟ erungsgesetz gewertet wird.

Der Standpunkt des damaligen BundesjusƟ zministers Klaus Kinkel: 
„Aufgrund der unübersichtlichen Ausgangslage häƩ en keine Rege-
lungen für Fälle, in denen Unrecht durch Maßnahmen der Verwal-
tungsorgane der früheren DDR zugefügt worden ist, als Bundesrecht 
übernommen werden können“4, bedingte die Nichtaufnahme der 
RehabiliƟ erung der Zwangsausgesiedelten in das Erste Gesetz zur 
Bereinigung von SED-Unrecht. Mit dem am 4. November 1992 be-
schlossenen Ersten SED-Unrechtsbereinigungsgesetz wurden die 
Zwangsausgesiedelten wieder ungleichbehandelt, da man zu diesem 
Zeitpunkt den Opfern rechtsstaatswidriger Strafverfolgungsmaßnah-
men plötzlich als Folgeanspruch die Rückgabe von Vermögenswer-
ten nach dem Vermögensgesetz eingeräumt hat.

Die gesellschaŌ spoliƟ sche Auseinandersetzung mit weiteren Schick-
salen poliƟ scher Verfolgung in der DDR setzte sich konƟ nuierlich 
fort. Nach dem aktuellsten Novellierungsgesetz, das der Deutsche 
Bundestag am 24. Oktober 2019 angenommen hat, ergeben sich ins-
besondere folgende BegünsƟ gungen:

 Ehemalige poliƟ sche HäŌ linge in wirtschaŌ licher Notlage;

 Strafrechtlich Verfolgte (Herabsetzung der 180-Tage-HaŌ  auf 90 
Tage);

 Zugang verfolgter Schüler in wirtschaŌ licher Notlage zu Aus-
gleichsleistungen;

4 Zitat: Schreiben vom 10. Februar 1992 an Herrn Georg Wagner, Langewiesener Str. 6, 
O-6300 Ilmenau, mit dem Betreff : Verwaltungsrechtliche RehabiliƟ erung, hier: Zwangsaus-
siedlungen in der ehemaligen DDR, Bezug: Ihr Schreiben vom 15. Januar 1992, Seite 1.

 Herabsetzung der Hürden für eine RehabiliƟ erung ehemaliger 
Heimkinder sowie dem Gewähren von Folgeansprüchen;

 RehabiliƟ erung bisher nicht entschädigter Opfer staatlicher Zer-
setzungsmaßnahmen sowie Regelung des Zugangs für die Zahlung 
einer einmaligen Ausgleichsleistung.

Wie bereits erwähnt, erfolgte ein diskriminierender Ausschluss der 
Zwangsausgesiedelten trotz Entschließung des Bundesrates vom 
19. Oktober 2018. Der grundsätzliche Ausschluss der Zwangsaus-
gesiedelten aus den bisherigen Novellierungsgesetzen stellt eine 
schwerwiegende Ungleichbehandlung dar. Das Verfolgungsschicksal 
sowie die mangelnde Wertschätzung durch den deutschen Rechts-
staat lassen die Opfer nicht zur Ruhe kommen bzw. die damit verbun-
dene Auseinandersetzung übersteigt oŌ mals die KraŌ  des Lebens. 
Die Folgen der TraumaƟ sierung sind bereits nicht unerheblich, aber 
auch der würdelose Umgang im RehabiliƟ erungs- und Entschädi-
gungsprozess löst negaƟ ve Symptome aus. Da der Rechtsfrieden im 
vereinten Deutschland dauerhaŌ  gesichert sein muss, ist es höchste 
Zeit, dafür einen poliƟ sch anerkennenswerten Konsens zu fi nden.

„EnƩ äuschung“ ist eine abgeschwächte Einschätzung für das, was 
JusƟ z, PoliƟ k und Verwaltung bisher den Zwangsausgesiedelten zu-
gemutet haben. Deshalb fragt sich der BdZ: Wann will man die bishe-
rige poliƟ sche Schwerfälligkeit aufgeben und endlich den legislaƟ ven 
Verpfl ichtungen nachkommen? Erst recht wegen des Fortschreitens 
der biologischen Lösung ist es an der Zeit, dieses verantwortungslose 
Handeln angemessen zu heilen und fi nanziell auszugleichen. Für die 
aufgezeigten belastenden Umstände sollte endlich eine gesetzliche 
Einmalzahlung zum Tragen kommen. Wie schnell ist Unrecht began-
gen, wie oŌ  ist es nicht wiedergutzumachen; doch das, was machbar 
ist, sollte getan werden!

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit!
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Panel RehabiliƟ erung
Vortrag: „Dringende Handlungsbedarfe für die Opfer 
der SED-Diktatur in PoliƟ k und GesellschaŌ “

Sehr geehrte Gäste,
liebe Inge Bennewitz,
liebe Marie-Luise Tröbs,

vielen Dank für ihre bewegenden Schilderungen, die wir eben ge-
hört haben. Sie beide haben uns eindrücklich gezeigt, dass wir es 
eben nicht einfach mit Dingen aus der Vergangenheit zu tun haben, 
mit Stoff  für die Geschichtsbücher. Die Auseinandersetzung mit der 
Geschichte ist eine Aufgabe der Gegenwart. Für die Zwangsausge-
siedelten müssen wir heute handeln.

Als ich vor rund neun Monaten das Amt als erste BundesbeauŌ  ragte 
für die Opfer der SED-Diktatur beim Bundestag angetreten habe, gab 
es zwei Fragen, die mir wieder und wieder von Journalisten gestellt 
wurden:

Frau Zupke, wie kommt es, dass wir uns mehr als 30 Jahre nach der 
Wiedervereinigung noch immer mit dem SED-Unrecht und seinen 
Folgen auseinandersetzen müssen?

Evelyn Zupke
BundesbeauŌ ragte 

für die Opfer der SED-Diktatur 
beim Deutschen Bundestag

Fo
to

: ©
U

O
KG

Kann es wirklich sein, dass nach so vielen Jahrzehnten noch immer 
neue Opfergruppen in Erscheinung treten und dass noch immer 
Handlungsbedarf besteht?

Wenn wir uns diesen Fragen nähern, ist es mir besonders wichƟ g, 
dass wir eines erkennen: Für den Prozess der Aufarbeitung der Dikta-
tur und der Unterstützung der Opfer gab es kein Vorbild. Es gab keine 
Blaupause, an der man sich häƩ e orienƟ eren können.

In den zurückliegenden drei Jahrzehnten wurde viel für die Opfer er-
reicht. Die RehabiliƟ erungsgesetze sind ein Anker für die Betroff e-
nen. Das Unrecht, dass die Diktatur ihnen zugefügt hat, wird in der 
DemokraƟ e gelindert. Gerade im Gespräch mit internaƟ onalen Part-
nern merke ich, wie sehr man uns für das beneidet, was bei uns für 
die Opfer geschaff en wurde. Aber all das Erreichte darf nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass wir auch heute noch vor großen Herausforde-
rungen stehen. Die Herausforderungen der 1990er und 2000er Jahre 
sind jedoch andere als die heuƟ gen.

Direkt nach der Wiedervereinigung ging es insbesondere darum, 
erste Erkenntnisse über die Strukturen der Diktatur zu gewinnen. Es 
ging darum, den ehemaligen poliƟ schen HäŌ lingen möglichst schnell 
eine RehabiliƟ erung zu ermöglichen. Und es ging auch darum, eine 
Möglichkeit für alle Bürgerinnen und Bürger zu schaff en, dass sie Ein-
sicht in ihre Stasi-Akte nehmen konnten. Über 30 Jahre später sehen 
wir: Der Schatten der Diktatur reicht weit. Er reicht viel weiter als 
viele von uns es damals vermutet hätten. Manche Probleme zeigen 
sich – wie bei den Traumatisierungen − erst Jahre oder Jahrzehnte 
später.

Lieber Herr Schönemann, es hat mich Ɵ ef berührt, als Sie mir von 
Ihrer Jugend erzählt haben. Davon, wie Sie als junger Mensch 
erleben mussten, wie Sie und Ihre Familie aus ihrem Heimatort 
Lenzen vertrieben wurden. Dem Ort, wo die Schönemanns seit fast 
hundert Jahren einen eigenen Elektrobetrieb geführt haƩ en. Sie 
berichteten mir davon, wie Ihr „neues Leben“ von SƟ gmaƟ sierung 
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und Benachteiligung geprägt war. Und wie Sie von vielen wie 
Aussätzige behandelt wurden. Beeindruckt hat mich, wie Sie auch 
ganz off en von Ihrer TraumaƟ sierung und den gesundheitlichen 
Folgen sprachen. Und wie 1989 alles aus Ihnen herausbrach. Ich bin 
Ihnen dankbar, dass Sie das Schweigen gebrochen haben. Denn nur, 
wenn wir das Schweigen brechen, können wir den langen SchaƩ en 
der Diktatur überwinden. Nur so können wir es unserer heuƟ gen 
GesellschaŌ  erklärbar machen, was es heißt, in einer Diktatur leben 
zu müssen. Und warum die Folgen bis heute fortwirken.

Unsere heuƟ gen Herausforderungen sind andere als die der ersten 
Jahre, aber sie sind eben nicht weniger herausfordernd. Zu dem, 
was heute für viele der Opfer besonders wichƟ g ist, habe ich als 
BundesbeauŌ ragte im Herbst dem damals frisch gewählten Bundes-
tag einen ersten Bericht vorgelegt. Und ich bin dankbar, dass die 
neue Bundesregierung viele dieser Punkte in ihrem KoaliƟ onsvertrag 
aufgegriff en hat.

Drei Punkte sind mir dabei besonders wichƟ g:

1. Schließen wir GerechƟ gkeitslücken in den Reha-Gesetzen!

Unsere Reha-Gesetze sind gut, und sie sind eine wichƟ ge Hilfe für 
 viele tausende Betroff ene. Hilfe ermöglichen sie jedoch nur den 
Betroff enen von SED-Unrecht, die in den Gesetzen adäquat berück-
sichƟ gt sind. Immer wieder scheitern daher Opfergruppen, die nicht 
explizit in den Gesetzen genannt sind, bei ihrem Versuch, sich reha-
biliƟ eren zu lassen. Ich denke dabei insbesondere an die Menschen, 
die bei ihrer Flucht oder als Fluchthelfer im osteuropäischen Ausland 
inhaŌ iert wurden. Ich denke an die Betroff enen, die in Westdeutsch-
land oder Westberlin von der Stasi verfolgt wurden. Und selbstver-
ständlich denke ich dabei auch an die Zwangsausgesiedelten. Was 
hilŌ  es den Zwangsausgesiedelten, wenn sie eine RehabiliƟ erung er-
halten können, es ihnen in Folge dessen aber nicht gelingt, Ansprüche 
geltend zu machen? Ich werbe daher dafür, dass wir aufgrund ihres 
individuellen Verfolgungsschicksals auch für die Zwangsausgesiedel-

ten einen einfachen unbürokraƟ schen Zugang zu Leistungen ermög-
lichen. So wie es der Bundestag 2019 auch für die Zersetzungsopfer 
geschaff en hat. Dies sind nur Beispiele für Opfergruppen, die mit un-
serer heuƟ gen Gesetzeslage nur geringe oder teils keine Aussichten 
auf eine RehabiliƟ erung haben. Aus meiner Sicht ist es Zeit, dass wir 
diese GerechƟ gkeitslücken in unseren Gesetzen schließen.

2. Ich werbe für die Verbesserung der sozialen Lage der Opfer.

Im vorletzten Jahr hat die Brandenburger LandesbeauŌ ragte 
hierzu eine umfangreiche Studie für ihr Bundesland vorgelegt. Die 
Ergebnisse der Studie sind alarmierend. Fast jeder zweite Betroff ene 
von SED-Unrecht lebt heute an der Grenze der Armutsgefährdung.5 

Michael Körner aus Brandenburg, der gleich mit auf dem Podium 
sitzen wird, kann zur Studie sicher noch mehr berichten. Wenn 
man diese Studie liest oder mit den Opferverbänden in Kontakt 
ist, wird eines deutlich: Wir brauchen dringend ein verbessertes 
Netz, welches die Opfer − gerade im Alter− auff ängt. Es sind dabei 
kleine Stellschrauben in unseren Gesetzen, mit denen wir die 
soziale Lage von vielen Betroff enen deutlich stabilisieren könnten. 
So wissen wir heute beispielsweise, dass viele Betroff ene nach 
mehrmonaƟ gem Arbeitsplatzverlust, nach zwei, drei Monaten in 
HaŌ  oder Unterbringung in einem Jugendwerkhof berufl ich nicht 
mehr richƟ g auf die Beine gekommen sind. Drei Jahre Verfolgungszeit 
als Voraussetzung für Unterstützungsleistungen, wie es das Gesetz 
aktuell vorsieht, sind einfach zu lang. Ermöglichen wir daher den 
Zugang zu Leistungen auch bei kürzeren Verfolgungszeiten! Viele 
Betroff ene wurden am Studium oder an der Ausbildung gehindert. 
Hierzu gehören auch viele Zwangsausgesiedelte. Als SƟ gmaƟ sierte 
und „Aussätzige“, wie Ernst-OƩ o Schönemann es so treff end 
beschrieb, wurden vielen von ihnen wieder und wieder Steine in den 
Weg gelegt. Diese Betroff enen haben aufgrund ihrer gebrochenen 

5 „Fast jeder zweite Betroff ene – 69 Prozent sind Rentner – lebt an der Grenze der Armuts-
gefährdung, die in Brandenburg bei einem monatlich verfügbaren NeƩ oeinkommen von 
1135 Euro liegt. 49 Prozent haben ein monatliches NeƩ oeinkommen von unter 1.000 Euro, 
im LandeschniƩ  sind das 27 Prozent.“
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Erwerbsbiografi e meist sowieso nur Anspruch auf eine niedrige 
Rente. Dass ihnen bei RenteneintriƩ  auch noch die Ausgleichsleistung 
von 240 auf 180 € gekürzt wird, ist besonders fatal. Verzichten wir 
auf eine Absenkung der Ausgleichsleistungen bei RenteneintriƩ . 
Unterstützen wir die Opfer insbesondere im Alter.

3. Vereinfachen wir die Anerkennung von 
verfolgungsbedingten  Gesundheitsschäden!

In den letzten Monaten habe ich viele SED-Opfer getroff en, die seit 
Jahren um die Anerkennung ihrer Gesundheitsschäden kämpfen. Es 
beschämt mich zuƟ efst, wenn ich sehe, was viele der Betroff enen er-
leben müssen. Verfahren von zehn oder zwölf Jahren sind keine Sel-
tenheit. Auf Gutachten folgen Gegengutachten. Und schließlich wird 
sogar in vielen Fällen die Glaubwürdigkeit der Betroff enen infrage 
gestellt. Was folgt ist ein Glaubwürdigkeitsgutachten, welches von 
den Betroff enen als besonders erniedrigend wahrgenommen wird. 
Und schließlich scheitert die übergroße Mehrheit der Betroff enen 
auch noch bei der Anerkennung ihrer gesundheitlichen Schäden. Sie 
scheitern daran, dass sie als ehemals poliƟ sch Verfolgte den Behör-
den nachweisen müssen, dass eine jetzige Erkrankung auf damalige 
HaŌ , auf Zersetzung oder auf Zwangsaussiedlung zurückzuführen ist. 
Ohne den Beweis dieses Zusammenhangs erhalten sie keinen Zugang 
zu dringend benöƟ gter Unterstützung. Gerade die Zwangsausgesie-
delten können ein Lied von diesem ermüdenden und frustrierenden 
BürokraƟ e-Marathon singen.

So wie es jetzt ist, kann und darf es nicht weitergehen.

Ich wünsche mir daher, dass wir keine KosmeƟ k an dem bestehenden 
Regelungsrahmen betreiben, sondern dass wir eine grundsätzlich 
andere Herangehensweise fi nden. Dass auch über 30 Jahre nach 
der Wiedervereinigung noch Handlungsbedarfe für die SED-Opfer 
bestehen, ist für mich mehr als verständlich. Über vierzig Jahre 
Diktatur hinterlassen Ɵ efe Spuren in der GesellschaŌ , in den Familien 
und bei jedem einzelnen Betroff enen.

Schließen wir GerechƟ gkeitslücken in den Reha-Gesetzen, verbes-
sern wir die soziale Lage der Opfer und erleichtern wir die Anerken-
nung von verfolgungsbedingten Gesundheitsschäden!

Kein Mensch, der in der Diktatur für Freiheit und SelbstbesƟ mmung 
gekämpŌ  hat, sollte heute − in unserer DemokraƟ e − ins Abseits ge-
raten.

Vielen Dank!
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Panel RehabiliƟ erung
Podiumsdiskussion

ModeraƟ on: 
Isabel Fannrich-Lautenschläger

Evelyn Zupke, BundesbeauŌ ragte für die Opfer 
der SED-Diktatur beim Deutschen Bundestag

Katrin Budde, MdB, SPD, 
Vorsitzende Ausschuss für Kultur und Medien

Michael Körner, Referent der BeauŌ ragten des Landes Brandenburg 
zur Aufarbeitung der Folgen der kommunisƟ schen Diktatur

Inge Bennewitz, AufarbeitungsiniƟ aƟ ve Zwangsaussiedlungen (AIZ)

Elisabeth Freyer, Vorsitzende des Vereins Opfer 
des Stalinismus in Thüringen (OdS)

Marie-Luise Tröbs, PräsidenƟ n des Bundes 
der in der DDR Zwangsausgesiedelten e.V. (BdZ)
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(v.l.n.r.): Katrin Budde, Michael Körner, Inge Bennewitz, Elisabeth Freyer

Isabel Fannrich-Lautenschläger: „Ich stelle ganz kurz vor: Katrin Bud-
de, Vorsitzende des Kulturausschusses im Bundestag und für die SPD 
im Bundestag. Elisabeth Freyer haben wir vorhin schon bei der Ge-
denkrede gehört. Michael Körner ist Referent bei der Aufarbeitungs-
BeauŌ ragten in Brandenburg, Dr. Maria Nooke.

Ich würde jetzt gerne bei der PoliƟ k anfangen, denn da stellen sich ja 
die drängendsten Fragen. Im KoaliƟ onsvertrag sind Verbesserungen 
angedacht für die SED-Opfer, möglicherweise auch für die Opfer von 
Zwangsaussiedlungen.

Frau Budde, Sie wollen in den nächsten Monaten beim BundesjusƟ z-
ministerium ein Eckpunktepapier vorlegen. Vielleicht können Sie beide 
jetzt mal ganz konkret werden, wie die SituaƟ on verbessert werden 
kann für Zwangsausgesiedelte, was ganz konkret getan werden kann.“

Katrin Budde: „Ich würde gerne woanders anfangen, weil ich die ein-
zige Überlebende aus der PoliƟ k bin, die hier ist. Ich werde mir aber 
nicht anziehen, was bis 2017 nicht gemacht worden ist. Ich sage das 
ganz deutlich, weil ich bis 2017 LandespoliƟ kerin in diesem Land war. 
Ich bin Magdeburgerin und war 27 Jahre im Landtag. Wir haben hier 
gute Gesetze gemacht für die LandesbeauŌ ragte und andere Dinge. 
Erst 2017 bin ich in den Bundestag gewechselt und habe erst da die-
ses Thema übernommen. Und da haben wir, Herr Dombrowski und 
die LandesbeauŌ ragten, das ganze Thema wieder aufgenommen. 
Wir haben gesagt, wir wollen jetzt versuchen, die Verfolgten, die 
noch nicht in den Gesetzen berücksichƟ gt sind oder wo die Gesetze 
nicht funkƟ onieren, zu berücksichƟ gen.

Wir haben es aber am Anfang beide nicht geglaubt, dass wir das 
durchkriegen, was wir 2019 durchgekriegt haben in dem Gesetz. Das 
ist ein sehr heŌ iger, sehr langer Prozess gewesen, und es gab wirklich 
GoƩ  sei Dank gute Verbesserungen. Was wir nicht mehr durchge-
setzt haben, ist das Thema der Zwangsausgesiedelten. Sie [zu Frau 
Tröbs gewandt] waren ja im Bundestag in der Ausschussanhörung. 
Ich bin nicht Mitglied des Rechtsausschusses und war an diesem Tag 
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nur im Rechtsausschuss, weil ich die ganzen Themen federführend 
für meine FrakƟ on mache. Ich haƩ e meinen Kolleginnen und Kolle-
gen der SPD vorher gesagt: ‚Wenn ihr das Gesetz vorher nicht ver-
ändert, dann werdet ihr ein Desaster erleben in der Anhörung.‘ Und 
genauso war es.

Alle Sachverständigen waren sich einig: Es waren ja ganz viele Dinge 
überhaupt nicht berücksichƟ gt. Und darauĬ in haben wir das Ver-
fahren anhalten können. Deshalb will ich auch noch mal allen Sach-
verständigen, auch Ihnen [Frau Tröbs], Danke sagen für die klare 
Schilderung im Rechtsausschuss, weil die Kolleginnen und Kollegen, 
JurisƟ nnen und Juristen das nicht geglaubt haben, was wir fachlich 
und inhaltlich gesagt haƩ en.

Das ist ein Problem, dass Sie keine Unterstützung haben, dass Sie in 
denjenigen, die die Aufarbeitung machen, den FachpoliƟ kern, keine 
Unterstützung haben. Wir kennen das auch, und wir versuchen, das 
durchzusetzen und auch vieles zusätzlich noch reinzubekommen. 
Jetzt ist das noch übriggeblieben und viele andere Dinge auch noch 
für diese Legislatur. Frau Zupke hat ein paar Sachen gesagt, aber es 
gibt da noch eine ganze Reihe an Verbesserungen, die notwendig 
sind. Das werden wir auch in Angriff  nehmen. Es ist immer ein ju-
risƟ sches Problem, und das Problem ist, dass das aus der Sicht der 
Juristen von heute gesehen wird. Das ist das grundsätzliche Problem.

Sie haben recht, das ist einfach so spät, dass die JurisƟ nnen und Ju-
risten, die sich das heute angucken, da einfach ganz anders range-
hen. Die sehen das aus der heuƟ gen SituaƟ on, und sie müssen heute 
denen erst mal erklären, dass es so etwas in der DDR überhaupt ge-
geben hat. Das ist inzwischen so weit weg. Das habe ich auch in mei-
nen Reden mehrmals im Bundestag gesagt. Das ist die Gnade ihrer 
Geburt in der Bundesrepublik oder ihrer späten Geburt, dass sie gar 
nicht wissen, dass es so was tatsächlich gab.

Das ist vergleichbar mit anderen Dingen. Wenn wir sagen Jugend-
werkhöfe, dann sagen die: Ja, bei uns gab es auch betreute Wohn-

gruppen für sozial Auff ällige. Ich will das mal so hart vergleichen, das 
ist wirklich heute viel schwieriger. Und ich bedauere das. Nein, es 
haben jetzt anderthalb Stunden Leute geredet. Ich sage das jetzt, die 
Zersetzungsopfer sind ja jetzt auch drin.

Ich weiß nicht, was ich versprechen kann. Deshalb kann ich Ihnen kei-
nen Fahrplan vorlegen. Aber die Idee ist, dass Frau Zupke die ganzen 
off enen Probleme aufnimmt in ihren Bericht, dass wir zusammen mit 
den LandesbeauŌ ragten gucken, die auch selber noch mal gucken, 
worauf können sie sich verständigen, was muss als erstes getan wer-
den?

Da sind die Zwangsausgesiedelten. Eine Gruppe, die wirklich drin-
gend an den Anfang gestellt werden muss. Wir werden zusehen, 
dass die ostdeutschen Bundesländer möglichst auch noch mal eine 
BundesratsiniƟ aƟ ve starten, damit man in der Bundesrepublik sieht, 
dass sich die ostdeutschen Länder einig sind. Das sind die drei gro-
ßen Blöcke. Und dann werden wir gucken, dass wir ab Herbst SchriƩ  
für SchriƩ  versuchen, einen Gesetzentwurf hinzukriegen, wo das al-
les drinsteht.

Die JurisƟ nnen und Juristen habe ich dann trotzdem noch. Ich will 
Ihnen nichts versprechen, was ich nicht durchsetzen kann. Ich kann 
das nicht alleine entscheiden und nur sagen: Ja, wir, die wir hier sit-
zen und das in den letzten Jahren wirklich schon vorangebracht ha-
ben, werden bei diesem Thema nicht lockerlassen, sondern das wird 
in dieser Legislatur, wo die RehabiliƟ erung, die Überarbeitung der 
Gesetze natürlich wieder auf der Tagesordnung steht, auf jeden Fall 
einer unserer Punkte mit sein. Ich kann Ihnen noch nicht mehr dazu 
sagen, ich kann Ihnen keine Formulierung geben, es macht auch kei-
nen Sinn.

Es macht auch keinen Sinn, irgendwelche internen Papiere in der SPD 
zu schreiben. Ich lasse so was nämlich nicht absƟ mmen, weil dann 
kann ich nicht scheitern, sondern ich mache das gleich anders, und 
wir werden das versuchen. Das kann ich Ihnen versprechen. Aber ich 
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kann Ihnen natürlich nicht den Erfolg garanƟ eren, sondern ich kann 
nur Ihr Sprachrohr sein. Das werde ich sein.

Wir werden auch viele andere Dinge noch mit aufnehmen, was 
schon mal posiƟ v in der letzten Legislatur erreicht worden ist, dass 
bei der Ausbildung von Richterinnen und Richtern dieses Thema 
DDR-Unrecht mit in die Ausbildung aufgenommen worden ist. Weil 
nachher hängt vieles davon ab, wie dann entschieden wird, wenn es 
zu Verfahren kommt, auch vor Gerichten.

Es war ein großes Problem, das gleichberechƟ gt hinzubekommen mit 
dem Thema NaƟ onalsozialismus, weil es natürlich in der Bundesre-
publik viele gibt, die sagen: Ja, aber das Thema NaƟ onalsozialismus 
ist doch nicht mit dem DDR-Unrecht vergleichbar, und wir sagen: 
nein. Es ist zwar nicht vergleichbar, aber beides ist Unrecht, und des-
halb steht es auch im gleichen Paragrafen drin, sonst häƩ en wir es 
gar nicht mehr hingekriegt. Das haben wir auch noch hingekriegt. 
Und wir machen weiter.“

Isabel Fannrich-Lautenschläger: „Frau Zupke, was soll in Ihr Eck-
punktepapier ganz konkret bezogen auf die Zwangsausgesiedelten 
rein?“

Evelyn Zupke: „Da sind wir ja im Gespräch, auch mit den Landesbe-
auŌ ragten. Es ist natürlich ganz klar, dass diese Gruppe jetzt berück-
sichƟ gt werden muss. Es steht ja im KoaliƟ onsvertrag: Überarbei-
tung und Anpassung, Neubewertung der Opfergruppen und neuer 
Opfergruppen. Analog dazu, wie es jetzt schon auch mehrfach gesagt 
wurde, zu den Zersetzungsopfern. Und so weiter. Und dann gibt es 
natürlich noch viele andere Themen.“

Isabel Fannrich-Lautenschläger: „Es gibt zum Beispiel noch das The-
ma, ob es eine Entschädigung geben soll.“

Evelyn Zupke: „Das meine ich ja mit Einmalzahlung, das ist ja eine 
Form der Entschädigung. Das Vermögensrecht, das lasse ich jetzt mal 
außen vor. Das ist jetzt nicht Teil dieser Überarbeitung der sogenann-

ten Unrechtsbereinigungsgesetze. Da geht es darum, ein Instrumen-
tarium zu schaff en, wo niemand beƩ eln muss.

Härtefallfonds wurde gesagt, das verstehe ich total. Es muss aber et-
was sein, wo man einen gesetzlichen Anspruch darauf hat. Wenn klar 
ist, es fand eine Zwangsaussiedlung staƩ , dann kann ich diese Leis-
tung beantragen. Ein gesetzlicher Anspruch ist etwas anderes als ein 
Almosen. Und darum geht es dabei, um die Entschädigung als sol-
che. Aber ich glaube, was mindestens genauso oder vielleicht noch 
wichƟ ger ist, ist die Würdigung und Anerkennung, dass das endlich 
ausgesprochen wird. Sie haben 30 Jahre gekämpŌ  um so viel, und es 
ist jetzt wirklich unsere Aufgabe, das umzusetzen.“

Isabel Fannrich-Lautenschläger: „Sehen denn die Anderen hier auf 
dem Podium das auch so, dass eine Einmalzahlung jetzt die beste Lö-
sung wäre? Das würde mich mal interessieren, auch aus Ihrer Sicht, 
Herr Körner, als Berater und Referent.“

Michael Körner: „Wir haƩ en das mal vor, noch weit vor der Novel-
lierung. Wir haben uns überlegt, die Sache mal von hintenrum zu 
betrachten und haben uns die Folgen für die Leute angeguckt, die zu 
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(v.l.n.r.): Isabel Fannrich-Lautenschläger, Marie-Luise Tröbs, Evelyn Zupke
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uns gekommen sind, sowohl die Opfer von Verwaltungsunrecht als 
auch die Zersetzungsopfer und die Zwangsausgesiedelten. Wir ha-
ben festgestellt, dass die Folgen eigentlich ähnlich sind. Das hat auch 
unsere Sozialstudie bestäƟ gt.

Und mit der Zahl, die Frau Bennewitz nennt: 60 Prozent der Zwangs-
ausgesiedelten haben tatsächlich Gesundheitsschäden davongetra-
gen, wenn ich das richƟ g in Erinnerung habe. Das deckt sich so ziem-
lich gut mit dem, was wir in einer Sozialstudie festgestellt haben. Da 
waren es auch so rund zwei DriƩ el der Betroff enen, die von sich aus 
angaben, an gesundheitlichen Folgeschäden aus der Zeit ihrer Ver-
folgung zu leiden.

Wir haƩ en deswegen mal die kühne Idee, das dadurch zu regeln, dass 
wir auch den verwaltungsrechtlich RehabiliƟ erten eine monatliche 
Ausgleichszahlung zubilligen würden. Weniger als die Opferrente. 
Wir haƩ en uns damals an der berufl ichen RehabiliƟ erung orienƟ ert, 
an den 240 Euro und haƩ en das auch mal versucht reinzubringen. Ich 
weiß nicht, warum es dann letztendlich doch gescheitert ist, aber das 
war mal unsere kühne Idee. Wir sind aber im Ergebnis trotzdem ganz 
froh über das, was bei der Novellierung dann rausgekommen ist, 
dass eben viele Betroff ene da doch Verbesserungen bekamen. Ich 
fand es wirklich sehr schade, dass die Zwangsausgesiedelten nicht 
berücksichƟ gt worden sind. Was uns echt ein Anliegen war.“

Isabel Fannrich-Lautenschläger: „Eine Einmalzahlung ist ja etwas 
ganz anderes als eine monatliche Zuwendung, die für gesundheitli-
che Belange verwendet werden kann oder die soziale SituaƟ on ver-
bessert. Das ist das andere Ergebnis der Studie, dass sich viele unter-
halb der Armutsgefährdungsschwelle befi nden. Also ein Viertel muss 
mit weniger als 1.500 Euro auskommen, so das Ergebnis der Studie. 
Also eine richƟ g dramaƟ sche SituaƟ on. Von Ihnen als Betroff ene 
würde ich gerne noch kurz wissen, welche Lösung Sie bevorzugen?“

Marie-Luise Tröbs: „In den heuƟ gen Ausführungen wurde ja deut-
lich, dass die Zwangsausgesiedelten bisher immer hingehalten wor-

den sind. Immer sind sie ausgeschlossen worden. Es wurde gesagt, 
es mussten sich immer die Betroff enen selbst stark machen, um bei 
ihren Ansprüchen etwas voranzukommen.

Wenn wir von Anfang an unsere Ansprüche nach dem Vermögensge-
setz häƩ en geltend machen können, wäre ein besƟ mmter Schaden 
nicht entstanden. Ein Beispiel, damit man das sieht: wenn z. B. das 
Haus dem Zwangsausgesiedelten gleich 1990/91 häƩ e zurückgege-
ben werden können und es nicht DriƩ e erworben häƩ en, dann hät-
ten sie Mieteinnahmen gehabt. Das wurde ihnen aber verwehrt, also 
ist da ein Schaden entstanden. Also der Schaden, den Sie als Zwangs-
ausgesiedelte davongetragen haben, ist bei weitem höher, als wenn 
wir jetzt sagen würden, wir erwarten 20.000 Euro.“

Isabel Fannrich-Lautenschläger: „Aber das ist Vergangenheit, Frau 
Tröbs. Und jetzt überlegen wir, wie wir die SituaƟ on verbessern.“

Marie-Luise Tröbs: „Die Einmalzahlung muss jetzt auch aus dem 
Grund kommen, weil die Opfer hochbetagt sind. Wenn es jetzt hei-
ßen würde, das Opfer bekommt pro Monat 200 Euro, und das Op-
fer ist 82 Jahre alt. Sie hoff en jetzt über 30 Jahre, dass für Sie etwas 
passiert. Es ist würdevoller den Zwangsausgesiedelten eine Einmal-
zahlung zukommen zu lassen, damit sie endlich ihren Seelenfrieden 
fi nden.“

Isabel Fannrich-Lautenschläger: „Das verstehe ich, das ist einleuch-
tend. Sehen Sie beide das denn auch so, Frau Bennewitz und Frau 
Freyer?“

Inge Bennewitz: „Ich wollte noch etwas zu den Vermögensfragen 
sagen. Wenn ein poliƟ sch verfolgter Enteigneter einen Nullbescheid 
bekommt, so ist es kaum einzusehen, aber schwer zu ändern, denn 
den haben auch poliƟ sch nicht Verfolgte bekommen. Wir sollten das 
Vermögensrechtliche ruhen lassen.

Es geht jetzt vorrangig darum, das eigentliche Verfolgungsschicksal 
mit einer angemessenen Entschädigung zu würdigen. Die eigentliche 
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Verfolgung, die alle erliƩ en haben, das sind die grausame Vertrei-
bung, die elende Zwangsansiedlung und die darauff olgenden Restrik-
Ɵ onen und Zersetzungsmaßnahmen. Das muss gewürdigt werden.“

Isabel Fannrich-Lautenschläger: „Genau. Aber wie möchten Sie das 
gerne gewürdigt sehen? In welcher Form?“

Inge Bennewitz: „Mit einer Einmalzahlung in angemessener Höhe.“

Isabel Fannrich-Lautenschläger: „Okay, da sind Sie sich einig.“

Inge Bennewitz: „Eine Opferpension haƩ e ich auch schon mal vorge-
schlagen. Viele HaŌ opfer sind ja in den 50er Jahren verfolgt worden. 
Als das dann kam mit der Opferpension, da haben viele gesagt, was 
soll ich jetzt noch damit, ich habe eine Lebenserwartung von viel-
leicht nur noch zwei Jahren. Sie sehen ja auch, wie alt wir sind.“6

Evelyn Zupke: „Eine Einmalzahlung ist die beste Lösung, es muss ein 
gesetzlich verankerter Anspruch sein – in angemessener Höhe.“

Inge Bennewitz: „In angemessener Höhe. Ich muss Ihnen ehrlich sa-
gen, als ich gehört habe, dass die Zersetzungsopfer einmalig 1.500 
Euro kriegen sollen, das fi nde ich peinlich. Zersetzungsmethoden ha-
ben Menschen in den Tod getrieben.“

Isabel Fannrich-Lautenschläger: „Ich weiß, ja. Gibt es noch irgend-
welche wesentlichen SchriƩ e, die jetzt zu unternehmen sind, die Sie 
noch nicht genannt haben? Damit es vorangeht?“

Elisabeth Freyer: „Ich möchte mich dem anschließen, was Frau Ben-
newitz gesagt hat. Und vor allen Dingen auch Frau Zupke danken, 
dass sie jetzt extra noch mal erwähnt hat, dass es gesetzlich veran-
kert werden muss. Und auch bei Ihnen, Frau Budde, bedanke ich 
mich ganz herzlich, dass Sie sich so einsetzen möchten. Ob es klappt, 
wissen wir nicht, aber ich favorisiere auf alle Fälle auch eine Einmal-

6 An dieser Stelle, meldete sich – leider ohne Mikrofon – auch der verstorbene Dr. Karl-Heinrich 
Ebel zu Wort und sprach sich für eine Einmalzahlung und gegen eine Opferrente aus. Er be-
gründete dies mit dem hohen Alter und der beschränkten Lebenserwartung der Betroff enen. 
[Anm. d. Red.]

zahlung, denn ich bin jetzt 81 Jahre alt. Eine Einmalzahlung wird viele 
von den Opfern befrieden. Ich kenne auch Opfer, die am Existenzmi-
nimum gelebt haben und ein schreckliches Leben führen mussten. 
Ich muss ehrlich sagen, mir fällt manchmal gar nichts mehr ein, um 
diese Leute zu trösten. Die Leute sind einfach enƩ äuscht vom Rechts-
staat insgesamt. Und was seit 30 Jahren läuŌ , ist teilweise auch Will-
kür sämtlicher Regierungen, die in den vergangenen 30 Jahren am 
Werke waren, also nicht gerecht.“

Isabel Fannrich-Lautenschläger: „Gut, dass wir jetzt mit Frau Zupke 
und mit Frau Budde zwei PoliƟ kerinnen haben, die sich sehr dafür 
einsetzen. Vielen Dank. Jetzt ist schon nach 19 Uhr, wir müssen lei-
der jetzt auĬ ören. Das tut mir total leid. Ich danke Ihnen allen ganz 
herzlich, dass Sie gekommen sind und Ihnen fürs Zuhören. Und ich 
denke, die Diskussion geht weiter. Heute Abend und morgen auch. 
Vielen Dank.“



115

PANEL   HISTORISCHE   EINORDNUNG PODIUMSGESPRÄCH

114

Panel Historische Einordnung 
& Wahrnehmung von Zwangs-
aussiedlungen in der DDR
Podiumsgespräch: „Stalin und die sowjeƟ sche DeutschlandpoliƟ k 
in den Jahren 1945 bis 1952“

ModeraƟ on: Sandra Czech

Prof. Dr. Stefan Creuzberger, 
Historisches InsƟ tut, Universität Rostock

Sandra Czech: „Herr Creuzberger, Sie sind Lehrstuhlinhaber am His-
torischen InsƟ tut der Universität Rostock. Ihr Gebiet ist die deutsche 
und osteuropäische Zeitgeschichte. Sie forschen zu deutscher Ge-
schichte nach 1945, der Geschichte der Sowjetunion und Osteuro-
pas, zu Diktatur und internaƟ onalen und transnaƟ onalen Beziehun-
gen im Ost-West-Konfl ikt.
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Sandra Czech, Prof. Stefan Creuzberger

Sie sind in Baden-WürƩ emberg geboren und wurden in der alten 
Bundesrepublik sozialisiert. Die meisten unserer Zuhörer, überwie-
gend in der DDR sozialisiert, haben sich wohl oŌ  gewünscht, die 
westliche Seite des Eisernen Vorhangs kennenzulernen, haben ge-
träumt von Paris und New York. Stefan Creuzberger träumte davon, 
die von ihm aus, andere Seite des Eisernen Vorhangs näher kennen-
zulernen und war von 1991 bis 1992 als ForschungssƟ pendiat des 
Deutschen Akademischen Austauschdienstes in Moskau.“

Prof. Dr. Stefan Creuzberger: „Wenn ich kurz unterbrechen darf: Ich 
sage immer, ich bin in die Sowjetunion gereist und kam aus Russland 
zurück, dann haben Sie eine Vorstellung, welche Zeit das war und 
was ich da so mitgenommen habe.“

Sandra Czech: „Sie sprechen sehr gut Russisch.“

Prof. Dr. Stefan Creuzberger: „Sehr gut? Testen Sie das lieber nicht 
gleich aus. Na ja, mal gucken.“

Sandra Czech: „Sozusagen auch ein bisschen die sowjetrussische Men-
talität, wie wir gestern durch Familie Bomberg mitbekommen haben. 
Von Ihnen ist gerade ein neues Buch herausgekommen: ‚Das deutsch-
russische Jahrhundert. Geschichte einer besonderen Beziehung‘. Es 
ist für den Deutschen Buchpreis 2022 nominiert worden. Drücken wir 
die Daumen, dass es klappt. Im Zuge dessen und natürlich aufgrund 
der aktuellen poliƟ schen SituaƟ on, des russischen Angriff skrieges ge-
gen die Ukraine, ist Stefan Creuzberger jetzt sehr gefragt. Heute ist er 
hier, morgen bei ‚Hart aber fair‘. Wir danken Ihnen sehr für Ihr Kom-
men und dass Sie sich Zeit für uns genommen haben.“

Prof. Dr. Stefan Creuzberger: „Ganz herzlichen Dank für die freund-
liche Vorstellung und AnmoderaƟ on. Ich bedanke mich auch sehr 
für die Einladung, die ich gerne angenommen habe. Sie haben mich 
als WissenschaŌ ler vorgestellt, aber ich möchte sagen: Mein Wis-
senschaŌ sverständnis besteht nicht darin, dass ich einfach nur für 
meine Historiker-Kollegen und Kolleginnen arbeiten und schreiben 
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möchte, sondern ich schätze solche Veranstaltungen sehr. Ich sage 
immer, ich werde aus SteuermiƩ eln bezahlt, und dann habe ich auch 
das Recht und nicht nur das Recht, sondern vor allen Dingen auch die 
Pfl icht, mich einem historisch interessierten Publikum zur Verfügung 
zu stellen. Ich freue mich sehr darüber, wie gut diese Veranstaltung 
besucht ist. Wenn Sie Fragen haben, biƩ e löchern Sie mich. Ich biƩ e 
um Entschuldigung, leider muss ich ein bisschen früher weg. Ich wür-
de gerne länger bleiben, aber ich biƩ e um Nachsicht.“

Sandra Czech: „Wir haben gestern über die AkƟ on ‚Ungeziefer‘ ge-
sprochen und Einzelschicksale kennengelernt. Wir haƩ en vier Zeit-
zeugen: Marie-Luise Busse, Anneliese Fleischer, Gerhard Schrimpf 
und Professor Adolf Ebel im Podium und weitere Zeitzeugen im Pub-
likum. In den Gesprächen in den Pausen oder auch am Abend wurde 
festgestellt, dass jeder sein individuelles Schicksal hat. Gesprochen 
wurde über die subjekƟ ve Wahrnehmung der Ereignisse, aber auch 
über die Verarbeitung.

Wir versuchen heute, mit der historischen Einordnung aus der objek-
Ɵ ven Sicht des WissenschaŌ lers, diese ThemaƟ k anzugehen.

Wie geschehen derarƟ ge Ereignisse? Wir werden uns von der in-
ternaƟ onalen Ebene in die naƟ onale, dann in die regionale Ebene 
begeben und zuletzt mit Sven Stephan über die journalisƟ sche Per-
spekƟ ve und die öff entliche Wahrnehmung sprechen. Der Zeitzeuge 
Gerhard Schrimpf sagte gestern, alle stellen immer wieder fest, dass 
die ThemaƟ k nicht bekannt ist und das nicht nur bei jungen Schü-
lerinnen und Schülern, sondern auch in der normalen Bevölkerung. 
Warum dort Unkenntnis herrscht, obwohl das gute Buch von Inge 
Bennewitz und Rainer Potratz schon seit 1994 auf dem Markt ist, das 
versuchen wir heute ein bisschen zu ergründen. Wir wollen darü-
ber reden, wie wir die Sache besser vermiƩ eln können. Wie können 
wir den jungen und akƟ ven Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 
Grenzlandmuseen ein bisschen Hilfe an die Hand geben? Oder ein-
fach Leute akƟ vieren, die dann Kontakte knüpfen können und von 
deren Erfahrung profi Ɵ eren.

Herr Professor Creuzberger, ich möchte Sie biƩ en, uns zur Einfüh-
rung die weltpoliƟ sche SituaƟ on nach der Beendigung des Zweiten 
Weltkrieges zu schildern. Und gegebenenfalls weiterführend: Welche 
Auswirkungen haƩ e dies auf die sowjeƟ sche DeutschlandpoliƟ k?“

Prof. Dr. Stefan Creuzberger: „Wir machen dies – wie besprochen – in 
Gesprächsform und umrahmen das Ganze, damit man anschließend 
die Vorträge, die geplant sind, besser einordnen kann und damit die 
Kolleginnen und Kollegen nach uns sich stärker auf ihre Sachen kon-
zentrieren können.

Was sind die Rahmenbedingungen, meine Damen und Herren? 
1944/45 ist klar, der Krieg geht dem Ende zu. Es ist unweigerlich 
klar: Die Deutschen werden verlieren. Dieses sogenannte DriƩ e 
Reich wird zusammenbrechen. Und das konfronƟ ert natürlich die 
Siegermächte oder die zukünŌ igen Siegermächte mit dem Gedan-
ken – man muss Nachkriegsplanungen vornehmen. Und das Bemer-
kenswerte bei der sowjeƟ schen Seite ist: Stalin ist ein PoliƟ ker, der 
immer gesamtdeutsch gedacht hat. Der hat nicht gedacht: Ich will 
nur einen Teil Deutschlands bekommen und natürlich in meinen 
Machtbereich einbeziehen, sondern gesamtdeutsch. Er war aller-
dings konfronƟ ert mit der SituaƟ on, dass er nicht alleine entschei-
den konnte. Es gab noch drei weitere Alliierte oder sagen wir mal 
zwei. Die Franzosen, die leiden heute noch darunter, dass sie nicht 
so richƟ g gleichberechƟ gte Alliierte waren. Die Grand NaƟ on. Die ist 
dann erst zum Schluss noch mal mit reingenommen worden, zum 
Leidwesen de Gaulles.

Aber es waren die Briten, es waren die Amerikaner, natürlich vor al-
len Dingen von der westlichen Seite her, und man einigt sich auf ein 
Regelwerk, auf ein Rahmenwerk für die Besatzung. Und das sind die 
vier Besatzungszonen, die wir alle kennen. Für Berlin sind es die vier 
Sektoren. Es ist der Mechanismus zu sagen, wir haben einen Alliier-
ten Kontrollrat, der ist für Deutschland als Gesamtes zuständig. Man 
legt sich darauf fest, ein EinsƟ mmigkeitsprinzip, ein Veto-Prinzip. 
Und wir wissen ja alle, was vom Veto zu halten ist. Wir erleben das 
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tagtäglich im Bereich von Europa. Wir erleben das auch im Bereich 
der Vereinten NaƟ onen.

Ein Veto kann immer wieder bedeuten, dass es Probleme gibt. Al-
lein schon aufgrund dieses Regelwerkes auf alliierter Ebene kann es 
Probleme geben. Wir werden am Ende auch der Frage der Teilung 
nachgehen. Es gab die Regelung, dass jeder in seinem Besatzungs-
gebiet nach mehr oder weniger eigenem Gutdünken vorgehen kann. 
Das heißt für den östlichen Teil Deutschlands, die sowjeƟ sche Besat-
zungszone, ist es die SowjeƟ sche MilitäradministraƟ on in Deutsch-
land, die die Verantwortung trägt.

Man spricht von DemokraƟ e. Erst mal müssen die Deutschen entna-
zifi ziert werden, es muss abgerüstet, entmilitarisiert werden. Es geht 
auch um die Enƞ lechtung der Monopole usw. Man spricht davon, 
die Deutschen irgendwann demokraƟ sieren zu wollen. Und wenn 
das erreicht ist, dann können sie vielleicht auch mal die Staatlichkeit 
bekommen.

Mit dem Ende des Krieges, mit der bedingungslosen KapitulaƟ on der 
Wehrmacht und vor allen Dingen auch im Juni 1945 mit der Wiener 
Erklärung, gibt es den deutschen Staat, die deutsche Staatlichkeit in 
dem Sinne nicht mehr.

Es sind allein die Alliierten, die dieses Regelwerk haben. Das ist die 
eine Ebene. Und die andere Ebene ist: Die Sowjetunion plant parallel 
dazu, und das wissen die Westmächte so nicht. Und was ist nahe-
liegender? Sie plant mit Hilfe der Moskauer Exilkommunisten, mit 
Ulbricht und Pieck.

Ich glaube, ich brauche die Namen hier nicht zu erklären. Heute Mor-
gen beim Frühstück saß ich mit einem Ehepaar am Tisch, das meinte, 
die jungen Leute heute wissen ja nicht mal, wann der Krieg zu Ende 
war oder wann er begonnen haƩ e.

1945. Und ich will jetzt nicht durch die Stadt Magdeburg gehen und 
fragen: Wer war Pieck und wer war Ulbricht? Das ist vielleicht eine 

Herausforderung, fast schon eine Abiturfrage. Ich will aber damit sa-
gen: Es sind die SpitzenfunkƟ onäre, die sich ins Moskauer Exil bege-
ben haben. Es waren diejenigen, die die Stalinisierung der Sowjet-
union, die Schauprozesse, überlebt haben, die also ganz im Geiste 
Stalins loyale Weggefährten gewesen sind. Stalin hat nicht von un-
gefähr auf diese Kader zurückgegriff en. Er wusste, die haben etwas 
Kompetenz und wissen, was es heißt, in Deutschland zu sein. Wobei 
man dazu sagen muss: Das letzte Mal, dass diese Leute in Deutsch-
land waren, das war 1933.

Sie mussten, um als Kommunisten nicht verhaŌ et zu werden oder 
in KonzentraƟ onslagern zu landen, nach Westeuropa oder in die So-
wjetunion emigrieren. Sie waren natürlich besser informiert, als die 
sowjeƟ sche Seite. Es waren also loyale deutsche Gewährsleute, mit 
denen die Zeit nach der Besatzung geplant wurde. Und wenn man 
sich diese Planungen anguckt, wird man feststellen: Das Ganze war 
immer auf Gesamtdeutschland gedacht.

Es gab die AkƟ onsgruppe Ulbricht. Ulbricht geht nicht von ungefähr 
nach Berlin, sondern weil er für Berlin-Brandenburg damals Erster 
Sekretär war. Er war in der Weimarer Republik bestens vertraut mit 
der Region. Eine Reihe anderer SpitzenfunkƟ onäre ging mit ihm, un-
ter anderem ein Jungkommunist, Wolfgang Leonhard, der bemer-
kenswerte Memoiren geschrieben hat, die heute noch lesenswert 
sind. Ich empfehle Sie meinen Studenten immer wieder, sie waren 
zu Recht Bestseller. Man erfährt so wahnsinnig viel, und wir haƩ en 
lange, lange Zeit vor dem Fall der Mauer, solange wir nicht in die Ar-
chive kamen, keine bessere Quelle als das, was Wolfgang Leonhard 
geschrieben hat.

Und was war die Parole? Das kennen Sie alle, die Leonhard gelesen 
haben. ‚Es muss demokraƟ sch aussehen, aber wir haben die Fäden 
in der Hand.‘ Und das war im Grunde so die große Schiene, die gro-
ße Linie, die man sich von sowjeƟ scher Seite mithilfe der deutschen 
Kommunisten auf die Fahnen geschrieben haƩ e.
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In diesem Geiste sind diese Leute dann am 30. April 1945 nach Berlin 
gekommen. Es ist eine Ironie der Geschichte, da sich an diesem Tag 
Adolf Hitler im sogenannten Führerbunker der Verantwortung ent-
zog, indem er Selbstmord beging. Also just zu dem Zeitpunkt kam die 
Gruppe Ulbricht nach Berlin. Berlin war ungemein wichƟ g. Das kann 
man sich damit erklären, und das ist sehr sowjeƟ sch oder russisch 
gedacht: In einem Zentralstaat wie dem heuƟ gen Russland oder dem 
zarisƟ schen russischen Imperium oder wie auch der Sowjetunion, 
denkt man in Kategorien vom Zentrum aus. Das ist die Ausstrah-
lungskraŌ , und das dachten die auch 1945.

Deshalb ist es ja bemerkenswert, dass die sowjeƟ sche Seite so 
schnell und möglichst vor den Westalliierten nach Berlin kommen 
wollte. Und das erklärt auch die Schlacht um die Seelower Höhen. 
Sie wissen – in den letzten Tagen vor Kriegsende hat es immense 
Verluste auf sowjeƟ scher Seite gegeben. Auch auf deutscher Seite, 
die also noch mal wirklich mit allen MiƩ eln verteidigen wollte, mit 
Volkssturm usw., um die Sowjets aufzuhalten.

Man muss sich das einfach mal vorstellen: So kurz vor Kriegsende 
werden noch Leute verheizt auf beiden Seiten. Und Stalin bringt 
seine Truppen möglichst vor den Westalliierten nach Berlin, weil er 
Berlin wollte, die SymbolkraŌ  der Hauptstadt. Aber vor allen Dingen 
wollte er auch die Anfänge in Berlin gestalten können, immer in der 
Hoff nung, wer Berlin hat, verfügt über die SchlüsselposiƟ on.

Die Gruppe Ulbricht sollte im Kommunalwahlrecht, im Parlament, im 
Rathaus die SchlüsselfunkƟ onen Inneres, JusƟ z und WirtschaŌ  ein-
nehmen. Alles im Sinne von: ‚Es muss demokraƟ sch aussehen, aber 
wir haben die Fäden in der Hand.‘ Das setzt voraus, als Erster nach 
Berlin zu kommen und immer in der Hoff nung, wenn wir in Berlin 
sind und hier die SchlüsselposiƟ onen besetzen, nehmen wir Wei-
chenstellungen vor. Und das hat möglicherweise AusstrahlungskraŌ  
auf Gesamtdeutschland. Das ist ganz wichƟ g, betone ich immer wie-
der. Stalin denkt gesamtdeutsch. Wir sehen das oŌ mals so vom Ende 
her. Also Ende heißt die Teilung Deutschlands 1949.

Aber trotz allem: Wenn es nach Stalin gegangen wäre, er haƩ e stets 
die gesamtdeutsche PerspekƟ ve im Blick.“

Sandra Czech: „Gesamtdeutsche PerspekƟ ve. Das meinen Sie dann 
auch eben in dem Sinne: demokraƟ scher Anschein? Wir haben ja 
trotzdem die anderen Besatzungsmächte. Wie würden Sie es inter-
preƟ eren, dass er sozusagen gesamtdeutsch gedacht hat?“

Prof. Dr. Stefan Creuzberger: „Gesamtdeutsch gedacht und auch 
demokraƟ sch? Das sage ich meinen Studenten immer wieder. Wir 
kommen vielleicht nachher noch zur Stalinnote. Das ist ja der Grund, 
weshalb ich hier bin – unter anderem.

Nein, das ist ja das Problem. Und das ist ja die Erfahrung, die auch 
die Westmächte mit Stalin während des Krieges machten. Die haben 
zunächst mal gedacht, dieser Stalin oder die Sowjetunion, die kannte 
man ja. Churchill ist das beste Beispiel. Churchill war ein AnƟ kommu-
nist vor dem Herrn und das berechƟ gterweise, muss man ganz ein-
fach auch sagen. Die dachten aber während des Krieges, man kämpŌ  
gemeinsam gegen Hitlerdeutschland, und man dachte auch in dieser 
Allianz.

Vor allen Dingen der amerikanische Präsident Roosevelt, könnte man 
heute sagen, war ziemlich naiv. Es ist immer ein Problem, wenn man 
das aus der heuƟ gen Sicht sagt. Ich sage immer wieder, wir müssen 
die Zeitzeugen und die Akteure aus der Zeit heraus entwickeln. Wir 
müssen die Kontexte sehen, was konnten die wissen, was waren die 
Handlungsspielräume?

In Parenthese ganz kurz – das ist auch das, wenn wir heutzutage die 
deutsche RusslandpoliƟ k beurteilen wollen und immer so leichƞ er-
Ɵ g sagen, die deutsche RusslandpoliƟ k der letzten Jahrzehnte habe 
kläglich versagt. Zum Teil, aber nicht nur. Aber das war das Problem. 
Die gingen davon aus, Stalin hat sich geändert. Und wenn man von 
DemokraƟ e sprach – und alle Seiten sprachen von DemokraƟ e – man 
war sich nicht darüber im Klaren, dass, wenn Stalin von DemokraƟ e 
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sprach in einer Inbrunst von Überzeugung, dann dachte er an sozi-
alisƟ sche DemokraƟ e. Nur das ist eine völlig andere Vorstellung von 
dem, was wir oder ein Churchill oder ein Roosevelt im Sinne von libe-
raler DemokraƟ e dachten. Man merkt diese semanƟ schen Probleme, 
dass man aneinander vorbeiredete, noch nicht 1944/45, sondern im 
Zuge der Entwicklung, die dann kam.“

Sandra Czech: „Wenn wir jetzt auf die Zwangsaussiedlung an der in-
nerdeutschen Grenze hinauswollen: Die Bevölkerung weiß, wir sind 
unter Besatzungsmächten aufgeteilt, sie hat natürlich nicht zwangs-
läufi g diesen Einblick: Was passiert wirklich im Alliierten Kontrollrat, 
was wird zum Beschluss? Man ist froh, wenn überhaupt InformaƟ o-
nen nach außen sickern können. Wie schätzen Sie die SituaƟ on ein? 
Ich persönlich habe den Eindruck, dass der Bevölkerung das Vorstel-
lungsvermögen für so eine krasse Teilung fehlte.“

Prof. Dr. Stefan Creuzberger: „Einerseits ja. Aber die Bevölkerung in 
der sowjeƟ schen Besatzungszone hat ja besƟ mmte Entwicklungen 
unmiƩ elbarer und eher mitbekommen, als das zunächst mal für die 
Westmächte der Fall war. Aber auch bei den Westmächten – wann 
zeichnet sich denn da eine Teilung ab? Oder zeichnete sich irgend-
wann eine Teilung ab? Und die zeichnete sich ab. Und das nicht erst 
1949, wo es für jeden off enbar war, dass wir auf der einen Seite eine 
Gründung der Bundesrepublik haƩ en und die DDR zeitverzögert we-
nige Tage später gegründet wurde. Das hat man ja ganz bewusst so 
gemacht, damit man sagen konnte: Guckt mal an, die BRD, wie es 
seinerzeit offi  ziell hieß. Wir können ja gar nicht anders, die sind ja 
vorgeprescht. Aber wenn man die Akten kennt, ist die Gründung der 
DDR zu einem weitaus früheren Zeitpunkt geplant worden zwischen 
der SED-Spitze und Moskau. Aber es zeichnete sich bereits früh ab. 
Meine Damen und Herren, wenn man sich vergegenwärƟ gt: In Pots-
dam treff en sich die alliierten Siegermächte und machen ein Proto-
koll, kein Abkommen. Man sagt über das Potsdamer Abkommen: „Es 
gibt kein Potsdamer Abkommen, ein Abkommen wäre völkerrecht-
lich.“ Es ist ein Protokoll, an dem man sich orienƟ ert, auf Prinzipien 

einigt, wie das jetzt mit dem besetzten Deutschland zusätzlich neben 
dem Regelwerk weitergehen soll.

Und es gibt ein Prinzip. Man sagt, Deutschland soll als wirtschaŌ liche 
Einheit erhalten bleiben. Man redet nicht groß von PoliƟ k. Man geht 
nicht davon aus, die Deutschen werden keine Möglichkeit haben, 
poliƟ sch akƟ v zu sein. Es sind die Siegermächte, die das Geschick be-
sƟ mmen sollen.

Und bemerkenswert ist die Bodenreform. Da ist insofern auch gera-
de Sachsen-Anhalt ein Schlüsselland gewesen. Auch damals haben 
wir ja noch Länder gehabt, Länder und Provinzen, die erst 1952 auf-
gelöst wurden, auch die Landtage. Aber es fi ndet eine Bodenreform 
staƩ . Die sogenannte demokraƟ sche Bodenreform. Wenn man sich 
anguckt, wie diese Bodenreform durchgeführt wurde, von wem iniƟ -
iert, was waren die IntenƟ onen?

Es war formal nach außen sichtbar. Man haƩ e den Eindruck, es ist 
die KPD gewesen, die im Herbst 1945 die IniƟ aƟ ve ergreiŌ . Es sind 
die Bauern gewesen, die Jung- und Neubauern, die sich damit solida-
risieren wollen. Den sowjeƟ schen Akten zufolge war es Moskau, es 
war die sowjeƟ sche Seite, die das iniƟ ierte und zwar mit klarem Kal-
kül. Es ist also auch BündnispoliƟ k gedacht worden. Natürlich wuss-
te man auch: Im miƩ eldeutschen Bereich gab es Regionen, die sehr 
stark von ArbeiterschaŌ , allen voran in Sachsen, geprägt waren. Das 
waren natürliche Allianzpartner aus der Sicht und der Ideologie der 
Sowjetunion, aber auch der KPD.

Nur allein wie steht es mit der bäuerlichen Bevölkerung? Ich lebe in 
Mecklenburg-Vorpommern, und – das brauche ich nicht sagen – wir 
haben schöne Strände. Wenn das WeƩ er schön ist und die Sonne 
scheint, kann man das ganz besonders genießen. Wunderbare Land-
schaŌ en, ein großer NaƟ onalpark mit Siedlungsinseln. Aber nein, der 
große NaƟ onalpark und die landwirtschaŌ lichen Möglichkeiten ma-
chen doch klar: Da sind Bauern, und die sind nicht unbedingt die na-
türlichen Verbündeten der KPD oder einer sowjeƟ schen PoliƟ k. Und 
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da geht es darum, Allianzpartner zu suchen. Und man zieht diese Bo-
denreform durch, ganz massiv, auch mit drakonischen Maßnahmen, 
undemokraƟ sch. Man missachtet das Eigentumsrecht, das, was CDU 
und die Liberaldemokraten immer wieder einforderten.

Enteignungen werden in den Westzonen nicht durchgeführt. Und das 
ist so ein Beispiel: Die Parteigründungen in der sowjeƟ schen Besat-
zungszone am 10. Juni 1945 waren eine der ersten Maßnahmen, die 
nicht abgesprochen wurde mit den Westmächten. Die Westalliierten 
waren überrascht, genauso wie die Deutschen. Überrumpelt. Wer 
häƩ e gedacht, dass man vier, fünf Wochen nach Kriegsende plötzlich 
Parteien gründen würde? Es war ein Befehl, und auch die Gründung 
der Parteien ist kontrolliert worden.

Und die InterpretaƟ on dessen, was es hieß, demokraƟ sch oder anƟ -
faschisƟ sch zu sein, lag bei der Besatzungsmacht und bei der SED, bei 
der KPD. Und man konnte sehr schnell sƟ gmaƟ siert werden, wenn 
man nicht in dieses Schema passte. Dann war man plötzlich Faschist, 
und bürgerliche PoliƟ ker bekamen das zu spüren und wurden vorge-
führt.

Ein weiteres Beispiel: die Zwangsvereinigung von KPD und SPD zur 
SED. Da gab es mit Sicherheit Leute, die das wollten, aufrichƟ g woll-
ten – bei der KPD und bei der SPD. Nachdem die sowjeƟ sche Besat-
zungsmacht und die KPD festgestellt haƩ en, dass wider Erwarten die 
SPD viel populärer war als die KPD, sind die Weichenstellungen in 
Richtung Zwangsvereinigung gestellt worden, zumal die Besatzungs-
macht in Ungarn und auch die sowjeƟ sche in Österreich die Erfah-
rung gemacht haƩ e, wenn man Wahlen zuließe, würde man ein Fi-
asko erleben.

Die Kommunisten sind derarƟ g abgeschmiert, sodass man gesagt 
hat, das darf uns nicht in Deutschland passieren. Und Deutschland 
war wahrlich wichƟ ger. Also haben wir Österreicher hier, Österrei-
cher im Publikum? Nein, dann kann ich es off en aussprechen: als das 
kleine Österreich machen wir uns doch nichts vor. Rein strategisch. 

Also da war völlig klar, auch da dürfen wir nichts dem Zufall über-
lassen. Zwangsvereinigung vielleicht. Ja, ich will es mal bei diesen 
Beispielen bewenden lassen. Sie wissen das alle. Sie kommen aus der 
Region, kennen das zum Teil aus Erzählungen der Eltern oder haben 
es vielleicht sogar selbst erlebt. Es geht hier darum, ein paar Weg-
marken noch mal aufzuzeigen.“

Sandra Czech: „Es zeichnet sich ab, was die großen Hoff nungen sind, 
oder dass eine NaƟ on vielleicht doch nicht gespalten wird. Es gab, 
kurz bevor die Zwangsaussiedlung unter diesem schrecklichen Be-
griff  „AkƟ on Ungeziefer“ anlief, noch die Stalin-Note vom 10. März 
1952, die natürlich auf der Ostseite mit einer linientreuen Propagan-
da funkƟ onalisiert und instrumentalisiert wurde. In der alten Bun-
desrepublik gab es da ganz andere Diskussionen. Man spricht auch 
über Jahre von Legendenbildung. Welche Meinung haben Sie in Be-
zug auf die Stalinnote? Wer haƩ e sie letztlich iniƟ iert und welche 
möglichen IntenƟ onen standen dahinter?“

Prof. Dr. Stefan Creuzberger: „Mich wundert es, dass wir darüber 
noch diskuƟ eren müssen. Ich habe den Eindruck, es ist doch schon 
fast alles bekannt, oder? Wir werden es ja gleich sehen an der Dis-
kussion. Vielleicht gibt es ein paar Leute, die sagen nee, der Creuz-
berger erzählt hier was, da gibt es doch noch so viel Diskussionsbe-
darf. Was hat es damit auf sich oder in welchem Kontext? In welcher 
Zeit entsteht sie?

Die DDR war gegründet, die Zweistaatlichkeit war da. Stalin spricht 
damals in seinem Telegramm an Wilhelm Pieck, dem Präsidenten der 
DDR, dass das eine der wichƟ gsten Friedenstaten war mit Blick auf 
die Geschichte in Europa.

Was noch viel wichƟ ger ist, das war vielleicht eher SelbstsuggesƟ on 
bei Stalin als alles andere. Aber noch viel wichƟ ger war der zweite 
Teil dieses Telegramms, dass er sagte: die Gründung der DDR ist im 
Grunde ein Meilenstein und ein OrienƟ erungspunkt für das vereinig-
te Deutschland. Also man hat gesamtdeutsch gedacht auf der  einen 
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Seite und auf der anderen Seite die DDR als leuchtendes Vorbild, 
als Blaupause für das hingestellt, was ein vereintes Deutschland am 
Ende sein sollte.

Es ist die Zweiteilung. Stalin denkt gesamtdeutsch einerseits. Und 
wir haben nun die Entwicklungen in der Bundesrepublik. Hier wirkt 
vor allen Dingen Konrad Adenauer, ein Weimarer Demokrat, der das 
Kaiserreich erlebt hat und in der Zeit des DriƩ en Reiches in der in-
neren EmigraƟ on war, aus der SituaƟ on heraus. Die Bundesrepublik 
war zunächst einmal noch nicht souverän. Adenauer kann man es 
abnehmen, aufrichƟ g im Sinne eines liberalen Verständnisses Demo-
krat gewesen zu sein.

Das triŏ   so nicht immer für die Bundesrepublik zu. Ich sage immer 
die Bundesrepublik 1945/49, nicht 1990. Das war noch nicht in dem 
Sinne ein demokraƟ scher Staat. Der Krieg war gerade mal ein paar 
Jahre zu Ende und die Nazis? Man fand keine Nazis mehr, es gab ja 
keine mehr. Nein. Also Sie wissen, was ich meine. Natürlich gab‘s die 
überall auch noch. Und Adenauer wusste natürlich, diese Bundes-
republik ist noch nicht souverän. Es gab das Besatzungsstatut, und 
wenn man aus dieser Bundesrepublik einen souveränen Teilstaat 
machen möchte, wenn man aus diesem Deutschland, aus der his-
torischen Erfahrung, dass die Deutschen bis dahin immer eine un-
ruhige Großmacht waren, jetzt eine ruhigere, verlässlichere Groß-
macht, nicht aber Macht machen wollte – zumindest den Teilstaat 
Westdeutschland – dann muss diese SchaukelpoliƟ k zwischen Ost 
und West auĬ ören.

Und das ist sozusagen der Startschuss aus innerster Überzeugung 
eines Konrad Adenauers, der aus dem Rheinland kommt. Ein Grenz-
land zu Frankreich. Das moƟ viert immer auch noch mal solche Leute, 
auch vor dem Hintergrund der historischen Erfahrung. Der setzt auf 
WesƟ ntegraƟ on, was auch in der Bundesrepublik nicht unumstriƩ en 
war. Wenn es nach Schumacher gegangen wäre, der kam aus Kulm/
Westpreußen, ein wilder NaƟ onalist als Sozialdemokrat – da wäre es 
ganz anders gegangen. Und Sie kennen und wissen vielleicht auch 

noch, wie das im Bundestag hoch herging im Zuge der WesƟ ntegra-
Ɵ on.

Adenauer setzt auf WesƟ ntegraƟ on, und die gelingt auch spätestens 
1955. WesƟ ntegraƟ on heißt einerseits ökonomische IntegraƟ on. 
WesƟ ntegraƟ on heißt natürlich vor dem Hintergrund des Kalten Krie-
ges auch militärische WesƟ ntegraƟ on. Und da laufen in den frühen 
50er Jahren die Diskussionen und auch die Verhandlungen. Und da 
sieht auch Adenauer die Möglichkeit, im Westen anzukommen und 
die Souveränität für die Bundesrepublik zu erlangen.

Zunächst einmal war bei ihm stets die PerspekƟ ve, auch gesamt-
deutsch zu denken, aus der PoliƟ k der Stärke heraus die Vereinigung 
herbeiführen zu wollen. Schumacher wirŌ  ihm vor: ‚Du vergisst den 
Osten und dergleichen, du bist nur auf den Westen konzentriert‘. 
Und auf diese Art und Weise kommt man nicht zusammen.

Da lagen zwei unterschiedliche Konzepte dahinter, und das nimmt 
der Osten wahr, und das nimmt auch Stalin wahr. In vielerlei Hinsicht 
muss man sagen: Stalin ist Katalysator für die westdeutsche West-
integraƟ on vor dem Hintergrund dessen, was in der sowjeƟ schen 
Besatzungszone passiert. Das, was ich gerade eben charakterisiert 
habe, zwingt den westdeutschen Kanzler, sich als Schutz in Richtung 
Westen zu orienƟ eren.

Das hängt alles miteinander zusammen. Aber man sieht natürlich aus 
der Sicht Stalins: Wie steht es um Gesamtdeutschland? Er denkt ge-
samtdeutsch. Und da kommen Überlegungen auf, nicht zuletzt auch 
vor dem Hintergrund der westdeutschen Wiederbewaff nung, die 
auch ansteht, die von ihm als Bedrohung wahrgenommen wird. Und 
der gesamtdeutsche Gedanke, der mit reinspielt: diese Geschichte zu 
konterkarieren, unterlaufen zu wollen. Das ist in vielerlei Hinsicht die 
Vorgeschichte oder der Kontext, in dem sich die Stalin-Note abspielt.

1951/52 zeichnet sich das ab. Das Ganze bahnt sich allerdings natür-
lich nicht erst wenige Tage vor der Stalin-Note an, dem ist ein ganzer 
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Prozess vorausgegangen. Ich haƩ e gerade mit Frau Bennewitz noch 
mal ganz kurz ein paar Worte gewechselt. Das sind jetzt nicht mei-
ne Forschungsergebnisse, was ich erzähle. Da baue ich auf meinen 
Kollegen, vor allen Dingen auch Gerhard Weƫ  g auf, der sehr inten-
sive Forschungen gemacht hat. Das ist nach meinem Wissen einer 
der besten Kenner der Geschichte der Stalinzeit. Das ist nicht auf 
meinem Mist gewachsen, sondern ich referiere jetzt durch meinen 
Kollegen Gerhard Weƫ  g. Ein paar eigene Forschung habe ich auch 
gemacht, da werde ich auch noch gleich was dazu sagen.“

Sandra Czech: „Müsste man nicht auch noch andere erwähnen?“

Prof. Dr. Stefan Creuzberger: „Natürlich gab es auch noch andere, 
aber Weƫ  g war einer der ganz zentralen.

Schon im Sommer 1951 beginnen die Diskussionen, das können wir 
nachvollziehen aufgrund der sowjeƟ schen Akten im Außenministe-
rium. Im Außenministerium wird überlegt: Was können wir tun, um 
diese Entwicklung im Westen, die WesƟ ntegraƟ on, die Remilitarisie-
rung der Bundesrepublik, zu unterlaufen? Und da gibt es IniƟ aƟ ven 
und Pläne und Noten mit Blick auf die deutsche Frage. Und das wird 
in enger Absprache auch mit der SED-Führung durchgeführt, wobei 
die natürlich eher eine nachgeordnete FunkƟ on hat. Die verhandeln 
nicht auf Augenhöhe, sondern die SED wird immer nur wieder einge-
bunden und funkƟ onell instrumentalisiert.“

Sandra Czech: „Darf absegnen.“

Prof. Dr. Stefan Creuzberger: „Und darf absegnen und muss sich im-
mer wieder, auch im Zuge der gesamten Dramaturgie, an Moskau 
wenden. Ist das jetzt so in Ordnung? Es gab ja im Vorfeld der Stalin-
Note auch eine IniƟ aƟ ve aus der DDR, die Grotewohl-IniƟ aƟ ve, auch 
aus dem Parlament, der Volkskammer, den Vorschlag an die Alliierten 
zu unterbreiten: BiƩ e, gebt uns jetzt, zwei Jahre nach Gründung der 
beiden deutschen Staaten, diesen Friedensvertrag. Ihr seid verant-
wortlich, wenn es darum geht, die deutsche Teilung zu überwinden.

Das Problem war von Potsdam her in der Obhut der Siegermächte. 
Da haƩ en die Deutschen keine Karten im Spiel, anders als bei Zwei 
plus Vier. Und jetzt geht es um die Glaubwürdigkeit auch dieser Sta-
lin-Note, die schlug ja ein wie eine Bombe. Machen wir uns doch 
nichts vor, wenn man die Stalin-Note liest und den Kontext nicht 
kennt, denkt man doch ernsthaŌ : Wieso haben die das nie ernsthaŌ  
angenommen? Da wird vom demokraƟ schen Deutschland gespro-
chen. Da wird davon gesprochen, dass die Deutschen sogar eine Ar-
mee bekommen sollen und das sieben Jahre nach Ende des Zweiten 
Weltkrieges. Ich sage immer wieder: Es wird spannend.

Interessant ist es, wenn man sich die Stalinzeit mal genauer anguckt. 
Was heißt denn eigentlich DemokraƟ e? Vor dem Hintergrund dessen, 
dass man die sozialisƟ sche, stalinisƟ sche Vorstellung von DemokraƟ e 
zwischen 1945 und 1949 im östlichen Teil Deutschlands ja nachvoll-
ziehen konnte, merkte man, dass das etwas anderes ist als die libera-
le Vorstellung westlicher DemokraƟ en. Da wird von Deutschland ge-
sprochen. Die Frage: Welches Deutschland meint man denn? Meint 
man nur die Bundesrepublik? Und die DDR? Wie steht es denn um 
die sogenannten Ostgebiete?

Wir reden heute immer leichƞ erƟ g von Ostdeutschland, vergessen 
aber, dass es ein Deutschland jenseits von Oder und Neiße gab. Das 
war vielleicht weniger für die DDR ein Problem, weil es mit dem Gör-
litzer Vertrag von 1950 ja bereits schon aus Sicht der DDR-Regierung 
in der SED gegessen war, weil man ja die Grenze haƩ e. Das ist eine 
IniƟ aƟ ve der SED gewesen. Das wäre nicht zu vereinbaren gewesen 
mit Potsdam, denn das wollten sich am Ende die Siegermächte vor-
behalten.

Da sind besƟ mmte Weichenstellungen davor gewesen. Das war der 
Stalin-Note gar nicht klar zu entnehmen. Wie steht es darum? Und 
wie würde sich der Prozess der Einheit eigentlich überhaupt vollzie-
hen? In Moskau war klar, man würde die „ErrungenschaŌ en“ in der 
DDR, das, was ich hier gerade skizziert habe, Bodenreform, das po-
liƟ sche System usw. nicht aufgeben. Das sollte nicht zur DisposiƟ -
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on stehen. Durch die internen sowjeƟ schen Akten wissen wir: Die 
Vorstellung von Deutschland und von DemokraƟ e waren immer im 
Sinne dessen, was sich in der SBZ und DDR bereits vollzog. Das kön-
nen wir nachvollziehen. Das ist herausgenommen worden, weil man 
die Sorge haƩ e, wenn wir das zu dezidiert in diese Stalin-Note rein-
schreiben, dann geht der Schuss gleich nach hinten los.

Sandra Czech: „Wäre zu auff ällig.“

Prof. Dr. Stefan Creuzberger: „Ja, die Frage war: Was war die IntenƟ -
on? Es war ein Störmanöver. Es war der Versuch, die WesƟ ntegraƟ -
on, die Wiederbewaff nung, vor allen Dingen auch die Wiederbewaff -
nung Westdeutschlands zu unterminieren. Die sind gerade miƩ en in 
Verhandlungen gewesen, Europäische VerteidigungsgemeinschaŌ , 
die am Ende scheitert. Nachher wird es die NATO, und im Grunde 
läuŌ  es darauf hinaus. Auch in der DDR sprach man vom sogenann-
ten Adenauer-Regime, dieses Adenauer-Regime poliƟ sch zu kippen 
und die westdeutsche Bevölkerung zu sƟ mulieren, DebaƩ en auszu-
lösen, damit im Grunde die Regierung in Bonn destabilisiert wird.

Und es gab sehr kontroverse DebaƩ en bis hinein in die Union, bis 
hinein in die Regierung. Gustav Heinemann, CDU-Minister zum da-
maligen Zeitpunkt, triƩ  aus dem KabineƩ  aus, Jacob Kaiser, der ge-
samtdeutsche Minister, wirŌ  Adenauer vor: Wir müssen es doch im 
Grunde mal ausprobieren – ist da was dran oder nicht?

Allein wir vergessen: Diese Stalin-Note richtete sich nicht an die Bun-
desregierung. Sie richtete sich an die westlichen Besatzungsmächte. 
Die Bundesregierung und Adenauer waren nicht der Adressat. Aber 
Sie sehen, welches Kalkül dahinter war. Und es hat ganz immense 
DebaƩ en gegeben in der PublizisƟ k, in der PoliƟ k. Und das war das, 
was auch Stalin einkalkuliert haƩ e. Stalin hoŏ  e sehr darauf, und es 
gibt dafür interne Hinweise: Das Projekt muss scheitern, es muss die 
Bundesrepublik destabilisieren, das Adenauer-Regime kippen, und 
dann haben wir alles erreicht.“

Sandra Czech: „Gibt es dazu Fragen aus dem Publikum? Nicht. Wie 
hat sich die sowjeƟ sche AußenpoliƟ k bezüglich der Grenzen, spe-
ziell der Grenzsicherung gen Westen in anderen Ländern des sow-
jeƟ schen Einfl ussgebietes gestaltet? Was ist die Besonderheit in 
Deutschland?“

Prof. Dr. Stefan Creuzberger: „Mit dem AuŅ ommen des Kalten Krie-
ges ab 1947 und der dann folgenden Zweiteilung der Welt, was 
spätestens 1949 für jedermann und jederfrau sichtbar gewesen ist, 
ging miƩ en durch Deutschland ein Riss. Deutschland war die Naht-
stelle des Kalten Krieges bis 1990 und Ursache des Kalten Krieges. 
In Deutschland war natürlich klar, dass über kurz oder lang hier das 
Regime den Einfl ussbereich in irgendeiner Form sichern musste. Das 
war in Deutschland der Fall.

In anderen Ländern gab es das ja auch. Wir wissen, auch in Bulgarien 
oder den Ländern, die Grenzen zum Westen haƩ en, sicherte man 
diese. Die AkƟ on ,Ungeziefer’ und auch die Errichtung des Grenzre-
gimes, das ist der Anfang dessen, wodurch für jedermann und jeder-
frau sichtbar wird, dass Deutschland jetzt geteilt ist. Die Mauer ha-
ben wir erst 1961. Aber dass jetzt hier miƩ en in Deutschland dieser 
bis dahin imaginär exisƟ erende Eiserne Vorhang mit dieser AkƟ on 
befesƟ gt wird – dahinter steckt eine klare IntenƟ on.

Wie ist diese Region aufgeteilt, und wird sie abgesichert? Das war 
natürlich in Deutschland viel intensiver und viel stärker, mit Brachi-
algewalt. Und im Übrigen: Als parallel dazu die Stalin-Note lief, das 
ist nach meinem Dafürhalten – mal jenseits der sowjeƟ schen Doku-
mente – im Übrigen ein weiteres Indiz dafür, dass man sagen kann, 
ich kann doch nicht auf der einen Seite ein Gesamtdeutschland off e-
rieren und in Verhandlungen gehen wollen. GleichzeiƟ g befesƟ ge ich 
das Grenzregime, also schoƩ e ich mich noch weiter ab. Also das ist 
doch ein Anachronismus, was man eigentlich nicht verstehen kann.

Also, wie gesagt, das ist nur aus den Indizien heraus rekonstruiert, 
stets in enger Absprache zwischen der SED-Führung und Moskau. 
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Deutschland war geteilt, Bulgarien und Länder im übrigen Ostblock 
waren nicht geteilt. Und aus dieser Konkurrenz heraus, aus diesem 
Magnetfeld, war es doch naheliegend, dass man hier gerade 
zwischen Deutschland Ost und Deutschland West eine solche, später 
hermetisch abgeriegelte Grenze ziehen würde. Einfach naheliegend. 
Und das war ein immenser Unterschied zu allen anderen Staaten, 
bis auf die Tatsache, dass die SED gerne noch Berlin zugemacht 
hätte, dieses letzte Schlupfloch Berlin. Und das versuchte man auch 
gegenüber von Semjonow durchzudrücken. Doch die sowjetische 
Seite sagt, darauf lassen wir uns nicht ein, weil das machen wir 
sozusagen mit den üblichen Regularien. Die Alliierten haben die 
Verantwortung dafür, das können wir so nicht machen, das ist viel 
zu früh.“

Sandra Czech: „Da stellt sich dann trotzdem aber noch die Frage, die 
gestern viele Betroff ene gestellt haben: Warum wir? Wir haben doch 
diese kulturelle Nähe. Aber man zieht trotzdem eine Grenze, was 
natürlich auf Unverständnis stößt. Wenn man jetzt sagt okay, eine 
Grenze zwischen Jugoslawien und Italien. Man spricht nicht dieselbe 
Sprache. Doch miƩ en in Deutschland, man kennt sich in den Dörfern. 
Man hat GeschäŌ e gemacht, man hat im Westen was bestellt, die 
sogenannten Grenzgänger als die sie dann idenƟ fi ziert und benannt 
wurden in der ZwangsaussiedlungsakƟ on. Und es ist ja nun so, dass 
Historiker rückblickend schauen, nie in der SituaƟ on, wie Sie vorhin 
schon angedeutet haben. Aus der aktuellen poliƟ schen SituaƟ on ist 
es sicherlich bedeutend schwieriger, etwas zu sagen. Vielleicht kann 
man sich das dann auch so erklären, dass Geschichte eben von Men-
schen gemacht wird, und das ist natürlich immer stark abhängig von 
den Menschen. Verstehen sich die jeweiligen obersten Regierungs-
mitglieder mit denen anderer Staaten? Was für Verträge können 
durch ein Miteinander entstehen oder eben nicht entstehen. Kann 
man das so sagen?“

Prof. Dr. Stefan Creuzberger: „Ja, natürlich, Geschichte wird von Men-
schen gemacht. Und in der Tat, sie müssen sich verständigen. Zum 

damaligen Zeitpunkt war für diese Region die ausschlaggebende Per-
son noch Josef Stalin, auch wenn er hochbetagt war und auch schon 
kränkelte. Aber es waren die Vorstellungen, die er haƩ e mit der Sta-
lin-Note, aber auch gleichzeiƟ g die Absicherung seines Raumes. Und 
wir sind inmiƩ en des Kalten Krieges, in dem es auf beiden Seiten 
Befürchtungen gab, das muss man auch als solches feststellen. Es 
ist ein immenser AnƟ kommunismus in der Bundesrepublik und die 
Sorge, dass hier die Sowjetunion ExpansionspoliƟ k betreiben würde. 
Auch die DDR, die versuchte, die Bundesrepublik zu unterwandern.

Es gab die KPD im ersten Bundestag, eine kleine Partei. Es gab auch 
die sogenannten TarnorganisaƟ onen, die von der DDR fi nanziert 
wurden, aber auch umgekehrt. Die östliche Seite haƩ e die Sorge, 
vom Westen unterwandert zu werden. Ich sage immer wieder auch 
das gesamtdeutsche Ministerium. Ich habe selbst darüber gearbei-
tet, auch Gerhard Weƫ  g. Dieses Ministerium, das für die Wiederver-
einigung zuständig war, das war ein rotes Tuch für den Osten. Und 
machen wir uns doch nichts vor: Dieses gesamtdeutsche Ministeri-
um war da und würde sich selbst abschaff en in dem Moment, in dem 
die deutsche Einheit da wäre.

Das Ministerium hat natürlich einerseits im Sinne von Bewusstseins-
bildung in der Bundesrepublik gewirkt, um den gesamtdeutschen 
Gedanken wach zu halten. Aber sie haben vor allen Dingen auch in 
Zeiten, in denen es noch nicht diese AbschoƩ ung zwischen Deutsch-
land Ost und West gegeben hat, versucht, in den Osten hineinzuwir-
ken im Sinne der liberalen DemokraƟ e, im Sinne der poliƟ schen Kräf-
te, die es in der DDR noch gab.

Ich sage immer, die DDR war eine stalinisƟ sche Gründung, aber es 
hat in den späten 40er und frühen 50er Jahren noch PoliƟ ker ge-
geben, zum Beispiel die der Liberal-DemokraƟ schen Partei oder der 
CDU angehörten. Natürlich sind die auch sowjeƟ siert worden. Aber 
es war ja gerade Ende der 40er, Anfang der 50er Jahre, wo man ge-
gen die letzten verbliebenen demokraƟ schen PoliƟ ker vorgegangen 
ist. Sie wurden inhaŌ iert, wenn sie nicht in den Westen gefl ohen 
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sind. Solange die Grenze zwischen Ost und West noch nicht so ab-
geriegelt war, war Deutschland in dem Sinne so noch nicht geteilt. 
Man konnte noch einigermaßen unbehelligt in den Westen gehen, 
wie auch umgekehrt.

Deshalb ist diese AkƟ on ,Ungeziefer’ eine ganz wichƟ ge Zäsur, jetzt 
für jedermann und jederfrau sichtbar. Deutschland ist geteilt, jetzt 
kann man es sehen. Und von der poliƟ schen Kultur: Rein physisch 
häƩ en Menschen schon zum damaligen Zeitpunkt, wenn sie diese 
Linie übertreten wollten, aufgegriff en werden können.

Später gab es die Selbstschussanlagen. Das ist die KonstellaƟ on, die 
wir immer wieder berücksichƟ gen müssen. Es sind Menschen und 
Akteure, Stalin war sicher ein ganz entscheidender in diesem Zusam-
menhang.“

Sandra Czech: „Eine Frage aus dem Publikum? Ja, sehr gern.“

Dr. Karl-Heinrich Ebel: „Ich bin Jahrgang 1932 und war zu der Zeit, in 
den 50er Jahren, im Liberalen Studentenbund akƟ v. Sie können sich 
vorstellen, wir waren damals mit dieser Frage der Stalin-Note natür-
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lich auch sehr stark befasst und diskuƟ erten sehr engagiert darüber. 
Ich kenne also auch die alten Leute, die damit zu tun haƩ en, zum 
großen Teil in der Studentenbewegung. Und eine Frage, auf die man 
vielleicht noch ein bisschen näher eingehen sollte, ist die ReakƟ on 
der Amerikaner. Zum Beispiel die NoƟ z von George Kennan, der ja 
dann sehr klar ausgesprochen hat, was die westliche Seite tun müss-
te. Es war ja eine sehr zögerliche ReakƟ on, zunächst der westlichen 
Alliierten. Sie waren dauernd im Nachzug. Und wir waren uns auch 
nicht klar darüber, wie es weitergehen sollte damals.

Das war also eine sehr verworrene SituaƟ on damals. Es gab ja auch 
IniƟ aƟ ven aus der DDR, wo Studenten rübergeschickt wurden, um 
uns zu bekehren und uns auf eine Wiedervereinigung einzusƟ mmen. 
Aber im Sinne der DDR natürlich. Es war eine sehr spannende und 
auch eine gefährliche Zeit damals. Denn es verschwanden immer 
mehr Leute, es war sehr, sehr dramaƟ sch damals.“

Prof. Dr. Stefan Creuzberger: „Ich bin sehr dankbar für diese Frage, 
vor allen Dingen, weil das sehr authenƟ sch rüberkommt. Sie sagen 
das vollkommen zu Recht. Sie haben ja alle noch an die Wiederver-
einigung geglaubt. Das war doch eigentlich völlig klar, die wird kom-
men. Das sind vielleicht ein, zwei Jahre noch. Dass das noch vier 
Jahrzehnte brauchen würde nach 1949, das konnte man sich beim 
besten Willen nicht vorstellen. Also von daher noch mal vielen Dank 
für das Zeitkolorit, was Sie rüberbringen. Und Sie haben den Ken-
nan genannt. Das war ein amerikanischer Diplomat, der die ganzen 
Jahre, auch während des Zweiten Weltkrieges, in Moskau war. Er ist 
einer der ganz wenigen amerikanischen Sowjetunion-Spezialisten, 
der schon sehr, sehr frühzeiƟ g den expansionisƟ schen Charakter des 
stalinisƟ schen Regimes erkannte und die amerikanische Regierung 
informierte. Manchmal war er verzweifelt darüber, wie zurückhal-
tend Roosevelt war – fast blauäugig aus Kennans Sicht. Truman sah 
das nach dem Tod von Roosevelt ein bisschen anders.

Sie sagen, die Amerikaner haben sich zögerlich verhalten. Das war 
auch einer der Gründe, weshalb Stalin diese Note iniƟ ierte. Ihm war 
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klar, dass das scheitern würde. Der Westen wird sie nicht annehmen, 
die Amerikaner haƩ en entsprechende GeheimdiensƟ nformaƟ onen. 
Aber auch die Sowjets haƩ en Spione, z. B. in Frankreich im Außenmi-
nisterium am Quai d‘Orsay. Diese Spione informierten Moskau und 
sagten, der Westen werde es nicht annehmen, weil er auf die West-
integraƟ on ausgerichtet war und die Bundesrepublik im Zuge des 
verschärŌ en Kalten Krieges ein Bündnis haben wolle.

Es gibt auch sowjeƟ sche Dokumente, aus denen hervorgeht, dass 
Stalin gegenüber seinem poliƟ schen Berater in der sowjeƟ schen Mi-
litäradministraƟ on in Berlin, Semjonow, klipp und klar gesagt hat: 
,Wenn das schiefgeht, Semjonow, dann rollen Köpfe.’ Es dürfe nicht 
darauf hinausgehen, dass der Westen die Note ernsthaŌ  annimmt 
und auf diese Weise eine Wiedervereinigung zustande käme. Semjo-
now war auch ein Anhänger dieser Note.

Es war klar, dass der Westen das nicht annehmen würde, allen voran 
die Amerikaner. Es war Kalter Krieg, es zeichnet sich eine Front ab, mit-
ten in Europa, und es besteht eine Gefahr, die man sieht. Daher war 
völlig klar: So wie die KonstellaƟ on ist, wird das erst mal auch bleiben. 
Wir können die Deutschen nicht aufgeben, dafür sind die zu wichƟ g. 
In der MiƩ e Europas darf es kein Machtvakuum geben. Ein neutrales 
Deutschland, das ist ungemein gefährlich. Und davon war auch Ade-
nauer überzeugt. Aber, wie gesagt, Adenauer war nicht Adressat.“

Sandra Czech: „Wir haben noch eine letzte Frage, Frau Bennewitz.“

Inge Bennewitz: „Sie haben die weltpoliƟ sche Bedeutung des 26. Mai 
1952 – Unterzeichnung des Deutschlandvertrages – angesprochen. 
Es naht dessen 70. Jahrestag. Aber wir werden sehen, kein Medium 
wird darüber berichten. Aber zum 70. Jahrestag des Mauerbaus wer-
den alle Medien berichten. Was hat denn nun die größere histori-
sche Bedeutung? Der Mauerbau oder der 26. Mai 1952?“

Prof. Dr. Stefan Creuzberger: „Die symbolträchƟ gere Bedeutung hat 
sicher der Mauerbau, auch von der ganzen DramaƟ k her. Vor allen 
Dingen, weil man zu dem Zeitpunkt schon viel mehr Kalte Kriegs-

erfahrung haƩ e. Das war sozusagen das i-Tüpfelchen. Aber das Ganze 
ist etwas prozesshaŌ . Die Ursünde oder der AuŌ akt war der 26. Mai 
1952. Und die Mauer hat einfach nur SymbolkraŌ . Aber wenn ich es 
jetzt mal rein geografi sch, von der Länge betrachte, dieser Riss, die-
ses Grenzregime, was errichtet wird zwischen Deutschland Ost und 
Deutschland West, das zieht sich kompleƩ  durch Deutschland.

Das ist für mich der AuŌ akt zu dem, was danach kam. Wenn es nach 
Ulbricht gegangen wäre und auch nach der SED, häƩ en die Berlin 
damals auch gleich zugemacht. Also Berlin ist im Grunde der Schluss-
punkt. Vor dem Hintergrund der AbsƟ mmung mit den Füßen und um 
den Braindrain7 von Ost nach West zu unterbinden. Aber für mich ist 
der AuŌ akt entscheidend.“

Sandra Czech: „Noch eine Wortmeldung, Herr Dr. Bomberg.“

Dr. Karl-Heinz Bomberg: „Herr Professor Creuzberger, ich danke Ih-
nen für die fundierte historische Einführung. Mir ist jetzt noch mal 
deutlich geworden, dass diese poliƟ schen BotschaŌ en immer schon 
wahrscheinlich Strategie von Herrschenden waren, insbesondere 
auch von Stalin. Ich dachte, ob diese zunehmenden inneren Wider-
sprüche, die dann für das Thema heute (1952) auch schon zum Volks-
aufstand 1953 geführt haben könnten? Ich dachte, dass es da einen 
zunehmenden SchmelzƟ egel gab, auch von innen heraus, nicht nur 
von außen, um die SituaƟ on zu verändern und vielleicht ein bisschen 
mehr DemokraƟ sierung umzusetzen.“

Prof. Dr. Stefan Creuzberger: „Das war ja in dem Sinne, Herr Bom-
berg, keine Frage, sondern noch eine Ergänzung. Vielen Dank. Sie 
haben vollkommen recht, auch das ist wichƟ g, wenn man mal die 
Ursachen für 1953 vor dem Hintergrund des Machtvakuums in Mos-
kau und der Ungewissheit betrachtet. Was passiert da eigentlich? 
Zeiten der Unsicherheit, des Machtvakuums in der Sowjetunion, 
waren  immer wieder auch Phasen, die dann liberales Auĩ egehren 
oder auch Auĩ egehren im Ostblock nachgezogen haben. Das haben 

7 Talentabwanderung
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wir 1953 in der DDR, das haben wir 1956, als Chruschtschow sich im 
Machtkampf durchsetzt und die sogenannte Entstalinisierung kam, 
die es de facto so nicht gegeben hat.

Das haben wir 1985 dann unter Gorbatschow, auch wenn die Dinge 
da ins Schleudern gerieten. Und in der Tat ist auch 1953 als Folge von 
1952 zu sehen. Es wird abgeriegelt, und auch für die Deutschen im 
östlichen Teil wird deutlich, wie es um die deutsche Einheit steht und 
auch die Maßnahmen, mit denen diese AkƟ on durchgeführt wur-
de. Nicht nur, dass das Grenzregime errichtet wird, auch dass Leute 
vertrieben werden, dass ihre Grundstücke enteignet werden. Auch 
die gewaltsame Art des Vorgehens, die Leute aus der Grenzregion 
rauszuholen, die werden ja von heute auf morgen innerhalb weniger 
Stunden mit der Tatsache konfronƟ ert, in den Zug gesetzt und sehen 
ihre Häuser nicht mehr wieder, gehen mit dem NöƟ gsten im kleinen 
Köff erchen. Und dann ist es gelaufen.

Parallel dazu haben wir den Auĩ au des Sozialismus, die Zweite 
Parteikonferenz gefolgt von entsprechenden Maßnahmen wie Kol-
chosen, LPGs, also KollekƟ vierung der LandwirtschaŌ . Die Länder 
werden aufgelöst, es wird verschärŌ  gegen die verbliebenen demo-
kraƟ schen, liberalen PoliƟ ker vorgegangen. Für den Auĩ au des Sozi-
alismus erfolgt jetzt die Weichenstellung.

Das sind alles Faktoren, die mit dazu beigetragen haben, dass sich 
das am 17. Juni 1953 entlädt und nur durch den Einsatz von sowje-
Ɵ schen T 34 Panzern wieder in den Griff  bekommen werden konn-
te, niedergewalzt wurde. Und die DDR stellte es so dar, als wäre es 
ein westlicher Putschversuch gewesen. Weit gefehlt, das brauche ich 
nicht zu erläutern, das wissen Sie viel besser.“

Sandra Czech: „Gibt es noch weitere Fragen? Ja, eine noch.“

Isabel Fannrich-Lautenschläger: „All das, was Sie beschrieben haben, 
zeigt ja eigentlich, dass Stalin nicht gesamtdeutsch dachte, wenn er 
davon ausgehen konnte, dass das sowieso nicht klappt mit seinem 
Konzept der Ausdehnung in Richtung Westen?“

Prof. Dr. Stefan Creuzberger: „Nein, zum damaligen Zeitpunkt nicht. 
Das ist eine Zwischenetappe gewesen vor dem Hintergrund, dass 
sich im Westen eine IntegraƟ on vollzieht, die auf Militarisierung hi-
nausläuŌ . Und das ist das, was er zumindest etappenweise zunächst 
einmal konterkarieren wollte. Was er konterkarieren wollte, war der 
Umstand eines Konrad Adenauers, der sehr stark auf WesƟ ntegraƟ -
on gezielt hat. Und er wollte ja ganz bewusst auch diese Adenauer 
Regierung stürzen.

Also es ging erst mal darum, das mit Blick auf die Entwicklung in der 
Bundesrepublik in den Griff  zu bekommen und zu unterminieren. 
Nun ist Stalin aber 1953 gestorben und konnte nicht mehr gesamt-
deutsch oder auch nicht mehr poliƟ sch weitermachen. Aber im Sinne 
des Verständnisses der Sowjetunion ist das ganz klar gesamtdeutsch.

In dem Moment mutet es an wie ein Anachronismus, wenn man sagt: 
‚Ja, der will das ja doch nicht haben.‘ Aber nicht vor dem Hintergrund, 
dass eine Entwicklung, die aus seiner Sicht mit Blick auf ein Gesamt-
deutschland störend ist, nämlich die IntegraƟ on der Bundesrepu blik 
in ein westliches Bündnis, die eine Gefährdung des östlichen Teil 
Deutschlands, des sowjeƟ schen Imperiums darstellt, indem man die 
Deutschen mit reinholt. Auch keinen Einfl uss mehr zu haben, das ist 
vor diesem Hintergrund zu sehen, das musste erst mal gestört wer-
den, um dann perspekƟ visch wiederum gesamtdeutsche IniƟ aƟ ven 
ergreifen zu können. Und die hat es auch immer wieder gegeben.

Die erste Zeit, in der die Sowjetunion nicht mehr dezidiert gesamt-
deutsch argumenƟ erte und auch handelte, das war unter Nikita 
Chruschtschow. Das war die zweite HälŌ e der 50er Jahre. Das ist der 
Zeitpunkt, als Adenauer nach Moskau fährt und diplomaƟ sche Bezie-
hungen aufnimmt und dadurch die ganzen Flüchtlinge, Zivilinternier-
ten und die letzten Kriegsgefangenen zurückbekommt.

Das ist das, was man in erster Linie verbindet mit Moskau, weniger 
diplomaƟ sche Beziehungen, an denen die Sowjetunion sehr interes-
siert war. UnmiƩ elbar nachdem Adenauer das erreicht hat, war die 
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SED-DelegaƟ on in Moskau. Dann ist auch der SED noch mal ein ver-
meintliches hohes Maß an Souveränität zugestanden worden.

Wir kennen das alle, was aus sowjeƟ scher Sicht unter Souveränität 
für die DDR zu verstehen war. Das ist nicht zu vergleichen mit dem, 
was die BRD unter Souveränität zu verstehen haƩ e. Stalin starb, aber 
die Nachfolger haben zunächst auch noch gesamtdeutsch gedacht.“

Sandra Czech: „Professor Creuzberger, ganz herzlichen Dank für  diese
historische Einordnung aus der VogelperspekƟ ve. Ich wünsche Ihnen 
eine gute Heimreise, und wir sehen Sie morgen bei ,Hart aber fair’ 
im Fernsehen.“

Panel Historische Einordnung 
& Wahrnehmung von Zwangs-
aussiedlungen in der DDR
Vortrag: „Der 26. Mai 1952: 
Die ReakƟ on auf Deutschland- und EVG-Vertrag“

Einleitung

Im Februar 1952 haƩ e das Zentralkomitee der SED beschlossen, im 
Sommer 1952 eine Parteikonferenz durchzuführen – die Zweite in 
der bis dahin kurzen Geschichte der SED. Auf ihr sollten die nächsten 
SchriƩ e der Partei in der DDR beschlossen werden. Zur Vorbereitung 
haƩ e das Politbüro ein Thesenpapier aufgestellt, das in Form eines 
langen Vortrags vom Generalsekretär des ZK der SED, Walter Ul-
bricht, auf der Konferenz vorgetragen werden sollte. Im MiƩ elpunkt 
sollte der weitere Kampf für die Einheit Deutschlands stehen.

Hierzu wollte man die Meinung Stalins einholen, und so sƟ egen am 
29. März 1952 die drei höchsten FunkƟ onäre der SED und der DDR 
um 16:04 Uhr in Frankfurt/Oder in den Zug nach Moskau mit Um-

Rainer Potratz
 Historiker

Fo
to

: ©
U

O
KG



143142

PANEL   HISTORISCHE   EINORDNUNG  RAINER   POTRATZ PANEL   HISTORISCHE   EINORDNUNG  RAINER   POTRATZ

sƟ eg in Brest. Es waren der Vorsitzende der SED und Präsident der 
DDR, Wilhelm Pieck, der andere Parteivorsitzende und Ministerpräsi-
dent der DDR, OƩ o Grotewohl, und der Generalsekretär der SED und 
stellvertretende Ministerpräsident der DDR, Walter Ulbricht. Beglei-
tet wurden sie von Fred Ölßner, damals Mitglied des Sekretariats und 
Politbüros des ZK der SED, der übersetzen sollte.

Am 31. März kam die DelegaƟ on in Moskau an und haƩ e am 1. April 
1945 um 21 Uhr das erste wichƟ ge Gespräch mit der sowjeƟ schen 
Führung unter Leitung Stalins. Dieses Gespräch und ein weiteres 
vom 7. April wurden von sowjeƟ scher Seite protokolliert und 2003 
von dem Osteuropahistoriker Bernd Bonwetsch übersetzt und 2004 
publiziert.

Obwohl die SED ihr Thesenpapier vorzeiƟ g nach Moskau gesandt 
haƩ e und es von – dem für außenpoliƟ sche Fragen im ZK der KPdSU 
Verantwortlichen – Grigorjan kommenƟ ert und von Molotow an Sta-
lin weitergeleitet wurde, haƩ e dieser das Papier nicht gelesen. Die 
SED stellte ihre Probleme dar, Stalin stellte ab und an Nachfragen 
und kündigte Antworten für das zweite Treff en an.

Neue sowjeƟ sche DeutschlandpoliƟ k

Das WichƟ gste war, dass Stalin verkündete, dass die PoliƟ k der Ein-
heit Deutschlands gescheitert wäre. Die DDR müsste nun eine Ar-
mee auĩ auen und die DemarkaƟ onslinie sichern. Stalin stellte viele 
SchriƩ e vor, u.a. Steinhoff  als Innenminister abzusetzen und Willy 
Stoph zu ernennen. Unter seinem Dach sollte die Armee im Kern auf-
gebaut werden. Viele der Maßnahmen wurden später als Beschlüs-
se der 2. Parteikonferenz der SED bekannt, die drei Monate später, 
im Juli 1952, in Berlin staƪ  and und auf der Walter Ulbricht in einem 
achtstündigen Vortrag den „planmäßigen Auĩ au des Sozialismus 
in der DDR“ verkündete. Die wichƟ gsten Maßnahmen, die als Fol-
ge der 2. Parteikonferenz gesehen wurden, waren die Abschaff ung 
der Länder und die Bildung von Bezirken sowie die Verkleinerung 

der Kreise, die KollekƟ vierung der LandwirtschaŌ , der Auĩ au einer 
Rüstungsindustrie, die Schaff ung einer Freiwilligen Armee – der Ka-
sernierten Volkspolizei (KVP), die Bildung der GesellschaŌ  für Sport 
und Technik (GST), die Gründung des „Dienstes für Deutschland“, 
in dem männliche und weibliche Jugendliche Kasernen für die KVP 
errichten sollten und die Stärkung der SED im Staatsapparat. Mit der 
Aufl ösung der Länder wurde im Kern auch das formale Prinzip der 
Gewaltenteilung aufgehoben. Dies alles wurde bereits in den beiden 
Gesprächen mit Stalin Anfang April vereinbart, bzw. von Stalin ver-
ordnet und in weiteren Gesprächen zwischen der SED-Führung und 
der SowjeƟ schen Kontrollkommission (SKK) in Ost-Berlin weiterent-
wickelt. Bereits auf der 1. Sitzung des Politbüros des Zentralkomi-
tees der SED nach der Rückkehr der drei FunkƟ onäre wurde mit der 
Umsetzung begonnen.

Grenzregime 1952

Die DemarkaƟ onslinie sah Stalin im April 1952 als „eine gefährliche 
Grenze“ an, die eine besondere Sicherung verlangte.8

Am 5. Mai 1952 unterbreiteten die für Sicherheitsfragen zuständigen 
Mitarbeiter der SowjeƟ schen Kontrollkommission (SKK) in Ost-Berlin 
dem OperaƟ vstab der gerade unter die Fiƫ  che des Ministeriums 
für Staatssicherheit (MfS) geratenen Deutschen Grenzpolizei (DGP) 
das Konzept für ein Sperrgebiet an der innerdeutschen Grenze. Hier 
wurde bereits von sowjeƟ scher Seite die Aussiedlung von Menschen 
aus dem 500 m Schutzstreifen angekündigt, und zwar sollten die 
Umsiedler aus dem Schutzstreifen ausgesiedelt werden.9 Auf der Sit-
zung des Politbüros des ZK der SED am 13. Mai 1952 konnte Wilhelm 
Zaisser, damals Minister für Staatssicherheit sowie Mitglied des Po-
litbüros und des Sekretariats des Zentralkomitees der SED, ein ganzes 
Maßnahmebündel für die Schaff ung des neuen Grenzregimes an der 

8 Vgl. Bennewitz, Inge/Potratz, Rainer: Zwangsaussiedlungen an der innerdeutschen Grenze. 
Analysen und Dokumente. Berlin 2012, 4. aktual. u. erw. Aufl ., S. 27.

9 Ebd., S. 28.
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DemarkaƟ onslinie vorstellen. Es war von den „Freunden“ entwickelt 
worden und sah eine zentrale Kommission mit Sondervollmachten 
unter Zaissers Leitung vor, die sämtliche Maßnahmen vorzuberei-
ten haƩ e, um sie schnell umsetzen zu können. Zur LegiƟ maƟ on der 
schweren Eingriff e in den Alltag und das Leben der Menschen im 
Grenzgebiet an der DemarkaƟ onslinie sollte der Ministerrat der DDR 
nach der Unterzeichnung des Deutschlandvertrages durch Bundes-
kanzler Adenauer und den drei Hohen Kommissaren zu einer Son-
dersitzung zusammenkommen und eine Regierungsverordnung be-
schließen, die dem Minister für Staatssicherheit Sondervollmachten 
zur Sicherung der DemarkaƟ onslinie einzuräumen häƩ e. Die Verord-
nung wurde ebenfalls von der zentralen Kommission erarbeitet und 
lag dementsprechend bereit.

Die wichƟ gsten geplanten Maßnahmen waren:

 Die Schaff ung des Grenzgebietes, das aus einem 10 m breiten 
Kontrollstreifen, einem 500 m Ɵ efem Schutzstreifen und einer 
5 km Ɵ efen Sperrzone bestehen sollte, das von Fremden nur in 
Ausnahmefällen betreten werden durŌ e.

 Die Überprüfung der gesamten Bevölkerung und aller Kader in 
PoliƟ k, staatlichen und genossenschaŌ lichen Unternehmen und 
gegebenenfalls deren Umsetzung.

 Die Zwangsaussiedlung von angeblich poliƟ sch feindlich ein ge-
stell ten und sozial ausgegrenzten Bürgern.

 Die Verlagerung der Betriebe aus der 500 m Schutzzone in das 
Innere der DDR.

 Die Kontrolle des Zugangs und Zuzugs in das Grenzgebiet.

All diese Maßnahmen standen im Widerspruch zur bisherigen Pro-
paganda der SED, die für Frieden und die Einheit Deutschlands 
warb. Im Mai 1952 unterstützte sie eine große DemonstraƟ on in 
Westdeutschland gegen die Wiederbewaff nung. Am Ende dieser 
verbotenen DemonstraƟ on wurde der junge Münchner Kommu-

nist Philip Müller von der Polizei in Essen erschossen. DarauĬ in 
begann eine breite Serie von Kundgebungen der SED-Führung ge-
gen den „Generalkriegsvertrag“, also des geplanten Vertrages der 
Bundesrepublik mit den westlichen Mächten über die AuĬ ebung 
des Besatzungsstatuts. Doch in der Propaganda der SED kamen ei-
nige neue Akzente hinzu. Bereits am 4. Mai 1952 haƩ e die „Tägliche 
Rundschau“, das Organ der sowjeƟ schen Kontrollkommission in der 
DDR, über die angebliche Schaff ung einer Staatsgrenze der Bundes-
republik gegenüber der DDR berichtet und behauptet, dass dort ein 
10 km Ɵ efes Sperrgebiet geschaff en worden wäre. In den nächsten 
Tagen griff en die Zeitungen in allen Teilen der DDR den Bericht auf, 
verbreiteten ihn und täglich kamen Berichte hinzu. Vom 16. Mai an 
wurde von der SED behauptet, dass die Bevölkerung an der De-
markaƟ onslinie die Regierung um Schutzmaßnahmen vor west-
deutschen Angriff en gebeten häƩ e. Angeblich wurden nun überall 
in den Betrieben und auf Kundgebungen entsprechende ResoluƟ o-
nen beschlossen. Am 24. Mai haƩ e die Magdeburger VolkssƟ mme 
über einen Überfall berichtet, bei dem angeblich ein als „Grenz-
gänger, Asozialer und Schläger“ bekannter Schmied einen Volks-
polizisten angegriff en häƩ e. Dieser tötete den Schmied mit seiner 
Dienst waff e.

Am VormiƩ ag des 26. Mai 1952 unterzeichneten der Kanzler der 
Bundesrepublik Deutschland, Konrad Adenauer, und die drei Hohen 
Kommissare der Vereinigten Staaten von Amerika, des Vereinigten 
Königreichs und der Republik Frankreich den Deutschlandvertrag 
auf dem Petersberg bei Bonn. Am folgenden Tag unterzeichneten 
mehrere westeuropäische Staaten und die Bundesrepublik den Ver-
trag über eine Europäische VerteidigungsgemeinschaŌ  (EVG) in Pa-
ris. Während der Deutschlandvertrag das Besatzungsstatut für die 
Bundesrepublik ablöste, sollte der EVG-Vertrag zu bundesdeutschen 
StreitkräŌ en unter einem europäischen Kommando in der NATO füh-
ren. Letzterer wurde von der französischen NaƟ onalversammlung 
nicht raƟ fi ziert, und so wurde dann einige Jahre später die Bundes-
wehr gegründet und in die NATO aufgenommen.
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Verordnung vom 26. Mai 1952

Kurze Zeit nach den UnterschriŌ en in Bonn trat der Ministerrat der 
DDR zusammen und beschloss eine Verordnung über Maßnahmen 
an der DemarkaƟ onslinie zwischen der Deutschen DemokraƟ schen 
Republik und den westlichen Besatzungszonen.10 Diese forderte den 
Minister für Staatssicherheit auf „unverzüglich strenge Maßnahmen 
zu treff en, für die Verstärkung der Bewachung der DemarkaƟ onslinie 
zwischen der Deutschen DemokraƟ schen Republik und den westli-
chen Besatzungszonen, um ein weiteres Eindringen von Diversanten, 
Spionen, Terroristen und Schädlingen in das Gebiet der Deutschen 
DemokraƟ schen Republik zu verhindern.“11 All diese Maßnahmen 
sollten so beschaff en sein, „daß sie bei einer Verständigung über 
die Durchführung gesamtdeutscher Wahlen zur Herbeiführung der 
Einheit Deutschlands auf demokraƟ scher und friedlicher Grundla-
ge sofort aufgehoben werden können.“12 Dies war die fragwürdige 
rechtliche Grundlage für die oben beschriebenen Maßnahmen, die 
nun durchgesetzt wurden.

Nicht alle Planungen der zentralen Kommission konnten realisiert 
werden. Die Verlagerung von Industriebetrieben war völlig unrealis-
Ɵ sch. Nur das Braunkohlegebiet im Raum Helmstedt wurde konse-
quent getrennt. Auch gelang es nicht, genügend Ersatz an poliƟ sch 
zuverlässigen Mitarbeitern für das Grenzgebiet zu mobilisieren. Es 
wurden viel weniger Kader ausgewechselt als ursprünglich geplant. 
Die Anlage des 10 m Kontrollstreifens dauerte mehrere Monate.

Der Zugang in das Gebiet an der DemarkaƟ onslinie wurde erschwert. 
Fremde waren von der Bevölkerung der Grenzpolizei zu melden, Bus-
se und Bahnen fuhren teilweise nicht mehr in das Grenzgebiet, in ih-
nen fanden Kontrollen staƩ . All dies würde auch zu einer Dämmung 
der Fluchtzahlen führen – und tat es später auch. Doch für die SED-

10 GBl. der DDR 65 vom 27.5.1952, S. 405f.
11 Ebd.
12 Ebd.

Führung war zu diesem Zeitpunkt das Schwinden der Bevölkerung 
kein Problem. Auch in der Begründung Stalins und der SKK wurde 
dies nie erwähnt. 1952 wurde das Verlassen der DDR nicht bestraŌ  
– erst 1954 wurde mit dem ersten Passgesetz die ungenehmigte Aus-
reise in das Ausland unter Strafe gestellt. Die SED registrierte natür-
lich den Verlust an Menschen. Doch betrachtete sie ihn damals noch 
nicht als existenzgefährdend.

Wer führte die Zwangsaussiedlungen durch?

Die auf der Politbürositzung am 13. Mai 1952 nach sowjeƟ schem 
Vorschlag eingesetzte zentrale Kommission unter der Leitung von 
Wilhelm Zaisser bestand aus zehn SED-FunkƟ onären, die führende 
PosiƟ onen im Staatsapparat und bei der Grenzpolizei bzw. Volkspo-
lizei haƩ en. Jeder von ihnen leitete eine zentrale Unterkommission. 
Neben Fragen der Infrastruktur, der OrganisaƟ on des Grenzausbaus 
(z. B. Pfl ügen und Roden des 10 m breiten Kontrollstreifens) standen 
vor allem die Überprüfung der Bewohner des zu schaff enden Grenz-
gebiets sowie der Kader in diesem und in den Grenzkreisen an. Die-
ser Prozess verlief im Hintergrund und heimlich. Auf einer Sitzung der 
Kommission wurde ein Befehl zu Zwangsaussiedlungen diskuƟ ert, 
der vermutlich von den „Freunden“ kam und vorsah, alle Umsiedler 
mitauszusiedeln, also all jene, die aus den deutschen Siedlungsge-
bieten östlich von Oder und Neiße zum Ende des Zweiten Weltkrie-
ges oder anschließend gefl üchtet waren oder vertrieben wurden und 
nun an der innerdeutschen Grenze in der DDR eine neue Heimat ge-
funden haƩ en. Dies wurde verworfen. Der Befehl über Zwangsaus-
siedlungen trat am 26. Mai 1952 nach der Sitzung des Ministerrats in 
KraŌ  und war vom Chef der Hauptverwaltung der Deutschen Volks-
polizei (HVDVP), Karl Maron, unterschrieben. Bereits am 21. Mai 
wurden die Chefs der Landesbehörden der Volkspolizei (VP) über die 
geplanten Maßnahmen an der DemarkaƟ onslinie unterrichtet. Noch 
am gleichen Tag informierten die Chefs der Landespolizeiverwaltun-
gen die Leiter der Volkspolizeikreisämter in den Grenzkreisen. Hier 
wurden auch Erläuterungen zu den Aussiedlungsbefehlen gegeben.
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Befehl 38/52

Der Befehl 38/52 des Chefs der HVDVP besƟ mmte vier Gruppen von 
Menschen, die aus dem neuen Sperrgebiet an der DemarkaƟ onsli-
nie, also dem 500 m Schutzstreifen und der 5 km Ɵ efen Sperrzone 
auszusiedeln waren:

a) Ausländer, Staatenlose,

b) dort nicht polizeilich Gemeldete,

c) Kriminelle, die vermutlich erneut straff ällig werden,

d) „Personen, die wegen ihrer Stellung in und zur GesellschaŌ  eine
Bedrohung für die anƟ faschisƟ sch-demokraƟ sche Ordnung dar-
stellen.“13

Die Kriterien a) und b) sind eindeuƟ g. Die Kriterien c) und d) sind 
problemaƟ sch und ungenau. Jemand, der eine Strafe verbüßt haƩ e, 
kann nicht ohne weiteres erneut ohne Anlass bestraŌ  werden. Krite-
rium d) ist sowohl sozial besƟ mmt „Stellung in […] GesellschaŌ “ als 
auch poliƟ sch-ideologisch defi niert – „Stellung […] zur GesellschaŌ “. 
Damit können einerseits sowohl Angehörige des MiƩ elstands oder 
Besitzer größerer LandwirtschaŌ sbetriebe gemeint sein, als aber 
auch sozial Ausgegrenzte und poliƟ sche oder vermeintlich poliƟ sche 
KriƟ ker der Entwicklung in der DDR. Diese Unschärfe war vermutlich 
bewusst gewählt worden, aber sie überforderte die Angehörigen bei 
der Volkspolizei und dem MfS in den Kreisen.

Auswahl

Sie sollten laut dem Befehl 38/52 Anzeigentagebücher, Berichte des 
SekƟ onsdienstes (Spitzelberichte der Abteilung Schutzpolizei der 
Volkspolizei), die Karteien der Abteilung Pass- und Meldewesen in 
den Volkspolizeikreisämtern (VPKÄ) auswerten und anschließend 

13 Befehl 38/52 des Leiters der HVDVP Deutsche DemokraƟ sche Republik, 
Berlin, den 26. Mai 1952 zit. nach Bennewitz/Potratz, S. 266ff .

eine Liste mit einer kurzen Begründung erstellen. Angesichts der Un-
genauigkeit der Kriterien gab es z. B. in Thüringen noch einige Hin-
weise zur Beschreibung des Kreises. So sollten bekannte „Grenzgän-
ger“, Personen, die nach dem Befehl 201 der SMAD (Übergabe der 
Entnazifi zierungsverfahren von der sowjeƟ schen Besatzungsmacht 
an die deutschen Behörden in der SBZ) verurteilt worden waren und 
Haushaltsmitglieder eines gefl üchteten Haushaltsvorstandes ausge-
siedelt werden.14

Solche Vorschläge waren von einer Kommission im Kreis (SED, Land-
kreis, VP, MfS) zu beschließen und einer vergleichbaren Kommission 
beim Landesinnenministerium zur BestäƟ gung vorzulegen. Während 
ursprünglich der Befehl vorsah, dass die Betroff enen selbstständig in-
nerhalb von 48 Stunden den Ort verlassen und einen neuen Wohnort 
aufsuchen sollten, wurden sie in der Praxis abtransporƟ ert und an 
einen fremden, ihnen zuvor nicht mitgeteilten Ort mit der Bahn und 
Lastwagen sowie Treckern transporƟ ert.

Begründungen

Allein aus den Grenzkreisen des Landes Thüringen wurden von den 
VPKÄ 6.686 Personen zur Aussiedlung vorgeschlagen. Davon übernah-
men die Kreiskommissionen 5.136 Personen. Dies illustriert die Unge-
nauigkeit der Kriterien des Befehls 38/52, aber auch wie viele Bürge-
rinnen und Bürger als Gegner der SED-PoliƟ k betrachtet  wurden.

Ablauf 1952 - 1

Die AkƟ on war sehr konspiraƟ v vorbereitet worden, und vor allem 
vor Ort wurden die staatlichen Instanzen sehr spät einbezogen. Vor 
den Zwangsaussiedlungen wurden noch die Bürgermeister und Land-
räte in den Grenzdörfern und -kreisen überprüŌ  und vereinzelt ab-
gesetzt, um auch zu verhindern, dass KriƟ ker InformaƟ onen vorzeiƟ g 
weiterreichen könnten. Wenn es dennoch zu vorherigen Gerüchten 

14 Bennewitz/Potratz, S. 39.
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gekommen sein mag, waren dies die Ausnahmen. Überhaupt: Die 
SED misstraute noch dem Staatsapparat und schuf deshalb operaƟ ve 
Kommissionen, die für jeweils zwei Grenzkreise zuständig waren und 
die Verbindung zwischen der Zentrale in Berlin und den Kreisen auf-
rechterhielten. Landräte, die nicht der SED angehörten, waren nicht 
in die Vorbereitungen einbezogen. Auch die zahlreichen Befehle, die 
zum 26. Mai 1952 nach dem Beschluss des Ministerrats in KraŌ  tra-
ten, wurden durch Boten am Tag zugestellt.

Am frühen Abend haƩ en die Auszusiedelnden sich an Sammelpunk-
ten einzufi nden, während die persönlichen Habseligkeiten mit Trak-
tor- und Pferdefuhrwerken zu abgelegenen Güterbahnhöfen gefah-
ren wurden. Dorthin mussten die Auszusiedelnden in einer Gruppe 
marschieren – unter den Augen ihrer Nachbarn, Verwandten und 
Freunde. In alten Personenwagen wurden die Menschen unterge-
bracht, und die Güterwagen befanden sich ebenfalls an dem Zug.

Wie viele Menschen wurden ausgesiedelt?

Angesichts der von der Zentralen Kommission am 30. Mai 1952 fest-
gestellten Mängel bei der Durchführung der AussiedlungsakƟ onen 
sollte nun die Ballung von Auszusiedelnden und Massentransporte 
vermieden werden. In Sachsen-Anhalt wurde am 7. Juni eine zweite 
AussiedlungsakƟ on durchgeführt, in deren Rahmen bis zum 10. Juni 
erneut 951 Personen zwangsumgesiedelt wurden.

Das Ministerium für Staatssicherheit (MfS) in Thüringen sprach von 
der „AkƟ on Ungeziefer“.15 Hier wurden zwischen dem 5. und dem 
7.  Juni 3.540 Menschen zwangsumgesiedelt, darunter viele Land-
wirte und auch einzelne Gastwirte aus dem Kreis Nordhausen nach 
Mecklenburg, Kreis Neustrelitz. Vielen gelang während der AkƟ on in 
Thüringen die Flucht in den Westen, und in Streufdorf und Dorndorf 
kam es zu ProtestakƟ onen.16

15 Bennewitz/Potratz, S. 37.
16 Ebd., S. 52ff .

In Mecklenburg kam es zu einigen Verwirrungen bei den Organisato-
ren vor Ort, und sie siedelten am 6. Juni nur Bewohner des Schutz-
streifens aus, insgesamt 1.012 Personen. Nachdem der „Genosse 
Warnke“ (damals Staatssekretär beim Ministerium des Innern der 
DDR) „korrigierend eingriff “ wurde der Kreis der Auszusiedelnden 
auf die 5 km Sperrzone erweitert, und weitere AkƟ onen fanden zwi-
schen dem 10. und 14. Juni staƩ . Insgesamt 1.949 Menschen wurden 
aus ihrer Heimat in Mecklenburg in das Innere des Landes zwangs-
umgesiedelt.17

Das Land Brandenburg haƩ e damals in der Prignitz ein Grenzgebiet 
an der Elbe zu Niedersachsen. Verantwortlich war hier die gleiche 
OperaƟ ve Kommission wie jene für die Kreise Ludwigslust und Ha-
genow-Süd. Hier wurden 157 Personen in die Kreise Ruppin, Ober-
barnim, Prenzlau und Templin zwangsumgesiedelt. Die Betroff enen 
wurden mit Lastwagen transporƟ ert.

Sachsen haƩ e zwei Kreise an der DemarkaƟ onslinie zur Bundesre-
publik – Plauen und Oelsnitz. Hier wurden bis zum 7. Juni 128 Fami-
lien zwangsausgesiedelt und bis zum 18. Juni 332 Personen aus dem 
Kreis Oelsnitz und 214 aus Plauen.18

Ablauf 1952 - 2

Den Zwangsausgesiedelten wurde in der Regel 1952 nicht mitgeteilt, 
warum sie und nicht ihre Nachbarn ausgewählt wurden und die Hei-
mat verlassen mussten. Insbesondere mehrere Besitzer größerer 
landwirtschaŌ licher Betriebe nahmen an, dass die SED ihren Hof für 
eine zu gründende LandwirtschaŌ liche GenossenschaŌ  (LPG) wollte. 
Doch dies erwies sich zumeist als falsch, denn die SED haƩ e große 
Probleme, die frei gewordenen Höfe fachkundig zu bewirtschaŌ en. 
Die Gründung der LPGs begann erst im August 1952. Nach der Bo-
denreform 1945 in der SBZ, in deren Rahmen alle landwirtschaŌ -

17 Ebd., S. 280.
18 Ebd., S. 54.
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lichen Betriebe ab 100 ha großer LandwirtschaŌ licher Nutzfl äche 
(LNF) enteignet worden waren, wuchs der Einfl uss der größeren 
Bauern (50-100 ha LNF) auf den Dörfern. Dies ist mit ein Grund für 
den überdurchschniƩ lich hohen Anteil von Besitzern größerer land-
wirtschaŌ licher Betriebe unter den Ausgesiedelten. Dennoch waren 
die meisten Landwirte Besitzer kleinerer Betriebe.

Markant ist die große Gruppe von Gastwirten. Ein Grund hierfür ist, 
dass nach der Polizeiverordnung vom 26. Mai 1952 alle Gaststät-
ten im 500 m Schutzstreifen schließen mussten. Zugleich waren die 
GaststäƩ en im Grenzgebiet KommunikaƟ onszentren, die die SED 
kontrollieren wollte. Nicht selten wird der Aufenthalt von Grenzpoli-
zisten in den GaststäƩ en als Aussiedlungsgrund genannt. Auch ver-
kehrten viele Grenzgänger aus beiden deutschen Staaten in ihnen. 
Zweifelsohne sind auch Gewerbetreibende und Handwerker über-
durchschniƩ lich stark vertreten. Insgesamt scheinen aber vor allem 
die spezifi schen Bedingungen in den Grenzkreisen die Zusammen-
setzung der Zwangsausgesiedelten zu bedingen. In einigen Kreisen 
mit engen Bindungen der Bevölkerung zum Westen, wie im Eichsfeld 
oder in Hildburghausen, dominiert der Vorwurf des „Grenzgänger-
tums“. Auff ällig sind die aus dem Grenzgebiet des Kreises Sonneberg 
ausgesiedelten 23 Angehörigen der GlaubensgemeinschaŌ  der Zeu-
gen Jehovas. Letztlich dominieren poliƟ sche Kriterien die Auswahl 
der Zwangsausgesiedelten: „negaƟ ve Einstellung“, „Unzuverlässige“, 
„ReakƟ onäre“ oder „PoliƟ sche Gründe“ sind die meistvergebenen 
Kategorien zur Klassifi zierung der Aussiedlungsgründe in den Län-
dern Mecklenburg und Thüringen.19

Die QuarƟ ere an den Zielorten waren mehrheitlich menschenun-
würdig, und nicht wenige der Zwangsausgesiedelten wurden arg-
wöhnisch von der ortsansässigen Bevölkerung beobachtet. Für die 
Zurückgebliebenen wirkte die Maßnahme einschüchternd, denn es 
waren Menschen aus der MiƩ e der GesellschaŌ , die oŌ mals seit Ge-

19 Bennewitz/Potratz, S. 278f.

neraƟ onen dort lebten und wie viele andere auch unzufrieden mit 
der von außen aufgezwungenen SED-Diktatur waren. Die Zwangsaus-
siedlungen sollten helfen, das Grenzregime durchzusetzen.

Konsequenzen

Die meisten Betroff enen konnten diese Zwangsmaßnahmen nicht 
verstehen. Sie suchten nach Fehlern bei sich selbst oder aber nahmen 
von ihnen unabhängige poliƟ sche Hintergründe an (s. o.). Wer eine 
Chance für eine Flucht sah, z. B. mit der S-Bahn nach West-Berlin, ver-
suchte diese. Doch die meisten blieben in der DDR und wandten sich 
mit Eingaben an den Präsidenten der DDR, Wilhelm Pieck, den Minis-
terpräsidenten OƩ o Grotewohl oder andere bekannte Vertreter des 
Staates und baten um Rückkehr, da es sich um einen Irrtum gehandelt 
haben müsste. Diese Eingaben wurden an die entsprechenden Krei-
se zur Beantwortung weitergeleitet. Seit dem 9. Juni gab es in den 
Grenzkreisen und den Ländern an der DemarkaƟ onslinie Kommissi-
onen, die für Zuzüge und Baumaßnahmen im Grenzgebiet zuständig 
wurden. Diese haƩ en auch über die Eingaben zu entscheiden und 
lehnten bis 1956 nahezu alle ab. Die Gründe wurden den Betroff enen 
nicht mitgeteilt. Sie erhielten vom Rat des Kreises, Abteilung Inneres, 
an ihrem neuen Wohnort mündlich die Ablehnung mitgeteilt.20

Die Zwangsaussiedlungen an der innerdeutschen Grenze – der De-
markaƟ onslinie zwischen der DDR und der Bundesrepublik Deutsch-
land – wurden auf Geheiß der Sowjetunion durchgeführt. Sie be-
sƟ mmte die Eckpfeiler der AkƟ on und begutachtete diese permanent. 
In mehreren Gesprächen während und nach der AkƟ on kriƟ sierten 
Vertreter der SKK gegenüber dem Minister für Staatssicherheit, Wil-
helm Zaisser, die Durchführung. Sie erschraken über die hohe Zahl 
von Flüchtlingen während und nach der AkƟ on und einen aus ihrer 
Sicht zu hohem Anteil kleiner Landwirte unter den Zwangsausgesie-
delten.

20 Ebd., S. 88f.
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Die SED setzte die Vorgaben um. Hierbei ging sie konspiraƟ v vor. Bis 
zum 26. Mai 1952 waren ausschließlich FunkƟ onäre der SED im Par-
tei-, Staats- und Sicherheitsapparat in die Planungen einbezogen. 
Vom 26. Mai an wurde der Kreis erweitert, und zahlreiche Mitarbei-
ter anderer InsƟ tuƟ onen kamen hinzu: Reichsbahnmitarbeiter, die 
die Züge zusammenstellten und in die Lücken des Fahrplans einpass-
ten sowie LokomoƟ vführer, Lkw-Fahrer, die die Möbel zu den Bahn-
höfen transporƟ erten, Mitarbeiter der Volkeigenen Erfassungs- und 
AuŅ auĩ etrieben (VEAB), der Handwerkskammern und der Genos-
senschaŌ sbanken, die das zurückgelassene Eigentum erfassten und 
bewerteten und Mitarbeiter der Wohnungsämter in den neuen 
Wohnorten, die den Unterbringungsraum für die Zwangsausgesie-
delten aussuchten und bereit stellten. 

Und nicht zu vergessen die vielen Arbeiter, die zur Rodung des 10 m 
Streifens auch aus den Städten an die DemarkaƟ onslinie gekarrt 
wurden. Zeugen waren die Nachbarn, die Angehörigen der Blockpar-
teien, die zumeist nach der AussiedlungsakƟ on diese in einer Resolu-
Ɵ on der NaƟ onalen Front befürworteten und schließlich die Pfarrer 
und Bischöfe der beiden christlichen Kirchen, die das beobachteten 
und zum Teil dagegen protesƟ erten – vergeblich.

Die Zwangsaussiedlungen an der innerdeutschen Grenze der DDR 
waren schwere Verstöße gegen die Menschenrechte und widerspra-
chen selbst der damals gülƟ gen Verfassung der DDR. Die Betroff enen 
wurden überrumpelt und gesellschaŌ lich ausgegrenzt. Diese persön-
liche Erfahrung prägte über Jahrzehnte die Familien der Betroff enen, 
selbst wenn in einigen Familien dies vorerst verschwiegen wurde. 
Sie sind mit der Flucht und Vertreibung geschlossener ethnischer 
Gruppen nicht gleichzusetzen, weil es eben individuelle Verfolgungs-
maßnahmen waren, die Betroff enen wurden aus einer GemeinschaŌ  
herausgerissen, auf deren Mitglieder vergleichbare Kriterien in ge-
sellschaŌ licher und poliƟ scher Hinsicht zutrafen. Dies führte jahr-
zehntelang zu der Frage: Warum wir?

Ich möchte zum Schluss noch darauf hinweisen, dass es die Verfolg-
ten selbst waren, die ihre Geschichte seit 1990 in der Öff entlichkeit 

darstellen und dass die seit dem 3. Oktober 1990 beschlossenen Ge-
setze und deren Durchführung sie nicht zufriedenstellen konnten. 
Doch dies ist ein weiteres Thema: der Stellenwert der Zwangsaus-
siedlungen in der gesamtdeutschen Aufarbeitung seit 1990 und die 
Erinnerung daran, die erfreulicherweise vor allem in den Grenzmu-
seen an dieser ehemaligen Grenze einen Schwerpunkt darstellt.

Danke für Ihre Aufmerksamkeit!
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Panel Historische Einordnung 
& Wahrnehmung von Zwangs-
aussiedlungen in der DDR
Vortrag: „Die Zwangsaussiedlungen in der DDR 
vom Mai/Juni 1952“

Einleitung

Wie Herr Creuzberger und Herr Potratz bereits erhellend ausgeführt 
haben, legiƟ mierte die DDR-Regierung mit der „Verordnung über 
Maßnahmen an der DemarkaƟ onslinie zwischen der DDR und den 
westlichen Besatzungszonen vom 26. Mai 1952“ die endgülƟ ge Ab-
riegelung der innerdeutschen Grenze und den Auĩ au eines Grenz-
sperrgebietes. Nur die Berliner Sektorengrenzen blieben off en. Eine 
unmiƩ elbare und einschneidende Folge der Grenzabriegelung waren 
die Zwangsaussiedlungen, die das Thema meines Impulses sind. Eine 
ausführliche Betrachtung der Ereignisse mit allen Details ist an die-
ser Stelle nicht möglich. Hier empfehle ich das Standardwerk zum 
Thema Zwangsaussiedlungen von Inge Bennewitz und Rainer Potratz 
(Zwangsaussiedlungen an der innerdeutschen Grenze) sowie regio-
nale und lokale Studien.

Dr. Anke Geier 
Historikerin
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Defi niƟ on „Zwangsaussiedlungen“

Unter dem Begriff  „Zwangsaussiedlungen“ wird die staatlich angeord-
nete Ausweisung von tausenden Bewohnern des Grenzgebietes der 
DDR und ihre Ansiedlung im Landesinneren verstanden. Synonym wird 
auch der Begriff  Umsiedlung oder Zwangsumsiedlung benutzt. Mitun-
ter tauchen auch die Begriff e Evakuierung oder Vertreibung auf, wobei 
der Begriff  Vertreibung eher als Überbegriff  gesehen werden muss.

Vertreibungen sind kein originäres „Phänomen“ des Kommunismus, 
trotzdem waren sie ein häufi g angewandtes repressives Instrument 
der kommunisƟ schen PoliƟ k in der Sowjetunion, in OstmiƩ el- und 
Südosteuropa. Die Methode der zwangsweisen Vertreibung von Per-
sonen und Personengruppen, die ein herrschendes Regime als „uner-
wünscht“ deklariert und dadurch deren Vertreibung rechƞ erƟ gt, wur-
de im kommunisƟ schen HerrschaŌ sbereich seit Langem angewandt.

Diese repressive Methode hat viele charakterisƟ sche Merkmale, die 
sich ebenfalls bei den Zwangsaussiedlungen in der DDR zeigten. Zu den 
Merkmalen zählen unter anderen die massive Anwendung von Propa-
ganda im Vorfeld und im Nachhinein, um ein „Feindbild“ zu erzeugen. 
Dieses „Feindbild“ wurde von der kommunisƟ schen Staatspartei, in 
der DDR die SED, festgelegt. Die Auswahl der Auszusiedelnden wurde 
trotz eines „abgeschlossenen Feindbildes“ oŌ mals dennoch willkürlich 
vorgenommen. Weiterhin wurde die Bevölkerung mobilisiert, an der 
Ausgrenzung teilzunehmen bzw. diese zumindest zu dulden.

Die Staatspartei nutzte die Methode ebenfalls, um im Vorfeld der 
Zwangsaussiedlungen „missliebiges“ Personal in entscheidenden Po-
siƟ onen in den kommunalen Verwaltungen durch regimetreue SED-
Mitglieder zu ersetzen. Das betraf unter anderem Bürgermeister in 
vielen Grenzorten, die zumeist in der CDU oder LDPD organisiert wa-
ren. Ein weiteres Merkmal der Zwangsaussiedlungen war, dass die 
Maßnahme konspiraƟ v vorbereitet wurde: Anfangs waren nur die 
führenden Mitglieder der Partei, des Innenministeriums, der Volks-
polizei und der Geheimpolizei eingeweiht. Die Erstellung von Listen 
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mit ausführlichen Angaben zu den auszusiedelnden Personen (wie 
Name, Vorname, Geburtsdatum, Geburtsort, Wohnort mit Adresse, 
Beruf, Bemerkung zur „Kategorisierung“ der Person), aber auch die 
OrganisaƟ on der Ausweisung durch Kommissionen auf verschiede-
nen Ebenen sind weitere Merkmale dieser Form der Repression.

Zwangsaussiedlungen in der DDR

In der DDR gab es zwei große ZwangsaussiedlungsakƟ onen: Die erste 
lief im Mai und Juni 1952 ab. DDR-weit wurden hierbei 8.331 Perso-
nen ausgesiedelt. Die im Vorfeld geplanten Aussiedlungszahlen lagen 
noch weit höher, doch viele Betroff ene konnten in die Bundesrepu-
blik fl iehen, so beispielsweise im Landkreis Sonneberg in Thüringen, 
wo mindestens 500 Personen der Zwangsmaßnahme durch Flucht 
zuvorkamen.

Eine zweite große konzerƟ erte ZwangsaussiedlungsakƟ on fand am 
3. Oktober 1961 im Nachgang des Mauerbaues staƩ . Hierbei wur-
den 3.175 Personen von der Grenze zwangsausgesiedelt. Insgesamt 
wurden 1952 und 1961 beinahe 12.000 Menschen aus ihrer Heimat 
an der innerdeutschen Grenze ausgesiedelt. Neben den zwei großen 
AussiedlungsakƟ onen 1952 und 1961 gab es bis MiƩ e der 1980er 
Jahre auch willkürliche Einzelaussiedlungen, die vor allem mit dem 
weiteren Ausbau und der Sicherung der Grenze zusammenhängen.

„Das Jahr 1941“, Bild von Peter A. Below mit Bezug auf die Vertreibungen 
in der Sowjetunion, 1988.

Polizeiverordnung 
vom 26. Mai 1952

Die Zwangsaussiedlungen ste-
hen in engem Zusammenhang 
der „Polizeiverordnung über die 
Einführung einer besonderen 
Ordnung an der DemarkaƟ ons-
linie vom 26. Mai 1952“. Die Po-
lizeiverordnung trat am 27. Mai 
1952 in KraŌ . Sie wurde in allen 
Grenzorten ausgehangen. Sie 
defi nierte das ab sofort gelten-
de Grenzsicherungssystem: So 
haƩ e die 1.400 Kilometer lange 
innerdeutsche Grenze zu West-

Zahlen entnommen aus Bennewitz / Potratz, S. 280, nach: SAPMO-BArch, ZPA IV 2/ 13/ 10

Quelle: Grenzlandmuseum Eichsfeld
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deutschland aus einem dreifach gestaff elten Sicherungssystem zu 
bestehen: aus einem 10 m breiten Kontrollstreifen unmiƩ elbar an 
der Grenzlinie, einem daran anschließenden 500 m Schutzstreifen 
und einer 5 km Sperrzone.

Einen Tag nach der Veröff entlichung der Regierungsverordnung über 
Maßnahmen an der DemarkaƟ onslinie und der Polizeiverordnung, 
am 27. Mai 1952, wurde das Sperrgebiet abgeriegelt. Dann wurden 
alle Bewohner des Grenzsperrgebietes registriert. Innerhalb weniger 
Tage waren alle Bewohner von den örtlichen Volkspolizei-Dienst-
stellen der Grenzkreise registriert worden. Ihre Personalausweise 
wurden mit einem besonderen Stempel versehen, der die Aufent-
haltsberechƟ gung in der 5 km Sperrzone belegte. Die Bewohner des 
500 m Schutzstreifens erhielten zusätzlich noch einen Stempel der 
Grenzpolizei in ihren Ausweis.

Gestempelter Personalausweis aus dem Kreis Heiligenstadt, Mai 1952. 
Quelle: Grenzlandmuseum-Bad Sachsa/ Archiv

1952 wurden fast 400.000 (389.267) Sperrgebietsbewohner regist-
riert. Von diesen wurden 8.331 (2,14 Prozent) zwangsausgesiedelt. 
Die Registrierung der Bewohner war ein wichƟ ger Teil der Grenzsi-
cherungsmaßnahmen und wesentlich für die folgenden Zwangsaus-
siedlungen: denn auch die wenige Tage später aus dem 500 m Schutz-
streifen und der 5 km Sperrzone Ausgesiedelten wurden registriert.

Im Gefolge der RegistrierakƟ on wurden Einwohner- und Parteiver-
sammlungen abgehalten, um über die Maßnahmen der Polizeiver-
ordnung zu informieren und die Bewohner zu agiƟ eren, d. h. von 
der poliƟ schen Notwendigkeit der Abriegelung des Sperrgebietes zu 
überzeugen.

Vorbereitungen / Auswahl der Personen

Schon Anfang Mai 1952 wurde deutlich, dass im Zusammenhang 
mit der bevorstehenden Grenzabriegelung auch Zwangsaussiedlun-
gen besƟ mmter Personengruppen an der innerdeutschen Grenze 
vorgenommen werden sollten. Begründet wurde diese Maßnahme 
mit der Sicherung der Grenze. Die konkreten Vorbereitungen für die 
Zwangsaussiedlungen 1952 begannen knapp 14 Tage vor der eigent-
lichen AkƟ on.

Am 20. Mai 1952 beriet die Zentrale Regierungskommission unter 
Leitung des Ministers für Staatssicherheit, Wilhelm Zaisser, den aus-
zusiedelnden Personenkreis. Im Ergebnis der Beratung erging am 26. 
Mai der Befehl 38/52 durch den Chef der Hauptverwaltung der Deut-
schen Volkspolizei, Karl Maron. Im Befehl 38/52 waren die aus der 
Sperrzone auszusiedelnden Personenkreise aufgenommen: hierzu 
zählten Ausländer, Staatenlose, Personen, die nicht polizeilich gemel-
det waren, Personen, die kriminelle Handlungen begangen haben und 
Personen, die die anƟ faschisƟ sch-demokraƟ sche Ordnung gefährden.

Kurz darauf wurde der Personenkreis in einer weiteren Dienstan-
weisung noch einmal entscheidend erweitert: es sollten nun vor al-
lem auch sogenannte Grenzführer, d. h. die anderen Personen zum 
GrenzübertriƩ  verholfen haƩ en, „illegale Grenzgänger“, die des Öf-
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teren die Grenze illegal überschriƩ en haƩ en, Personen die nach dem 
Befehl Nr. 201 der sowjeƟ schen MilitäradministraƟ on verurteilt wor-
den waren, d. h. die während des NaƟ onalsozialismus verantwortli-
che FunkƟ onen innehaƩ en, und Personen, die zum Haushalt eines 
„republikfl üchƟ gen Haushaltsvorstandes“ zählten, auf die Listen ge-
schrieben werden.

Es war nicht schwer, auf eine Aussiedlungsliste zu geraten. Vor allem 
unter dem Punkt „Gefährdung der anƟ faschisƟ sch-demokraƟ schen 
Ordnung“ konnte eine Vielzahl an Personen versammelt werden.

In den Quellen wurden oŌ mals folgende Begründungen für eine Aus-
siedlung genannt: Grenzgänger, Grenzführer, verwandtschaŌ liche 
und andere Beziehungen in den Westen, Republikfl ucht von Fami-
lienmitgliedern, Gastwirt, RIAS-Hörer / Verbreiter von Nachrichten, 
ablehnende Haltung zu Polizei, negaƟ ve Einstellung zum Staat, war 
im Internierungslager, Zeuge Jehovas usw.

Noch einmal zusammenfassend ist zu sagen, dass die Kriterien, wer 
für eine Aussiedlung aus dem Grenzgebiet im Jahr 1952 vorgese-
hen war, durch die SED und die Verfolgerbehörden, Ministerium für 
Staatssicherheit und der Volkspolizei festgelegt wurden. Hilfestellun-
gen gaben die sowjeƟ schen Freunde mit ihren vielfälƟ gen Erfahrun-
gen bezüglich Vertreibungen in der Sowjetunion.

Unter diesen Vorgaben erstellten nun die Volkspolizei in den Grenz-
kreisen Auswahllisten unter Zuhilfenahme der Einwohnermeldekar-
tei. Eine dreiköpfi ge Kommission mit je einem Polizei-Mitarbeiter aus 
der Abteilung Pass- und Meldewesen, Kriminalpolizei und Schutz-
polizei schrieben die Listen, wer auszusiedeln war und fügten eine 
Begründung an. Diese vorläufi ge Liste wurde nun durch die überge-
ordneten Kreiskommissionen beim Landrat ergänzt oder geändert. 
In den Kreiskommissionen beim Landrat waren Vertreter des Kreis-
amtes, der Grenzpolizei, der Volkspolizei und des Ministeriums für 
Staatssicherheit vertreten. In einem driƩ en SchriƩ  wurden diese 
Listen den sogenannten „operaƟ ven Kommissionen“ zur endgülƟ gen 
BestäƟ gung vorgelegt.

Auf der Folie sehen Sie die angegebenen Aussiedlungsgründe in Thü-
ringen. Betrachtet man die StaƟ sƟ ken, die nach der Aussiedlung von 
den staatlichen InsƟ tuƟ onen aufgestellt wurden, wird deutlich, dass 
vor allem Personen ausgesiedelt wurden, die als „Grenzgänger und 
Schieber“ und aufgrund ihrer „negaƟ ven Einstellung“ als poliƟ sch un-
zuverlässig bezeichnet wurden. Das EƟ keƩ  „poliƟ sch unzuverlässig“ 
traf auf viele Personen zu, auch auf unpoliƟ sche Grenzbewohner, 
denen eine „negaƟ ve Einstellung“ gegenüber dem Staat nachgesagt 
wurde. Auch diejenigen, die weiterhin verwandtschaŌ liche Verbin-
dungen zum Westen hielten, die den RIAS hörten oder mitunter eine 
GastwirtschaŌ  betrieben, gerieten auf die Liste. Auch Neid und Miss-
gunst spielten eine Rolle bei der Auswahl der Umzusiedelnden.

Ausweisungsgründe 1952 in den Grenzkreisen Thüringens.
Quelle: Bennewitz/Potratz Berlin 2012, S. 278-279.
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Ablauf

Im Mai und Juni 1952 wurden DDR-weit 8.331 Personen umge-
siedelt. Auf den Aussiedlungslisten standen ursprünglich mehr 
Menschen, knapp 2.000 Bürger fl ohen vor der Aussiedlung nach 
Westdeutschland. DDR-weit wurde aus folgenden 23 Grenzkreisen 
ausgesiedelt: in Mecklenburg aus Grevesmühlen, Schwerin, Hage-
now, Ludwigslust und in Brandenburg aus Westprignitz. Aus Sach-
sen-Anhalt wurde aus den Kreisen Salzwedel, Gardelegen, Haldens-
leben, Oschersleben, Wernigerode und Osterburg ausgesiedelt. In 
Thüringen waren zehn Grenzkreise betroff en: Nordhausen, Worbis, 
Mühlhausen, Eisenach, Bad Salzungen, Meiningen, Hildburghausen, 
Sonneberg, Saalfeld und Schleiz. Allein in Thüringen waren über 240 
Grenzorte in der 5 km Sperrzone von den Aussiedlungsmaßnahmen 
betroff en. Daneben wurde in Sachsen aus den Kreisen Plauen und 
Oelsnitz ausgesiedelt.

Foto einer Aussiedlung, Datum (vermutlich 1961) und Ort unbekannt.
Quelle: Fotograf unbekannt

In Sachsen-Anhalt begannen die ersten Aussiedlungen bereits am 
29. Mai 1952. Allerdings waren diese überstürzt und schlecht vor-
bereitet, so die KriƟ k in einem Zwischenbericht: Es fehlte an Wohn-
raum und Arbeitsplätzen für die Ausgesiedelten in den Aufnahme-
orten. Während des Transportes mangelte es an ausreichend Lkw. 
Der Besitz wurde nicht ordentlich inventarisiert. Aufgrund dieser 
Erfahrungen wurden dann genaue InstrukƟ onen und Anweisungen 
für die weiteren Ausweisungen ausgearbeitet. Eine zweite Welle von 
Zwangsaussiedlungen fand in Sachsen-Anhalt vom 7. bis 10. Juni 
staƩ . In Thüringen begann die AussiedlungsakƟ on am 5. Juni und 
dauerte bis zum 8. Juni 1952 an. In Mecklenburg und Brandenburg 
wurde zwischen dem 5. und 14. Juni umgesiedelt. Am 15. Juni 1952 
war die erste große Vertreibungswelle in der DDR abgeschlossen.

Die Aussiedlungen geschahen unter Zwang. Gewalt wurde zwar nicht 
direkt ausgeübt, aber sie wurde den Betroff enen angedroht. Der Ab-
lauf sollte nach einem vorgegebenen Schema ablaufen, es gab aber 
auch hier lokale und regionale Abweichungen im Ablauf.

In allen Grenzkreisen der DDR begannen die Zwangsaussiedlungen 
sehr früh. Teilweise ab 4 Uhr morgens wurden die Haushaltsvorstän-
de der auszusiedelnden Familien aufgesucht. Volkspolizisten in Be-
gleitung von SED-Agitatoren und in der Regel einem Vertreter der 
Gemeinde klopŌ en in den frühen Morgenstunden bei den Betroff e-
nen an. Diese mussten ihre Personalausweise abgeben. Dann wurde 
ihnen der Ausweisungsbeschluss vorgelesen. Der Wortlaut zur Aus-
weisung wurde im Vorfeld vorbereitet und war für alle idenƟ sch, bis 
natürlich auf den Aufnahmekreis.

Ich lese Ihnen diesen Wortlaut vor, der den Familienoberhäuptern 
so verlesen wurde: „Auf Grund des Regierungsbeschlusses über be-
sondere Maßnahmen an der DemarkaƟ ons-Linie zur Sicherung der 
Grenzen der DDR vom 26. Mai 1952 erhalten Sie durch die Volks-
polizei folgende amtliche MiƩ eilung: Die Volkspolizei teilt Ihnen im 
Namen der Regierung mit, dass Sie ab sofort von Ihrem jetzigen 
Wohnort umzusiedeln sind. Sie werden nach dem Landkreis […] 
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umgesiedelt. Dort wird Ihr weiterer Wohnort durch die örtlichen 
Behörden des Kreisrates besƟ mmt. Diese amtliche MiƩ eilung ist un-
anfechtbar und muß von Ihnen eingehalten werden. Bei Verweige-
rung werden Zwangsmaßnahmen durch die Staatsorgane gegen Sie 
in KraŌ  gesetzt und Sie werden dann wegen Widerstand gegen die 
Maßnahmen der Regierung gerichtlich zur Verantwortung gezogen. 
Sie haben Ihren DPA [Deutschen Personalausweis, Anm. d. Autorin] 
bei dem erklärenden VP-Angehörigen abzugeben und erhalten da-
für eine ErsatzschriŌ . Ihre Ummeldung erfolgt durch die Organe der 
Volkspolizei zu Ihrem neuen Wohnort.“

Die MiƩ eilung über die Aussiedlung wurde dem Haushaltsvorstand 
nicht ausgehändigt. Kurz nach der Verlesung des Aussiedlungsbe-
fehls kamen HilfskräŌ e sowie Angestellte des Kreises hinzu, die die 
Räumung überwachten, die Inventarisierung des Besitzes vornah-
men und die Habseligkeiten und Möbel auf Lkw luden.

Die ausgesiedelten Familien wurden meist mit Lkw zu einem vor-
besƟ mmten Bahnhof gebracht und dann per Bahn in ihren neuen 
Heimatkreis geführt. Während des Transportes übernahm die Volks-
solidarität die soziale Betreuung an den Bahnhöfen. An den AnkunŌ s-

Foto der Zwangsräumung der Buchenmühle vor der Schleifung 1961. So ähnlich könnte 
das Aufl aden der Habseligkeiten der Ausgesiedelten im Juni 1952 ausgesehen haben. 
Quelle: Bildarchiv der Point Alpha SƟ Ō ung

bahnhöfen standen zumeist wieder Lkw bereit, die die Familien und 
ihr Hab und Gut an den abschließenden neuen Wohnort brachten. In 
den AnkunŌ sgemeinden haƩ en die Bürgermeister für ArbeitskräŌ e 
zu sorgen, die beim Auf- und Ausladen halfen. Wohnungen wurden 
durch den Kreisrat des aufnehmenden Kreises bereitgestellt.

Bemühungen um Rückkehr und SƟ gma

An dieser Stelle kann nicht ausführlich auf die teilweise schwierige 
SituaƟ on der ausgesiedelten Familien eingegangen werden. Hierü-
ber haben Sie sich sicherlich auch gestern bereits ausgetauscht. Aus 
Zeitzeugengesprächen und anderen Quellen wird deutlich, dass sich 
die WohnsituaƟ on in den neuen Wohnorten oŌ mals gegenüber der 
vorherigen verschlechterte. Die Kinder und Jugendlichen wurden in 
der Schule mitunter schikaniert. Die soziale Anbindung an die neu-
en Nachbarn gestaltete sich problemaƟ sch, da Gerüchte über den 
„Umzug“ kursierten, in denen die Ausgesiedelten als „Kriminelle und 
Asoziale“ sƟ gmaƟ siert wurden. Vor allem die Propaganda der SED 
trug hierzu bei. Viele der erwachsenen Betroff enen, vor allem die 
ältere GeneraƟ on, wurde nie mit der neuen Heimat vertraut und er-
liƩ  auch gesundheitliche Probleme durch die Vertreibung. Die Be-
troff enen durŌ en zudem nicht mehr ins Sperrgebiet einreisen, daher 
trafen sich viele mit ebenfalls ausgesiedelten Nachbarn in den neuen 
Wohnorten, was wiederum Überwachungsmaßnahmen durch die 
Staatssicherheit hervorrief.

Zahlreiche Ausgesiedelte stellten unmiƩ elbar nach der Aussiedlungs-
akƟ on beim Rat des Kreises Anträge auf Rücksiedlung und schrieben 
Eingaben an die Behörden. Denn während der Aussiedlung wurde 
die Hoff nung bei den Betroff enen genährt, dass es sich bei der Um-
siedlung um eine vorübergehende Maßnahme handelte.

Am Beispiel des Kreises Arnstadt kann ich dies kurz erläutern: aus 
den Grenzkreisen Meiningen und Hildburghausen in Thüringen wur-
de in den Kreis Arnstadt umgesiedelt. Über ein Jahr nach der Aus-
siedlungsakƟ on, im September 1953, durŌ en einige Worƞ ührer der 
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Zwangsausgesiedelten beim Sekretär des Rates des Kreises Arnstadt 
vorsprechen. Sie brachten ihre Beschwerden über die Aussiedlung 
und den Wunsch auf Rückkehr vor. Der Sekretär des Rates des Krei-
ses Arnstadt erläuterte aber, dass eine Rücksiedlung nicht möglich 
sei, so lange die Regierungsverordnung vom 26. Mai 1952 über Maß-
nahmen an der DemarkaƟ onslinie noch nicht aufgehoben sei. Eine 
Rücksiedlung könne erst erfolgen, wenn die Einheit Deutschlands 
hergestellt wäre.

Letztlich waren die Bemühungen der Ausgesiedelten in Arnstadt und 
anderswo bis auf sehr wenige Ausnahmen umsonst. Die Betroff enen 
mussten sich in ihrer neuen Heimat einrichten. Dies gelang in der 
Regel den jüngeren Betroff enen besser als den älteren. Viele der 
Zwangsausgesiedelten konnten erst ab dem Herbst 1989 in ihre alte 
Heimat zurückkehren.

Damit komme ich zum Schluss: Zu DDR-Zeiten wurde nur hinter „vor-
gehaltener Hand“ über die Aussiedlung der Nachbarn geredet. Kaum 
einer im Ort wusste, was wirklich geschah. Auch dachten viele, die 
betreff enden Personen seien „abgegangen“, d. h. über die Grenze in 
Richtung Westen gefl ohen. Angst und das bedrückende Gefühl der 
Einschüchterung herrschten vor. Der eine oder andere wird damals 
auch den Ausführungen der Agitatoren der Staatspartei SED Glauben 
geschenkt haben, dass die Aussiedlung gerechƞ erƟ gt sei, da die aus-
gesiedelten Personen Kriminelle seien und den Frieden an der Gren-
ze gefährden würden.

Viele InformaƟ onen zu den zwei ZwangsaussiedlungsakƟ onen in der 
DDR wurden bereits in den 1990er Jahren erarbeitet, v. a. durch Be-
troff ene, die dadurch ein Stück weit die Ereignisse beleuchten und 
verstehen wollten. Hier sei vor allem das Buch von Inge Bennewitz 
und Rainer Potratz genannt, aber auch Manfred Wagners „BeseiƟ -
gung des Ungeziefers“ über die Umsiedlungen aus den Kreisen Saal-
feld, Schleiz und Lobenstein. An dieser Stelle sei auch auf die 2020 
erschienene PublikaƟ on der Hessischen Landeszentrale für poliƟ sche 
Bildung hingewiesen, die in KooperaƟ on mit der Point Alpha SƟ Ō ung 

entstanden ist. Hierin sind zahlreiche Aufsätze zu den Zwangsaus-
siedlungen in der DDR enthalten.

Trotz der BeschäŌ igung mit dem Thema Zwangsaussiedlungen sind 
noch nicht alle Fragen abschließend beantwortet. Es stellen sich 
noch viele Forschungsfragen. Zugleich besteht auch noch ein immen-
ser Bedarf an AuŅ lärung zu diesem dunklen Kapitel der Geschichte.

Danke für Ihre Aufmerksamkeit!
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Panel Historische Einordnung 
& Wahrnehmung von Zwangs-
aussiedlungen in der DDR
JournalisƟ sche PerspekƟ ve – DokumentaƟ on 
„AkƟ on Ungeziefer, vertrieben in der DDR“

Vortrag zur Entstehungs-
geschichte der Reportage
Sven Stephan, Journalist

CLIP 1: VORSPANN (1’30)

Marlies Wagenknecht Sie durŌ en Möbel mitnehmen. Und nachdem das gepackt war, 
sind sie dann gleich mit auf den Lkw mit draufgeladen worden 
und ging dann ab zum Bahnhof. 

Hans-Siegfried Schulz Gerade die Tiere und alles. Wenn man die von heute auf morgen 
oder innerhalb von ein paar Stunden, wenn man das alles verlas-
sen muss. Das ist traurig. Meine Eltern konnten es nicht glauben. 
Die haben geweint und gemacht, das war schlimm.

Hans-Siegfried Schulz Die Alten haben immer gesagt: Es geht nach Sibirien. 

Helmuth Hörig Und wir durŌ en auch nie reden. Von wo wir direkt kommen und 
was mit uns gemacht worden ist.

Lutz Winkelmann Vertreibung ist in meinen Augen, das Schrecklichste, was einem 
Menschen überhaupt passieren kann. 
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Was Sie gerade gesehen haben, ist der AuŌ akt zu einer 45-minüƟ gen 
Reportage aus der MDR-Reihe „Der Osten – entdecke wo du lebst“. 
Sie wurde vor eineinhalb Jahren im MDR-Fernsehen ausgestrahlt; 
ganz genau am 22. September 2020. Einige von Ihnen hier im Saal 
werden den Film kennen, manche von Ihnen haben sogar als Zeitzeu-
gen daran mitgewirkt.

Gedreht haben meine Kollegen und ich dafür im Sommer 2020 vor-
wiegend in der Altmark. Wenn Freunde mich damals fragten, woran 
ich gerade arbeite und ich ihnen von den Dreharbeiten erzählte, ern-
tete ich für die Erwähnung der „AkƟ on Ungeziefer“ fragende Blicke. 

CLIP 2: HANS-SIEGFRIED SCHULZ (2’00) 

Erzähler/in So wie Cheine liegt auch das Dorf Schmölau unmiƩ elbar an der 
Grenze zu Niedersachsen. Hier kommen im Mai 1952 die Räum-
trupps der Staatsmacht auf den Hof der Familie von Hans-Sieg-
fried Schulz. Auch sie wird von der AkƟ on völlig überrumpelt. 

Hans-Siegfried Schulz Ich habe mich dann noch von den Pferden verabschiedet, hier 
noch ’nen Scheff el Hafer gegeben, Hund und Katze alles. Und dann 
ging es nach Bonese auf den Bahnhof. Da waren so ein Haufen 
Leute. Als letztes kam, der Handwagen, da war oben ein LaƩ en-
rost und da haƩ en wir fünf Hühner drin, die haben wir auch noch 
mitgenommen. 

Erzähler/in Hans-Siegfried Schulz ist das älteste von drei Geschwistern. Da-
mals ist er 17 Jahre alt. 

Hans-Siegfried Schulz Meine Eltern konnten es nicht glauben. Die haben geweint und 
gemacht, das war schlimm. Und meine Oma … im Krieg sind noch 
zwei Söhne und ein Enkel sind noch im Fernen Osten geblieben. 
Und das alles. Und jetzt musste nun noch mit 75 ihr Haus und Hof 
verlassen. Also ... 

Erzähler/in Drei Schicksale aus der Altmark. In jenen Tagen Ende Mai und 
Anfang Juni 1952 widerfahren sie so oder ähnlich mehr als 8.300 
Menschen zwischen Ostsee und Vogtland. Ohne Vorwarnung müs-
sen sie binnen Stunden ihre Heimat verlassen – zwangsausgesie-
delt auf Beschluss der DDR-Staatsmacht, vertrieben im eigenen 
Land. Diese Filmaufnahmen eines westdeutschen Journalisten, 
gedreht direkt am Stacheldrahtzaun, sind möglicherweise die ein-
zigen, die einen solchen Moment festhalten.   
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Niemandem war der Begriff  bekannt. Bei näherer Erläuterung wan-
delte sich das Fragen in Staunen und Entrüstung.

Eine andere Kollegin sagte mir, nachdem sie die Reportage gesehen 
haƩ e: das ist ja ein total trauriger Film. Ja, das ist er möglicherweise. 
Denn er berichtet über ernste, erschüƩ ernde und bewegende Bege-
benheiten. Zugetragen haben sie sich vor miƩ lerweile fast 70 Jahren. 
In friedlichen kleinen Dörfern, die Barnebeck heißen oder Bömenzi-
en oder Cheine. Auch die Geschichte von Hans-Siegfried Schulz und 
seiner Familie gehört dazu.

Dass es diese VertreibungsakƟ on gegeben haƩ e – davon haƩ e ich 
zumindest schon ein, zwei Mal gehört. Das war in den 90er Jah-
ren gewesen, nach dem Ende der DDR. Auch die einmaligen Auf-
nahmen von Franz Joseph Schreiber, gedreht im Herbst 1961 bei 
der Räumung der Birxmühle in der Rhön, direkt am Grenzzaun 
zwischen Franken und Thüringen, haƩ e ich damals im Fernsehen 
gesehen. Sie haƩ en mich schwer beeindruckt und sich in mein Ge-
dächtnis eingebrannt.

Fernsehberichte und ZeitungsarƟ kel versuchten damals schon, im-
mer mal wieder öff entlich auf die Schicksale der Betroff enen auf-
merksam zu machen. Ich habe das seinerzeit mit Interesse wahrge-
nommen, aber – als Student der AmerikanisƟ k – nicht journalisƟ sch 
verfolgt.

Es gingen rund zwei Jahrzehnte ins Land, bis ich – nun als freier Jour-
nalist für den MiƩ eldeutschen Rundfunk – wieder mit dem Thema in 
Berührung kam: im Frühjahr 2017, als sich der Ausbau der Sperranla-
gen an der deutsch-deutschen Grenze und das Grenzregime der DDR 
zum 65. Mal jährten.

Für das Landesmagazin „Sachsen-Anhalt heute“ drehte ich damals 
in Hötensleben, der Schwerpunkt lag auf der Schließung der Gren-
ze. Es war Achim Walther vom Grenzdenkmalverein, der mir dabei 
erneut von den Zwangsaussiedlungen berichtete. Er war 1974 nach 

CLIP 3: DIE VERTREIBUNG (2’40) 

Erzähler/in Es ist eine Fahrt ins Ungewisse für die DeporƟ erten. Denn ein Ziel wird 
ihnen nicht genannt – obwohl die Behörden genau wissen, wen sie 
transporƟ eren und wohin. Das belegen Listen aus Archiven; Beamte 
haben sie akribisch angelegt. Unter den Menschen im Zug herrscht 
Angst, sie würden nach Sibirien gebracht; das erzählen Betroff ene im-
mer wieder. Die Fahrt dauert die ganze Nacht. 

Anneliese Fleischer Und wir sind dann am nächsten Tag zum MiƩ ag in Delitzsch unterer 
Bahnhof angekommen. Und da gab es die erste Verpfl egung, Nudelsup-
pe. Wir waren erst mal froh, dass wir in der DDR geblieben sind, nicht 
weiter nach Russland gefahren worden sind. 

Erzähler/in Die Zwangsaussiedlungen sind von langer Hand vorbereitet, die Ziele 
genau festgelegt.  
Betroff ene aus dem Kreis Salzwedel werden in den Kreis Delitzsch de-
porƟ ert. 
Für Vertriebene aus dem Kreis Osterburg liegt das Ziel der Fahrt im 
Kreis Kölleda.

Erzähler/in Auch aus den übrigen Grenzkreisen werden Menschen ausgesiedelt – 
so weit weg von der alten Heimat wie möglich. 

Erzähler/in Staatliche Willkür, die sich entlang der gesamten deutsch-deutschen 
Grenze wiederholt. Bis zum Ende der AkƟ onen im Jahr 1961 werden 
so insgesamt 11.500 Menschen gezwungen, ihre angestammte Heimat 
zu verlassen. 

Erzähler/in Schon in den ersten Tagen der AkƟ on protokollieren Staat und Partei 
wiederum exakt, welchen Eff ekt die Zwangsaussiedlungen haben. Er-
schüƩ ernde Berichte sind darunter, festgehalten in nüchternem Beam-
tendeutsch. 

Erzähler/in „In Zießau wollte die MuƩ er des Landwirts Gerhard Schmidt Selbstmord 
durch Ertränken begehen. … Nach zweistündiger AgitaƟ on entschloss 
sich Frau Schmidt, die Sachen zu packen. … Die Tochter Frieda Schmidt 
versuchte Selbstmord durch Einnehmen von GiŌ  aus einer Flasche.“

Erzähler/in Unter denen, die in den Dörfern zurückbleiben herrscht häufi g Unruhe. 
Die Bevölkerung, so sagen es viele Protokolle, habe Angst. Was die Be-
amten nicht schreiben: genau das ist das eigentliche Ziel der Zwangs-
aussiedlungen.

Erzähler/in Sie sollten ein Signal sein an alle, die im Grenzgebiet bleiben durŌ en. 
Wer sich nicht „an die Regeln“ hielt, den konnte es als nächsten treff en. 
Und zwar jederzeit. 
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Hötensleben gezogen. 13 Jahre nach Ende der AkƟ onen spürte er im 
Ort noch immer die Angst und die Verunsicherung der Einwohner, 
Ähnliches könne sich jederzeit wiederholen.

Mit seiner Hilfe kam ich damals in Kontakt zu ersten Zeitzeugen. Vor 
die Kamera wollten sie nicht, aber sie haben stundenlang mit mir te-
lefoniert. Was sie mir erzählten, hat mich bewegt – und es hat mich 
empört. Nicht nur die AussiedlungsakƟ on bei Nacht und Nebel, son-
dern alles, was damit verbunden war: die staatliche Willkür, die Dif-
famierung der Vertriebenen, ihre SƟ gmaƟ sierung, die oŌ  bis heute 
andauert.

Über dieses erlittene Unrecht musste in einer Reportage erzählt 
werden – dieser Gedanke reifte in mir sehr schnell. Bis es tatsächlich 
so weit war und auch die folgende Passage entstehen konnte, sollten 
aber noch einmal drei Jahre vergehen.

OŌ  werde ich gefragt, wieso ich mich ausgerechnet für dieses Thema 
interessiere. Ich bin in der DDR geboren und aufgewachsen; ich habe 
dort eine „normale“ Kindheit und Jugend verbracht – ohne „Hurra-
Kommunismus“, aber auch ohne größeres Auĩ egehren gegen den 
Staat. Man haƩ e sich dort eingerichtet. Wie auf Millionen DDR-Bür-
ger traf das auch auf meine Familie zu. Als die Berliner Mauer fi el, 
war ich 18 Jahre alt.

Die Mauer und die deutsche Teilung haƩ en mich schon zu DDR-
Zeiten beschäŌ igt. Dass in der DDR Unrecht geschah und dass der 
Staatsapparat die Macht haƩ e, jederzeit Unrecht auszuüben, war 
– so glaube ich – den allermeisten Menschen in der DDR bewusst. 
Aber es ist noch einmal etwas Anderes, wenn man Menschen be-
gegnet, denen solches Unrecht widerfahren ist. Solche Begegnun-
gen nach Ende der DDR haben mich beeindruckt und geprägt. Bis 
heute bringen sie mich immer wieder dazu, mein eigenes Leben 
als Jugendlicher in diesem Staat zu hinterfragen. Und als Journalist 
habe ich heute die Gelegenheit, über solche Schicksale zu berich-
ten und dazu beizutragen, dass dieses Unrecht nicht in Vergessen-
heit gerät.

Bereits 2017 haƩ e ich also versucht, in der RedakƟ on der MDR-Reihe 
„Der Osten“ eine Reportage über die Zwangsaussiedlungen im DDR-
Grenzgebiet unterzubringen. Damals ohne Erfolg. Warum, kann ich 
nicht mehr genau sagen. Vielleicht war mein Konzept nicht spannend 
genug verfasst. Möglicherweise fürchtete die RedakƟ on auch, das 
Thema könne nicht genügend Menschen interessieren. Und schließ-
lich konkurrieren alljährlich rund 100 Angebote von Autoren um acht 
Sendeplätze, die die Magdeburger RedakƟ on in dieser Reihe beset-
zen darf.

CLIP 4: HEINZ BÜLTGE (2’20) 

Erzähler/in Die Menschen im DDR-Grenzgebiet werden zum Spielball der WeltpoliƟ k und 
des Kalten Krieges.
Und der Stacheldraht zum Teil ihres Alltags.

Heinz Bültge Das hat natürlich auch bei den Leuten bisschen geschockt, wenn zum Beispiel 
durch den Garten plötzlich die Grenze gezogen wurde, aber mit denen dann 
darüber gesprochen und das alles andere beruhigte sich gut.

Erzähler/in So erinnert sich Heinz Bültge an das Jahr 1952. Er war Volkspolizist.

Heinz Bültge 1952 habe ich den Dienst in der Volkspolizei aufgenommen. Das war die Zeit, 
wo der Druck auf die Staatsgrenze von dieser Seite aus hoch war. Und dadurch 
wollte man auch die Grenze stärker sichern. Also meine Einstellung dazu? Die 
Leute, die das festgelegt haben, die das organisiert haben, müssen ja einen 
Grund haben. Ich verstehe schon: die Sicherheit des Grenzgebietes ging zu 
der Zeit vor, und dann mussten alle Maßnahmen eingeleitet werden, die die 
Grenze nicht gefährdeten.

Erzähler/in Dass zu diesen Maßnahmen die Zwangsaussiedlung von Menschen gehört, 
überrascht damals auch Heinz Bültge. Aber er hält sie für richƟ g. Bis heute 
bezweifelt er, dass die Vertreibung Unschuldige getroff en hat.

Heinz Bültge Nein, das hat es nicht gegeben. Die AuŅ lärung dieser Leute war rechtzeiƟ g 
und war auch ganz exakt durchgeführt.

Erzähler/in Die „exakte Durchführung“ der Aussiedlungen regelt Befehl 38/52. Dort steht, 
wer das neue Sperrgebiet verlassen soll:  Wer regelmäßig über die noch off ene 
Grenze ging, wer als Fluchthelfer gilt, wer off en eine kontroverse Meinung 
vertriƩ  oder als Bauer nicht in die LPG eintreten will, gilt als Staatsfeind und 
soll ausgesiedelt werden.
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Ein Hintergrund-Gespräch der RedakƟ onsleitung mit der Landesbe-
auŌ ragten zur Aufarbeitung der SED-Diktatur, Birgit Neumann-Be-
cker, brachte dann Anfang 2019 neue Aufmerksamkeit für das The-
ma. Jetzt war auch die RedakƟ on davon überzeugt und willens, dazu 
eine Reportage zu machen. Mit etwas Glück fi el diese Aufgabe dann 
am Ende tatsächlich mir zu – und es wurde eine echte Herzensange-
legenheit.

Dabei geholfen hat sicherlich, dass sich die Ausrichtung der Repor-
tage-Reihe „Der Osten“ in dieser Zeit änderte. Sie zeigt, wie sich 
Orte in MiƩ eldeutschland verändert haben. Der Schwerpunkt liegt 
dabei häufi g auf der jüngeren Geschichte. Das war vor allem in den 
Anfangsjahren der Reihe oŌ  recht nostalgisch und bisweilen sogar 
„ostalgisch“. Nun öff nete sie sich zunehmend für Geschichten mit 
ernsterem Hintergrund. Im Fall der Zwangsaussiedlungen gehören 
neben den Schicksalen der Vertriebenen dazu auch SƟ mmen, die für 
Betroff ene wohl nur schwer zu ertragen sind – wie die des ehemali-
gen Volkspolizisten Heinz Bültge.

Ein historischer Film steht und fällt mit den Zeitzeugen. Sie gefunden 
zu haben, ist hauptsächlich das Verdienst des Heimaƞ orschers Hart-
mut Bock aus Jübar in der Altmark. Er haƩ e als Geschichtslehrer im 
Jahr 2002 mit Schülern Zeitzeugen zu den Zwangsaussiedlungen be-
fragt und daraus einen Film gemacht, der in einem GeschichtsweƩ -
bewerb prämiert wurde.

Über ihn kam ich in Kontakt zu Familie Winkelmann in Barnebeck, 
Familie Hörig aus Bömenzien und auch zu Heinz Bültge, den 
wir gerade gesehen und gehört haben – und dem ich für seine 
Bereitschaft zum Interview sehr dankbar bin. Auch wenn wohl kaum 
jemand hier seine Sicht der Dinge teilt – sie gehört zum historischen 
Bild und ist wichƟ g für den Film.

Lutz Winkelmann wiederum machte mich auf das Engagement von 
Marlies Wagenknecht aufmerksam, über sie lernte ich Anneliese 
Fleischer und Hans-Siegfried Schulz kennen. Sie alle sind in der Re-
portage zu sehen und zu hören.

Die Zeitzeugen steuerten zahllose Fotos und wichƟ ge Dokumen-
te bei, die im Film zu sehen sind. Das einzigarƟ ge Filmmaterial von 
Franz Joseph Schreiber fand ich bei der BundessƟ Ō ung Aufarbeitung, 
und seine Erben haben uns die Rechte für die Verwendung der Auf-
nahmen zu sehr vernünŌ igen Bedingungen gewährt.

Ohne diese mannigfalƟ ge Unterstützung wäre diese Reportage nicht 
möglich gewesen. Dafür sage ich an dieser Stelle noch einmal ganz 
herzlichen Dank.

Dankbar bin ich aber vor allem für die BereitschaŌ  der Zeitzeugen, 
über die Schicksale ihrer Familien zu berichten. Es sind erschüƩ ernde 
Berichte, und sie wühlen die Menschen bis heute auf. Dennoch da-
von zu erzählen, ist keineswegs selbstverständlich. Man kann ihnen 
das gar nicht hoch genug anrechnen – vor allem, wenn man bedenkt, 
dass das erliƩ ene Unrecht bis heute nicht gesühnt ist.

Produziert wurde die Reportage für den MiƩ eldeutschen Rundfunk – 
also für das öff entlich-rechtliche Fernsehen. Auch wenn wir einen öf-
fentlichen AuŌ rag haben und eigentlich nicht auf die Sehbeteiligung 
– landläufi g bekannt als „die Zuschauer-Quote“ – schauen müssen, 
tun wir das natürlich trotzdem. Schließlich interessiert uns, ob wir 
die Menschen mit unseren Programmen erreichen.

Zumindest für die Erstausstrahlung des Films am 22. September 
2020 kann ich das sagen: da haben 340.000 Menschen zugeschaut. 
Das entspricht gut 10 Prozent Marktanteil im MDR-Sendegebiet und 
ist für diesen Sendeplatz (Hauptsendezeit um 21 Uhr) ein wirklich 
sehr guter Wert. So etwas freut die RedakƟ on und natürlich auch 
uns Autoren.

Nicht eingerechnet sind all die, die sich die Reportage in der Media-
thek angesehen haben. Dort war sie ein Jahr lang zu sehen. Genaue 
Zahlen dafür lassen sich (aufgrund einer technischen Umstellung in 
der Zwischenzeit) heute nicht mehr ermiƩ eln.

Ein privater Nutzer hat den Film auf YouTube eingestellt. Da sind es 
bislang etwa 3.800 Zugriff e von Menschen, die sich für das Thema 
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CLIP 5: WIEDERGUTMACHUNG (3’30) 

Erzähler/in Um Wiedergutmachung dieses Unrechts kämpfen die Zwangsaus-
gesiedelten bis heute. Zwar hat die Bundesrepublik die Betroff enen 
inzwischen moralisch rehabiliƟ ert, die Aussiedlungen auch per Ge-
setz zu Unrecht erklärt. Aber fi nanziell ließ sie die Vertriebenen im 
Regen stehen. 
Eine Vermögensabgabe für oŌ  völlig heruntergewirtschaŌ ete Höfe 
konnten sie abwenden. Um Land oder Wald wiederzubekommen, 
zahlten sie die karge „Entschädigung“ aus DDR-Zeiten zurück. Für 
Gebäude aber – etwa das Elternhaus, aus dem sie vertrieben wur-
den – verlangte der Staat nach einem komplizierten Rechenmodell 
Geld. Gezahlt haben es viele trotzdem.

Marlies Wagenknecht Das ist ihr Eigentum. Es hat kaum ein Betroff ener diese Zwangsaus-
siedlung seelisch überstanden, und der Drang nach seinem eigenen 
Eigentum ist größer als alles andere.

Erzähler/in Eine Entschädigung für die Zwangsaussiedlung – für staatliche Will-
kür, Verunglimpfung, seelisches Leid – gibt es aber bis heute nicht. 
Das eigentliche Unrecht bleibt ohne jede Wiedergutmachung.

Anneliese Fleischer Na, gerecht ist wohl gar nichts mehr dabei. Denn GerechƟ gkeit kön-
nen Sie im Duden streichen. Das hat es nicht gegeben. Wird es nicht 
geben. 

Erzähler/in Auch Helmuth Hörig hat für den Hof seiner Vorfahren in Bömenzien 
diesen Kampf hinter sich. Die Frage, für die Rückgabe der Hofstelle 
zu zahlen, stellte sich die Familie nicht lange.

Helmuth Hörig Und da war die einheitliche Meinung – da haben noch einige Ältere 
gelebt – das wird genommen. Dann hat meine MuƩ er das Geld hin-
gebläƩ ert, überwiesen. 

Erzähler/in Kurz darauf brennt eine der Scheunen auf dem Hof bis auf die 
Grundmauern nieder. BrandsƟ Ō ung. Der Täter wird nie gefasst. Vor 
allem aber ist das Haus in einem furchtbaren Zustand.

Helmuth Hörig Meine Enkelin, die war damals fünf Jahre alt, die fragte: ‚Opa, das 
ist alles Schweinestall. SƟ mmt‘s?‘ Und da drin, da haben Leute ge-
haust und gewohnt. Und mir wurde gesagt ja, jetzt gehört es dir, jetzt 
musst du dich darum kümmern.

Erzähler/in Heute gehören Land, Wiesen und Wald wieder der Familie. Genauer 
gesagt: Helmuth Hörig, dem Erstgeborenen. Wie es in der Altmark 
jahrhundertelang üblich war. Das Land zusammenzuhalten, wie 
einst, sei jetzt seine Verantwortung, sagt er.

Erzähler/in Auch Lutz Winkelmann hat Geld gezahlt für den Hof seiner Großel-
tern in Barnebeck. Das Wohnhaus und eine Scheune konnte er nur 
noch abreißen. Sieben Jahre hat er um die Rückgabe gekämpŌ . 

Lutz Winkelmann Und dann war ich am Ziel und darüber bin ich stolz und freue mich, 
wo meine GeneraƟ onen vorher für gearbeitet haben, dass das wie-
der Winkelmann heißt. So, wie es sein soll. 

Erzähler/in Nicht alle Zwangsausgesiedelten sind in die alte Heimat zurückge-
kehrt. Anneliese Fleischer und Marlies Wagenknecht kommen nur 
noch auf Besuch nach Cheine. Doch ihre Heimat, sagen beide, wird 
immer die Altmark bleiben.

interessiert haben. Und ganz aktuell kann ich Ihnen sagen, dass der 
MDR die Reportage ab dem 1. Juni 2022 auf seinem eigenen YouTu-
be-Kanal „MDR DOK“ einstellen wird. Sie wird also weitere interes-
sierte Zuschauer fi nden.

Eine Suche im ARD-Archiv ergab, dass das Thema nach Ende der DDR 
immer wieder mal im Fernsehen präsent war: meist in Form kürze-
rer Berichte der Landesmagazine in MDR und NDR, zu Jahrestagen 
oder Mauerfall-Jubiläen, auch in Reportagen über die Grenze, das 
Grenzland oder das Leben im Sperrgebiet – dort aber immer als ein 
Teilaspekt.

Reportagen, die sich ausschließlich dem Thema Zwangsaussiedlung 
und „AkƟ on Ungeziefer“ widmen, habe ich genau drei gefunden: ei-
nen 45-Minuten-Film von HR und RBB über das thüringische Dorf 
Großburschla aus dem Jahr 2006, eine 30-Minuten-Reportage des 
MDR über das Geschehen in einem Dorf im Vogtland aus dem Jahr 
2007 – und diesen, unseren Film.

All das ist sicher zu selten, zu sporadisch, zu wenig, um die Schicksale 
der betroff enen Menschen tatsächlich in den Blickpunkt der Öff ent-
lichkeit zu rücken. Das zeigen ZuschriŌ en, die unsere RedakƟ on nach 
der Ausstrahlung der Reportage erreicht haben, wie bspw.:

– „Einen Tag nach dem Ansehen, bin ich immer noch kompleƩ  ent-
setzt über das, was Ihr dort ans Tageslicht gebracht habt. Das sind 
Themen, die man viel mehr in den Fokus rücken sollte.“
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– „Danke für die AuŅ lärung und die Darstellung der Wirklich-
keit.“ – „Danke für die klaren Worte!“

– „Das darf nie vergessen werden.“

Dem ist nichts hinzuzufügen, denke ich. Vielen Dank.

Panel Historische Einordnung 
& Wahrnehmung von Zwangs-
aussiedlungen in der DDR
Podiumsdiskussion unter Beteiligung des Publikums

ModeraƟ on: Sandra Czech

Dr. Anke Geier, Historikerin
Rainer Potratz, Historiker
Sven Stephan, Journalist

Sandra Czech: „Vielen Dank für die intensiven Vorträge, die uns noch 
mal reichlich mit InformaƟ onen versorgt haben und die auch für die 
Nichtbetroff enen sehr informaƟ v waren. Gibt es dazu Fragen aus 
dem Publikum?“

(v.l.n.r.): Dr. Anke Geier, Sandra Czech, Sven Stephan, Rainer Potratz 
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Marie-Luise Busse: „Ich habe ein Anliegen. Die Berichte waren haupt-
sächlich aus Thüringen und Sachsen-Anhalt. Ich wurde aus dem Kreis 
Hagenow als ,Ungeziefer’ ausgewiesen. Wir im Amt Neuhaus/Elbe 
haben dafür gesƟ mmt, dass das Amt wieder zu Niedersachsen ge-
hört, aber von dort hört man überhaupt nichts. Ich häƩ e mal eine 
BiƩ e an die Veranstalter, auch an die UOKG und an alle IniƟ atoren 
hier in Magdeburg, sich mal an das Land Niedersachsen zu wenden, 
damit dort auch eine Veranstaltung zu 70 Jahre ,Ungeziefer’ gemacht 
wird.“

Sandra Czech: „Das ist ein guter Vorschlag, den nehmen wir gerne 
auf. Ich würde das Gespräch gerne mit Sven Stephan beginnen. Die 
öff entliche Wahrnehmung der Zwangsaussiedlungen ist doch sehr 
gering, ebenfalls das Wissen darüber. Herr Stephan, Ihre Dokumen-
taƟ on „AkƟ on Ungeziefer, vertrieben in der DDR“ ist 2020 erschie-
nen. Wie waren die Einschaltquoten?“

Sven Stephan: „Der Film war ein Jahr in der Mediathek. Bei der ers-
ten Ausstrahlung haben ihn 340.000 Menschen gesehen. Das ent-
spricht beim MDR einem Marktanteil von etwa 10 Prozent, und das 
ist für diesen Sendeplatz sehr, sehr gut. Das ist richƟ g gut, und das 
hat die RedakƟ on sehr gefreut, mich natürlich auch. Anschließend ist 
er ein Jahr in der Mediathek zu sehen gewesen. Leider kann ich die 
Zugriff szahlen auf die Mediathek nicht nennen, weil es zu der Zeit 
beim MDR eine technische Umstellung gegeben hat. Die Zahl exis-
Ɵ ert also leider nicht. Es hat auch jemand diesen Film privat als Nut-
zer auf YouTube eingestellt. Vorhin habe ich gehört, er sei jetzt raus, 
aber ich habe ihn diese Woche noch gesehen. Ich habe es vorhin auf 
dem Handy mal schnell gesucht, aber ich habe es nicht fi nden kön-
nen, seit gestern nicht mehr. Letzte Woche waren es 3.800 Zugriff e. 
Das ist nicht wahnsinnig viel, aber es gab doch immer mal auch einen 
Kommentar drunter oder Leute, die sich es dann doch angeschaut 
haben, vielleicht, wenn sie den Begriff  eingegeben haben.

Und was ich sagen darf: Ab Juni möchte der MDR die Reportage noch 
mal offi  ziell präsenƟ eren, und zwar auf YouTube im MDR eigenen 

 Kanal ,MDR DOK’. Das soll am 1. Juni 2022 starten, so ist es mir in 
Aussicht gestellt worden. Ich hoff e, dass alles klar geht. Dann wäre 
er auf jeden Fall wieder online verfügbar, und man könnte ihn sich 
anschauen.“

Sandra Czech: „Wir haben uns ja schon immer alle gewundert, dass 
der da überhaupt stehen darf, wie ist es mit den Rechten?“

Sven Stephan: „Man erwirbt die Rechte gegen die Zahlung eines 
wirklich sehr vernünŌ igen Geldbetrages für ein Jahr und darf es ein 
Jahr online stellen. Nach einem Jahr müsste man die Rechte neu 
erwerben. Das heißt, der MDR wird also jetzt auch noch mal Geld 
in die Hand nehmen, damit der Film noch mal gezeigt werden darf. 
Ganz offiziell.“

Sandra Czech: „Schön. Wir haben eine Meldung im Publikum.“

Dr. Hauke Heidenreich: „Ich habe an Sie, Herr Stephan, noch eine 
ganz kurze Frage. Sie haƩ en ganz kurz erwähnt in Ihrem Vortrag, dass 
Ihnen in den 90er Jahren schon ArƟ kel zu dem Thema aufgefallen 
sind. Können Sie sagen, in welcher Art berichtet wurde über diese 
AkƟ on ‚Ungeziefer‘?“

Sven Stephan: „Ich denke, das sind Magazin-Berichte gewesen oder 
ZeitungsarƟ kel, die berichtet haben, was da passiert ist, die auch ei-
nen Zeitzeugen, eine Zeitzeugin gefunden haƩ en, die vielleicht das 
alte Haus wieder aufgesucht haben, sich vielleicht sogar schon be-
müht haben, das wieder zu bekommen. Dadurch war mir das zumin-
dest ein Begriff . Auch diese Terminologie, diese Formulierung AkƟ on 
‚Ungeziefer‘, das haƩ e ich damals auf jeden Fall gehört. Und auch 
diese Filmaufnahme, wie gesagt, die haƩ e ich damals schon gesehen.

Ich habe sogar mal im ARD-Archiv gesucht. Es hat immer mal Bericht-
erstaƩ ung dazu gegeben. Ich habe das mal versucht zurückzuverfol-
gen, zumindest für die ARD-Anstalten bis etwa 1990. Es waren aber 
fast ausschließlich Magazin-Berichte von drei, vier, fünf Minuten, 
meist im Frühjahr kurz vor den Jahrestagen. An längeren ProdukƟ -
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onen habe ich außer dem Film, den ich machen durŌ e, noch zwei 
gefunden, alle erst nach 2000. Ein Film von 2006 vom Hessischen 
Rundfunk und vom RBB über das Dorf Großburschla setzt sich mit 
den Zwangsaussiedlungen auseinander. Dann gab es 2007 eine Sach-
senspiegelreportage von 30 Minuten über ein sächsisches Dorf im 
Vogtland, wo es auch nur um Zwangsaussiedlung geht. Es gibt viele 
andere Geschichten und Reportagen, wo das aber nur als ein Teil-
aspekt vorkommt. Es gibt einen tollen Film über den Point-Alpha, 
da hat Frau Tröbs mitgewirkt. Ganz beeindruckend, aber eben auch 
nur ein kleiner Part. Dann gab es vom Bayerischen Rundfunk einen 
Bericht über das Leben im Grenzland, Leben im Todesstreifen – so 
reißerische Titel haƩ en die teilweise. Aber ich will es gar nicht sehr 
kriƟ sieren. Verkaufen gehört ja ein bisschen dazu.“

Rainer Potratz: „Ich erinnere mich daran, dass 1990, unmiƩ elbar 
nach einem Kongress des BdZ in Erfurt, das DDR-Fernsehen berichtet 
hat und zwar die Sendung ,Elf 99’. Da wurden die ersten Interviews 
geführt, noch zu DDR-Zeiten. Und auch im Umfeld dieses ersten Kon-
gresses gab es vor allem in Thüringen zahlreiche ZeitungsarƟ kel, wo 
einzelne Geschichten, besƟ mmte Fälle, erzählt worden sind. ,Die 
VolkssƟ mme’ aus Magdeburg war auch ganz akƟ v.“

Sandra Czech: „Noch eine Frage aus dem Publikum. Das Mikrofon für 
Herrn Fuchs, biƩ e.“

Dr. ChrisƟ an Fuchs: „Es haben mir sehr viele Betroff ene sehr glaub-
würdig, fi nde ich, erzählt, dass ihnen nicht mitgeteilt worden sei, 
wohin sie gebracht würden. Andererseits habe ich vorhin die Ver-
ordnung so verstanden, als müsste es Ihnen mitgeteilt werden. Kann 
man daraus schließen, dass das schlicht ignoriert wurde?“

Dr. Anke Geier: „Es wurde der Aufnahmekreis mitgeteilt. Aber wel-
cher Ort genau? Also ich habe das aus den Quellen rekonstruiert. 
Und da habe ich eine Quelle, wo gesagt wurde: ‚Sie werden in den 
Landkreis Altenburg umgesiedelt.‘ Es sind sicherlich auch regiona-
le Unterschiede, so auch in der Durchführung oder der MiƩ eilung. 

Das war vielleicht auch teilweise den Volkspolizisten überlassen. Die 
wussten ja teilweise auch selber nicht, wo welche Personen hinkom-
men.“

Sven Stephan: „Vielleicht hat es auch daran gelegen, dass der Film 
vor allem aus Sachsen-Anhalt berichtet oder sich auf Fälle aus dem 
Land Sachsen-Anhalt bezieht. Wie wir gehört haben, waren die ja 
besonders fl oƩ , um das mal so salopp auszudrücken. Die waren die 
ersten und haben sich vielleicht auch gar nicht an alle Vorgaben ge-
halten. Denn die Zeitzeugen, mit denen ich gesprochen habe, haben 
alle unisono gesagt: ‚Wir wussten nicht, wo es hingeht, und wir hat-
ten wirklich Angst, es geht nach Russland‘.“

Sandra Czech: „Herr VesƟ ng, biƩ e.“

Justus VesƟ ng: „Ich habe eine Frage zu einem Aspekt, der heute nur 
ganz kurz angeschniƩ en worden ist von Ihnen, Herr Stephan. Was 
hat das eigentlich mit denjenigen gemacht, die im Sperrgebiet zu-
rückgeblieben sind, welche Auswirkungen haƩ e es für sie? Gibt es 
dazu schon Forschungsergebnisse? Wie ist da der Stand der Dinge?“

Dr. Anke Geier: „Vielleicht kann ich da anschließen. Diese Aussied-
lung wurde natürlich auch genutzt, um die verbliebenen Bewohner 
im Grenzgebiet zu disziplinieren, um ihnen eine gewisse Angst vor 
weiteren Aussiedlungen zu vermiƩ eln. In den Berichten, die nach 
den Aussiedlungen angeferƟ gt wurden, ging es darum, wie die Si-
tuaƟ on danach im Grenzgebiet war. Da gibt es auch wieder lokale 
Unterschiede. Meistens stand in den SED-Berichten, die Maßnahme 
wurde gut aufgenommen und akzepƟ ert. Man ist ja für den Frieden. 
Ich habe aber auch Quellen gelesen, wo zum Beispiel die Bewoh-
ner eines Ortes sich gar nicht mehr äußern, einfach aus Angst davor, 
wenn sie sich äußern, werden sie auch ausgesiedelt. Die Behörden 
wollten natürlich ein befriedigtes und ruhiges Grenzgebiet, wo keine 
Vorkommnisse mehr sind. Aber ich denke, man hat auch bei diesen 
Berichten nicht immer mitbekommen, was wirklich unter der Bevöl-
kerung diskuƟ ert wurde.“
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Sandra Czech: „Vielen Dank. Haben Sie noch Ergänzungen Herr Ste-
phan?“

Sven Stephan: „Ich fi nde es sehr spannend, dass es sich teilweise bis 
heute auswirkt. Ich habe Herrn Bock, den Heimathistoriker, schon 
erwähnt. Den habe ich weit vor Beginn der Dreharbeiten besucht. Er 
ist mit mir im Auto nach Hanum gefahren. Das ist das Nachbardorf 
von Jübar und liegt direkt an der Grenze. Die letzten großen Bauern-
höfe grenzen direkt an Niedersachsen. Er hat mich einer alten Dame 
vorgestellt, die dortgeblieben ist und die die Zwangsumsiedlung der 
Familie ihrer besten Freundin aus dem Nachbardorf eins zu eins mit-
bekommen hat. Sie hat alles ganz wunderbar erzählt, aber sie häƩ e 
das nie vor einer Kamera getan. Sie wollte das nicht, weil sie befürch-
tete, dass könnte dann anschießend in der Zeitung stehen, wie das 
manchmal so ist. Das wollte sie dann doch lieber nicht. Ich glaube, 
man muss auch bedenken: Die Menschen leben dort ja alle noch Tür 
an Tür. Diejenigen, die zurückgeblieben sind, die vielleicht trotzdem 
nicht super linientreu waren, leben aber mit den ehemaligen Grenz-
soldaten Tür an Tür. Sie fi nden Streckmetallzäune als Gartenbegren-
zung nicht nur im Garten von Herrn Bültge [ehemaliger Vopo aus der 
MDR-DokumentaƟ on], sondern auch bei seinen Nachbarn. Die Leute 
müssen ja alle irgendwie miteinander auskommen. Ich glaube, dort 
wirkt sich das bis heute irgendwie aus. Man muss irgendwie mitei-
nander zurechtkommen und redet vielleicht am liebsten gar nicht 
drüber. In dem Film kann man das nicht alles zeigen. In Jübar gibt es 
einen großen Gedenkstein, der an die Öff nung der Grenze 1990 nach 
Zasenbeck erinnert. Aber an die AkƟ on ‚Ungeziefer‘ erinnert dort gar 
nichts.“

Sandra Czech: „Danke schön. Herr Dombrowski, Sie haben eine 
 Frage.“

Dieter Dombrowski: „Überall wo ich bin, werbe ich für Bürgerdialoge, 
Frau Zupke weiß das. Im Zuge von ‚30 Jahre Wiedervereinigung‘ war 
so etwas geplant zwischen Ost und West. Doch dann kam Corona. 
Aber ich werbe immer dafür, jetzt schon seit zwei Jahren, Bürger-

dialoge zwischen den Menschen aus der ehemaligen DDR zu führen 
in solchen Grenzorten oder auch in HaŌ orten, wo die Einwohner-
schaŌ  natürlich immer wusste, was dort los war. Aber es wird darüber 
geschwiegen. In meiner Heimatgemeinde im Milower Land, wo ich 
wohne, wollten wir mit dem evangelischen Pfarrer etwas zum Volks-
aufstand vom 17. Juni machen. Wir wollten diskuƟ eren: Wie war das 
eigentlich in dem Ort? Und da kam dabei heraus, dass der Pfarrer 
sagte: ‚Ich habe von Bürgern, von Gemeindemitgliedern viele Schil-
derungen‘. Aber als wir gesagt haben: ‚Geben Sie mal her, da machen 
wir eine Veranstaltung draus oder eine Handreichung‘, sagt er: ‚Da 
muss ich Sie enƩ äuschen, die Leute haben gesagt, wir sagen Ihnen 
das, aber wir sagen es nicht in der Öff entlichkeit.‘ Die Menschen, die 
vielleicht am 17. Juni 1953 auf der anderen Seite beteiligt und in der 
SED waren, wohnen da alle noch. Ich fi nde, dass es neben dem, was 
wir hier für die Zwangsausgesiedelten zu regeln haben, sollte es auch 
zu einem Gesprächsaustausch zwischen den Ostdeutschen kommen. 
Was wissen eigentlich die anderen darüber? Oder wie bewertet man 
das heute? Es gibt ja viele, die zwar in ihre Heimat zurückgehen, aber 
mit großer Wehmut. Leider gibt es aber auch viele, die sich erst im 
Sarg dort beerdigen lassen. Da würde ein Gespräch zwischen Ost-
deutschen vielleicht ein bisschen abhelfen können.“

Sandra Czech: „Eine sehr gute Idee. Wollen wir hoff en, dass das viel-
leicht auch innerhalb von Veranstaltungen in den bestehenden und 
zukünŌ igen Grenzland-Museen des Grünen Bandes aufgegriff en 
wird. Und da wäre auch noch mal direkt meine Frage an Herrn Po-
tratz. Sie sprachen davon, dass Sie 40 Zeitzeugeninterviews durchge-
führt haben. Sind diese 40 Interviews auch für junge Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter zugänglich? Kann man darauf zugreifen? Stellen 
Sie die zur Verfügung?“

Rainer Potratz: „Ich habe diese Forschung damals in einem Projekt 
der Fernuniversität Hagen beim Deutschen Gedächtnis, dem InsƟ tut 
für Biographie und Geschichte, gemacht. Dort sind diese Audio-In-
terviews archiviert. Inzwischen sind sie alle transkribiert und digitali-



189188

PANEL   HISTORISCHE   EINORDNUNG PODIUMSDISKUSSION PANEL   HISTORISCHE   EINORDNUNG PODIUMSDISKUSSION

siert worden und können für Forschungszwecke benutzt werden. Für 
journalisƟ sche Zwecke müssen datenschutzrechtliche Dinge berück-
sichƟ gt werden. Darüber hinaus haƩ e ich dann aber auch noch mal 
in Zusammenarbeit mit meinem alten Arbeitgeber, der Landesbeauf-
tragten für die Aufarbeitung der kommunisƟ schen Diktatur im Land 
Brandenburg, in Potsdam Videointerviews mit Zwangsausgesiedel-
ten geführt. Die stehen zum Teil im Internet auf der Homepage der 
LandesbeauŌ ragten in Potsdam.“

Sandra Czech: „Es sind noch zwei Fragen aus dem Publikum. Herr 
Schrimpf, biƩ e.“

Gerd Schrimpf: „Das fi nde ich sehr interessant, was wir hier hören, 
und es kommt jeden Tag etwas Neues dazu. Also ich denke mir, 
jeder Tag hat eine besƟ mmte Qualitätssicherung, und heute haben 
wir wieder andere Ausführungen, die zum Teil für die Betroff enen 
neu sind. Alle Ausführungen, auch die der Zeitzeugen, die aus ver-
schiedenen Bundesländern kommen, sind interessant. Ich komme 
aus Südost-Thüringen, aus Probstzella und muss feststellen, dass 
die UmsiedlungsakƟ onen trotz des deutlichen Beschlusses des Mi-
nisterrates überall etwas anders vollzogen wurden. Den Eindruck 
habe ich gewonnen. Was Frau Dr. Geier sagte, dass wir informiert 
worden wären: Damals, im Juni 1952, wurde angeblich der Be-
schluss vorgelesen, und dann wurde gesagt, in welchen Kreis oder 
wo man hinkommt innerhalb der DDR. Wir haben in Thüringen von 
den insgesamt 1.300 km mit 700 km die längste Grenze zur Bun-
desrepublik. Die MiƩ eilung, wohin wir kommen, die ist zum großen 
Teil nicht erfolgt. Das wurde schon mehrmals in ZeitungsarƟ keln 
berichtet. Wir haƩ en Angst, nach Polen, nach Tschechien, nach Si-
birien oder sonst wohin zu kommen. Aber das waren alles Gerüch-
te. Das ging bis rein in die Güterwaggons, in denen wir saßen. Da 
wurden diese Gespräche geführt. Da war vorher keine InformaƟ on, 
wohin wir jetzt deporƟ ert werden. All das ist nicht geschehen. Viel-
leicht ist es in seltenen Fällen gemacht worden, aber zum großen 
Teil nicht.

Dann der Versuch der Wohnungsvergabe. Das war ja schon Tage vor-
her bekannt, wo die Ausgewiesenen hinziehen mussten. Da war alles 
vorbereitet. Das ist aber nicht durchgedrungen. Das war bei denen 
gang und gäbe, bei der Staatssicherheit sowieso. Da waren die Un-
terschiede so groß. Da habe ich gelesen, dass manche Familien zu-
frieden waren mit dem, was sie bekommen haben an Wohnungen, 
luxuriös ausgestaƩ et von anderen Leuten, denen sie vorher abge-
nommen worden waren.

Dann das Gegenstück dazu, andere wurden in Scheunen unterge-
bracht. Und wie ich gestern erzählt habe, bei uns war es ein ehema-
liger Pferdestall, wo wir untergebracht worden sind. All das ist ganz 
krass gewesen.

Mein Wunsch wäre, wenn wir jetzt diese zwei Tage mal zusammen-
fassen, dass vielleicht jetzt die Gelegenheit besteht, nach 70 Jahren 
endlich einmal mehr in die Öff entlichkeit zu gehen. Die Kenntnis über 
die Zwangsaussiedlungen ist zu gering, man spricht nicht darüber. Ich 
habe es selbst erlebt, als ich vor einigen Jahren in Probstzella war. Ich 
habe dort Menschen angesprochen und über diese Aussiedlungen 
gesprochen. Aber viele Menschen, die heute in diesen Orten woh-
nen, wo das damals passiert ist, die sind fast nicht interessiert daran.“

Sandra Czech: „Genau, das haben Sie sehr gut festgestellt.“

Gerd Schrimpf: „Das tut mir weh. Das tut einem leid. Wir müssen 
dazu beitragen, das muss wieder publik gemacht werden in einem 
großen Kreis, angefangen von der Jugend, von den Schülern, man 
muss mit ihnen reden. Die sind ja aufnahmebereit, die sind gar nicht 
so desinteressiert an PoliƟ k, die würden das aufnehmen, würden es 
weiterverbreiten und ihre Lehren daraus ziehen.

Oder die Bevölkerung ist mehr zu informieren – über die Presse, über 
den Rundfunk, über das Fernsehen, über alle Möglichkeiten, die wir 
haben. Das wäre jetzt, nach 70 Jahren, endlich mal die Möglichkeit, 
an die Bevölkerung heranzukommen und denen die Probleme mal 
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zu erklären, mit denen wir gekämpŌ  haben vor 70 Jahren. Wie das 
damals ausgesehen hat. Das ist mein Wunsch.“

Sandra Czech: „Vielen Dank für Ihren Redebeitrag. Die Veranstaltung 
wird dokumenƟ ert. Wir werden den Hinweis von Frau Busse aufneh-
men und das Buch auch nach Niedersachsen schicken. Wir können 
das Buch an etliche Schulen schicken. Die Kontaktdaten der UOKG 
haben Sie, dadurch können wir die sogenannten MulƟ plikatoren er-
reichen. Jetzt haben wir noch eine Wortmeldung.“

Dr. Anke Geier: „Vielleicht kann ich noch ganz kurz ergänzen. Selbst 
ich als StudenƟ n habe an der Universität nichts von Zwangsaussied-
lungen gehört. Das Thema wäre aber auch wichƟ g für die Lehreraus-
bildung.

Es gibt an der ehemaligen Grenze natürlich auch IniƟ aƟ ven und jun-
ge Leute, die sich dafür interessieren. Aber es ist nicht die gesamte 
Bevölkerung, die dieses Thema aufgreiŌ . Da möchte ich auch das En-
gagement an der ehemaligen Grenze, in den Museen, mit kleinen 
Vereinen usw. auch wirklich hochleben lassen, weil die sich da sehr 
bemühen. Und im ehemaligen Grenzgebiet ist das Interesse stärker 
als beispielsweise im Landesinneren.“

Sandra Czech: „Ja. Es gibt noch eine Wortmeldung, ganz hinten  biƩ e.“

Susanne Kschenka: „Ich wollte gerne an Herrn Schrimpf anschließen 
und auch Frau Busse eine Antwort geben, vielleicht eine kleine. Ich 
bin Mitarbeiterin bei der LandesbeauŌ ragten in Brandenburg, und 
wir haben sehr dafür geworben, dass es an der brandenburgischen 
Grenze ein Gedenken in diesem Jahr geben wird mit Beteiligung von 
Brandenburg. Das wird es geben am 27. Mai in Lenzen/Elbe, direkt 
an der Grenze.

Als wir mit den Vorbereitungen begannen, haben wir genau die Er-
fahrung gemacht, von der viele hier erzählt haben. Es wissen selbst 
die Leute dort vor Ort nichts mehr darüber und Leute aus der Staats-
kanzlei oder aus dem Landtag auch nicht. Die sind durch unsere Vor-

bereitung erst auf das Thema hingewiesen worden. Wir haben uns 
jetzt sehr bemüht, dass auch ein Vertreter aus Niedersachsen bei 
dem Gedenken dabei ist, ist noch nicht ganz klar.

Der Vorteil dieser Gedenkveranstaltung ist, dass es an diesem Wo-
chenende, dem 27./28. Mai, einen Elbe-Kirchentag in der Stadt Len-
zen geben wird. Wir haben sozusagen das Gedenken an 70 Jahre 
‚Ungeziefer‘ vor den Elbe-Kirchentag gesetzt, um die Aufmerksam-
keit in der Region noch mal darauf zu lenken und auch niedersäch-
sische Vertreter einzuladen. Es wird im Rahmen dieses Kirchentages 
am 28. Mai auch eine Veranstaltung geben zusammen mit Rainer 
 Potratz, wo ich drum werbe, dass Zeitzeuginnen und Zeitzeugen da-
bei sind und auch Leute von vor Ort.

Dass wir sozusagen nicht nur einen kleinen Vortrag hören, sondern 
auch miteinander sprechen. Nach den Erfahrungen, die ich gestern 
und heute hier gemacht habe, bin ich schon sehr gespannt, wer 
sich daran beteiligt an dem Gespräch und wie wir sozusagen auch 
die unterschiedlichen FaceƩ en des Erlebens an der Grenze einbezie-
hen können. Wir können nachher noch mal drüber reden. Ich wollte 
bloß darauf hinweisen, ich habe draußen Flyer hingelegt vom Elbe-
Kirchentag. Wer da irgendwie noch gerne teilnehmen will an dem 
Gedenktag und an der Veranstaltung, ist herzlich eingeladen – auch 
zum Weitersagen.“

Sandra Czech: „Vielen Dank für den Hinweis. Und eine letzte Wort-
meldung: Frau Wagenknecht biƩ e.“

Marlies Wagenknecht: „Ich habe eine ganz, ganz große BiƩ e. Wir ha-
ben gestern von Erinnerungskultur gesprochen und wie man das den 
Leuten vermiƩ eln kann. Das Einzige, was mir bisher fehlt, wenn ich 
so in Bildungseinrichtungen reingucke: Es steht nicht im Bildungsplan 
der Schulen. Mein Anliegen ist: Es muss an das Bildungsministerium 
herangetragen werden, es muss in die Geschichtslehrpläne aufge-
nommen werden. Wie entwickelt sich eine Diktatur? Das beste Bei-
spiel ist gerade in den Jahren zwischen 1952 und 1959, was wir hier 
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gehört haben, Deutschlandvertrag und dann diese Repressionen, wie 
man eine Grenze dicht macht. Mit den Zwangsaussiedlungen fängt 
das an. Der 17. Juni 1953 ist in allen Köpfen. Damals in der Schu-
le wurde gesagt KonterrevoluƟ on, schwupp ist es in unseren Köp-
fen drin. Aber die Zwangsaussiedlungen wurden totgeschwiegen. Es 
muss in die Bildungsarbeit. Das muss irgendwie, wer auch immer es 
macht, an das Bildungsministerium herangetragen werden, es muss 
aufgenommen werden.“

Panel TraumabewälƟ gung
Vortrag: „Die Bedeutung einer angemessenen Entschädigung 
für die TraumabewälƟ gung von Opfern poliƟ scher Gewalt“

Einleitung

Durch meine Arbeit mit poliƟ sch TraumaƟ sierten der DDR wurde mir 
zunehmend klar, dass neben einer Psychotherapie, psychosozialen 
Beratung, seelsorgerlichen Gesprächen zur BewälƟ gung der Trauma-
Ɵ sierung versorgungsrechtliche Fragen essenƟ ell dazugehören.

Die individuelle Therapie reicht oŌ  alleine nicht aus. Die gesellschaŌ -
liche Anerkennung ist notwendig, um die Würde der Betroff enen 
wieder herzustellen.

MiƩ lerweile gehöre ich selbst dazu, weil ich 90 Tage in poliƟ scher 
HaŌ  verbrachte. Die Entschädigung bekomme ich allerdings erst 
dann, wenn ich nicht mehr arbeite und nur noch Rente beziehe.

Zu den Betroff enen gehören folgende Gruppen: poliƟ sche HäŌ linge, 
Betroff ene von Zersetzung, Heimkinder insbesondere der geschlos-
sene Werkhof Torgau, ZwangsadopƟ onen, Opfer von Armeeunfällen, 
Stasikinder und eben auch die Zwangsausgesiedelten.

Dr. Karl-Heinz Bomberg 
Arzt und Liedermacher
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Die Begutachtung von Betroff enen poliƟ scher Gewalt

Die Praxis ist nach wir vor unzureichend. In der Realität gibt es eine 
Unterversorgung der Opfer und eine Überversorgung der Täter.

Warum Begutachtung? Therapie und versorgungsrechtliche Fragen 
poliƟ sch TraumaƟ sierter gehören für mich zusammen (2016).

Was bedeutet für mich Heimat?

Ein interessantes Thema, dem ich mich mit ein paar Ausführungen 
annähern möchte.

Ich beginne zunächst mit dem heuƟ gen Heimatgefühl. Heimat ist für 
mich nur zu einem Teil der Staat, obgleich ich mit der DemokraƟ e in 
der Bundesrepublik Deutschland idenƟ fi ziert bin. Das ist die poliƟ -
sche Heimat.

„Heimat sind so viele schöne Dinge.“ So lautete eine Radiosendung 
von 1992 über die Karibik in meiner Erinnerung. 30 Jahre später 
spricht der chinesische Künstler Ai Weiwei in der Berliner Zeitung 
über die Bedeutung von Heimat und die Freuden des Zuhauses. Er 
steht als ein Beispiel für viele mit Heimatgefühl.

Die emoƟ onale Verwurzelung mit dem Geburtsort und der Region 
des Aufwachsens als Kind zieht sich durch die Menschheitsgeschich-
te. Wieso sollte ich davon abweichen?

Es sind so warme, zu Herzen gehende Gefühle, wenn ich vom Aus-
land nach Deutschland komme, wenn ich in Deutschland meinen 
Geburtsort Creuzburg besuche und in Eisenach die Wartburg sehe. 
Freudige Erregung durchströmt mich bis heute.

Die DDR war meine Heimat, aber seit meiner Studentenzeit nicht 
mehr meine poliƟ sche.

Ich wollte einen demokraƟ schen Sozialismus und akƟ v mitgestalten. 
Meine Heimat wurde dann vielmehr meine Sprache, mein Geburts-

ort in einer lieblichen LandschaŌ  in WesƩ hüringen. Dazu kamen alte 
Klöster und Burgen, die mich prägten. Und vor allem aber meine 
warmherzige Oma und meine liebevollen Eltern und Freunde.

Später wurde mein Fernweh immer größer. Aber mein Heimweh 
ließ mich wahrscheinlich nicht ausreisen. Mir wurde erst vor kurzem 
deutlich, dass ich mir wünschte, dass Erich Honecker zurück ins Saar-
land sollte, damit die DDR-Bürger in Ruhe reisen können.

Irgendwie bin ich verliebt in meine Heimat und die deutsche Kultur.

Als Arzt, PsychoanalyƟ ker und Liedermacher pfl ege ich diese Zu-
neigung. Weil ich meine eigene Sprache liebe, liebe ich auch Fremd-
sprachen.

An Hand dieser kurzen Darstellung wird deutlich, wie furchtbar Krieg 
und Vertreibung sein müssen. Deshalb ist es so wichƟ g, alles zu tun, 
um einen größeren Schaden zu verhindern. Mein Mitgefühl den Be-
troff enen des Russland-Ukraine-Krieges. Bildung ist Friedensarbeit.

Hier schlägt mein Herz in meinen Friedensliedern. Als poliƟ scher 
HäŌ ling sang ich lautlos in der Zelle mein Lied „Was Menschen 
Schenk antun“.

Zwangsaussiedlungen in der DDR und ihre gesundheitlichen Folgen

Über die Fakten und historischen Hintergründe wurde bereits auf der 
Tagung ausführlich berichtet. Hier eine Zusammenfassung: mit der Ak-
Ɵ on „Ungeziefer“ 1952 und der AkƟ on „FesƟ gung“ 1961 wurden etwa 
12.000 Menschen aus dem 5 km Sperrgebiet der Westgrenze in ver-
schiedene andere Regionen umgesiedelt. Die Zwangsausgesiedelten 
sind eine heterogene Gruppe aus sogenannten poliƟ sch unzuverlässi-
gen Personen. OŌ  konnten sie in ihrem Beruf nicht wieder Fuß fassen 
und fanden insgesamt deutlich verschlechterte Bedingungen vor.

Herr D., Protagonist im Buch „Seelische Narben“, im thüringischen 
Grenzgebiet aufgewachsen, schreibt dazu:
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FesƟ gung – Blümchen – Kornblume – 3.10.61

Allein mit Benennung, der bis zuletzt extrem geheim gehaltenen Ope-
raƟ on ist die menschenverachtende HinterhälƟ gkeit des sogenann-
ten Arbeiter- und Bauernstaates belegt.

Es ist immer noch die alte Zeit, die Zeit meiner Kindheit und frühen 
Jugend, direkt an der Grenze zum Bundesland Hessen – im DDR-
Sperrgebiet, die mir Ɵ efsitzende, bis heute bewegende Erinnerungen 
verschaŏ   hat.

Ich brauche nur wenig Anlaß zu diesem Umfeld als Thema, und alles 
ist wieder präsent.

Die Berliner Mauer war gerade errichtet. Die Angst der Bevölkerung 
in den Thüringer Grenzorten war eine alles überdeckende Lebenssi-
tuaƟ on. Es verging wohl kein Tag, an dem meine Eltern mich nicht 
ermahnten „erzähle niemandem, was zu Hause gesprochen wird“, 
sprich nicht über unser Fernsehprogramm“, „halte dich zurück“, „sei 
nicht auff ällig“ usw. usw.

Die Angst war begründet. Die AkƟ on „Ungeziefer“ von 1952 war 
ihnen in schmerzlicher Erinnerung. […] Als selbständiger Handwer-
ker, im Grenzgebiet mit überwiegend WestverwandtschaŌ , war das 
 Risiko unkalkulierbar, eines Morgens verladen und ausgesiedelt zu 
werden.

An diesem besagten 3.10.1961 standen mehrere Lkw auf dem Markt-
platz. Fremde Menschen in Zivil wie auch Uniformierte klingelten 
„die Auserwählten“ vor 6.00 Uhr früh aus den BeƩ en. Es wurde an-
gefangen, die Habe der Betroff enen zu verladen. Widerstand wurde 
mit Gewalt gebrochen. Verzweifelte Frauen weinten, Kinder waren 
verstört ob dieser SituaƟ on. Männer wurden regelrecht „in Schach“ 
gehalten! Binnen 2 Stunden war die AkƟ on wohl ausgeführt. Eigen-
tum beschlagnahmt, Häuser in Grenznähe abgerissen, um opƟ males 
Sicht- und Schussfeld zu schaff en. 

Später in der Schule waren die fehlenden Mitschüler natürlich Ge-
sprächsthema. Von den Lehrern abgewiegelt, unterdrückt, so etwa 
eine vermutlich vorgegebene ArgumentaƟ on „diese Bürger sind zu 
ihrem eigenen Schutz aus dem Grenzgebiet verwiesen worden.“

Ausgedacht von Stasi und SED-Genossen, um den Unmut der ortsan-
sässigen Bevölkerung über Bevormundung und Versorgungslage in 
Angst zu ersƟ cken!

Spitzel und Neider vor Ort halfen mit übler Nachrede, DenunziaƟ on 
und Treuebekenntnis zu diesem Staat. Erhoŏ  en sich wohl Vorteile, 
evtl. eine bessere Wohnung in den zwangsgeräumten Häusern.

Die systemaƟ sche Drangsalierung ging weiter. Die Bewohner des 
5 km Sperrgebietes und des 500 m Streifens (kein Ausgang nach Aus-
bruch der Dunkelheit) hat man gezielt „ausgedünnt“. WichƟ ge Ämter 
und Behörden außerhalb des Sperrgebietes verlegt. Verwandtenbe-
suche erschwert. Eine Antragsbearbeitung um Einreise ins Grenzge-
biet dauerte Wochen – mit ungewissem Ausgang. Der „Vorzaun“ (ca. 
5 km vor der innerdeutschen Grenze) mit Schlagbaum und Passkont-
rolle wurde 24 Stunden an 365 Tagen im Jahr bewacht.

Die gezielte Verödung einer ganzen Region wurde immer deutlicher.

Erwähnenswert ist der Zusammenhalt in den abgelegenen kleinen 
Rhöndörfern in dieser Zeit. Zum Teil streng katholisch, gefesƟ gt in 
ihrem Glauben, in sich geschlossen in ihrer bisweilen autarken Le-
benswelt.

Die „roten Heilsbringer“ bissen sprichwörtlich auf den „Rhöner Ba-
saltstein“. (Herr D., 21.4.2022).

Im „Zeitzeugen-Portal“ online – werden solche Schicksale und Erleb-
nisse bezeugt.

Herr S. und Frau B. beschreiben ähnliche Erlebnisse:

Eine Zwangsaussiedlung aus dem Sperrgebiet an der innerdeutschen 
Grenze lief – auch in den vermutlich seltenen Einzelfällen – so ab: 
Ohne Vorankündigung wurden ganze Familien aus ihren Wohnungen 
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und Häusern im gesamten, ca. 5 km breiten Sperrgebiet meist ohne 
Nennung von Gründen, ohne Gerichtsbeschluss innerhalb von Stun-
den unter entwürdigenden Bedingungen von Bewaff neten vertrieben 
und kamen, noch unter Schock stehend, in ElendsquarƟ eren im Hin-
terland an. (Bennewitz, S.235)

Aber was bedeutet der Verlust von Heimat, stehenden Fußes Haus 
und Hof verlassen zu müssen? Auf brutale Weise, traumaƟ sch ge-
trennt zu werden?

Der Trennungsschmerz kann überwälƟ gend sein. Der Verlust des 
Ganzen, das wiederum aus vielen geliebten Einzelteilen besteht. Das 
Sicherheitsgefühl geht verloren. Das Gehirn schaltet in eine Art Not-
fallmodus. Ich muss weiterleben, überleben und funkƟ onieren. Aus 
solchen heŌ igen BelastungssituaƟ onen kann es zu Übererregung wie 
Panik, Weinen, Schreien, Klagen, innere körperliche Unruhe oder 
auch Untererregung wie Apathie, Ausdruckslosigkeit, Teilnahmslo-
sigkeit kommen. All dies sind Versuche des Gehirns, das Überwäl-
Ɵ gende, Unmögliche, Überfl utende zu regulieren. Erregung und Er-
schöpfung können einander abwechseln.

Wie ein Mensch letztendlich reagiert, hängt von seinen Ressourcen 
und die natürlich auch von seinem Alter ab. Bei Kindern spielt die 
Entwicklungsphase eine wesentliche Rolle.

In der Regel kämpfen die Betroff enen etwa sechs Monate damit, das 
traumaƟ sche Erlebnis zu verarbeiten. In dieser Zeit ist eine stützen-
de, entängsƟ gende, gesprächliche Begleitung sinnvoll. Wenn sich 
danach Traumafolgeschäden zeigen, ist zu prüfen, ob eine Trauma-
therapie indiziert ist.

Wie kann man Traumafolgeschäden diagnosƟ zieren? Das Wiederer-
leben, die Intrusionen sind ein typisches Symptom einer posƩ rau-
maƟ schen Belastungsstörung. Es kann zu massiven sogenannten 
Flashbacks kommen. Diese werden durch spezifi sche SituaƟ onen 
ausgelöst. Zum Beispiel kann ein bellender Hund ein akusƟ sches Er-

innerungssignal sein beim traumaƟ schen Verlassen des Heimathofes 
in der Frühe. Bellende Hunde können in der Folge TriggerfunkƟ on 
haben. Außerdem natürlich auch Medienberichte über Vertreibung 
und Krieg. Im Gehirn entsteht durch eine TraumaƟ sierung eine Un-
ordnung wie in einem unaufgeräumten Schrank.

Ein weiteres wichƟ ges Merkmal einer psychischen TraumaƟ sierung 
ist die Vermeidung all der Dinge, die mit dem Trauma in Verbindung 
gebracht werden könnten. Zudem kann es zu Erinnerungslücken bis 
hin zu dissoziaƟ ven Zuständen kommen, in denen Wahrnehmungs- 
und GedächtnisfunkƟ onen gestört sind.

Zur klassischen Trias der Symptome gehört noch die schon  erwähnte 
vegetaƟ ve Übererregbarkeit (Hyperarousal). Die TraumaƟ sierung 
wird mit körperlichen ReakƟ onen wiedererlebt, das Vergangene ver-
schiebt sich in die Gegenwart. Die Traumafolgeschäden liegen oŌ  in 
Mischform vor. Neben posƩ raumaƟ schen Belastungsstörungen kann 
es sich um Depressionen, Angst- und Panikstörungen, psychosomaƟ -
schen Erkrankungen mit dem Schwerpunkt Schmerz handeln. Schlaf-
Störungen sind ein sehr häufi ges Symptom.

Was ist spezifi sch für Zwangsaussiedlungen?

Staatlicher Willkür ausgesetzt zu sein, traumaƟ sch seiner Lebens-
grundlage, Haus, Hof und Heimat beraubt zu werden. Dazu kommt 
die gesellschaŌ liche SƟ gmaƟ sierung, poliƟ sch unzuverlässig, kein 
vollwerƟ ges Mitglied der GesellschaŌ  zu sein. Diese Entwertung 
wird durch die schlechten Bedingungen an den umgesiedelten Orten 
noch verƟ eŌ . So entsteht ein HeimatverlusƩ rauma.

Wie kann geholfen werden?

Um die Wunde des HeimatverlusƩ raumas zu lindern, ist eine ent-
sprechende gesetzliche Grundlage in Richtung Entschädigung zu 
schaff en. Es geht um die gesellschaŌ liche Anerkennung erliƩ enen 
Unrechts.
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Wie sieht es in meiner bisherigen Praxis aus? Von den ca. 250.000 
poliƟ sch in der DDR InhaŌ ierten haben bei einer anfänglichen Zahl 
von 25 Prozent miƩ lerweile 75 Prozent einen anerkannten Trauma-
folgeschaden, einen sogenannten Grad der Schädigung (GdS) von 
30 bis 50. Hier gehören für mich Psychotherapie und versorgungs-
rechtliche Fragen zusammen. In der Psychotherapie geht es um die 
TraumabewälƟ gung, die Ablösung von traumaƟ schen Erlebnissen, 
bei den versorgungsrechtlichen Fragen um gesellschaŌ liche Aner-
kennung. Diese beinhaltet, als poliƟ sch Verfolgter anerkannt zu sein, 
Unrecht erliƩ en zu haben, gesundheitliche Schäden davongetragen 
zu haben und fi nanzielle Entschädigung. Der letzte Punkt ist eben 
auch wichƟ g, weil viele Lebensläufe beschädigt wurden und insbe-
sondere Hochschulabschlüsse nicht erreicht werden konnten.

Betroff ene von Zersetzung (nichtstrafrechtliche Repressionen) haben 
es deutlich schwerer, Traumafolgeschäden anerkannt zu bekommen. 
In ähnlicher Weise verhält es sich mit berufl icher RehabiliƟ erung, be-
rufl ichem Schadensausgleich, ZwangsadopƟ onen, Opfern von Psych-
iatrie und NaƟ onaler Volksarmee (NVA), Stasikindern und teilweise 
auch Heimkindern. Eine Ausnahme sind die Betroff enen von Torgau. 
Hier ist die Anerkennungsrate höher, vergleichbar mit poliƟ scher 
HaŌ .

Bei der Anerkennung der Zwangsausgesiedelten besteht, zusam-
mengefasst gesagt, dringender Nachhol- und Handlungsbedarf. Die 
Trias Aufarbeitung – RehabiliƟ erung – Wiedergutmachung ist zu ver-
Ɵ efen. Neben einer angemessenen einmaligen Entschädigung geht 
es um die DiagnosƟ k von Traumafolgeschäden.

Daneben kann eine entsprechende Psychotherapie hilfreich sein. 
Dazu gehören analyƟ sche Traumatherapie, Verhaltenstherapie, 
EMDR21, Entspannungstechniken wie Autogenes Training (AT), Pro-

21 Eye Movement DesensiƟ zaƟ on and Reprocessing, was auf Deutsch Desensibilisierung 
und Verarbeitung durch Augenbewegung bedeutet. Hier handelt es sich um ein spezielles 
Verfahren der Traumatherapie.

gressive MuskelrelaxaƟ on (PMR) und alternaƟ ve Formen (z. B. Yoga, 
Tai Chi, Inhärenzmethode, Ito-Thermie22, MeditaƟ on) sowie psycho-
soziale Beratung und seelsorgerliche Gespräche.

Zur eigenen BewälƟ gung gehört die persönliche Resilienz mit den 
zur Verfügung stehenden Ressourcen, die der Symbolisierung der 
traumaƟ schen Erfahrungen dienen. Das können der Beruf, das sozi-
ale Netz, künstlerische Medien, Bildung, Reisen und entsprechende 
FreizeitakƟ vitäten sein. Es ist wichƟ g, in eine akƟ ve Lebensform und 
damit akƟ ve TraumabewälƟ gung zu gelangen, um aus der depressi-
ven OpferposiƟ on herauszufi nden, Lebensfreude zu entwickeln und 
sich vom Trauma abzulösen.

Ausblick

Die etwa 12.000 Betroff enen von Zwangsaussiedlung an der inner-
deutschen Grenze von 1952 und 1961 stellen eine wichƟ ge Opfer-
gruppe dar, für die aus meiner fachärztlichen Sicht entsprechende 
gesetzliche Grundlagen der Entschädigung und der Anerkennung 
von Traumafolgeschäden zu schaff en sind. Im Vortrag fanden neben 
den allgemeinen Schwerpunkten poliƟ scher TraumaƟ sierung auch 
die Feinheiten dieser Betroff enengruppe BerücksichƟ gung. Hier sind 
weitere traumapsychologische Forschungen notwendig.
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Panel Gedenk- und Erinnerungskultur
Vortrag: „Erinnerungskultur am NaƟ onalen 
Naturmonument Grünes Band in Sachsen-Anhalt 
mit seinen europäischen Verbindungen“

Herzlichen Dank, lieber Herr Bomberg, liebe Frau Kunz. Sie haben 
uns das Thema in Richtung BewälƟ gung geweitet. Es ist nicht mög-
lich, Geschehenes ungeschehen zu machen. Und Sie haben über die 
Jahrzehnte mit dem, was Ihnen als Betroff ene geschehen ist, gelebt. 
Das heißt, wir können auch lernen, wie man mit Schwerem lebt, wie 
man es verarbeitet, wie man damit umgeht und wie man es auch in 
Gutes wendet. Und durch das, was Sie bei der Beteiligung, bei so ei-
nem Film, wie ihn Herr Stephan gemacht hat, oder bei Zeitzeugenge-
sprächen in Ihrer Verbandsarbeit tun, geschieht natürlich auch Auf-
arbeitung und persönliche Verarbeitung. Dafür ist Ihnen zu danken. 
Ich glaube, es ist ganz wichƟ g, dass Sie daran einen Anteil haben und 
dabei und dadurch einen eigenen Weg fi nden, für sich damit entwe-
der einen Abschluss zu fi nden oder etwas zu lösen, je nachdem, was 
die persönliche Aufgabe ist.
Wir machen jetzt noch einen anderen SchriƩ  in Richtung: Wie geht 
es denn mit diesem Thema Zwangsaussiedlung und Grenzregime 

Birgit Neumann-Becker 
BeauŌ ragte des Landes 

Sachsen-Anhalt zur Auf arbeitung 
der SED-Diktatur
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 eigentlich weiter? Ich glaube, ein Beitrag zur persönlichen Verarbei-
tung ist es auch, darauf zu schauen, wie in der Öff entlichkeit darüber 
geredet wird. Welche gesetzlichen Möglichkeiten zur persönlichen An-
erkennung gibt es? Aber die andere Frage ist, was gerade auch schon 
im Zusammenhang mit dem Film von Herrn Stephan angesprochen 
worden ist: Wie wird das für die nächsten GeneraƟ onen diskuƟ ert, 
wenn wir sagen, wir erinnern heute an 70 Jahre Zwangsaussiedlung?

Wir hören jetzt drei kurze Vorträge. Diese beleuchten dieses Thema 
der Erinnerungskultur exemplarisch in Sachsen-Anhalt. Die Kollegin-
nen und Kollegen aus Brandenburg und Thüringen mögen es verzei-
hen. Aber ich glaube, es sind ähnliche AkƟ vitäten in den Ländern, und 
wir sind nun einmal in Magdeburg. Deshalb können wir am besten 
über das berichten, was wir hier tun. Es geht insgesamt um die Erin-
nerung zum Thema Grenzregime, die Erinnerung an die Deutsche Tei-
lung, die Erinnerung an den Eisernen Vorhang im Zusammenhang mit 
der europäischen Teilung und die Erinnerungskultur an die Todesopfer.

Erinnerung an die Todesopfer an der innerdeutschen Grenze

Wir haben vor einigen Jahren schon eine Ausstellung zu den Todes-
opfern aus und in Sachsen-Anhalt erarbeitet. Diese ist im Grunde 

kurz vor der Coronakrise so richƟ g un-
terwegs gewesen und in die Rathäuser 
gekommen. Sie konnten sie während 
dieser Veranstaltung auf der driƩ en 
Etage sehen. Sie ist ausleihbar und 
zeigt die Anzahl der Todesopfer und 
persönliche Schicksale.

Insgesamt sind 75 Todesopfer des 
DDR-Grenzregimes in unserem sach-
sen-anhalƟ nischen GrenzabschniƩ  zu 

Begleitbroschüre zur Ausstellung. Herausgeberin: 
Birgit Neumann-Becker. Verfasser: Dr. Jan Kostka

beklagen, davon 62 zivile Todesopfer. Die meisten sind erschossen 
worden, das heißt, sie sind direkt, gewaltsam und nicht durch ein 
Unglück zu Tode gekommen.
Das Anliegen der Ausstellung und auch meiner Erinnerungsarbeit ist 
es, an die Menschen zu erinnern, die in Sachsen-Anhalt an der inner-
deutschen Grenze zu Tode gekommen sind. Und deshalb haben wir 
diese Ausstellung hauptsächlich diesen Einzelschicksalen gewidmet, 
so zum Beispiel Rainer Burgis, der in der Nähe von Mechau zu Tode 
gekommen ist.

Hier sieht man den Erinnerungsort, der 
von der UOKG für ihn eingerichtet worden 
ist, an dem Ort, an dem er von einer Mine 
tödlich verletzt wurde. Es gibt auch ande-
re Erinnerungsorte in Sachsen-Anhalt, wie 
am ehemaligen Eisernen Vorhang einen 
ganz früh auf der westlichen Seite für ei-
nen unbekannten Flüchtling errichteten.

Erinnerungsort für Rainer Burgis                                                       

Unbekannter Flüchtling
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Die Harzer Tanne: das ist besonders im Harz eine gängige und übli-
che Art der Erinnerung an die Todesopfer. Und in der MiƩ e sehen Sie 
einen Erinnerungsort für Klaus Schaper, auch im Harz. Wir erinnern 
auch an Todesopfer aus Sachsen-Anhalt in Berlin, weil natürlich auch 
Sachsen-AnhalƟ ner in Berlin zu Tode gekommen sind. Und jetzt nur 
kurz der Blick darauf, wie das in Berlin in der GedenkstäƩ e Berliner 
Mauer aussieht, wo die Flüchtlinge, die Todesopfer einen Namen be-

kommen haben. Den Namen und 
damit auch die Geschichte zurück-
zugeben, darum geht es auch in un-
serer Ausstellung. Ich komme spä-
ter noch einmal darauf zurück, weil 
die Ausstellung in meiner Strategie 
eigentlich nur der AuŌ akt für einen 
längeren Weg zu einer vernünŌ i-
gen Erinnerungskultur in Sachsen-
Anhalt ist.

Klaus Schaper Peter Müller         

Den Opfern der Mauer: Fenster des 
Gedenkens der GedenkstäƩ e Berliner Mauer.
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Erinnerung an die Deutsche Teilung

Wie erinnern wir an die Deutsche Teilung? Es gibt verschiedene Orte, 
hier ist nur eine kleine Auswahl und wahrscheinlich noch nicht ein-
mal eine repräsentaƟ ve. Was ist denn vor Ort eigentlich zu sehen? 
Wie wird vor Ort ganz konkret an die Deutsche Teilung, an Zwangs-
aussiedlungen, an geschleiŌ e Orte erinnert?

Das eine sind Steine, die auch 
noch in 50 Jahren stehen. Das 
ist schon ein deutliches Zeichen. 
Das ist Böckwitz-Zicherie. In dem 
Ort war auch das erste Todes-
opfer überhaupt zu beklagen. 
Und Gedenksteine werden auch 
aufgestellt, aktuell zum Thema 
Zwangsaussiedlung in Benne-
ckenstein. Es gab auch die Idee, 
die gerade leider noch einmal pausieren muss, an verschiedenen Or-
ten zum Thema Zwangsaussiedlung in der Region Harz Gedenksteine 
aufzustellen, und diesen Grenzstreifen damit zu kennzeichnen, also 
zu zeigen, wie breit die Grenze war. Es ist also nicht nur dieser Kolon-
nenweg, den wir in Sachsen-Anhalt als naƟ onales Naturmonument 
unter Schutz gestellt haben.

Gedenkstein Böckwitz-Zicherie       Quelle: LzA

Kolonnenweg. Quelle: LzA Blankenburg, 27.11.2018. Quelle: LzA
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Die anderen Möglichkeiten sind Gedenktafeln. Das ist ein Autosperr-
graben im Harz. Er wird unter dem SƟ chwort „nächste GeneraƟ on“ 
vom Fallstein Gymnasium gemeinsam mit einem Verein gepfl egt. Er 
steht jetzt unter Denkmalschutz, und man kann dort verstehen, wie 
diese Grenze überhaupt funkƟ oniert hat, also wie es technisch funk-
Ɵ oniert hat, ein ganzes Land abzuriegeln.

Und noch ein paar andere Möglichkeiten des Gedenkens: in Sorge 
z. B. gibt es diesen Ring der Erinnerung, also eine eher künstlerische 
Art, mit Texten und mit in Stein gelegten Wegmarken, um an die 
Deutsche Teilung zu erinnern.

Hier ist Stapelburg zu sehen, dort ist auch auf der Straße die Teilung 
markiert. Ich glaube, wir haben an vielen Orten solche Wegmarken. 
Es wird an die Deutsche Teilung erinnert, aber nicht an das Thema 
Zwangsaussiedlung und das Thema Todesopfer. Es ist immer allge-
mein das Thema Deutsche Teilung, aber die Formen von Repression 
kommen konkret nicht zur Sprache.

Gedenkstafel in Sorge. Quelle: LzA Stapelburg. Quelle: LzA

Der Eiserne Vorhang und die europäische Teilung

Ich mache jetzt einen Sprung zum Thema Der Eiserne Vorhang und 
die europäische Teilung mit einer Karte, auf der man sehen kann, 
wie monumental das als Folge des Zweiten Weltkrieges gewesen ist. 
Eine Teilung durch ganz Europa, die durch den Europäischen Rad-

wanderweg Nummer 13 
nachempfunden wird, 
welcher im Grunde der 
Europaabgeordnete der 
Grünen Michael Cramer 
ins Leben gerufen hat. Er 
war vor einigen Jahren 
auch auf dem Bundes-
kongress. Er fährt den 
Wanderweg immer wie-
der ab und belebt und 
kommuniziert ihn.

Es gibt dazu auch Litera-
tur. Und natürlich versu-
chen wir in Sachsen-An-
halt diesen europäischen 

Radwanderweg zu markieren. Das ist gerade in den letzten Wochen 
im Landtag diskuƟ ert worden, weil hier einiges an Arbeit vor uns liegt.

Verlauf des Europäischen Radwanderwegs Nummer 13, 
Screenshot von: de.eurovelo.com/ev13

DokumentaƟ on eigener 
Touren auf dem Radwan-

derweg Nummer 13 durch 
den IniƟ ator Herrn Micha-
el Cramer, Screenshot von: 

bikeline Radtourenbuch 
Europa-Radweg Eiserner 

Vorhang 3 Deutsch-Deut-
scher Radweg – Verlag 

Esterbauer
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Wie machen das die anderen Europäer?

Hier sehen Sie Hartmut Tautz, einen Mag-
deburger, der beim Versuch des Grenz-
übertriƩ s in der Nähe von BraƟ slava von 
Hunden zerfl eischt worden ist. Dort ist zur 
Erinnerung an ihn ein Grenzdenkmal auf-
gestellt worden. Danach begann im Grun-
de erst die jurisƟ sche Aufarbeitung dieser 
im Ausland zu Tode gekommenen Deut-
schen. Diese Verfahren laufen jetzt. Das 
heißt, wir sind eigentlich noch gar nicht 
richƟ g bei der Erinnerungskultur, wir sind 
noch bei der jurisƟ schen Aufarbeitung. In 
den letzten Jahren – wir haben das auch 
im TäƟ gkeitsbericht gesagt – gab es in Tschechien eine ganze Reihe 
von Verfahren zur Anerkennung und zur RehabiliƟ erung. Staatsan-
walt ChrisƟ an Härtl ist derjenige, der das aus der StaatsanwaltschaŌ  
Weiden begleitet und mit dem wir sehr eng zusammenarbeiten.

Wie erinnern die Slowa-
ken sonst noch an den Ei-
sernen Vorhang? Das ist 
monumental, und das ist 
eine Formensprache, die 
versteht jeder. Sie sehen 
den Ort, an dem die Do-
nau in die March fl ießt. 
Und der Gedanke dahin-
ter ist: der Flüchtling hat-

Hartmut Tautz
Quelle: Privatbesitz Familie Tautz

Gedenkveranstaltung zu Ehren Hart-
mut Tautz mit Birgit Neumann-Becker, 
BeauŌ ragte des Landes Sachsen-An-
halt zur Aufarbeitung der SED-Diktatur 
Quelle: LzA

te schon Österreich vor Augen. Da auf der Insel, das war schon 
Österreich. Und wer dahin wollte, dem wurde in den Rücken ge-

schossen, und deshalb ist das sozusagen 
das Tor zur Freiheit, das zerschossen ist. 
Das ist die Sprache dieses Bildes. Und in 
den Sonnenschenkeln dieses Tores zur 
Freiheit sind die Namen derjenigen ein-
graviert, die man kennt und die zu Tode 
gekommen sind.

An derselben Stelle steht noch ein 
anderes, auch sehr monumentales 
künstlerisches Werk, das an die Todes-
opfer und an die europäische Teilung 
erinnert.

Das zerschossene Tor der Freiheit als Monument zum Gedenken in der Slowakei.           Quelle: LzA

Monument zum 
Gedenken an die Opfer der Teilung
Quelle: LzA
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Das nächste Beispiel steht in der 
Nähe von Brünn in Mikulov, wo wir 
ebenso Partner haben, mit denen 
wir zusammenarbeiten: 53  Ste-
len, acht Meter hoch, eine  Stele 
für ein Todesopfer. Das ist eine 
Formensprache, die klar macht, 
worum es geht. Vor zwei bis drei 
Jahren wurden für die NaƟ onen 
auch die Namen am Grenzwert 
aufgestellt.

Erinnerungskultur 
in Sachsen-Anhalt

Wir haben in Sachsen-Anhalt die-
se kleinen, von mir vorhin gezeig-
ten Harzer Tannen. Aber wir ha-
ben kein gemeinsames Denkmal 
für die an der Grenze zu Tode Ge-
kommenen. Und diese Einzelnen, 
die muss man fi nden. Doch es ist 

gar nicht so einfach, immer an die Stellen zu kommen, an denen je-
mand zu Tode gekommen ist.

Am 13. Dezember 2018 wurde durch eine Klasse aus dem Naumbur-
ger Domgymnasium in einer öff entlichen Veranstaltung ein Gedenk-
stein für ChrisƟ an Peter Friese zur Erinnerung und Mahnung gesetzt.

Hier sehen Sie ein sehr bewegendes Beispiel in Naumburg. Das ist 
zwar gar nicht an der Grenze. Aber der Naumburger ChrisƟ an Pe-
ter Friese ist auf die Idee gekommen, 1972 zu Heiligabend in Berlin 
über die Mauer kleƩ ern zu wollen. Das ist ihm nicht gelungen, und 
er ist erschossen worden. Und das Naumburger Domgymnasium hat 
ein Projekt zu ihm gemacht. Das ist der Gedenkstein, den die Schü-
ler für ChrisƟ an Peter Friese in Naumburg auf den Friedhof gestellt 

Erinnerungsstelen in Mikulov in der Nähe 
von Brünn                                        Quelle: LzA

haben mit einer sehr bewegenden 
Gedenkveranstaltung. Die nächs-
te GeneraƟ on, das sind tolle junge 
Leute.

Wir versuchen gerade unsere Aus-
stellung zu den Todesopfern in Ge-
denkstelen umzusetzen, von denen 
wir Prototypen entwickeln – das 
ist noch im Entwurfsstadium – die 
dann drei Meter hoch in der Land-
schaŌ  stehen und auf die die Na-
men der Toten aufgeschrieben sind, 
die auch an verschiedene Orte ge-
stellt werden können – sie müssen 
ja nicht nur an einem Ort stehen –, 
wo auch Kränze niedergelegt wer-
den können, wo man auch eine Ge-
denkveranstaltung machen kann, 
wo man Blumen oder Kerzen hin-
stellen kann.

Letzter Punkt zur Gedenkkultur: Wir haben jedes Jahr in Sachsen-An-
halt das jährliche Gedenken an die Zwangsaussiedlungen in Hötens-
leben, auch in diesem Jahr wieder. Dieses Jahr fi ndet es an ChrisƟ  
Himmelfahrt staƩ .

Es ist, glaube ich, auch wirklich ein Alleinstellungsmerkmal, und des-
halb waren die Grüße des Ministerpräsidenten vorhin auch nicht nur 
so als Höfl ichkeitsfl oskeln dahingesagt. Das ist ein Thema hier in der 
LandespoliƟ k in Sachsen-Anhalt. Wir haben die Tagung absichtlich 
vier Wochen vor der Gedenkveranstaltung in Hötensleben anbe-
raumt, um es in der Zwischenzeit kommunizieren zu können. Und wir
haben hier das jährliche Gedenken an die Zwangsaussiedlungen an 
der innerdeutschen Grenze an diesem Tag mit den Kränzen an den 
Panzersperren und Gedenkreden, auch häufi g Kulturbeiträgen von 

Gedenkstein für ChrisƟ an Peter Friese 
in Naumburg                    Quelle: unbekannt
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Schülerinnen und Schülern, um Ihnen einen kleinen Überblick zu ge-
ben, wie die Erinnerungskultur in Sachsen-Anhalt aktuell funkƟ oniert 
und was getan wird. Der nächste Beitrag macht das noch konkreter, 
weil wir zum Thema „Grünes Band. Vom Todesstreifen zur Lebensli-
nie“ in Sachsen-Anhalt gerade eine sehr inten sive Arbeit haben. Und 
Dr. Heidenreich vom Landesheimatbund wird uns jetzt zeigen, wie er 
vorhat, die Öff entlichkeit über dieses Thema zu informieren.

Kranzniederlegung in Hötensleben                                                                           Quelle: LzA

Panel Gedenk- und Erinnerungskultur
Vortrag: MulƟ mediaportal zum Projekt 
„Erinnerungskultur und Engagement am Grünen Band“

Vielen herzlichen Dank für die Einladung hier zu dieser Tagung, die 
ich wirklich sehr, sehr interessant fi nde. Ich selber bin noch relaƟ v 
neu in der Zeitgeschichte und fi nde das immer sehr faszinierend, 
wie die Geschicke von Menschen mit Geschichte zu tun haben. Es ist 
wirklich sehr bewegend für mich, diese ganzen Berichte und auch die 
Einordnung zu hören.

Der Landesheimatbund am Grünen Band – was macht der da? Der 
Landesheimatbund, für den ich arbeite, ist seit einem Dreivierteljahr 
der Dachverband von allen Vereinen in Sachsen-Anhalt, die sich in ir-
gendeiner Form mit regionaler Kultur beschäŌ igen und hat vor allem 
auch einen Schwerpunkt in der regionalen Kulturgeschichte. Es geht 
um die Erforschung von lokalen Bräuchen, Brauchtum, um die lokale 
Ethnologie, die von manchen noch Völkerkunde oder Volkskunde ge-
nannt wird. Musikkultur. Und so weiter und so fort.

Also der Landesheimatbund beschäŌ igt sich nicht nur mit rein histo-
rischen Themen, sondern auch mit der Frage, wie das heute gelebt 

Dr. Hauke Heidenreich
Historiker
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oder anders gemacht wird. Wir sind aber nicht weiter überrascht, 
dass diese lokale und regionale Kultur sehr stark mit der Pfl ege und 
mit dem Erhalt von Geschichte zu tun hat. Frau Neumann-Becker hat 
gesagt, es geht um die Frage, welche Denkmäler aufgestellt werden, 
woran gedacht wird. Und deswegen haben wir ein Projekt eingewor-
ben bei der Staatskanzlei und beim Kulturministerium des Landes 
Sachsen-Anhalt, das den schönen Titel trägt „Erinnerungskultur und 
Engagement am Grünen Band“. Ich betreue das Projekt als Referent 
für die nächsten zweieinhalb Jahre, die es noch beim Landesheimat-
bund angesiedelt ist.

Was machen wir da? Erinnerungskultur, zu der ich ErinnerungspoliƟ k 
sage, beschäŌ igt sich damit, wie aus der Gegenwart die Geschichte 
betrachtet wird. Wir haben natürlich schon häufi g gehört, man muss 
die Geschichte im Kontext sehen. Aber wir haben ja nicht nur die 
Geschichte, sondern auch die Leute. Die erinnerungspoliƟ sche Frage 
ist: Wer erzählt wie und worüber?

Und dann auch die Frage, die hier auf der Tagung zentral ist: Wer 
erzählt nicht und worüber wird geschwiegen? Wenn ich so an meine 
eigene Schul- und Universitätsausbildung denke, ich bin Historiker, 
kennt man meist nur herausragende Ereignisse: 1949, 1953, 1961, 
1989. Und das NarraƟ v ist: Die DDR wurde gegründet, und die DDR 
hat aufgehört zu exisƟ eren. Das Ende der Geschichte – das hat Fran-
cis Fukuyama mal gesagt – das kennt man.

Was wird nicht erzählt? Zum Beispiel das Thema 1952. Wir haƩ en 
es letztes Jahr mit der DebaƩ e um die Berliner Mauer zu tun. Dieses 
Jahr haben wir das Jubiläum der Grenzsicherung und der Zwangsaus-
siedlungen, also die Ereignisse, in denen die konkret lokale Kultur, 
mit denen sich der Landesheimatbund beschäŌ igt, von globalen po-
liƟ schen Ereignissen heimgesucht wird. Und die Frage ist dann: Wer 
kümmert sich um das, was bisher nicht erzählt wurde?

Das, was bisher nicht erzählt wurde, die Menschen, die nicht er-
zählen konnten, sollen zu Wort kommen. Das ist der erste Teil des 

Projekts „Erinnerungskultur und Engagement“. Wer kümmert sich 
um Aufarbeitung? Ganz klar natürlich die LandesbeauŌ ragte für die 
Aufarbeitung der SED-Diktatur, die UOKG, die SƟ Ō ung Gedenkstät-
ten selbstverständlich, die die GedenkstäƩ e Marienborn betreibt, 
die Landeszentrale für poliƟ sche Bildung, das InsƟ tut für Landesge-
schichte, was jetzt am Landesamt für Denkmalpfl ege entstanden ist, 
die SƟ Ō ung Umwelt und Klimaschutz, der BUND. Das sind Akteure, 
die sich darum auf Landesebene kümmern.

Aber wer stellt denn diese ganzen schönen Denkmäler und die Er-
innerungstafeln auf? Das machen Vereine, die zum großen Teil Mit-
glieder beim Heimatbund sind. Das bedeutet also Vereine, die sich 
in ihrer jeweiligen Region oder/und in ihrem jeweiligen Ort für die 
Erhaltung der Geschichte und der Kultur dieses Ortes einsetzen. Das 
sind Vereine oder IniƟ aƟ ven, die Museen betreiben, die Grenzwan-
derungen anbieten.

Frau Neumann-Becker hat eben schon Bilder davon gezeigt. Das sind 
IniƟ aƟ ven, die es teilweise seit den frühen 1990er Jahren gibt. Die 
Leute bemühen sich seit der Wende um die Aufarbeitung ihrer Ge-
schichte. Und das ist alles ehrenamtlich, also unbezahlt. Die Leute 
kriegen ProjektmiƩ el vom Land zur Verfügung gestellt, die sie bean-
tragen müssen, wo der Landesheimatbund auch eine gewisse Rolle 
spielt. Es geht um den Erhalt von Baudenkmälern, um die Dokumen-
taƟ on historischer Ereignisse, teilweise um die Sicherung von Quel-
len, um die DokumentaƟ on historischer Orte, etwa wenn es um die 
Maueröff nung geht, um die Grenzübergänge, die dann sukzessive 
entstanden sind.

Es geht um den Erhalt der Umwelt, um sanŌ en Tourismus. Das ist 
ein großes Thema in den letzten zehn Jahren gewesen. Historische 
Bildung und die erwähnten Grenz-Museen, Grenz-Ausstellungen, 
künstlerische Mahnmale wie in Übersfelde zum Beispiel. Das ma-
chen die Vereine alles ehrenamtlich. Ein großer Wust an Aufarbei-
tung, der jetzt sozusagen versammelt werden soll. Denn es stellt sich 
die Frage: Wer weiß eigentlich davon? Und hier kommt der Landes-
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heimatbund als einer der Akteure ins Spiel. Wir und alle Akteure auf 
Landesebene arbeiten auf Basis des Grüne-Band-Gesetzes von 2019, 
das hier schon öŌ er erwähnt worden ist. Wir haben eine Förderung 
von der Staatskanzlei und vom Ministerium für Kultur bekommen. 
Das bedeutet also, es steht die Frage im Raum für uns als Landes-
heimatbund, gefördert vom Kulturministerium, welche konkreten 
 Eff ekte der Zeitgeschichte, der DDR-Geschichte, jetzt in der Gegen-
wart bedeutend sind.

Zwangsaussiedlungen und vor allem die Frage, wie die Leute ihre 
materielle Lebensgrundlage, ihre Existenzgrundlage, ihre wirtschaŌ -
liche Existenzgrundlage verloren haben. Was sind also die Aufgaben 
des Landesheimatbundes, wenn es darum geht, Geschichte, die 
gerade aufgearbeitet wird, zu bündeln? Denn das macht der Lan-
desheimatbund, das ist vor allem ein Netzwerk-Verein, der mit For-
schungsinsƟ tuƟ onen zusammenarbeitet, wie eben dem Landesamt 
für Denkmalpfl ege.

Wir versuchen, historische Prozesse zu vergegenwärƟ gen. Wir versu-
chen das Engagement, was da ist, die Leute, die sich für RehabiliƟ e-
rung oder für Erinnerung einsetzen, sichtbar zu machen. Wir versu-
chen, ehrenamtliche TäƟ gkeiten darzustellen. Und wir versuchen vor 
allem die Akteure, die in diesen ganzen kleinen Orten an der ehe-
maligen Grenze akƟ v sind, an einen Tisch zu bringen, um dort der 
historischen Aufarbeitung der regionalen Kultur einen Rahmen zu 
geben, in dem die regionale Kultur über sich selbst hinauswächst als 
Teil dieser europäischen Geschichte, die Sie, Frau Neumann-Becker, 
ja eben erwähnt haƩ en.

Das Grüne-Band-Gesetz möchte, und das auch zu recht, dass Um-
welt- und ErinnerungspoliƟ k gleichwerƟ ge Faktoren sind. Das Grüne 
Band ist ein Naturschutzgebiet seit der Wende. Und es geht darum, 
beide Aspekte zu berücksichƟ gen. Dass es das Grüne Band gibt, ist 
teilweise auch den Umweltgruppen der DDR zu verdanken. Sie wa-
ren an der Schaff ung des Grünen Bandes auch als Naturschutzgebiet 
beteiligt.

Das bedeutet Pfl ege der Umwelt. Der Umgang mit Umwelt ist Teil der 
historischen Aufarbeitung dieses Grünen Bandes. Der Umweltschutz 
gehört zur historischen Aufarbeitung dazu. Es gibt eine Artenvielfalt 
am Grünen Band, die einzigarƟ g ist. Das bedeutet also, die Umwelt 
ist Kontext der historischen Aufarbeitung.

Die Arbeit der Naturschutzverbände am Grünen Band ist zu benen-
nen, die bis zum Grünen-Band-Gesetz einen Großteil der historischen 
Aufarbeitung gemacht haben. Das bedeutet also, wenn man sich mit 
Umwelt und Natur am Grünen Band beschäŌ igt, stolpert man über 
diese Denkmäler. Es geht darum, wie kann man gleichzeiƟ g das Grü-
ne Band als Ort der Geschichte und der Umwelt wahrnehmen.

Wie soll das jetzt passieren? Wie wollen wir die Inhalte gestalten? 
Wie wollen wir die Arbeit der Vereine eigentlich so bekannt machen, 
dass man sich informieren kann, wenn man vielleicht weit, weit weg 
davon wohnt? Wir haben als Landesheimatbund mit dem Kulturmi-
nisterium und der Staatskanzlei die Idee erarbeitet, ein Onlineportal 
über diese ganzen AkƟ vitäten am Grünen Band zu machen, das sich 
„Digitales BesucherInnen Zentrum“ nennt. Ein Onlineportal, durch 
das man sich umfänglich darüber informieren kann, was an der 
Grenze passiert ist, welche Personen und Akteure heute da zuständig 
sind, welche Akteure, Akteurs-Gruppen, Betroff enen-Gruppen dort 
arbeiten. Wie die Geschichte Teil der heuƟ gen poliƟ schen Auseinan-
dersetzungen, der sozialen Auseinandersetzungen sind.

Es soll darin anhand einer Karte das Grüne Band als KulturlandschaŌ  
gezeigt werden, auf der das Grüne Band Sachsen-Anhalt zu sehen 
ist. Aber das Grüne Band Sachsen-Anhalt ist nicht alles. Wir als Lan-
desheimatbund sind jetzt in Kontakt mit dem Niedersächsischen Hei-
matbund, um die Vereine auf der niedersächsischen Seite, die auch 
an die ehemalige Grenze erinnern, mit ins Boot zu holen.

Wir sind in Kontakt mit dem BUND, der sich in Brandenburg akƟ v mit 
dem Grünen Band beschäŌ igt. Es ist wichƟ g, dass diese Seite leicht 
verständlich formuliert ist, damit sie einen größeren Interessenten-
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kreis fi ndet. Das heißt, wir können nicht alle InformaƟ onen aufneh-
men, die wir haben. Wir können nicht jedes Baudenkmal abbilden 
oder jeden Turm an der ehemaligen Grenze. Es muss ein kriƟ scher 
Umgang mit Geschichte staƪ  inden.

Das bedeutet die Geschichte, die Einordnung der Geschichte, der 
persönlichen Erlebnisse in den damaligen Kontext und auch in den 
heuƟ gen Kontext, wie heute mit Geschichte umgegangen wird. Wir 
kooperieren mit dem Niedersächsischen Heimatbund und vielen 
anderen Akteuren. Und ich möchte auch Sie alle biƩ en: Wenn Sie 
Inhalte und Quellen haben, dann können wir gerne in Kontakt mit-
einander treten. Am Ende geben wir eine E-Mail-Adresse an.

Wir arbeiten mit der Agentur Knick Design aus Leipzig zusammen 
und haƩ en jetzt eine Online-PräsentaƟ on eines ersten Entwurfes, 
den ich Ihnen heute leider nicht zeigen kann, weil wir noch keinen 
Vertrag über die Weiternutzung dieses Entwurfes haben. Aber wir 
haben mit dieser Agentur auch einen sehr jungen Partner, der uns 
hilŌ , die Darstellung der Seite zeitgemäß zu machen, um die junge 
GeneraƟ on an dieses Thema heranzuführen. Es wird dazu am Ende 
des Jahres, gegen Weihnachten wahrscheinlich, eine erste Präsen-
taƟ on eines ersten Prototyps dieser Webseite geben. Und wenn es 
soweit ist, werden auch die entsprechenden Stellen noch informiert 
werden.

Vielen Dank an Sie alle und noch eine schöne Tagung uns allen.

Frau Neumann-Becker: Herzlichen Dank, Herr Heidenreich, für die-
se PräsentaƟ on. Es geht ja darum, wie können wir das, was man im 
Prinzip als ein schwieriges Flächendenkmal bezeichnen muss, wie 
können wir schwierige Orte, wie können wir schwierige Flächen 
kommunizieren und in Erinnerung behalten, in Erinnerung bekom-
men, was dort geschehen ist und gerade so eine Homepage, leider 
konnten sie diese und was damit eigentlich gemeint ist, jetzt nicht 

zeigen, sondern nur beschreiben. Bei dieser Homepage wird es aus-
schließlich um das Thema Grünes Band gehen, also sozusagen diese 
343 Kilometer in Sachsen-Anhalt als Teil dieses 12.000 Kilometer lan-
gen europäischen Teilungsgrabens.

Und wir wollen Sie jetzt gerne noch damit erfreuen oder Sie hoff ent-
lich dafür interessieren: Wir haben in der Behörde über längere Zeit 
ein Projekt mit unseren Freiwilligen. Wir haben jedes Jahr freiwillige 
junge Menschen, die zwischen Abitur und Studium oder generell ein 
OrienƟ erungsjahr machen. Die haben ein Projekt gemacht, das heißt 
„Orte der Repression“, und das steht schon online.

Da kann man sehen, welche Orte von Repression, also Orte der Un-
terdrückung in der DDR es in Sachsen-Anhalt zwischen 1945 und 
1989 gegeben hat. Also beides: SBZ und DDR. Und das wird auch 
gleich präsenƟ ert von unserem aktuellen FSJler, Herrn Rack.
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Panel Gedenk- und Erinnerungskultur
Vortrag: Vorstellung der Karte 
„Orte der Repression in Sachsen-Anhalt 1945–1989“

Wie schon von Frau Neumann-Becker angedeutet, haben wir in der 
Behörde ein Angebot, das sich unter anderem auch an junge Men-
schen richtet, aber eventuell auch an Sie, wenn Sie interessiert sind. 
Und zwar geht es um eine interakƟ ve Onlinekarte. Wir haben das 
Problem, dass, wenn man sich das Unrecht, das in der DDR passiert 
ist, ansieht, es ein wahnsinnig großes und wahnsinnig komplexes 
Themenfeld ist. Wie wir das auch heute schon unter anderem be-
sprochen haben, ist es das Problem, dass sich das unter anderem in 
den Lehrplänen überhaupt nicht wiederfi ndet.

Ich kann aus meiner Erfahrung reden, es war für mich wirklich scho-
ckierend, was ich im Rahmen des FSJ (Freiwilliges Soziales Jahr) 
gelernt habe, was damals in der DDR passiert ist. In der Schule be-
kommt man das überhaupt gar nicht mit. Und ich denke, ich kann 
für viele sprechen, dass es vielen jungen Leuten so geht, dass man 
überhaupt gar nicht weiß, was damals passiert ist.

Christopher Raak 
FSJler bei der BeauŌ ragten 
des Landes Sachsen-Anhalt 
zur Aufarbeitung der SED-Diktatur
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Mit dieser ProblemaƟ k im Hintergrund haben sich die FSJler vor mei-
ner Zeit hingesetzt und ein Projekt begonnen, und ich habe das über-
nommen. Im Grunde genommen geht es darum, dass wir z. B. aus 
Fachliteratur oder auch aus den Gefangenenakten der Gedenkstät-
te Hohenschönhausen Daten erarbeiten und diese auf einer Karte, 
nur mit dem Fokus auf Sachsen-Anhalt, zusammenfassen. Dadurch 
bekommen auch junge Menschen oder Leute, die nicht in diese 
Richtung gebildet sind, eine Übersicht, was hilŌ , die ThemaƟ k zu be-
greifen.23

Das ist die aktuelle Karte mit allen Datensätzen. Zusammen mit dem 
Landesamt für Vermessung und GeoinformaƟ on haben wir sie er-
stellt. Das Vermessungsamt stellt die Infrastruktur für die Karte, auch 
für die Website und von unserer Seite aus. Die LandesbeauŌ ragte 
erledigt die Recherchearbeit und die Öff entlichkeitsarbeit. Wir FSJler 
führen die Daten zusammen. Die Daten werden dabei standardisiert 
zusammengefasst in Tabellen, wie Sie die da sehen. Und dabei wer-
den erst mal nur die wichƟ gsten Daten, damit das Ganze nicht zu 
groß wird, auf einmal erfasst.

Die Daten werden dann noch mal kontrolliert und danach an das Ver-
messungssamt übergeben. Dieses pfl egt die Daten dann ein, und in 
Absprache mit uns werden sie dann letztendlich veröff entlicht. Hinzu 
kommt das Feedback der Leute, die sich die Karte angucken. Eventu-
ell wird korrigiert, falls sich doch noch Fehler eingeschlichen haben. 
Der aktuelle Erfassungsstand sind etwa 430 Datensätze mit ein biss-
chen über 50 Schauplätzen der Zwangsaussiedlung.

Es gibt natürlich noch mehr, aber wir konnten da leider keine gu-
ten Daten fi nden, um explizit Orte zu adressieren. Weiterhin haben 
wir auch die speziellen Einrichtungen der Jugendhilfe der DDR-Ju-
gendwerkhöfe, Durchgangsheime, Spezialheime, HaŌ anstalten, Ein-
satzorte von HaŌ zwangsarbeit, zum Beispiel, die Bezirksverwaltung 
und Kreisdienststellen des Ministeriums für Staatssicherheit und teil-

23 hƩ ps://www.geodatenportal.sachsen-anhalt.de/gfds/de/repressionsorte.html
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weise auch der Volkspolizei, zwei Speziallager, die miƩ lerweile nicht 
mehr auf dem Gebiet von Sachsen-Anhalt liegen, aber damals, und 
natürlich auch Orte, an denen Menschen im Zusammenhang mit ei-
nem Fluchtversuch ums Leben gekommen sind.

Und unten sehen Sie, was momentan in Planung ist bzw. wo die Er-
arbeitung läuŌ . Wir haben einmal Orte der Erinnerung bzw. Orte des 
Gedenkens. Da werden die Daten gerade eingepfl egt, das heißt: sie 
sind bald verfügbar. Wir arbeiten momentan am Verlauf der Sperrzo-
ne an der innerdeutschen Grenze, da ist die erste KonzepƟ on ferƟ g, 
und das Material wird bestellt. Zusätzlich möchten wir auch zu den 
bereits bestehenden Daten weiterführende InformaƟ onen, wie Bü-
cher, Zeitzeugengespräch und Bilder zur Verfügung stellen.

Was hat die Karte zu bieten? Einmal: Wir haben Sachsen-Anhalt in 
vier Grenzen, die es zwischendurch haƩ e. Einmal ist das Sachsen-
Anhalt in den Grenzen von 1947 bis 1950. Dann haben wir auch noch 
die Grenzen von 1950 bis 1952, dann die Grenzen, die bis 1989 aktu-
ell waren und dann die modernen. Und in Abhängigkeit von der Zeit 
lassen sich auch die Daten auswählen.

Da ist erst mal ein Datensatz ausgewählt.

Das ist die AkƟ on „Ungeziefer“ im nördlichen Sachsen-Anhalt. Wir 
haben das so visualisiert, dass wir einmal von den Orten, von de-
nen wir das wissen konnten, die Standorte eingezeichnet haben und 
dann allgemein noch mal in die Kreise die jeweilige Anzahl der Perso-
nen, die ausgesiedelt wurden. Außerdem sehen Sie da auf der Seite 
die Auswahlliste für die weiteren Daten, die Sie sich noch ansehen 
können. Auf der Karte sind alle Eintragungen in unterschiedlichen 
Farben vorgenommen, je nach Themenfeld.

In Rot zum Beispiel das, was überall in Sachsen-Anhalt zu sehen ist, 
das sind zum Beispiel die Bezirksverwaltungen und Kreisdienststel-
len an der Grenze. Die roten Punkte, das sind die Orte, aus denen 
zwangsausgesiedelt wurde. Und die Kreuze sind Orte, an denen 

Menschen im Zusammenhang mit einem Fluchtversuch gestorben 
sind. Dabei sind die Datensätze standardisiert erfasst. Es ist uns wich-
Ɵ g, dass wir die Quellen dazu angeben, zum Beispiel aus dem Buch 
von Rainer Potratz und Inge Bennewitz. Ansonsten lassen sich auch 
noch die Adressen fi nden, die historischen bzw. die aktuellen, falls es 
da Änderungen gab, und weitere Erläuterungen, zum Beispiel, falls 
das Gebäude gar nicht mehr exisƟ ert.

Die Karte gibt es einmal in der LuŌ ansicht, also mit Fotos. Und natür-
lich in einer Schwarz-Weiß-Ansicht, aber das sind nur die aktuellen 
Daten in der Schwarz-Weiß-Ansicht, auch die aktuellen Straßenna-
men. Die Karte hat mehrere Werkzeuge, mit denen man arbeiten 
kann, falls erforderlich, zum Beispiel die Flächenmessung und die 
Messung von Strecken. Man kann Adressen und Ortsnamen su-
chen und auch Flurstücke, falls man das braucht, zeichnen. Das sind 
dann die Zugangsdaten zur Karte: einmal oben die Internetadresse 
bzw. der QR-Code. Wir haben natürlich auch die Karten, die in der 
Tagungsmappe waren, die liegen vorne auf dem Tisch, falls Sie das 
interessiert.

Danke für Ihre Aufmerksamkeit.

Birgit Neumann-Becker: „Ganz herzlichen Dank, Herr Raak, für den 
Vortrag. Und danke auch für Ihren begeisterten Applaus. Der ist 
wirklich gerechƞ erƟ gt. Sie haben das hier in der Tagungsmappe, und 
das können Sie dann gleich ihren Enkeln zeigen. Da hinten ist der 
QR-Code drauf, und dann können die sich das angucken. Das sind 
hoch aufgelöste Karten. Wir haben das mit dem Landesamt für Ver-
messung und GeoinformaƟ on zusammen gemacht. Das heißt, wir 
haben die amtlichen Karten hier hinterlegt, und da können Sie sich 
genau Ihr Flurstück raussuchen. Das ist nicht Google Maps, sondern 
das sind die amtlichen Karten des Landes Sachsen-Anhalt, die hier 
hinterlegt sind.

Ich bedanke mich bei Ihnen allen für Ihre Aufmerksamkeit, für das 
Mitdenken, für das Vortragen, für das Fragen, für das Dabeisein. Wir 
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haben in der Vorbereitung gesagt: Wir haben ein schweres Thema, 
weil es um einen schwierigen Teil unserer Zeitgeschichte und unse-
rer Vergangenheit geht. Und deshalb wollen wir uns noch einmal in 
einer anderen Form zusammenfi nden, in der SebasƟ an-Kirche. Sie 
gehen unten raus und gleich über die Straße ist die SebasƟ an-Kir-
che zu fi nden. Mit einer kleinen Andacht und dem Reisesegen wer-
den wir uns voneinander verabschieden. Und dort wird auch Herr 
 Dombrowski, wir haben ja eine KooperaƟ onsveranstaltung mit der 
UOKG, dann auch als Vorsitzender der UOKG ein Schlusswort halten. 
Also in diesem Sinne schließe ich jetzt hier an dieser Stelle das Nach-
miƩ agspanel.

Auf Wiedersehen.

Andacht in der 
Kathedralkirche St. SebasƟ an

Im Namen des Vaters und des Sohnes und des Heiligen Geistes. 
Amen.

Der Sonntag, in den wir gehen, ist der Sonntag Misericordias Domini. 
Da geht es um die Barmherzigkeit des Herrn. Denn Christus spricht: 
Ich bin der gute Hirte. Meine Schafe hören meine SƟ mme, und ich 
kenne sie, und sie folgen mir, und ich gebe ihnen das ewige Leben. 
(Johannes 10,11a+27-28a).

Und weil wir in der österlichen Zeit sind, möchte ich gerne mit Ih-
nen auch ein österliches Lied singen. Wir haben schon Musik gehört, 
und jetzt wollen wir selbst singen. Das Osterlied „Wir wollen alle 
fröhlich sein“. Ich habe mich gefragt, ob das denn angemessen ist, 
nach diesen schwierigen Themen und den Traurigkeiten, dem Heim-
weh, über das wir auch gesprochen haben, dieses Osterlied – „Wir 
wollen alle fröhlich sein“ – miteinander zu singen. Aber ich glaube, 

Pfarrerin Birgit 
Neumann-Becker Fo
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es steckt eine Ɵ efe Weisheit in diesen Worten und in diesen Sätzen. 
Es geht nicht um betrunkene LusƟ gkeit, sondern genau miƩ en in der 
Beschwertheit hat Spangenberg dieses Lied geschrieben. MiƩ en in 
der Bewegtheit von Seuchen und Krieg geht es genau darum, auch 
fröhlich zu sein, fröhlich zu sein inmiƩ en des Schweren und sich 
ganz bewusst in diese Haltung, in die Osterfreude, hineinzubegeben, 
die den Tod überwindet. Ostern feiern wir immer im Angesicht des 
Schweren. Und deshalb lassen Sie uns dieses Lied mit allen Strophen 
singen. Das kann man nicht kürzen, das sind einfach fünf Osterlied-
strophen.

1) Wir wollen alle fröhlich sein
in dieser österlichen Zeit,
denn unser Heil hat GoƩ  bereit.
Halleluja, Halleluja, Halleluja, Halleluja.
Gelobt sei Christus, Marien Sohn.

2) Es ist erstanden Jesus Christ,
der an dem Kreuz gestorben ist;
ihm sei Lob, Ehr zu aller Frist
Halleluja, Halleluja, Halleluja, Halleluja.
Gelobt sei Christus, Marien Sohn.

3) Er hat zerstört der Höllen Pfort,
die Seinen all herausgeführt
und uns erlöst vom ewgen Tod.
Halleluja, Halleluja, Halleluja, Halleluja.
Gelobt sei Christus, Marien Sohn.

4) Es singt der ganze Erdenkreis
dem GoƩ essohne Lob und Preis,
der uns erkauŌ  das Paradeis.
Halleluja, Halleluja, Halleluja, Halleluja.
Gelobt sei Christus, Marien Sohn.

5) Des freu sich alle Christenheit
und lobe die DreifalƟ gkeit
von nun an bis in Ewigkeit.
Halleluja, Halleluja, Halleluja, Halleluja.
Gelobt sei Christus, Marien Sohn.

(Cyriakus Spangenberg (* 1528 - ꝉ 1604) – 
Wir wollen alle fröhlich sein)

Zu diesem Sonntag gehört der Psalm 23, den fi nden Sie auf der Rück-
seite des LiedblaƩ es. Ich möchte Sie einladen, ihn gemeinsam zu 
sprechen. Ich beginne mit den ausgerückten Versen, und Sie antwor-
ten mit den eingefügten Versen:

Der Herr ist mein Hirte, mir wird nichts mangeln.
Er weidet mich auf einer grünen Aue und führet mich 

zum frischen Wasser.
Er erquickt meine Seele. Er führet mich auf rechter Straße 

um seines Namens Willen.
Und ob ich schon wanderte im fi nsteren Tal, 

fürchte ich kein Unglück;
Denn du bist bei mir, dein Stecken und Stab trösten mich.
Du bereitest vor mir einen Tisch im Angesicht meiner Feinde.
Du salbest bist mein Haupt mit Öl und schenkst mir voll ein. 
Gutes und Barmherzigkeit werden mir folgen mein Leben lang, 

und ich werde bleiben im Hause des Herrn immerda. Amen.
(Psalm 23, Der gute Hirte)

Und das Evangelium für diesen Sonntag steht im Evangelium nach 
Johannes im zehnten Kapitel: 

Ich bin der gute Hirte. Der gute Hirte lässt sein Leben für die  Schafe. 
Der Mietling aber, der nicht Hirte ist, des die Schafe nicht eigen sind, 
sieht den Wolf kommen und verlässt die Schafe und fl ieht; und der 
Wolf erhascht und zerstreut die Schafe. Der Mietling aber fl ieht; 
denn er ist ein Mietling und achtet der Schafe nicht. Ich bin der gute 
Hirte und erkenne die Meinen und bin bekannt den Meinen, wie 
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mich mein Vater kennet und ich kenne den Vater. Und ich lasse mein 
Leben für die Schafe. 
(Johannes 10,11-15)

In der Osterzeit feiern wir die Auferstehung. Das Leben nach dem 
Tod. Und hier an diesem Sonntag geht es um die Barmherzigkeit, 
und die Barmherzigkeit des Herrn hat sich biblisch immer wieder 
im Bild eines GoƩ es dargestellt, der auf seine Schafe aufpasst. Der 
seine Herde zusammenhält und die verlorenen Schafe sucht. Wie 
eben gehört, der Hirte, der kann nicht verhindern, dass der Wolf 
sich auf die Herde stürzt. Er kann auch nicht verhindern, dass am 
Wege Risiken lauern. Der Hirte ist aber einer, der mit vollem Ein-
satz für seine Schafe eintriƩ  und sein Leben für sie lässt. Und das 
unterscheidet ihn von dem, der das für Geld macht. Der wirkliche 
Hirte wird alles geben und seine Schafe sicher nach Hause brin-
gen. Eine provokante Geschichte in unserem Zusammenhang, un-
serer Tagungsgemeinde. Denn natürlich fragen wir uns bei einem 
Unglück und noch mehr bei Unrecht – bei staatlichem Unrecht, 
das Menschen anderen willentlich zufügen –, warum das eigent-
lich geschehen ist und warum GoƩ  das nicht verhindert hat? Wo 
ist er denn in dieser schweren Zeit gewesen? Auf diese Frage, die 
so alt ist wie die Menschheit selbst, wollen der Psalm 23 und unser 
Evangeliumstext, die ja beide vom guten Hirten sprechen, zumin-
dest eine Antwort versuchen. Beide Texte sind nicht in Sorglosig-
keit und nicht in Sicherheit hineingeschrieben, sondern sprechen 
genau aus der Erfahrung von Angst, Not und Bedrängnis. Und letzt-
lich leben wir auch in einer langen Abfolge menschlichen Unglücks 
und Unrechts. Und das Bild vom guten Hirten stellt uns den Bewah-
rungswillen GoƩ es vor Augen, gegen Unrecht, gegen Chaos, gegen 
Bedrohung, gegen Vertreibung und Waff engewalt. Die Vorstellung 
vom guten Hirten ist ein Trostbild, ein Trostbild in schweren Zei-
ten. Und wohl deshalb gehörte der Psalm 23 zum unverrückbaren 
Kanon protestanƟ schen Konfi rmandenunterrichts, in der festen 
Hoff nung, den jungen Menschen Bilder und Worte mit ins Leben 
zu geben, die in schweren Zeiten halten. Wohl wissend, dass man 

diese jungen Menschen vor der Not und vor schweren Zeiten selbst 
nicht sicher würde bewahren können. Der Psalm 23 ist, da bin ich 
mir ganz sicher, von Menschen während der Vertreibung, während 
der Zwangsaussiedlung, auf der Flucht gebetet worden. Dort hat er 
seinen Sitz im Leben. Und auch wir können in diesem Sinne Getrös-
tete sein und uns trösten lassen. Amen.

Lassen Sie uns gemeinsam beten, so wie wir es von Jesus Christus 
gelernt haben.

Vater unser im Himmel, geheiligt werde dein Name, dein Reich kom-
me, dein Wille geschehe wie im Himmel, so auf Erden. Unser tägli-
ches Brot gib‘ uns heute und vergib uns unsere Schuld, wie auch wir 
vergeben unseren Schuldigern. Und führe uns nicht in Versuchung, 
sondern erlöse uns von dem Bösen. Denn dein ist das Reich und die 
KraŌ  und die Herrlichkeit in Ewigkeit. Amen. 
(MaƩ häus 6,9-13)

Bewahre uns, GoƩ ,
behüte uns, GoƩ ,
sei mit uns auf unseren Wegen.
Sei Quelle und Brot in Wüstennot,
sei um uns mit deinem Segen,

sei Quelle und Brot in Wüstennot,
sei um uns mit deinem Segen.
(Eugen Eckert [1985] 1987)

Es segne und behüte uns der allmächƟ ge und barmherzige GoƩ , der 
Vater, der Sohn und der Heilige Geist. Amen.
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Schlußwort

Die ganze Veranstaltung haƩ e nicht zum Ziel, uns alle in Depressio-
nen zu stürzen, sondern zu erinnern, aufzuarbeiten, zu planen, wie 
wir gemeinsam den Ball ins Tor bringen und zu einer Entschädigung 
kommen. Das Ziel war auch, GemeinschaŌ  zu zeigen, sich gegensei-
Ɵ g zu stützen, auch zu dokumenƟ eren, dass wir, dass Sie nicht allein 
sind und dass wir gemeinsam auch etwas bewirken können. Und ob-
wohl wir von erwachsenen, gestandenen Frauen und Männern so er-
greifende Schicksale gehört haben, ist es doch schön zu sehen, dass 
wir trotzdem Lebensfreude empfi nden und uns die KraŌ  nicht aus-
gegangen ist, um gemeinsam für GerechƟ gkeit zu sorgen und diese 
zu erreichen. Bedanken möchte ich mich natürlich auch bei den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern der UOKG. Sechs Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter haben wir aus Berlin mitgebracht, die vorbereitet 
und mitorganisiert haben. Herzlichen Dank auch dafür.

Ich möchte noch sagen, dass mir persönlich die ein oder andere 
Schilderung nahe gegangen ist, da wir selbst auf dem Land wohnen 
und wir auch eine Menge Tiere haben. Als ich den Film gesehen 
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habe, wie der Bauer, sagte, bevor er wegmusste, hat er den Pferden 
noch eine Schippe Hafer gegeben, hat sich verabschiedet. Da mag so 
manch einer denken: Ja, wie kann man sich von einem Pferd verab-
schieden? Menschen, die aus der LandwirtschaŌ  kommen, gerade 
aus der FamilienlandwirtschaŌ , die wissen, was damit gemeint ist. 
Für diese Menschen, für diese Bäuerinnen und Bauern sind die Tiere 
nicht irgendein Gegenstand, sondern sie gehören dazu. Sie werden 
wertgeschätzt, und man macht sich Sorgen, ob es ihnen gut geht. 
Und dadurch ist das für mich bedrückend. Wir haben selbst Pferde, 
und ich weiß, in der Adventszeit – auch wenn es dem Städter dann 
vielleicht komisch vorkommen mag – dann gehe ich auch in den Stall 
und hänge dort einen Stern hin mit Zeitschaltuhr. Die Nähe zur Land-
wirtschaŌ , zu den Tieren und letztendlich auch zur Schöpfung, ist 
bei uns begründet durch einen ausgeprägten Glauben an GoƩ . Der 
Glaube hat uns auch in DDR-Zeiten geholfen. Und wenn alles schief 
geht, dann haben wir Halt und Richtung und Trost auch gefunden im 
christlichen Glauben. Es hat den meisten jedenfalls geholfen, ohne 
die Probleme selbst zu lösen. Wenn wir erwarten würden, dass der 
liebe GoƩ  alle unsere Probleme löst, so viele Wunder kann er ja nicht 
jeden Tag vollbringen, wie auf der Welt jeden Tag und jede Stunde, 
jede Minute Unrecht geschieht.

Von daher Ihnen allen herzlichen Dank. Seien Sie versichert, dass wir 
uns sehr bemühen, Ihre Interessen, die auch unsere sind, so wahrzu-
nehmen, dass wir hoff entlich in den nächsten Monaten zu posiƟ ven 
Nachrichten kommen. Wir wissen alle als erwachsene Menschen: 
rückgängig machen kann man nichts mehr. Das ist völlig klar. Aber 
Respekt und Anerkennung gewinnen. Und ich weiß, ich habe das 
auch gleich in meiner Begrüßungsrede am Freitag schon gesagt: Sie 
tun es ja nicht nur für sich, sondern auch für Ihre Eltern, gegebenen-
falls für Ihre Großeltern. Ich darf Ihnen allen nicht nur danken, ich 
möchte Ihnen KraŌ  wünschen, dass Sie nicht aufgeben. Und immer, 
wenn Sie etwas haben, wo Sie meinen, dass Sie eine Idee haben, wie 
wir weiterkommen können. Melden Sie sich bei uns. Also seien Sie 
alle bedankt und GoƩ es Segen.

Dieter 
Dombrowski
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Danksagung

Zu einer gelungenen Durchführung einer Tagung gehören sehr viele 
inhaltliche Vorbereitungen, Absprachen und Arbeiten, die von vie-
len nicht wahrgenommen werden. Deshalb möchten wir an dieser 
Stelle unseren Dank für all die Beteiligten im Vorder- und Hinter-
grund ausdrücken.

Wir danken insbesondere allen Zeitzeuginnen und Zeitzeugen für 
ihre eindrücklichen Berichte während des Podiums, aber auch wäh-
rend der gesamten Tagung.

Wir danken allen ReferenƟ nnen und Referenten für ihre anregen-
den Fachvorträge.

Roncalli-Haus Magdeburg 

Wir danken allen Moderatorinnen und Moderatoren der Podiums-
gespräche für die kenntnisreiche Vorstellung der Beteiligten und die 
Leitung der sich jeweils anschließenden Diskussionsrunden.

Wir danken allen Beteiligten hinter den Kameras und Bildschirmen, 
die es Interessierten ermöglichten die Veranstaltung per Livestream 
und später auf YouTube UOKGNews zu verfolgen. 

Abschließend bedanken wir uns bei allen KooperaƟ onspartnern für 
die hilfreiche Unterstützung bei der Planung und Durchführung der 
Tagung und ein letzter besonderer Dank gilt der Direktorin der Bun-
dessƟ Ō ung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur, Dr. Anna Kaminsky 
für die fi nanzielle Förderung.
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